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Vorwort. 





Mehr als jemals iſt es gegenwaͤrtig, wo ſich freie, 
volksthuͤmliche Verfaſſungen uͤberall geſtalten, dringendes 
Zeit⸗Beduͤrfniß, den Voͤlkern Huͤlfsmittel darzubieten und 
Wge zu bahnen zur Erlangung richtiger Einſicht in die 
Natur und dad Wefen der öffentlichen Verhaͤltniſſe, na- 
mentlich folcher, welche, indem fie mehr oder weniger alle 
Klafien der Gefellfchaft berühren, von befonderd prakti⸗ 
ſchem Sntereffe für Alle find. Zu den Verhältniffen bie- 
fer letztern Art aber gehören unleugbar in ganz vorige 
lihem Grade die der Finanzen. 

Das Finanzwefen, fagt Neder, miſcht fid in 
Alles, es tritt mit Allem in Verbindung, ed hängt genau 
mit den überall verfchiedenen rechtlichen Verhaͤltniſſen 


s zufammen, e3 ergreift den Menfchen gerade vermittelft 
Sder thätigften und unveränderlichiten aller Triebfedern, — 
> des Eigennußed. Unbeftritten ift daher auch die hohe 
" Bedeutung dieſes Zweigs der öffentlichen Verwaltung, 
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unbezweifelt der Nutzen allgemein verbreiteter Aufklärung 
in feiner Beziehung. 

Infonderheit wichtig und einflußreic aber auf Die 
Wohlfahrt der Völker erfcheint derjenige Zweig der finan- 
ziellen Gefeggebung, welcher die Befteuerung zum Ge: 
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genſtande hat. Denn die oͤffentlichen Abgaben, unter 
welcherlei Namen und Form ſie immer vorkommen moͤgen, 
entziehen ſtets dem Buͤrger einen Theil ſeiner Habe, und 
wirken ſomit geradezu entgegen der Erweiterung ſeines 
Wohlſtandes und dem von der Natur in jegliches Men- 
fchen Bruft gelegten Streben nad) Werbefferung feiner Lage. 

Die Befteuerung, die Art und Weife, wie die dffent- 
lichen Abgaben im Lande vertheilt und erhoben werben, 
ift e8, von. welcher, wie nicht in Abrede zu ftellen, gar 
öfters in hohem Grade das Wohl und Wehe ded ganzen 
Volks, ja felbit defien Exiſtenz, abhängt, fie ift es, 
welche, wie Geſchichte und Erfahrung lehren, nicht felten 
die Hanpfurfache, die unmittelbare Weranlaffung ward 
zu Volks-Aufſtaͤnden und Staats-Umwaͤlzungen, die 
Duelle namenlofen  Unheild, was die Menfchheit betroffen. 

Unter den Srrthümern und Fehlern, welche fich Die 
Finanz: Gewalt zu Schulden kommen läßt, find daher 
auch die hinfichtlich des Steuerweſens die ſchaͤdlichſten und 
gefährlichften von allen; alle übrige drüden gewöhnlid) 
bloß einzelne Gewerbe, mithin auch nur einzelne Klaffen 
des Volks, aber falfche Maaßregeln der Befteuerung laften 
in der Regel unmittelbar auf Alle. Sind öffentliche Ab- 
gaben ſchon an fich ein Uebel, dann müflen Fehlgriffe in 
ihrer Beziehung begangen befonderd verderblid) wirken, 
indem fie dazu beitragen, dies Uebel noch ärger, drüden- 
der und unerträglicher zu machen. 

Es find aber die fomohl im Wolke wie bei den Re- 
gierungen herrfchenden Begriffe über die Finanzen und 
, namentlidy über das Abgabenmwefen allenthalben noch fo 
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unklar, ſo verworren und mangelhaft, es verrathen darin 
uͤberall ſelbſt die gebildeteren Klaſſen der Geſellſchaft, ja 
fogar die meiſten in dieſem Verwaltungs-Zweige ange: 
ftellten öffentlichen Beamten, einen fo geringen Grad 
echter Aufklärung, daß man ſich eben fo wenig wundern 
darf über die Einfeitigkeit der Urtheile, welche tagtäglich 
darüber vernommen werden, als über die Mißgriffe und 
Sehler, deren fi) die Regierungen fort und fort ſchuldig 
machen in diefer Beziehung. 

Nicht der Bli in den Spiegel der Gefchichte, nicht 
dad Beifpiel anderer Völker und Staaten, vermochte hie 
und da die Kegierungen, fi in dieſer Hinſicht von 
Irrthuͤmern, Zrugjchlüffen und Blendwerken frei zu hal: 
ten und ihnen die Wahrheit in ihrem vollen einfachen 
Glanze darzuftellen. Taub gegen die Mahnungen der 
Zeit, ja felbft gegen die Stimme der Vernunft, und ſchnoͤde 
mißachtend die Lehren der Wiffenfchaft, fahren fie fort, 
den Voͤlkern verderbliche Steuer-Gefege zu geben, Ge: 
feße, die, bereitd am Tage ihrer Verkündigung den Keim 
der Nichtigkeit in fi) tragend, durch ihre ephemere Dauer 
allein fchon den unzmweideutigen Beweis liefern ihrer Man- 
gelhaftigkeit und Werkehrtheit. 

Den Grund dieſer unerfreulihen Erfcheinung, Die 
Urfache diefer Unkunde im Finanzwejen glauben wir vor 
allem in der fo hoͤchſt dürftigen Verbreitung national- 
ötonomifcher Kenntniffe fuchen zu müffen, die fort- 
während unter allen Ständen und Klafien des Volks 
wahrnehmbar if. Nur Solche nämlidy, welche über die 
Elemente des National: Reichthums und uͤber die Bedin— 
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gungen feines Fortfchreitend gehörig aufgeflärt find, koͤn— 
nen für fähig ‚erachtet werden, über das Beſteuerungs⸗ 
Weſen irgend eines Landes ein fachgemäßes Urtheil zu 
fällen, und für berufen, Worfchläge zu thun zu deffen 
Verbefferung. Denn die National» Dekonomie ift es, 
von welcher alle Finanz: Maaßregeln ihre eigentliche Be: 
geundung, ihre lebte Rechtfertigung zu erwarten haben. 
Die Grundfäge der National= Delonomie bilden, wie 
Mac-Culloch (Principles of political economy) mit 
Recht behauptet, die leges legum, ex quibus, nad) 
Baco's Ausdrud, “ınformatio peti possit, quid in 
sıngulis legibus bene aut perperam positum aut con- 
stitutum sıt.” Das 2008 einer durch Minifter, unkun⸗ 
dig dieſer Wiffenfchaft, regierten Nation, fügt der britti- 
{he Staatögelehrte hinzu, ift ganz von Zufall und Laune 
abhängig gemacht ; gleich viel diefelben mögen ein gutes 
Verwaltungs-Syſtem annehmen oder ein fchlechtes. Neh— 
men fie ein gutes Syflem an, unkundig der Urfachen 
des Mohlftandes und Glüdes, was daraus entfpringen 
wird, dann ift es lediglich eine amtlidye Routine, was 
fie antreibt, fortzumandeln auf der Bahn, welche fie ein: 
mal betreten haben, und nehmen fie zufällig ein fchlechtes 
Syſtem an, dann werben fie eben fo wenig die Urfachen 
deö Elendes kennen, was folches unfehlbar herbeiführen 
muß, als die Mittel und Wege, demfelben wieder abzu: 
helfen. Nur eine tiefe und vertraute, nicht eine bloß ober: 
flaͤchliche, Kenntniß der richtigen Grundfäge und Folge⸗ 
rungen der National: Dekonomie kann den Staatömann 
in den Stand fegen, den Erfolg und die Wirkungen ver- 
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ſchiedener Inſtitutionen und Maaßregeln zu beurtheilen, 
und darunter diejenigen zu waͤhlen, welche der Wohlfahrt 
des Landes, dem Heile der Nation am meiſten entſprechen. 

Die wiſſenſchaftliche Begründung der Beſteue⸗ 
rungd= Lehre datirt fich erft von dem Zeitpunkte, da 
die National» Defonomie, aus ber fie ihr leitendes Prin⸗ 
zip zu holen und von ber_fie ihre Haupt » Grundfäge zu 
entlehnen hat, eine größere Entwidelung, eine vollkomm⸗ 
nere Ausbilduhg erlangt hatte. Vor dieſer Epoche war 
alle Befteuerungs - Nolitit in der That wenig mehr als 
eitel Plusmacherei. Man nahm faft überall vom Wolfe 
zur Dedung des Staats - = Bedarfs, mo immer etwas 
Nehmbares fi) vorfand, unbefümmert um die Frage: 
ob es aud) das Rechte ſey, forglos wegen der Folgen 
und Wirkungen diejes prinziplofen Nehmens. 

Die Steuer:Lehre ift ſonach als eine ganz neue 
Wiſſenſchaft zu betrachten, und es darf eben nicht befrem⸗ 
den, wenn in früherer Zeit fo häufig über öffentliche 
Abgaben und Leitungen die widerfinnigften Behauptun- 
gen aufgeftelt, die abgeſchmackteſten Lehrfäge geltend ge: 
macht worden. Aber heufiges Tags, nachdem bie Natios 
nal= Defonomie, Dank den Bemühungen Adam Smith’s 
und feiner Nachfolger, zu fo hoher Stufe der Vollendung 
gediehen, follte billigerweife Niemand mehr fich ein ab- 
fprechendes Urtheil erlauben wollen über Gegenftände, 
welche die Finanzen überhaupt und namentlich, das öffent: 
lihe Abgabenwefen betreffen, der nicht gehörig eingemei- 
bet ift in die Lehren und Grundfäße diefer erhabenen 
Wiſſenſchaft. Denn, wie Blinde von den Farben müffen 
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uͤber Finanzen und Beſteuerung urtheilen Die, welchen 
gründliche national = Öfonomifche Kenntniſſe abgehen, welche 
unfandig find der Elemente des National, - Reichthums 
und der Bedingungen feines Wachsthums. 

Leider zu lange fchon haben Empirie und Routine 
“eine überwiegende Stimme geführt bei der Verwaltung 
der Staaten, ed ift endlich einmal Zeit, daß fie Dies 
Vebergewicht verlieren und in die Schranken zuruͤckgewie⸗ 
fen werden, welche die Vernunft ihnen beflimmt. Wer: 
ſchwinden muͤſſen allmählig jene flaatöwirthfchaftlichen 
Borurtheile, die fo lange der Wohlfahrt der Nationen 
gefhadet und ihrem Fortſchreiten zu groͤßerm Reichthume 
und hoͤherer Kultur Hinderniſſe in den Weg gelegt haben; 
aufgeklaͤrt muͤſſen immer mehr Die, welche das Ruder 
führen, werden über die Natur und das Weſen des Reid) 
thums, über die Mittel, National-Wohlftand zu fchaffen, 
zu erhalten und zu vermehren, und überzeugt müflen vor 
allen Dingen bald die Staatöregierungen jeyn, daß bie 
Männer, denen der hohe Beruf zu Theil wird, über das 
Ganze ded Gewerbes, über öffentliche Leiſtungen, über 
Induſtrie und Handel die Auffiht zu führen und Verfü- 
gungen zu treffen, eingeweihet ſeyn muͤſſen in die Prin⸗ 
zipe der National⸗Oekonomie, damit fie wicht einfeitig oder 
nad) vorgefaßter Meinung verfahren, und, wie die Ge: 
ſchichte fo unzählige Beifpiele liefert, ganze Klaflen des 
Volks zum Opfer machen ihrer Unkunde und Beſchraͤnktheit. 

Es gehört zu den großen Sonderbarkeiten unferer 
Zeit, bemerkt wahr und treffend Beisler (Betrachtun- 
gen üb. Gemeinde » Berfaffung ıc. Worrede), daß, waͤh— 
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rend faſt Jedermann bie Eriftenz ber National: Dekono- 
mie und ihre folgenreiche Einwirkung auf dad Staaten 
leben mit dem Munde bekennt, während es zur flantd- 
gelehrten Dftentation gehört, fich bei jeder Gelegenheit 
auf folche zu berufen, dennoch fo wenige Befchäftsmän- 
ner fie zum Gegenftande eines umfaflenden Studiums 
machen. Gleihmwohl gehört diefelbe zu den am ſchwierig⸗ 
ſten zu ergmndenden- Wiffenfchaften, von welchen man 
nicht auf einem Streifzuge einige Partieen erobert, ſon⸗ 
dern welche man in ihrem ganzen Umfange fludieren muß, 
und bie nur dem fleißigen, vertrauten Forfcher ihre 
Wunder aufſchließt. — Aller Regierungen hat fi die 
fehr beflimmte Ahnung bemächtigt, daß es gewiſſe Grund⸗ 
fäbe der National: Dekonomie gebe, deren Anwendung 
allein den Wohlftand der Völker felbftftändig und dauernd 
zu begründen vermöge; gleichwohl ift die Scheu, Diele 
Grundfäße zu erforfchen und ihnen allgemeine Anwen⸗ 
dung zu verfchaffen, allenthalben größer als jene, auf’s 
gerade Wohl Verſuche mit den Voͤlkern zu machen, bie 
durch ſolche Verfuhe zu Grunde gerichtet werden, und 
die durch fie, da es doch einmal gejagt feyn muß, bereits 
um alles Vertrauen zu ihren Regierungen gekommen find. 

Was biöher der allgemeinern Verbreitung richtiger 
Einfiht in die National: Dekonomie und Finanzkunde am 
meiften im Wege geftanden, ift, wie wohl nicht zu leug- 
nen, der Mangel populärer Darftelungen, die Entbeh- 
rung einfacher und zugleich gründlicher Entwidelungen der 
vorzuͤglichſten zum Bereiche diefer Wiffenfchaften gehöri: 
gen Lehren, und ein Mangel der Art ift gerade in un- 
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fern Zagen ganz befonders erkannt und fühlbar gewor⸗ 
den hinfichtlich ber Lehre von der Befteuerung. 
Einem fo dringenden und allgemein gefühlten Be⸗ 
dürfniffe der Zeit nad) Kräften abzuhelfen, dem Yubli- 
Zum faßliche Lehrbücher in die Hände zu liefern über bie 
wichtigften Zweige der Nasionale Defonomie und Staats: 
wirthſchaft, war ſchon feit längerer Zeit des Verfaſſers 
eifriger Wunſch und ernfled Streben. Ald Ergebniß fei- 
ner Bemühungen in dieſer Hinficht Abergab berfelbe dem 
Publikum bereit im Jahre 1807 feine Theorie des 
Geldes und der Münze &eipz. b. Brodhaus), und 
im Jahre 1831 die Theorie und Politit des Han- 
dels. Ein Handbuch für Staatögelehrte und Gefchäfts- 
männer (Göttingen b. Dieterih). Beide ſtaatswirthſchaft⸗ 
liche Werke haben im In- und Auslande die gewünfchte 
Anerkennung gefunden, und find des ausgezeichneten Bei- 
falls berühmter Sachkenner gewürdigt worden *). Ihnen 


2) M. vergl. unter andern : 

1. binfihtlih d. Theorie d. Geldes u. d. Münze, die Re: 
zenfionen in d. Hall. Allg. Lit. Zeit. 1818 N. 86; Ienaer 
Allg. Lit. Zeit. 1818 N. 65, Leipz. Lit. Beit. 18% N. 226; 
Heidelberg. Jahrb. d. Literat. 1818, Febr; Hermes 
1819 Heft IN; Protokoll d. deutfhen Bundes » Vers 
ſamml. v. 14. Mai 1821. — 

2. binfihtlih der Theorie u. Politik d. Handels, ber Res 
genfionen ind. Hallefhen Allg. Lit. Zeit. 1833, Dez; Leipz. 
Lit. Zeit. 1831 N. 146; Allgem Handels =: Zeit. 1831. 
N. 100. 108:110,;, Blätter f. literär. Unterhalt. 1832. 
N. 6.7.8. 48. 49. 50; Ferrusac, Bulletin des Sciences, 
Sect. VI N.9, Sept. 1831; Kritifhe Blätter d. Börfen: 
halte 1833, Nov. u. Dez; Poͤlitz, Jahrb. d. Geſchichte u. 
Staatskunſt 1833. April; Allg. Repertor d. Literatur 
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fließt ſich das gegenwärtige Werl über das öffent: 
lihe Abgabenwefen an, bei defien Bearbeitung der 
Berfaffer von gleihem Geſichtspunkte wie dort, nämlich) 
von der Idee ausgegangen ift, eine an fi) abftrafte 
Biffenfchaft auf populäre Weife, in einer allgemein ver- 
ftändlichen, von ber Schulform möglihit entkleideten, 
Sprache im Lichte unferer Zeit zu fehildern, foldhe in fy- 
ftematifhem Zufammenhange zu entwideln und das Er: 
gebniß der Forfehungen darzulegen, welche darüber von 
den denkendſten Köpfen diterer und neuerer Zeit ange 
ftellt worden. 

Richtiger und zugleich gründlicher Einfiht in das 
Befteuerungs -Wefen bedürfen heut zu Zage in befonderem 
Grade Die, welchen in ihrer Stellung zur bürgerlichen 
Geſellſchaft der ehrenvolle Beruf geworden, ihre Mitbür- 


.. ger zu vertreten, welchen in dieſer Vertretung dad hohe 


Recht eingeräumt worden, an ber Regierung des Lan: 
des, an der wichtigften Funktion derfelben, der Gefeb- 
gebung, Theil zu nehmen. Das Bedürfniß diefer Klafle 
von Staatögliedern hat daher aud der Werfaffer bei 
Bearbeitung des vorliegenden Werks ganz vorzüglich in's 
Auge gefaßt. 

Es war, wie wohl Jedermann einſieht, Feine ganz 
leichte Aufgabe, den fpröden Stoff, welchen die Beſteue⸗ 
rungs⸗Wiſſenſchaft darbietet, mittelft der ſtyliſtiſchen Form 
fo zu behandeln, daß die Darftellung, ohne der Gruͤnd⸗ 
lichkeit Abbruch zu thun, felbft den an erniteres Studium 


f. 1831 8.3 ©. 352, Heidelberg. Jahrbücher d. Literatur 
1834, Januar. Ienaer Allg. Lit. Zeit. 1834. April. — 
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und tiefered Nachdenken minder gewöhnten Lefern Bar 
und lichtvoll erſcheine. Sollte ed daher auch, bei ber 
Schwierigkeit des Unternehmens, dem Verfaffer nicht über: 
al gelungen feyn, das Ziel, was er fich vorgefteckt, voll- 
tommen zu erreichen, fo darf er ſich doch wenigftens mit 
der Hoffnung fchmeicheln, daſſelbe bedeutend näher ge- 
ruͤckt und fomit der Wiflenfchaft und feinen Mitbürgern 
einen nicht unwichtigen Dienft geleiftet zu haben. 

Wie fehr übrigens des Verfaſſers Abficht dahin ge- 
richtet gewefen, alle Polemik gegen Anderödenfende in 
gegenwärtigem Werke möglichft zu wermeiden, fo hat folche 
doch nicht gänzlid) davon audgefchlofien bleiben Fönnen; 
denn ed lag im Plane des Verfaſſers bei Herausgabe 
dieſes Werks, mit der populären Entwidelung ber Be- 
fteuerungs -Wiffenfchaft zugleid) den Verſuch einer neuen 
Begründung, die Aufftellung eines neuen Syſtems derfel- . 
ben, zu verbinden; ed war ihm infonderheit Darum zu thun, 
diefer Wiffenfchaft eine neue, von den bisher gewohnten 
Grund -Anfichten in mehrfacher Hinficht abweichende, ſtaats⸗ 
wirthfchaftliche Unterlage zu geben. Ob? und in wie weit 
ihm folches gelungen, mögen Sachkenner entfcheiden, auf 
gänzliche Beiftimmung in allen Punkten rechnet derfelbe 
nicht, fein redliches Streben aber, die Wahrheit zu er: 
gründen, und fich vor Oberflächlichkeit, Parteifucht und 
Einfeitigkeit möglichft zu bewahren, wird hoffentlich Nie- 
mand verfennen. 

Kaffel, im Zunius 1834. 


Karı Murhard. 
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Theorie und Politik 
der 


Beſtenerunng. 


Einleitung. 


Di Lehre von ber Befteuerung ift der Zweig ber 
dinanzwiſſenſchaft, welcher fih mit der Staatd - Eins 
nahme, jedoch nur in fo weit befaßt, als folche durch 
Steuern befchafft wird; ganz außer den Grenzen ihres 
Gebietes liegt mithin fowohl die Lehre von derjenigen 
Etaats » Einnahme, weldhe aus andern Quellen z. 2. 
Domainen, Regalen ıc. entfpringt, als auch die gefammte 
&hre von der Staats-Ausg abe unddie vom Staats⸗ 
Saushalte im Allgemeinen. 


Mit der Theorie der Befteuerung, welche zunächft 
die Erörterung der Natur und des eigentlichen Weſens 
ber Öffentlichen Abgaben zum Gegenftande hat, ift die 
Politik derfelben, die Lehre von den Grundfägen und 
Regeln, welche von Seiten der Regierung in Bezug auf 
das Abgabenweſen zu befolgen und zu beobachten find, 
ſo eng verbunden, fo innig verwebt, daß eine ſyſtemati⸗ 
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ſche Trennung beider Lehren, eine abgeſonderte Eroͤrte⸗ 
rung derſelben nicht wohl Statt finden kann, ohne zu: 
gleich bald der Gründlichkeit, bald der Klarheit der Dar: 
ftelung mehr oder weniger Abbruch zu thun, darum 
haben aud) wir ed vorgezogen, Theorie und Politit 
der Befteuerung mit einander zu verbinden, und beide 
ungefrennt in dem gegenwärtigen Werke vorzutragen und 
zu entwideln. 


Unter Steuern find diejenigen Abgaben zu ver- 
ftehen, welche bie Staatö-Regierung Kraft ihres Ober- 
eigenthbums- Rechts vom Privat - Eigenthume der Staats 
genoßen fordert und erhebt zur Beſtreitung bes dffent: 
lichen Aufwandes, zur Befriedigung des Öffentlichen Be- 
darfs; es find bie gefeglihen Beiträge vom Vermögen‘ 
der Einzelnen, welche die Regierung denfelben abforbert 
zur Erreihung der Zwecke des Staated. Alle Steuern 
find fonah Abgaben, aber nicht alle Abgaben, wel: 
che von der Regierung erhoben werden, find zugleich 
Steuern. Um Begriffs-Verwirrung in biefer Hinficht 
zu vermeiden, miüffen wir gleih Anfangs den Unter: 
Thied genau in's Auge faffen, welcher zwiſchen beiden 
Statt hat. 


"Sn der weiteren Bedeutung des Wort ift Ab⸗ 
gabe das Gefhleht, wovon Steuer eine befondere 
Gattung ift, im engern Sinne aber begreift der Aus— 
drud Abgabe bloß diejenigen Wermögens = Leiftungen 
in fi), welche auf einem fingulären Titel, oder auf be- 
fondem Gegenleiftungen beruhen, wie z. B Gerichte: 
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md Verwaltungs⸗Gebuͤhren, Wege⸗, Hafen und Bruͤcken⸗ 
gelder zc., während unter Steuern die Beitraͤge ver: 
fanden werben, welche den Staatögenofien überhaupt _ 
oder gewiffen Klaſſen berfelben von der Meglerung ver: 
möge ihres Hoheits-Rechts abgefordert werden zur Er- 
mhung des Staatözwedd im Allgemeinen. Bloß die 
Mfentlichen Abgaben legterer Art, die eigentlichen 
Etenern find es, deren Natur und Weſen darzuftellen 
md zu erörtern, wir bei Bearbeitung des vorliegenden 
Bee: und zur Aufgabe gemacht haben. 


Um dieſe eben fo wichtige ald fchwierige Aufgabe 
ter Finanzlehre gruͤndlich und befriedigend zu loͤſen, hat 

und vor allem nöthig. gefchienen, einige allgemeine 
Tragen zu erörtern, die fich gleich Anfangs einem Jeden 
barbieten, welcher über den in Rede ftehenden Gegen- 
Hand Unterricht und Belehrung erwartet, die Fragen 
lid: \ 


1. Ueber Subjekt und Objekt der Beſteuerung. 


2. Ueber das Recht, Steuern zu erheben und die 
Pflicht, folche zu entrichten. 

3. Ueber die Wirkung der Steuern. 

4, Ueber die Grundlagen und Haupt « Be 
dingungen eines guten Abgaben » Sy- 
ſtems, und 


9. Ueber die pafjendfte Methode der Ein 
theilung der öffentlichen Abgaben. 
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Erſt nach vollſtaͤndiger Erledigung dieſer allgemeinen 
Punkte haben wir geglaubt, zur Eroͤrterung der einzelnen 
Beſteuerungs⸗-Arten übergehen zu dürfen, und zur nd 
bern Prüfung ber ftaatswirthfchaftlichen Syſteme, melde 
in diefer Hinſicht auf die Bahn gebracht worden. 


Unfer Werk zerfällt hiernah in drei Haupt =Ab- 
theifungen, wovon die erfte ber Befteuerung im 
Allgemeinen, die zweite den einzelnen Arten 
ber Befteuerung, die Dritte ben verſchiedenen 
Syſtemen derſelben gewidmet iſt. | 





Erite Abtheilung. 


Bon der Beftenerung im Allgemeinen. 








Erſter Abſchnitt. 


Bon den Subjekten der Beſteuerung 


L Ueberbaupt. 


As Subjekt der Beſteuerung iſt jeder Staate- 
genoſſe zu betrachten, welcher fteuerbares Eigenthum 
fit, wad von ber Landed-Regierung gefhügt wird. 
‚Inter Staatögenoffen aber in Bezug auf Befteuerung find 
ht bloß Die Staatd- Angehörigen und Diejenigen zu 
verfiehen, welche ihren Wohnſitz ober Aufenthalt im Lande 
haben, fondern auch Solche, deren Habe aus irgend 
nem andern Grunde, z. B. wenn fie durch das Land 
teilen, der Staaldgewalt, mithin dem Sbereigenthume 
des Staates, unterworfen iſt. 








IH. Snöbefontere. 
1. Bon den Staatöbürgern ald Subjelten der Befteuerung. 


Steuerpflichtig find, wie Behr (Lehre v. d. Wirth: 
ſhaft d. Staats S. 90) mit Recht behauptet, fämmt- 
übe vom Staate anerkannte und darum von ihm zu 
Kigende, mit einem ftehenden (Grund oder Kapital=) 
Bermögen verfehene Perfonen-Gemeinheiten (4.2. 
Etadt» und Dorf = Gemeinden, veligidfe wie politifche 
Geſellſchaften und Korporationen) eben fo gut wie alle 
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den Schuß bes Staates unmittelbar für ſich anſprechende 
Individuen ohne Unterfchied des Standes, und fleuer- 

pplichtig find‘ alle diefe Subjefte von ihrer ganzen Habe 
beftehe foldhe in Gütern oder Ertrag gewährenden Mech- 
ten, in Geld oder Gewerbögerechtfamen, kurz, von ihrem 
Vermögen im ganzen Umfange des Worts. — Nur 
gegen ganz Arme und gegen Solche, welche durchaus 
mehr nicht ald ihren abfoluten Lebensbedarf zu erar: 
beiten vermögen, Tann fehr begreiflich das Steuerrecht 
nicht geltend gemacht werden. 

Nicht die Wohlhabenden allein alfo, auch die Min- 
der-Bermögenden, ja felbft Die, welde ihre Arbeits- 
Kräfte Anderen gegen Lohn überlaffen, find zur Klaffe 
der Steuer-Subjekte zu zählen. Mit Unrecht nennt Luͤ— 
der jede Befleuerung dee Lohn- Arbeiter thöricht 
und verderblich. Diefe Arbeiter müflen freilich jede Ab⸗ 
gabe, welche ihnen auferlegt wird, won dem Lohne be- 
zahlen, den fie von ihrem Herrn empfangen, wenn aber 
diefer Lohn fo beträchtlich ift, daß er ihnen ein gutes 
Ausfommen gewährt, warum follte ein mäßiger Abzug 
davon ungerecht und für den Bezahler drüdend feyn? 
Verderblid) werden dergleichen Abgaben nur, wenn fie 
übermäßig hoch find, und wenn dabei nicht gehö- 
rige Rüdfiht genommen wird auf dad Einfommen 
der Arbeiter. 

Der Grundfaß, die Steuern für allgemeine Staats⸗ 
zwede muͤſſen von fämmtlichen Staatsgenoſſen aufge- 
bracht werden, leidet nah Kremer (Darflellung d. 
Steuerweiens) fo wenig eine Ausnahme, daß nicht ein= 


— - 
—1 








Zuſicherung der Steuerfreiheit ſelbſt einen 
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mal die phyſiſche Perſon des Regenten davon ausgenom⸗ 
men werben darf. Es unterſcheidet nämlich. dieſer Schrift⸗ 
ſteller den Regenten als lebendes Symbol der Staatsge⸗ 
walt von der phyſiſchen Perſon Deſſen oder Derer, durch de⸗ 
ren Daſeyn dieſes Symbol entweder perſonifizirt oder repraͤ⸗ 
ſentirt iſt, jenes in Monarchien, dieſes in Republiken. Der 
Regent als ſolcher, ſagt Kremer, kann nicht zu Steuem | 
verpflichtet ſeyn, weil er der Berechtigte iſt, er genießt 
nicht feinen Schutz, da er nicht um fein ſelbſtwillen vor- 
handen ift, fondern er ertheilt ihn an die Gefammtheit 
der Unterthanen. Aber die phyſiſchen Perfonen, welche 
die Depofitare diefer Würde find, werden ebenfalls buch 
diefelbe geſchuͤtzt, haben ihre eigenen Beduͤrfniſſe und Eön- 
nen fich deshalb dem Beitrage zu den Staatölaften nicht ' 
entziehen. | 
Mit dem Regenten ftehen die Staatöbeamten in 
gleicher Kategorie. Daß fie von ihrem fonfligen Wer: 
mögen glei, allen übrigen Staatögenofien feuern müffen, 
unterliegt Feinem Zweifel, aber auch rüdfihtli ihrer - 
Derfon und ihres Dienft-Einfommens koͤnnen fie wegen 
der in ihrer Perfon vorhandenen Duplizität nicht von 
der Beiſteuer entbunden werben, es wäre dann, daß bie 
Ihen ihrer 
Beſoldung ausmachte. Denn, wenn gleich ſie als Dele⸗ 
girte des Regenten nicht in dem Verhaͤltniſſe wie Unter⸗ 
thanen zum Staate ſtehen, ſo leben ſie doch ſonſt fuͤr 
ihre Perſon im Staate, genießen deſſen Vorſorge gleich 
allen uͤbrigen Unterthanen und beziehen ihren Gehalt als 
den Ertrag ihrer Kraftaͤußerung und Arbeit im Staate, 
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weshalb fie davon aud, wie jeder andere Unterthan 
von feinem Einkommen, ihren Beitrag zur Steuer ab- 
zugeben ſchuldig und verpflichtet find. 
' 
2. Bon den Fremden ald Subjelten der Befteuerung. 


Es Tann wohl Teinem Zmeifel unterliegen, daß auch 
Fremde, in fo weit fie Zheil nehmen an den Wohl 
thaten, welche die Schuß: Anftalten des Staates gewäh- 
ven, fleuerpflichtig find nad) Maaßgabe ihres Antheild 
an jenen Wohlthaten, denn fie find in dieſer Beziehung 
als wirkliche Genoſſen des Staates zu betrachten und als 
ſolche den naͤmlichen Öffentlichen Abgaben unterworfen, 
welche die Inländer zu entrichten haben. Wie gerecht 
aber eine folhe Gleichitelung der Fremden mit den In— 
Ländern erfcheinen muß, eben fo ungerecht erfcheint jede 
Abweichung von diefer Regel zu deren Nachtheile. Den: 
noch begnügen ſich fortwährend manche Regierungen da⸗ 
mit nicht, die Fremden gleih den Inländern zu be- 
fteuern, fondern glauben vielmehr, ihnen noch befondere 
Abgaben auflegen zu dürfen lediglich in Bezug auf ihre 
Eigenfchaft ald Fremde. 


Ein vorzüglid in unfern Zagen fehr beliebt gewor- 
denes Mittel, die Fremden als folche zu befteuern, ift 
der Zranfito oder Duchgangs- Zoll. Einleuch- 
tend iſt es, DaB Abgaben, weldhe der Staat für den 
bloßen Durchgang ausländifcher Waaren durch fein Ge- 
biet erhebt, fletd und immer von Fremden bezahlt 
werden; ed ift daher auch der Ort hier, zu unterfuchen, 
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was dad Recht fordere und was bie Staats - Klugheit 
rathe in diefer Beziehung? 

Die Rechtlichkeit der Auflagen auf ben Zranfito- 
Handel, fagt Soden, die Erhebung einer Steuer von 
fremden Nationen, möchte ſich überhaupt, den Kriegszu⸗ 
fland ausgenommen, ſchwer darthun laſſen. Die höhere 
Philofophie dürfte wohl behaupten, der Zranfito - Han- 
del fen ed vorzüglich, der das große weltbürgerliche Fa⸗ 
milien » Band unterhalte, allen Nationen gewähre er 
gleihe Vortheile, alle Nationen feyen dabei betheiligt, 
ihn zu entfeffeln, dem freien gegenfeitigen Zaufch der Ge⸗ 
außmittel zu begünftigen. 

So viel fcheint Elar zu feyn, urtheilt Jakob 
(Staatöfinanzwiffenfhaft $ 1184), daß andere Staaten 
einem zwifchen ihnen liegenden Staate nie das Recht zu- 
geftehen können, ihren Verkehr mit einander dadurch un- 
möglich zu machen, daß er ihnen die Erlaubniß des Durch⸗ 
gangs durch fein Gebiet verweigert. Denn Handel und 
Verkehr mit andern Völkern zu treiben, ift ein Haupt: 
mittel, um bie rechtmaßigen und allgemein wünfchens- 
werthen Zwecke der Nationen zu befördern, die Staaten 
koͤnnen daher unmöglic) irgend Semandem ein Recht ein- 
räumen, fie dieſes Mitteld willkuͤhrlich zu berauben. ine 
Macht, welche dem Verkehre der übrigen Staaten unter 
einander ein folches Hinderniß entgegenfeßen wollte, würde 
mit Recht von ben übrigen Völkern ald eine feindfelige 
Macht angefehen werden, welche fie durd Krieg nöthi- 
gen koͤnnten, ihre feindfelige Gefinnung aufzugeben, oder 
die fie zur Nachgiebigkeit zwingen, ober, wenn fie ihr 
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Prinzip nicht fahren ließe, vernichten und ausrotten koͤnn⸗ 
ten, Iſt nun dies auf Wahrheit gegründet, dann wird 
auch jede mwillführliche Erfchwerung des Voͤlker-Verkehrs 
als ein feindfeliger Angriff auf andere Voͤlker, die ba- 
durch leiden, angefehen werden müflen. Eine ſolche Er- 
fhmwerung würde ed aber unflreitig feyn, wenn ein Staat _ 
ben Durchgang von Fremden, ihrer Fuhrwerke und Waa⸗ 
ven mit fo hohen Durchgangszöllen belegen wollte, daß 
diefe Zölle einem Verbote des Verkehrs nahe oder ihm 
gleich kaͤmen. Deshalb können die Staaten einem andern 
Staate unmöglich verflatten, die Perfonen und das Ei- 
genthum ihrer Unterthanen willkuͤhrlich mit Tranſito⸗-Ab⸗ 
gaben zu belaften, und eine ſolche willführliche Belaftung 
kann nicht anderd denn ald ein wahrer Friedensbrudy un= 
ter ziviliſirten Nationen angefehen und betrachtet werben. 

Wo Völker mit einander in einer vechtlichen Ge— 
meinfchaft ſich befinden, fügt Jakob (a.a. DO. 81186) 
hinzu, da muß das Prinzip gelten: Daß jedes Ver— 
fahren eined Staates gegen andere rechts— 
widrig fey, weldhes, wenn ed allgemein be 
folgt würde, den Verkehr der Völker unter 
einander zerftören, und fie um die wefentlid- 
ften ihrer Zwede bringen würde Nach diefem 
Prinzipe kann ed daher auch nicht für Hecht erkannt 
werden, wenn ein Staat, weldyer dem andern zum Durch⸗ 
gange beim Verkehre mit anderen Ländern dient, dieſen 
Durchgang benugen wollte, um deren Perfonen und Ei- 
genthbum nah Willlühr mit hohen Abgaben zu belegen. 
Waͤte ein ſolches Syſtem allgemein angenommen (und 
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es muß augemein angenommen werben fönnen, wenn es 
unter den Rechtöbegriff paſſen fol), fo würde eine Zer- 
ſtoͤrung des Handeld und Wandeld und alles Verkehrs 
unter den Völkern daraus folgen. Denn, wenn jeder 
Staat die durchgehenden Waaren und Perfonen mit ho⸗ 
hen Steuern belegen wollte, fo würden in einem Reiche, 
wo zehn und mehr Gebiete berührt werben müffen, ehe 
man an das Land Fommen kann, wohin man will, ie 
Durchgangsſteuern ſich wie ein Schneeball häufen und 
bafd fo unerfchmwinglid) werben, daß aller Verkehr auf- 
hoͤren müßte. Ein In feinen Folgen die Staatözwerke 
_ zeftörendes Prinzip muß aber nothwendig ungerecht und 
verwerflich feyn. 
| Derfelben Anfiht wie Jakob huldigt auch Hart- 
leben. Das Durchziehen durch ein Land, ſagt derjelbe 
(Geichäftsteriton. Art. Durchfuhr oder Tranſit) wird 
bei wilden Völkern aus Scheu und Furcht gar nicht ge⸗ 
faftet, daher Eonnte man 3. B. noch nicht in das In⸗ 
nere von Afrika dringen. Bei Barbaren geht ed eher 
an, man ift jebod großen Räubereien und beftändigen 
Loskaufungen ausgefeßt. Auch in Deutfchland war es 
noch fo während des Mittelalters. Die Burgbefiger lauer⸗ 
‚ ten auf ihren Bergen oder in Wäldern auf durchziehende 
Handbelsleute ,‚ um fie zu berauben. Als der Landfriede 
eintrat, ſetzten gedachte Burgbefiger auf die Grenzen 
ihrer Gebiete Schrankbaͤume, und ließen fi) fomit den 
Durchzug ablaufen. Dies ahmten in der Folge aud) die 
Bürften nad. In der Art entitanden die Durchfuhr⸗ 
oder Rranfitzölle. Auf den Reichstagen wurden viele 





Klagen dagegen geführt, da fie ben Handel erſchwerten, 
weshalb man verſchiedene Milderungen derſelben vor: 
kehrte. Unterdeſſen beſtehen ſie gegenwaͤrtig noch uͤberall 
und zwar ohne allen zureichenden Grund, den man doch 
nicht in dem bloßen Vortheile fuͤr die Staatskaſſe oder 
die Chatoulle des Regenten ſuchen kann. Die Menſchen⸗ 
rechte und bie allgemeine Gaſtfreundſchaft möchten gebie: 
terifch fordern, daß man den Menfchen und Ihren Waa⸗ 
ren die Durchfuhr frei geftatte, denn warum fie hindern ? Ä 
Auch flreitet es felbft gegen die Politik, fie zu hemmen 
oder zu erſchweren. Durch Handel und Wandel erhöht 
fi) da5 Leben, der Binnen-Verkehr eines jeden Landes, | 
fomit auch der allgemeine Wohlſtand, der höhern Werth 
hat als die veichgefüllte Staatskaſſe. Der Durchfuhr 
durch das Land Hinderniffe in den Weg legen, ift dem | 
Verfahren eines Gaftwirths aͤhnlich, welcher den Gäften 
fletö feine Thuͤre verfchließt; dieſelbe ganz frei laſſen, 
den Zranfitzoll ganz aufheben, möchte alfo hier der reine 
Staatö-Grundfaß feyn, wie er auch in der baierfchen 
Ständeverfammlung von 1822 mehrfeitig in dieſer Art 
befprochen aber noch nicht feftgeftellt worden. 
Duchgangs- Zölle find Raub: Zölle, fagt 
Zachariaͤ (Bierzig Bücher vom Staate B.V. &.440), 
und doch ift ed in Deutichland faft dahin gefommen, 
daB man auf einen jeden Grenzpfahl feßen Eönnte: In— 
hospitabilis Caucasus. Schiffbare Fluͤſſe, welche ein 
Land von dem andern fcheiden oder welche ihren Weg 
zum Meere durd) mehrere Länder nehmen, Straßen, 
weldye durch ein Land in ein anderes führen, find oder 
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follten von Rechtswegen das Gemeingut aller bei der 
Benugung biefer Flüffe und Straßen betheiligten Natios 
nen ſeyn. Dürfte fi) irgend eine Nation einen Theil 
des Erdbodens jo zueignen, daß fie den Verkehr unter 
den übrigen Nationen hemmte oder unterbrähe? Waas- 
ven, die durch das Land geführt werden, find besiegen 
nicht Beftandtheile des Nationalvermögend. — Die räus 
berifche Natur diefer Zölle offenbart fi) auch dadurch, 
daß es an einem Maaßftabe für die Beſteuerung der Durch: 
fahr gänzlich gebriht. Man nimmt, fo viel man neb- 


wen kann, ohne die Straßen zu veröden. Man nimmt 


anveilen noch mehr, in der Hoffnung, ſich durch den 


Wſatz der inländifchen Produkte im Audlande zu ent 


ſchaͤdigen. Die Gefchichte des deutſchen Zollweſens, auch 
die neueſte, enthält Thatſachen, weldye, wie ich zu un- 
feree Ehre hoffe, die Nachwelt nicht glauben wird. 

So viel von der Rechtlichkeit der Tranfit- Zölle, 
wir haben nun noch zu prüfen, was die Staatöflug- 
beit vathe in ihrer Beziehung? Irgend ein -volfs: 
virthſchaftlicher Zweck tft bei diefee Art von Be: 
ſteuerung gar nit denkbar, fie kann daher audy nur 
in Betraht Tommen in finanzieller Beziehung. Es 
deabſichtigt naͤmlich die Regierung durch Einführung fol- 
ber Zölle, von dem Auslande eine Abgabe zu erzwin- 


‚gen, der dieſe fich nicht wohl entziehen Eönnen. Der- 


gleichen Abgaben aber Fönnen, wenn fie zu body und 

ohne gehörige Beruͤckſichtigung der Orts-Verhaͤltniſſe an- 

gelegt ſind, dem Zwiſchenhandel wie dem Speditions⸗ 

Geſchaͤfte des Volks in hohem Grade nachtheilig und 
v 2 
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verberblich werden. Die Finanzwirtbfhaft, bemerkt So⸗ 
den in diefer Hinfiht, hat ſich ald Prinzip einzig an 
die Idee des Nehmens gehalten, ba, wo für den 
Augenblid zu nehmen ift, nirgend aber mehr ald bier 
gleicht ihr Syſtem der Zabel des Henne mit den 
goldenen Eiern. Jede Beſchwerung des Durchfuhr⸗ 
handels widerſpricht geradezu den Geſetzen der National⸗ 
dkonomie. Die Hemmung dieſes Handels durch Impo⸗ 
ſten kann nur die Folge haben, daß die fremden Natio⸗ 
nen, ſo weit die Erhoͤhung der Frachtkoſten es nur im⸗ 
mer geſtattet, den impoſtirenden Staat zu umgehen ſu⸗ 
chen, alſo neben Vernichtung der Vortheile der Durch⸗ 
fuhr auch den Impoſt vernichten. Selbſt beim Waſſer⸗ 
Tranſporte, noch mehr aber beim Land-Tranſporte wird 
jeder Schritt des freien Verkehrs von Segen triefen, und 


auf zahllofen Wegen, unter zahllojen Formen, Stoff zur. 


Arbeit und Lohn bderfelben im Lande erzeugen. Wen 


z. ®. Großbritannien feine Erzeugniffe durch ganz Deutfch= 
land Stalien zuführt, find es dann nicht die Britten, 


die Staliener, welche den Lohn bezahlen, den diefer Trans⸗ 


port den Deutfchen gewährt? 


Nicht unbedeutend find die Wortheile, welche ber 
bloße Durdhfuhr = Handel einem Lande gewährt. Es 


bringt derfelbe Gewinn: 1. den Kaufleuten, welche die 
Förderung der Waaren durch's Land übernehmen, 2. 
Denjenigen, weldye im Lande mit der Durchfuhr mittel- 
bar oder unmittelbar befchaftigt find, als Fuhrleuten, 
Schiffen, Wirthen ꝛc. 3. den Ur= und indgflviellen Pro⸗ 
duzenten, deren Erzeugniffe dabei verzehrt oder gebraucht 
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werden. — Einen je weiteren Raum die Waaren durch⸗ 
ziehen, beito mehr Vortheil gewaͤhrt dieſer Handel dem 
Lande. Auch hat derſelbe oͤfters eine Verſtaͤrkung des 
Waaren-Abſatzes in's Ausland zur natuͤrlichen Folge, in⸗ 
dem die Durchfahrenden nicht allein Gelegenheit geben, 
Sandes- Erzeugniffe bequem und wohlfeil weiter zu ſchaf— 
fen, fondern auch dem Auslande dieſe Erzeugniffe Fennen 
Ihren und in Erfahrung bringen, welche von bdenfelben 
nah andern Ländern mit Nutzen verführt werden Eönnen. 
ge lebhafter das Zranfito = Gefchaft betrieben wird, deſto 
umfafiender wirft dajjelbe auf die Werthſchaffung und 
die Betriebfamkeit des Volks zurüd. Won den Summen, 
welche beim Zranfporte zu Land und zu Waffer verzehrt 
md verbraucht werden, nährt ſich das fabrizirende Ge- 
werbe; Tropfenweiſe, durch hunderterlei Röhren faugt 
es den erquicenden Thau, ber immerwährend träufelt, 


„ab jede Thaͤtigkeit, von ber Heinlichften bis zur groͤß— 


tn, allmählich unterhält und belebt. Diefer ameifenar- 
fige, nie ftodende, Verkehr ift öfters für die Einzelnen 
wie für daS Ganze bei weitem zufräglicher, als wenn 
mit Einem Male großer Gewinn im Handel und eben 
fo fchnel große Stockung erfolgt. | 

Es follten demnach billigerweife die von den Frem⸗ 
den für den Durchgang ihrer Waaren durch das Land 
zu erhebenden Gebühren nie die Natur eigentlicher 
Steuern annehmen, fondern immer nur ald Abgaben 
betrachtet werden, welche der Staat ald Erfab der Ko- 
fin, die teils die Errichtung theild die Unterhaltung 
gewiſſer Öffentlicher Anftalten, wie 3. B. Kunftftraßen, 

| 2 * 
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Bruͤcken, Häfen, Kanaͤle ꝛc. veranlaßt, von Denen zu 
fordern berechtigt iſt, welche ſich dieſer beſonderen An⸗ 
ſtalten zu ihrem Vortheile bedienen. Wenn daher von 
jeder Schiffstonnenlaft oder von jeder Pferdelaft ein Durchs 
gangszoll erhoben wird, der den Vortheilen, welche ber 
* Durchgang durch unfern Stadt ben fremden Gütern ge- 
währt, angemeffen und nad) ber Zahl der Meilen oder nad) 
dem Verhältniffe der Unterhaltungskoften der Wege, Ka⸗ 
näle ıc. beftimmt ift. dann ift gegen eine folhe Auflage 
rechtlicher Weife durchaus nicht3 einzuwenden; denn Fein 
Fremder Fann verlangen, daß ber Staat ihm umfonft 
dienen folle. Nie haben wohl Fremde ed unbillig gefun- 
den, dergleichen Abgaben zu entrichten, und wären biefel- 
ben auch fehr hoch angefeßt, fo dürften fie fich denond nicht 
befehweren, in fo fern diefe Abgaben zugleich die Staats. 
Angehörigen träfen, denn jede Regierung hat dad Recht, 
die Öffentlihen Anftalten im Lande nach eigenem Ermef- 
fen einzurichten. Stets und immer aber muß eine foldye 
Auflage dem Begriffe einer Koften- Entfchädigung anzu⸗ 
paffen feyn, fol fie nicht geradezu ald Verlegung des 
Voͤlkerrechts fi) ankündigen und als eine Ungerechtigkeit 
gegen das Ausland. 


gens iſt indeß als fleuerbar zu betrachten bloß die eine, . 


Zweiter Abfhnite 


Bon den DObjeften der SBefteuerung. 


als Objekt oder Gegenftand ber Beſteuerung 
ft einzig und allein dad Vermögen ber Staatö: Ge: 
nofien zu betrachten, aber nicht jegliches Wermögen ber: 
felben ift fteuerbar,, fondern nur foldhes, was innerhalb 
der Grenzen des Ctaatögebietes befindlich iſt; denn nur 
diefes Tann vom Staate gefhüßt werden; wo aber Fein 
Schutz möglih, da ift auch Fein Recht. denkbar zur Be 
ſteuerung für Gewährung des Schußes. | 

Unter Bermdgen ift übrigens alles zu verftehen, 
was von Jemandem ausſchließlich befeflen werden ann. 
Daffelde iſt entweder perföünlich oder. fahlih. Zu 
jenem gehören die Naturgaben bes Menſchen, feine 
angeborenen und erworbenen Kräfte und Fähigkeiten, fo 
wie auch alle wiljenfchaftliche, Tünftlerifche und mechani⸗ 
Ihe ertigkeiten, die fi) Demand zu eigen gemacht hat. 
Zu diefem find alle außer dem Menfchen vorhandene 
Dinge zu rechnen, welche derfelbe befißt und worüber 
er als ihm eigenthümlic, verfügen kann. 

Von den zwei erwähnten Gattungen des Vermoͤ⸗ 


welhe das. fachliche Vermögen in fi) begreift, dic 


Dinge nämlid), welche außer dem Menfchen vorhanden 
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und dergeſtalt in feiner Gewalt befindlich find, daß er 
Darüber verfügen und feine Steuer-Obliegenheit Daraus 
erfüllen kann, die aber felbft Leine Perfönlichkeit haben, 
mit einem Worte die Sachen, welde dem Steuer: 
pflichtigen zugehören. | | 

Schon im Worte abgeben ift, wie im Hermes 
(Nr. IV.) richtig bemerkt wird, enthalten, Daß die Steuern 
nur das fachliche Vermögen, nicht die Perfon ange 
hen, da diefe weder ganz noch theilweife abgegeben werden 
kann. Leiſtungen, zu deren Verrichtung die Staatöbür: 
ger perfünlich verpflichtet find, Dienfte aller Art, gehoͤ⸗ 
ven fomit auch nicht zur Kategorie der Steuern. Daß 
die Abgabenpflichtigfeit Feine perfönliche, an die Pers 
fon gebundene fen, erhellt ſchon daraus, daß Feine Ver: 
pflihtung zum Unmöglichen obwalten kann. Wer nichts 
Sachliches hat, kann auch nicht abgeben. Die Abga- 
benpfliht tritt alfo erft in die Wirklichkeit, wenn das 
phyſiſche Vermögen dazu vorhanden ift. 

Das fteuerbare Vermögen der Staatögenoffen ift 
zweifacher Art: Stamm: Bermögen (Kapitalftod) 
und Einktommen Unter Stamm » Vermögen 
oder Kapitalftod find alle im Privat - Eigenthume 
befindlichen Kräfte zu verftehen, aus deren Anmendung 
oder Benußung werthvolle Dinge irgend einer Art, 
(Süter, Genußmittel) hervorgehen. Unter Ein 
fommen werden die Güter, oder Genußmittel verftan- 
‚den, welde aus der Anmendung jener, den Kapitalftock 
oder das Etamm » Vermögen bildenden, Kräfte hervor⸗ 
gegangen find. 
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Beide gedachte Gattungen des Vermoͤgens find faͤ⸗ 
big, ald Gegenftand der Beſteuerung gebraucht und be- 
nutzt zu werden, es fragt fih nur, welcher von beiden, 
ob dad Stamm: - Bermögen (der Kapitalftod) oder 
ob dad Einfommen, und rüdfichtli des erfteren, ob 
der Kapitalftod felbft, oder deflen reiner Er: 
trag, die Rente, bei der Beſteuerung zum Grunde 
zulegen, am rathfamften fey? Mit forgfältiger Prü- 
fung und Erörterung diefer Frage hat ſich ganz vorzüg- 
lih die Befteerungs - Theorie zu befaffen, denn von 
der richtigen oder fehlerhaften Löfung derfelben hängt al- 
Ienthalden mehr oder weniger die Güte oder Mangel 
haftigkeit des Steuerſyſtems ab, was im Lande anges 
nommen wird. 











Dritter Abfhnitt 


Von dem Rechte zur Erhebung und der Pflicht 
‘ zur Entrihtung der Steuern. 


Sol die Befugniß der Staatsregierung zur Erhe⸗ 
bung von Steuern näher geprüft und erörtert werben, 
dann bietet fi) vor allem die Frage zur Beantwortung 
dar: Iſt die Steuer mehr Sache des Staatsrehts 
oder mehr Sache der Nationalölonomie? mit an 
dern Worten: Gebührt jenem oder dieſer die Haupt⸗ 
ftimme bei Feftflelung der öffentlichen Abgaben? Um 
dieſe Frage richtig zu Iöfen, muß zwifchen ber fittlichen 


Verpflichtung zur Steuer und zwifchen dem Grunde ber 


Möglichkeit ihrer Entrihtung unterfchieden werden. Die 
Steuer «Pflicht ift Sache des Rechts und von der 
Nationalökonomie unabhängig, der Steuer» Grund aber 
beruht auf der Leiftungs-Fahigkeit, deren Beurtheilung 
lediglich in’s Gebiet der Nationalökonomie gehört. Die 
Abgabenpflicht tritt erft in die Wirklichkeit, wenn das 
phyfifhe Vermögen in die Wirklichkeit getreten if. Wer 
kein ſolches Vermoͤgen befigt, iſt vechtlid) abgabenfrei. 
Beide Wiffenfchaften alfo, das Staatöreht und die Na⸗ 
tionalöfonomie vereint, müffen die Normen abgeben zur 
Beflimmung des Umfangs der Befteuerung. 

Bei Adam Smith findet man die Anfiht, daß. 
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die Abgabe in rechtlicher Hinfiht ein Tribut für die 
Vortheile fen, welche bie Öffentliche Gewalt den Bürgern 
leifte, und daß aus diefem Grunde Die Abgabe von Rechts» 
wegen in Verhaͤltniß ftehen müfle zu den befondern Vor ' 
theilen, die jeder Bürger bezieht. Da nun die Wohl- 
habenden mehr Wortheile von der Öffentlichen Ordnung 
haben als die Unbemittelten, fo fey ed gerecht, daß die 
Einkünfte, welche man in und durch den Staat genieße, 
den Maapftab lieferen für die Abgaben. 

Niht ohne Grund wird die Richtigkeit dieſer An- 
fiht von Schön (Grundfäge d. Finanz ©. 61) beftrit- 
ten. Es ift nicht einzufehen, fagt derfelbe, daß fo geift- 
reihe Schriftiteller, wie Krehl und Sismondi auf 
jenes Raifonnement Adam Smith's ſchwoͤren Tonnten. 
Beim erften Blicke zeigt ſich deſſen Oberflächlichkeit und 
Unwahrheit. Ein brittifcher Kapitalift würde ſich fchwer 
überreden laſſen, daß er die meiften Vortheile vom Staate 
ziehe, und vielleiht auf die Armen beuten, benen das 
Land jahrlih an fieben Millionen Pfd. Sterl. Unter⸗ 
füsung zahlt. Ein amerifanifcher Gentleman würde auf . 
alle Vortheile verzichten, die er von der Regierung be- 
zieht, und vorfchlagen, ohne Regierung einen Verſuch zu 
machen. Ein Franzofe würde ſich in Deflamationen ge- 
gen eine rechtliche Ordnung der Dinge ergießen, die dem 
Einen mehr Vortheile gewährt ald dem Andern, umb 
von diefer Seite den höhern Tribut der Reichen verwerfen. 
Gewiß laͤßt fich Die Gerechtigkeit in einen Dingen, alfo 
auch nicht in den Steuerfachen, auf den bloßen Nutzen 
grimden. Wäre es nicht in der Vernunft, in der Na- 
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tur der Sache gegründet, daß die Abgabe ſich nad) der 
Fähigkeit zu geben richten müfle, fo würde dieſe fo ger 
bräuchliche Ableitung gar nicht beftehen können. So 
aber fagt Jedem ein dunkles Etwas, daß die Sache 
richtig fey, und man überredet fi, daß es auch die 
Gründe find. Man erkennt, daß die Steuern und Die 
Staats-Vortheile wirklich durch die Natur der Sache 
in einem gewiſſen Werhältniffe flehen müflen und man 
geftattet fofort den Schluß, daß die höheren Vortheile 
der Rehtögrund der höheren Abgabe feyn follen. 
Krönke, Kremer und Andere gehen gar fo weit, 
dad Steuermaaß in die vom Staate: geleifteten befonde= 
ren Bortheile zu fegen! Danken wir aber Gott, daß 
die Menfchen fi) wenigftend auf bie angegebene Weife 
von der natürlichen Verbindlichkeit der Reichen zu hoͤhe⸗ 
ven Abgaben überzeugen, fonft koͤnnten wir ed noch er= 
leben, daß die Reichen nad) dem Vorfchlage Seeger’s 
(Verfuh üb. d. vorzüglichfte Abgabenfyfiem,) für ihre 
höheren Abgaben und nur für diefe höhere Gerecht⸗ 
fame und Antheile an der Herrſchaft begehren, und das 
blanke Metall zu ber geftaltenden Subſtanz bed ges 
fammten Staatöwefens erheben. Die liberale Schule 
Frankreichs ging lange darauf los. — Ä 
Wie jeglicher Verein, fo hat auch der Staats: Bers 
ein zu feiner Erhaltung und Fortdauer einen Koftens 
Aufwand nöthig, der von den Genoffen ded Vereins bes 
ftritten werden muß. „Sterben und Abgaben entrichten,’ 
„fagt Franklin,” „muß man überall.” Die öffentli- 
hen Abgaben find nicht Tribut, welchen bie Etaatöge- 
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noſſen ber Regierung zu entrichten haben, ſondern viel- 


mehr billige Beitraͤge zu dem gemeinſchaftlichen Aufwande 
der großen Geſellſchaft, deren Glieder ſie ſind. Dieſer 
Aufwand iſt fuͤr alle Klaſſen der Buͤrger nuͤtzlich, da⸗ 
her ſind auch Alle verbunden, zu deſſen Beſtreitung 
beizutragen nach Maaßgabe ihrer Kraͤfte. Die Geſammt⸗ 
maſſe dieſer Beiträge iſt ein Theil des National⸗Ver⸗ 
moͤgens, welchen das Geſetz zur Beſtreitung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Aufwandes beſtimmt hat. 

Es knuͤpft ſich das Beſteuerungs-Recht der Regie⸗ 
rung unmittelbar an den Zweck, an die Beſtimmung der⸗ 
ſelben, durch den Öffentlichen Willen, d. h. durch die 
Gefege, die gefellfchaftlihe Ordnung zu begründen und 
aufrecht zu erhalten. Keine Regierung, jagt Friedrid 
I, Eann der Steuern entbehren, fie ſey republitanifch 
oder monarchiſch, ihr Beduͤrfniß wird durch die Form 
der Regierung nicht geändert. Die Obrigkeit, welde 
fih) mit den öffentlichen Angelegenheiten belaftet, muß zu 
leben haben, die Richter müffen bezahlt werden, damit 
fie nicht. in die Verfuchung gerathen, aus Recht Unrecht 
ju machen; der Soldat will unterhalten jeyn, wenn 'er 
niht Gemwaltthat verüben fol, und eben fo müffen Die- 
jmigen, welche die Finanzen zu behandeln haben, gut 
bezahlt werden, damit die Noth fie nicht zwinge, das 
öffentliche Einkommen mit Untreue zu verwalten. Dies 
alled muß freili vom Wolke erhoben werden, aber bie 
große Kunft beiteht darin, ed fo zu erheben, daß fi 
die Bürger dadurch nicht gedruͤckt fühlen. 
> Mir flellen eine unfinnige Forderung auf, fagt 
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Luͤder (Meb. Nationalinduſtrie y. Staatswirthſch. B. 3. 
S. 504), wollen wir im Staate leben und nichts fuͤr 
die allgemeinen Beduͤrfniſſe hergeben; wir woͤllen dann 
den Zweck ohne die Mittel. Die Herrſcher koͤnnen ihren 
hohen Beruf nicht erfüllen, verſagen wir ihnen die Mit- 
tel, fie Lönnen ihren hohen Beruf nur zum heil erfül- 
len, bewilligt die Nation nur einen Theil der erforder- 
lichen Koften. So gewiß es ift, daß das Vaterland für die 
Bürger nichts thun Tann, thun die Bürger nichts für das 
Baterland, fo gewiß ift ed auch, daß der Staat um fo 
weniger um die Bürger fi) befümmern, alfo um fo 
mehr die Bürger ſich felbft überlaffen muß, je weniger 
von dem Einkommen der Unterthanen der Landeskaſſe 
zufließt. Eben die Urfachen, welche die Mittel des Er- 
werb8 vermehren, welche den Zleiß beleben, welche den 
Produkten Auswege eröffnen, waren und find ed auch, 
welche dem Staate neue Bebürfniffe fchaffen, und ihn 
zur Einforderung größerer Beiträge von feinen Mitglie- 
gern nöthigen. — Abgaben und mit unferm Wohlſtande 
und unferer Kultur fteigende Abgaben find unvermeidlich. 
Unfere Herrſcher koͤnnen ihren hohen Beruf nicht erfuͤl⸗ 
len, ohne Abgaben einzuheben, und das Volk, das ſich 
weigerte, Abgaben zu entrichten, würde den Etaaf auf 
löfen. Es ift alfo Pflicht der Herrfcher, Abgaben zu 
erheben und Pflicht der Unterthanen, fie zu entrichten. 

Wie verfchieden aber die Anfichten der Staatöge- 
lehrten über den Zweck des Staats waren, eben fo 
verjchieden mußten auch ihre Anfichten feyn über den 
Grund des Befleuerungs » Rechts des Staates 
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md über ben Grund der Steuerpflicht der Staats 
genofien. Bald wird derfelbe daher von ihnen in den 
Schub des Staates gelegt, den die Buͤrger zur 
Grreihung ihrer Zwede genießen, bald in den Genuß 
der Staat - Anftalten, fo daß der Maaßftab für 
die zuläffige Größe der Steuern in der Höhe dieſes Ge 
aufles gefucht wird. — Graf Soden, der den Staatö- 
zweck in dad Streben nah Wohlitand und Genußvoll⸗ 
tommenheit legt, findet den Grund der Steuer: Pflicht 
in biefem Bohlftande und in diefem Genuffe 
ſelbſt, deſſen Größe zugleich den Maaßſtab für die Größe 
der Steuern bilde. Es dürfte indeß, wie Malchus 
mit Recht bemerkt, diefe Meinungs -Verfchiedenheit zu- 
legt auf einen ganz müfligen Wortſtreit Hinauslaufen, 
der zu keinem praftifchen Refultate führt, weil, es mag 
der Genuß ber Staats» Anftalten oder die Erſtrebung 
von Wohlſtand und von größerer Genußvolllommenheit 
als Zweck ded Staatövereind betrachtet werden, ber er⸗ 
ftere wie ber leßtere immer nur unter der Garantie des 
Staates möglich iſt. 

Nah Malhus if das Recht der hboͤchſten 
Staatsgewalt zur Einforderyng von Abgaben in ihrer 
Pflicht zur Anordnung, Unterhaltung und Vervollkomm⸗ 
nung aller Anftalten begründet, durch deren Vorhanden⸗ 
feyn, die Möglichkeit einer vollftändigen Erreichung ber 
weientlichen Zwecke des Stoatövereind bedingt ift; Die 
Pflicht dee Staatsgenoffen aber zu ihrer Entrich⸗ 
tung tft begründet in ihrer Theilnahme an bem Staats: 
Yetine als einer Werbindung zus Erſtrebung ‚gemrinfa: 


mer Smwede, aus welcher bie Pflicht aller feiner Mitglie- 
ber zum verhältnigmäßigen Beitrage zu dem Aufwande 
folgt, der für die Begründung und Erhaltung der In⸗ 
ftitute und Anftalten, durch welche feine Wirkſamkeit be- 
dingt ift, erforderlich feyn fann, und in dem Gebraude 
und Genuffe diefer Anftalten. Es ift diefe Pflicht eine 
unbedingte, ohne andere Modififationen als diejeni- 
gen, welche fich aus, der Natur und aus der Beſtimmung 
diefer Anftalten ableiten, in wie fern fie naͤmlich für Die 
Grreichung folher Zwecke, welde Zwecke aller Staats- 
genoffen find, oder aber nur für die Erreichung befon- 
derer Zwecke einzelner Klaffen oder Mitglieder des Staats: 
vereind, die Daher auch allein nur zur Befchaffung der 
für deren Begründung und Erhaltung erforderlichen Mit- 
gel verpflichtet feyn Fönnen. 

Dem gedachten Schriftfteller zufolge gehört die Er- 
Örterung der Frage über den Grund jenes Rechts der 
hoͤchſten Staatsgewalt, fo wie über den Grund ber diefem 
echte gegenuber ftehenden Pflicht der Staatögenoffen 
durchaus nicht zu den Aufgaben ber Finanzwiffenfchaft, 
Für fie beſteht nach ihm Beides ald etwas Gegebenes, 
ohne eine andere Beſchraͤnkung bei Ausübung des erſte— 
ven, als daß durch diefelde die Gerechtigkeit, welche ber 
Staat jedem Einzelnen ſchuldig ift, nicht verlegt, und 
daB dadurch die Staatdangehörigen in ber Verfolgung 
ihter Zwecke nicht mehr befchräntt werden, als für die 
Erreihung des allgemeinen Zwecks nothmendig if. Zu- 
gleich erheifcht das Intereſſe Aller, daß die Quellen von 
öffentlichem Einkommen möglichft gefchont werden, wei 
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eine Gefährdung ihrer Nachhaltigkeit zugleich die Mög- 
lichkeit der fortwährenden Erfüllung der Staatözwede 
gefährden würde. | 

“ Gründlih hat Kremer (a. a. D.) dad Recht der 
Beſteuerung abzuleiten verfucht aus ber der Regierung 
obliegenden Pflicht zur Einrichtung und Unterhaltung aller 
derjenigen Anftalten, welche der Zweck des Staats er- 
heifcht; den Zweck ded Staates aber febt er in die mög- 
lichſte Beförderung der eigenen freien Thätigkeit feiner 
Bewohner zur Steigerung der menfchlihen Kultur, mit- 
bin auch zur Erzielung aller der Mittel, welche dazu 
dinlich find. Es ift daher nad) ihm das Befteuerungs- 
recht ein wefentliher Ausflug der Regierungs - Gewalt 
und kann nur dem Staatöoberhaupte zuftehen. Diefem 
Rechte entfpricht die Verbindlichkeit der Unterthanen zur 
Steuer = Entrihtung, die aber Feine uneingefchränfte 
und willführliche feyn kann, weil ed überhaupt kein will- 
kuͤhrliches Recht auf Leiltungen gibt. Da die vom Staate 
za errichtenden und zu unterhaltenden Anflalten entweder 
unmittelbar den Förtbeftand des Ganzen, aljo mittelbar 
fammtliche Staatögenoffen, angehen, oder zunaͤchſt nur 
sum Beten einzelner Klaffen derfelben dienen, und in 
dieſem alle entweder Allen oder nur Einigen zu gut“ 
fommen, fo muß auch die Verpflichtung zum Beitrage 
für die betreffenden Anftalten entweder allen Staatöge- - 
noffen ober nur einigen obliegen. Alle Glieder des Staa⸗ 
teö, welche zum Staatö-Oberhaupte in irgend einer Art 
von Yntertband » Verhälniffe flehen, find demnach zur 
Erhaltung der wefentlihen Staats -Anftalten Steuern 
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zu entrichten ſchuldig, zur Erhaltung der außerordent- 
lihen aber nur Diejenigen, welche daran Theil nehmen, 
Diefe legteren bei Seite geſetzt ift alfo die Steuerpflicht 
eine ganz allgemeine, von der Bürgerpflicht unzertrenn= 
bare, fo daß redhtliher Weife Feine Steuer - Befreiung, 
d. h. keine Aufhebung jener Verpflichtung beftehen kann, 
wenn gleich die Erlaſſung eines beflimmten Steuerbe⸗ 
trags ald Kompenfation zuläjfig feyn mag. 

Wenn der Staat, urtheilt Jakob (a. a. D. $ 481), 
eine zur Erreichung der wefentlichen - 3mede der Men 
fchen nothwendige Anftalt ift, dann muß ed aud Pflicht 
jeyn, zu wollen, daß berfelbe ſich in den Beſitz aller 
derjenigen Mittel feße, ohne welche er feine Zwecke nicht 
erfüllen EFann. Nun muß aber der Staat durdhaus ein 
gewiffes Einkommen haben, oder über ein beftimmtes 
Bermögen gebieten Eönnen, wenn er die Pflichten, die 
ihm obliegen, erfüllen fol; alfo muß es auch allgemeiner 
Wille ſeyn, daß ihm diefes Vermögen oder ein fo großes 
Einfommen, ald zur Erfüllung feiner Pflichten nöthig 
ift, gefichert werde. Iſt daher eine Staatsmacht ge- 
Schaffen und in diefer das Recht und die Pflicht begrün- 
bet, die Staatözwede zu realifiren, dann ift auch in ihr 


"dad Recht und die Pflicht begründet, ſich die Mittel zu 


verfchaffen, welche zu dieſer Realifirung nothwendig find. 
Wenn nun das Einkommen des Staates aus feinen Do- 
mainen, Kapitalen und Regalen entweder nicht zurei- 
hend it, und auf Feine gerechte Art erweitert werben 
fann, oder wenn ſolches unzwedmäßig befunden wird 
und Die nationalöfonomifchen Prinzipe ed fordern, dafs 
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man jene Mittel aufgebe oder das Einkommen daraus 
beſchraͤnke, weil auf ſolche Weiſe ein größeres Einfom: 
men für die Nationalglieder erzeugt werben Tann; fo 
Laßt fich Beine gerechtere und zwedmäßigere Methode er- 
finnen, das Einkommen des Staates zu vergrößern oder 
zu begründen, ald das Nöthige durch angemeffene Bei- 
träge aus dem Vermögen oder Einkommen ber Einzel- 
nen zu fammeln d. i. dad fehlende und nöthige Staats— 
Einkommen durd Abgaben vom Privat-Wermögen zu: 
fammen zu bringm. Staatd- Abgaben find alfo nichts 
anders als Antheile des Privat = Vermögens, die der 
Staat zur Ausführung feiner Zwecke verlangt; und das 
Recht des Staats, dergleichen da zu fordern; wo ed zur 
Ausführung der Staatszwecke nöthig ift, folgt unmittel- 
bar aus dem Weſen der Staatsmacht ſelbſt. 

Das Recht der Regierung, fagt Behr (a. a. O.) 
von dem Volle die zur Dedung des Staatsbedarfs er- 
forberlihe Steuer- Summe nicht etwa, wie ed fonft ge: 
ſchah, zu erbitten, noch, wie eö jet hie und da noch 
geſchieht, als einen unbedingt ſchuldigen Tribut zu er- 
preffen, ſondern um feiner felbftwillen zu verlangen, 
geht ar hervor aus ihrer Pflicht, ihrem Auftrage ges 
mäß den Zweck des Staats, Schuß und Sicherheit des 
Aechts, zu erſtreben, was ohne den Beſitz der Produf: 
tin-Bedingungen dieſes Effekts ſich nicht bewerkftelligen 
laͤßt, und die Pflicht des Volks, diefe Summe beizu- 
feuern, ift ein unmittelbarer Ausflug feiner Einigung 
zum Stange und feines Willens, vom Staate gefhüßt 
zus werden, denn dad Wollen des Zwecks umſchließt 
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nothwendig auch dad Wollen der Mittel zum Zwecke. 


Ohne Steuern kein Recht auf Schus und Feine Pflicht, 
folchen zu gewähren, aber auch ohne Schuß Fein Recht 
auf Steuern und keine Pflicht, folhe zu leiften. Ber: 
ſteht man nun aber unter diefem Echuge, welcher von 
der einen Seite verlangt wird und von der andern ge- 
währt werden fol, dad Dafeyn und Wirken aller Der 
Garantie- Anftalten, durch welche eine den Abfich- 
ten der Natur entfprechende Goeriftenz der Menfchen, ein 
praktifches Gleichgewicht ihrer Freiheit, die Herrichaft 
des oberften Naturgefeges — ded Rechtsgeſetzes — 
in allen Beziehungen bedingt ift, fo geht daraus unmit⸗ 


telbar das für die ganze Theorie der Beſteuerung ent 


fcheidende Refultat hervor, daß der wahre Grund aller 


Steuerpflicht einzig und allein in dem Genuffe des Staate- 
ſchutzes, in der Theilnahme am Effekte der Garantie: 


Anftalten beruhe, jener Genuß oder diefe Theilnahme Das 


her den einzig richtigen Maaßſtab für die Realifirung Der 
Steuerpfliht als des Begründeten bilden müffe, und, 
indem die Sinanzgefeggebung, ihrer Aufgabe gemäß, über: 
geht zur Feſtſtellung der Grundfäge, nach welchen jene 
Steuerfumme zu erheben fey, wird fie nur durch unver: 
ruͤcktes Feſthalten dieſes Refultats ihre Haltbarkeit beur- 
Punden. 


Es ift übrigens Die Behauptung, Steuern feyen 


unumgänglid) nothwendig zur Erhaltung ded Staates, 
in diefer Allgemeinheit hingeftellt, wenig haltbar. Denn 
ed laſſen ſich gar wohl Staaten denken, bergen oͤffentli— 


ches Einkommen, auf dem Ertrage von Domainen, Ra 
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pitalen oder Regalen beruhend, ſo groß iſt, daß nicht 


nur aller Staatsaufwand damit beſtritten werden kann, 
ſondern vielleicht gar noch Etwas übrig bleibt zur Ver— 
theilung unter die Staatsgenoſſen, oder zu außergewoͤhn⸗ 
lichen Ausgaben. Solche Staaten hat es in der That 
gegeben, ſelbſt unter den verſchiedenſten Regierungsfor⸗ 
men. Die Republik Bern z. B. befand ſich in fruͤhe⸗ 
ren Zeiten in der Lage, daß die Einkuͤnfte von ihren Do⸗ 
mainen und Staatskapitalen mehr als hinreichend waren 


zur Deckung des jährlichen Ausgabe-Budjets. — Im 


Herzogthume Anhalt-Deſſau gaben vormals die 
Staatsbuͤrger gar nichts an den Staat, weil der Fuͤrſt 


ale öffentliche Ausgaben aus feinen Domainen beſtritt. 


Das Recht der Regierung, von den Bürgern Steuern 
m fordern, iſt jedoch in den meiften Ländern fein unbe: 
dingtes, die Pflicht, ſolche zu entrichten, Feine unbedingte 
Mlicht der Buͤrger, vielmehr iſt allenthalben, wo Re⸗ 
präfentativ-Werfaffungen eingeführt find, Die Ausuͤbung 


jenes Rechts der Regierung mehr oder weniger abhängig 


von der Einwilligung Der Stelvertreter des Volks. 
Berlebung des Eigenthums, aͤußert Hegewiſch 
Politiſche Freiheit, S. 294) ſehr richtig, droht nicht 
allein von unten, ſondern wahrlich auch von oben; des⸗ 
wegen iſt das Steuerbewilligungs⸗Recht der Deputirten⸗ 
Kammer noͤthig. Dieſes Recht iſt eine eben fo unent⸗ 
behrliche Folge des Eigenthumsrechts ald die Fortſetzung 
des letztern durch Erbſchaft. Wir wuͤrden nicht ſagen, 
daß in einem Lande Eigenthum iſt, wo der Sohn nicht 
vom Vater erbt, wo Niemand teſtiren kann. Eben ſo 
3 % 
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wenig exiſtirt Eigenthum, wo nicht Steuerbewilligungs⸗ 
recht iſt. Was beſitzt Derjenige mit Sicherheit, dem 
ein Anderer, wer er auch ſey, nehmen kann, was er will, 
wie er will, wie oft er will? Noch nicht lange her iſt 
e8, daß von den beuffchen Fuͤrſten die monftröfe Behaup⸗ 
tung des unbegrenzten Schabungs = Rechts aufgeftellt, 
einem folchen‘ Rechte jedoch vom Kaifer Leopold wi- 
derfprochen worden. Alſo, damit Eigenthbum fey, ift 
Steuerbewilligungd- Recht fo nothwendig wie Erbrecht, 
wie Beftrafung des Diebftahld. Steuern werden bezahlt 
zum Schuge des Cigenthbumd, weil mein Beſitz aner- 
kannt, weil die Pflicht anerfannt und übernommen wird 
von den Mächtigen, mid in meinem Eigenthume zu 
ſchuͤtzen, darum und nur darum gebe ich Steuern. Die 
Regierung darf eben ſo wenig das Eigenthum antaſten 
und Steuern wider meinen, oder was daſſelbe iſt, mei- 
ner Repfäfentanten Willen, erheben, als fie eigenmächtig 
eine Ehe trennen Fann. Wenn Eheleute um Scheidung 
- anhalten, dann und nur dann kann ed recht feyn, daß 
die Regierung ſcheide. Eben fo wenig darf die Regie— 
rung eigenmächtig fcheiden den Eigenthümer und fein 
Eigenthbum. Ein Theil des Eigenthums, des Einkom—⸗ 
mens, kann nur dadurch der Regierung zufließen, daß 
die Nothwendigkeit der Steuer erwieſen und dieſe ihr 
angeboten wird. Beide Beſitze, der Ehefrau und des 


Eigenthums, find die Grundlage der Geſellſchaft und die 


Regierung iſt hauptfählic da, um diefe zu ſchuͤtzen. 
Alle Völker deutfchen Urfprungs haben von jeher 
den Grundfag feltgehalten, daß Niemand ohne feine Zu- 
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fimmung befteuert werden dürfe. Sie waren der Mei: 
nung, oder fie ahnten, daß dad Belleuerungs - Recht 
kinem Wefen nach die Freiheit gefährbe, wenn es nicht 
einer Vertrags⸗-Regel unterworfen werde. Wenn übri- 
gend die Verfaffungd- Urkunde dem Wolfe oder deffen 


Stellvertreterin ein Stimmrecht bei ber Befteuerung zu⸗ 


ſichert, fo iſt dieſes Recht nah Zachariaͤ's Urtheil nicht 
fo zu deuten, als ob vermöge deffelben die Abgaben nad) 
Gefallen bewilligt oder verweigert werden koͤnnten. Das 
Recht befchränkt ſich vielmehr auf die Entfcheidung über 


die Fragen: Sind die Abgaben, welche gefordert oder in | 


Borihlag gebracht werden, dur die Nothwendigkeit der 
Ausgaben, für welche fie beftimmt find, gerechtfertigt? 
und bis zu welchem Betrage? auf welche Gegenftände find 
die Abgaben zu legen? wie find fie zu vertheilen? Denn 
das Steuern ifl eine Pflicht, und nicht ein guter Wille. 
Sn Frankreich maßten fi in den früheften Zeiten 
die Könige fo wenig wie die Fürften anderer Länder ein 
einfeitiges willkuͤhrliches WBefteuerungd- Recht der Unter⸗ 
hann an. Philip Auguft, der 1180 — 1223 
tegierte, war der erfte, der eine allgemeine Steuer auf 
Beranlaffung eines zu unternehmenden Kreuzzuges, mit- 
bin unter dem Vorwande eines allgemeinen Beduͤrfniſſes 
der ganzen Chriftenheit, erhob. Seine Nachfolger ver: 
fuchten verfchiedene Male, willkührlihe Auflagen auszu- 
ſchreiben, aber fie fanden jederzeit Widerfland. Im J. 


1322 kam es, als der Herzog von Anjou ald Regent 


ſich dies erlauben wollte, zum offenen Aufitand und 1338 
wurde mit Genehmigung des Königs ein Reichötags - Be: 


\ 
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ſchluß gefaßt, daß keine Steuer ohne Einwilligung der 
Stände gültig fy. Im J. 1382 wurde auch dem Koͤ⸗ 
nige Karl VI eine von ihm verlangte Steuer wirklich 
abgefchlagen, wogegen er folche freilih nachher mit Ge: 
walt einzuführen fuchte. Bei dem Haager Kongreſſe im 
3. 1691 wollten fogar die gegen Ludwig XIV ver- 
bündeten Europäifchen Mächte denfelben zwingen, daß er 
die alte Verfaffung feines Reichs wiederherftelle und keine 
Auflage ohne Bewilligung der Reichsftände auöfchreiben 
folle, damit er durch Ausübung eines willführlihen Be— 
ſteuerungsrechts in feiner Eroberungdluft nicht zu fehr be- 
günftigt werde. Noch unmittelbar vor der Revolution 
war es in Frankreich allgemein angenommener Grundfag, 
daß die Nation nicht willtührlich könne befteuert werden, 
und die Regierung nahm, um der Zufammenberufung der 
Reichsſtaͤnde überhoben zu feyn, zu indirekten Auflagen 
ihre Zuflucht. — Wie die Eteuern in diefem Lande all- 
mählig aufgefommen, hat ein Finanzbeamter des alten 
Frankreichs, Mallet, in einem 1789 zu Paris im Druck 
erfchienenen Werfe: Compte rendu de Padministration 
des finances du royaume de France, depuis Henry 
IV jusqu'à Louis XIV, fehr lehrreich entwidelt. 

Da fein Fürft über das Vermögen feiner Untertha⸗ 
nen einfeitig difponiren darf — fagt Haller (Reflaura- 
tion d. Staatswiſſenſch. B. 2. Kap. 37) — fo muͤſſen 
die Steuern in der Regel von Eeiten ded Fürften ge- 
fucht und von den freien Unterthanen bewilligt werden. 
Eo war es auch früherhin überall. Schon die Benen- 
nung Steuern, Beifteuern, im franz.: aides, sub— 





sides, im engl. aids, subsides, supplies, beweift, daß 
die von der Regierung verlangten Abgaben eigentlich bloße 
Beihülfen feyn foltten. Eben weil die Fürften zur 
willführlichen Beihagung ihrer freien Unterthanen nicht 
berechtigt find, wurde ſeit jeher die Abmefenheit ober 
doch Mäßigkeit der Auflagen für das Zeichen einer guten 
und gerechten Regierung gehalten, jo wie hingegen will: 
kuͤhrliche Auflagen zu allen Zeiten und in allen Län- 
dern ald ein Mißbrauch der Gewalt betrachtet worden 
find. Und da die Menſchen zulegt ihr Eigenthum ver: 
theidigen, wenn die Verlegung deffelben zu allgemein und 
zu unerträglich wird, fo lehrt auch die ganze dltere, mitt: 
kere und neuere Gefchichte, Daß gerade wegen dergleichen 
willtührlichen Auflagen, wenn fie auch an und für fich 
wicht fehr laflig waren, die meiften allgemeinen Inſurrec⸗ 
tionen entſtanden ſind. 

Die Geſchichte der Hebraͤer lehrt, daß ſelbſt als die 
Nation Koͤnige hatte, dieſe ſich doch urſpruͤnglich kein will⸗ 
kuͤhrliches Beſteuerungsrecht anmaßen durften. In der 
Bibel (1 Chronik. XIX u. XXX) wird erzählt, mit wel⸗ 
hen Förmlichkeiten der. König David von den Sfraeliti- 
fchen Reichöftänden eine freiwillige Steuer zum Tem 
pelbau verlangte, die dann auch einflimmig bewilligt ward. 
Dagegen waren es willführliche Auflagen, welche den 
Thron feines Sohns erfchütterten und feinen Enfel Re: 
babeam um den größten Theil feines Reichs brachten. 


En, GER — —— 


Vierter Abſchnitt. 
- Bon der Wirkung der Steuem. 


I. Ueberhaupt. 


Es hat Staatöphilofophen gegeben, welche die pa- 
radore Behauptung, aufgeftellt, daß die Öffentlichen Ab- 
gaben, weit entfernt, dem Nationalreihthume hinderlich 
zu ſeyn, fogar zur Vermehrung deflelben dienten. Wenn 
anders jedoch auch die Steuerpflichtigen zur Nation ges 
hören, dann find fie es wenigftens nicht, deren Wohl⸗ 
fand durch die Abgaben befördert wird, oder man müßte 
Die. bereichern, denen man nimmt. „Weil die Länder,” 
„ſagt Benj. Eonftant” „welde bie höchften Steuern 
zahlen, wie England und Holland, auch die reichiten 
waren, fo ſchloß man etwas übereilt, fie feyen am reich⸗ 
fien, weil fie am meiften bezahlen. Das hieß bie Wir⸗ 
kung fuͤr die Urſache nehmen. Man iſt nicht reich, weil 
man viel bezahlt, ſondern man bezahlt viel, weil mar 
reich iſt.“ 

Montes quieu hat es eingeſehen, bemerkt De 
ſtuͤtt de Tracy, der einſichtsvolle Kommentator ſeines 
beruͤhmten Werks uͤber den Geiſt der Geſetze, welch' eine 
uͤberſchwengliche Albernheit es iſt, zu waͤhnen, daß die 
Groͤße der Steuern etwas an ſich ſelbſt Gutes ſey, daß 





% 


— 4 — 9 
fie Die Induſtrie ermuntere und beguͤnſtige. Es iſt fee 


fam, daß ihm bie Zreiheit von einem fo groben Irr⸗ 


thume zum Verdienſte angerechnet werden muß; allen fe 
viele ſonſt aufgeflärte Männer find in. diefen Fehler ver⸗ 
funten , fo viele Schriftfteller haben behauptet, die öffent: 
liche Konſumtion fey ein Reihthums » Quell, und die 
Urfachen des öffentlichen Wohlſtandes hätten eine ganz 
andere Natur ald Die des Privatwohlflandes, daß man 
Kontesquieu allerdings um ber Befonnenheit willen 
peifen muß, womit er ber Verführung von ihren Sos 
phismen und den daͤdaliſchen Spitzfindigkeiten ihrer fchlech- 
ten Metaphyſik zu entgehen gewußt. Obgleich er fih 
nicht die Mühe gegeben, fie zu widerlegen, jagt er doch 
gerade heraus, daß die Steuern ein Antheil feyen, wel- 
hen der Bürger von feinem Vermögen hingebe, um der 
Sicherheit von deſſen Ueberreſte zu genießen, daß diefer 
Antheil der geringftmögfiche ſeyn müffe, daß die Auf 
gabe der Finanzwiſſenſchaft keineswegs darin beſtehe, den 
Menfehen Alles zu nehmen, worauf fie zu verzichten ver- 
mögen, oder was ſich ihnen entreiffen laſſe, fondern. 
boß fo viel, als zum Staatöbedarfe unentbehrlich, und 
daß endlich, wenn man denn doch die gefammte Fas 
bigkeit der Bürger zur Darbringung -von Opfern aufs 
bieten wolle, auf Eeinen Fall foldhe Opfer von ihnen 
begehrt werden dürfen, wodurch die Werth Erzeugung 
fo ſehr verfümmert werde, daß fi) jene Opfer nicht 
alhjaͤhrlich wiederholen ließen. 

Alles, fügt Tracy hinzu, was von den Bürgern 
als Steuer abgegeben wird, ift ein Refultat früherer 
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Werthſchaffung, welches von der Stunde an, wo ed in 
den 'Öffentlihen Schab fließt, ald beinahe gänzlich ver- 
nichtet anzufeben if. Damit wird jedoch keineswegs be⸗ 
bauptet, daß diefes Opfer nicht nothwendig, ja nicht 
unvermeidlich fey. "Ohne Zweifel muß man ed bringen, 
weil man body einer Vertheibigung, eines Richters und 
einer Polizei wohl benöthigt ift, ohne Zweifel muß jeder 
Staatsbürger entweder vom Ertrage feiner gegenmärti- 
gen Arbeit, oder vom Ertrage feiner Kapitale, die Das 
Produkt früherer Arbeit find, Dasjenige vorwegnehmen, 
wefien der Staat bedarf, gerade wie er fein Haus im 
&tande erhalten muß, um in Sicherheit darin zu wah- 
nen; allein er muß dabei auch willen, Daß es ein Opfer 
fen, daß das, was er gibt, fofort für den National 
reichthum ſowohl ald für fein Privatvermögen verloren 
gehe, daß es mit Einem Worte eine Ausgabe und Feine 
Kopital- Anlage bilde; furz, ed muß Niemand verblendef 
genug feyn, um zu wähnen, daß irgend eine Koftenbe- 
ftreitung in biefer Beziehung ein Quell von Wohlftands- 
Vermehrung fey, und Jedermann aufgeklärt genug, um 
einzufehen, daß eine Eoftfpielige Regierung zum Ruin 
führe und die wirthfchaftlichfte die befte ſey. Böllig aus⸗ 
gemacht bleibt ed, daß die vom Staats = Aufmande ver- 
fehlungenen Summen eine anhaltende Urſache der Wohl⸗ 
Hands - Verminderung find und folglich die Größe ver 
zu dieſes Aufwandes Beltreitung erforderlichen Einkünfte 
in nationaldtonomifcher Hinficht ein Uebel il. 

Irrige Begriffe von der Natur und dem Weſen 
des Nationalreihthums haben lange Zeit hindurch Den 
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Wahn genährt, ald ob die Hebung einer Steuer der 
Staatögefelfchaft keinen eigentlichen Verluft bringe. Man 
bat gefagt, die Steuer nehme zwar den Privaten eing 
Summe von Thalern ab, vernichte aber dieſe Summe 
nicht, fondern laſſe fie der Geſellſchaft wieder zufließen, 
indem dieſe nad) Bezahlung der Steuer noch eben fo 
viel Thaler befiße ald zuvor. Voltaire fpricht einen 
jehr gewöhnlichen Irrthum aus, wenn er in feinem phie 
loſophiſchen Wörterbuche (unter dem Artikel Oekono⸗ 
mie) äußert: „Der König von England hat eine Mil- 
lion Pfd. Sterl. jährlih zu verzehren; dieſe Million 
fließt durdy die Konjumtion wieder dem Volke zu.” Frei- 
lid), voird dagegen mit Grund von Say bemerkt, laͤßt 
die Regierung das empfangene Geld der Gefellfhaft wie- 
der zukommen, nicht aber die mit demſelben erfauften 
Waaren. Diefes Geld ift ein Verluſt für die Steuer- 
pflihtigen, die es hergegeben haben, ohne ein Gewinn 
für die Verkäufer der Waaren zu feyn, welche die Re- 
gierung felbft oder Durch ihre Beamte gekauft hat. Würde 
dad Zurädfliegen der Summe ald Wiedererflattung der 
Steuer betrachtet, dann folgte Daraus, daß diefelbe Steuer: 
fumme für den Steuerpflihtigen in China ein Verluſt, 
für den in Europa dagegen keiner wäre, denn dort wird 
die Steuer in Lebensmitteln entrichtet, welche die Re⸗ 
gierungs⸗ Beamten in Natur verzehren, und alſo ber 
Geſellſchaft nicht wieder zukommen laſſen. — Der Ge: 
winn, der aus den an die Megierung verkauften Waaren 
gezogen werden Eönmte, ift kein Erfah für das von den 


Steuerpflihtigen gebrachte Opfer. Die einzige Entſchaͤ⸗ 
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digung, welche der Letztere erhält, iſt der Schug, ber 
ihm von Ceiten der Regierung wird oder werden foll. 
Es ift zu bedenken, daß die Steuer in der Abtretung 
einer Sache von Werth (Geld oder Waaren) an die Re 
gierung befteht, und der Kauf, wozu die Regierung Dies 
fen Werth verwendet, Feine Wiedererflattung an die Ge: 
ſellſchaft if. Es findet hier vielmehr ein Tauſch Statt. 
Die Regierung iſt ein Konfument, der durch den Ver—⸗ 
braud) der Waaren oder Dienfte den von den Steuer- 
pflichtigen erhobenen Werth vernichtet. Die Gefellfchaft 
wird um den ganzen Betrag der Steuer drmer, und 
duch ihre Verwendung nicht reicher; -wie der Kaufmann, 
von dem Robert Hamilton fagt, nicht reicher wird, 
wenn ein Dieb ihm Abends mit dem Gelde, was er ihm 
- Morgens geftohlen hat, Waaren abkauft. Wir find weit 
entfernt, Die Regierung mit einem Diebe zu vergleichen; 
wir wollen nur erflären, wie der Kaufmann, ungeachtet 
das Geld durch Kauf wieder in feine Kaffe fließt, dene 
noch durch die ihm aufgezwungene Steuer einen Verluft 
erlitten hat. Wir ſchaͤmen und beinahe, fo einfache Wahr⸗ 
heiten geltend zu machen, aber es ift nothwendig, weil 
fie beftvitten worden. 

Was erheben, fahrt Say fort, bie Regierungen 
von den Völkern? Abgaben in Natur oder in Geld. 
Wenn diefe Werthe von Truppen verzehrt werden, fo 
fließen fie nicht in die Gefellfchaft zuruͤck, denn fie wer- 
den von den Truppen vernichtet. Die Sicherheit, welche 
aus dem Dienfte der Truppen entiteht, ift allerdings eine 
Wohlthat, die einem der Geſellſchaft von der Armee ges 
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leiſteten Dienſte, nicht aber der durch dieſe Armee be⸗ 

wirkten Konfumtign zu verdanken iſt. Die Geſellſchaft 
bat zu ihrer Sicherheit den Dienft der Zruppen gebraucht, 
die Truppen dagegen haben zum Behufe ihres Unterhal- 
tes die von ber Gefelfhaft gelieferten Vorraͤthe verzehrt, 
und nachdem der Zweck diefer Konfumtionen erreicht wor⸗ 
den, ift weder von der einen noch von der andern etwas 
übrig geblieben. — Wenn die Abgabe in Geld erhoben 
und dieſes zum Ankaufe von Lebensmitteln und Kleidung 
für die Truppen verwendet wird, fo fließt zwar dieſes 
Geld in die Gefellfchaft zuruͤck, der von den Steuerpflich- 
tigen erhobene Werth aber kommt nicht mit dem Gelde 
zuruͤck. Indem man die Kaufleute, welche Lebensmittel 
oder Kleidung für das Militär geliefert haben, bezahlte, 
hat man im Zaufche dafuͤr Produkte erhalten, die fo 
viel werth waren, oder wenigftens hätten werth ſeyn fol- 
len, als das ihnen gegebene Geld. Man hat der Na—⸗ 
tion bad, was fie gegeben hat, nicht umfonft zuruͤckge⸗ 
geben, ed haben die Truppen in dem einen wie im an- 
dern Falle Produfte verzehrt; der Nation ift dafür eine 
koſtbare Sicherheit geworden, aber von der Steuer felbft 
ift nichts mehr übrig. Wird die Steuer zum Unterhalte 
der Öffentlichen Beamten verwendet oder der Geiftlichen, 
welche Frieden predigen und Troſt fpenden, fo ift bie 
Wirkung die nämlihe: Die Nation kann dabei einen 
fehr guten Kauf machen, wenn ihr dadurch ein wirkliches 
Wohlſeyn zu Theil wird, was dem gebrachten Opfer gleich 
kommt oder daſſelbe überfleigt, etwas anderes aber er- 
währt ihre daraus nicht. Die Delonomie ift für den 
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Staat daſſelbe, was ſie fuͤr die Individuen iſt, gleichwie 
die Geſetze der Mechanik und der Phyſik, die dem Staate 
und den Einzelnen ſehr nuͤtzlich werden koͤnnen, fuͤr beide 
dieſelben ſind. Die Nationaloͤkonomie hat ebenfalls ihre 
Geſetze, die auf der Natur der Dinge beruhen, und fuͤr 
Alle dieſelben ſind. Man hat dieſe Wiſſenſchaft dadurch 
verwirrt, daß man ſich von dem geſunden Menſchen⸗ 
Verſtande entfernte; eine Familie, die man zu großem 
Aufwande veranlaßt, verarmt, zwei Familien, die in dem⸗ 
ſelben Falle ſind, verarmen ebenfalls, daſſelbe gilt von 
drei, von hundert, von allen Familien, aus denen der 
Staat beſteht. Die Zahl kommt dabei nur in ſo fern in 
Betracht, als das Uebel mit derſelben ſich vergroͤßert. 

So viel von der Wirkung und dem Einflufſſe der 
Befteuerung in nationaldtonomifcher Beziehung überhaupt, 
wir haben nun noch des Einfluffes zu gedenken, welchen 
derfelbe infonderheit äußert: 

1. auf die bärgerlihe Freiheit der Staate- 

genofien, 

2. auf den Geld - Umlauf im Lande, 

3. auf die Induftrie, und 

4. auf die Werthſchaffung und den Werfehr 

der Nation. 
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11. Snöbefondere. 


Erftes Kapitel, 


Vom Einfluffe der Befleuerung auf die bürgerlihe Freiheit. 


Mäßige und für Alle gleiche Steuern hält Haller 
in einer Republik nicht nur für zweckmaͤßig, fondern ſelbſt 
dann für empfehlenswert), wenn man ihrer. auch nicht 
gerade nothmendig zur Beftreitung der Staatsausgaben 
bedürfe, weil folche den in einer freien Gemeinheit beftes 
benden Verhaͤltniſſen fo ganz entfprechen. Dern fie find, 
ſagt er, ein ungemein ſchickliches, fichtbares und jährlich 
wirderfommmendes Zeichen, um alle Mitglieder an das ges 
meinfame Band, an die Gleichheit der Rechte und der 
lichten zu erinnern; dem Armen zu beweifen, daß er 
als Mitglied der Genoflenfchaft fo viel als der Reiche; 
dem Reichen, daß er nicht mehr als der Arme zu for- 
dern und zu bedeuten hat, ein Mittel alfo, das Ehrge- 
fühl des Erftern gu beleben, den Letztern aber zur Bil: 
figkeit zu flimmen und von übertriebenen Anmaaßungen 
abzuhalten. Solche Steuern, meint Haller, kraͤnken 
den Aermern nicht, fie heben vielmehr das Gefühl feines 
bürgerlichen Werth, feyen eine förmliche Anerkennung 
feines Rechts an ber Genoffenfhaft, mithin fir Denfelben 
ehrenvoll, während anderer Seitd der Reihe fih au 
nit darüber beffagen Tonne, indem’ man von ihm bei 
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gleihen Borkheilen nur gleiche Laften fordere und ein 
ftärkerer Beitrag ſtets feinem freien Willen uͤberlaſſen bleibe. 

Wie ed am Zage liege, behauptet dagegen Say, 
daß die Beſteuerung dem Nationalreihthume ſchade, fo 
fen es nicht minder einleuchtend, daß fie auf die flaats- 
bürgerliche Freiheit noch verderblicher einwirke, indem fie 
in .die Hand der Regierung gewaltige Mittel lege zur 
Beftehung und Unterdrüdung. Nicht darum, fügt der⸗ 
felbe hinzu, man kann es nicht oft genug wiederholen, — 
weil die Engländer fchwere Abgaben entrichten, „find fie 
‚ frei und reih, fondern weil fie biß zu einem gewiſſen 
Grade frei find, find fie reich und weil fie reich find, 
fönnen fie ſchwere Abgaben bezahlen; darum aber, weil 
ſie nicht frei genug find, bezahlen fie deren eine über- 
fhwenglihe Mafle, und darum, weil fie deren eine 
überfchwengliche Mafle bezahlen, werden fie bald weder 
frei noch reich mehr feyn. 

Ah Zachariaͤ halt dafür, daß die Freiheit der 
Staatögenoffen in hohem Grade koͤnne gefährdet werben 
durch die Beſteuerung. Man kann die Staatöwirth- 
ſchaftslehre, ſagt derſelbe (a. a. O. B. V. ©. 370) bie 
Königin der Staatswiſſenſchaften nennen. Die 
übrigen Staatöwiffenfchaften find ein todtes Wort, wenn 
ed an Mitteln fehlt, ihren Vorſchriften nachzukommen 
oder ihre KRathfchläge auszuführen. Wo es mit der 
Staatöwirtbfchaft fchlecht beſtellt ift, fteht felbft die Ver⸗ 
faffung, die Ruhe im Innern ded Staats, auf bem 
Spiele Dem Hungrigen ift nicht gut predigen. Es 
gibt in Deutfchland Schriftfteller, welche mit einer Art 
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u 
von Verachtung auf die fogenannten materiellen Intereffen 
der Völker herabblicken. Ein fchwerer, ein gefährlicher 
Irrthum! Die materiellen Intereffen find zugleich intel- 
lektuelle. Denn eine Nation muß in einem gewiffen Wohl: 
Rande leben, wenn fie in der Kultur und in der Zivili- 
ſation Zortfchritte machen fol. Aber noch mehr! Wo 


ſich die Regierung vwillführliche Handlungen erlauben darf, 


it denn .doc nur bie perfonliche Freiheit einzelner 
Stantögenoffen bedroht, aber Steuern und Gaben ge- 
führben oder beeinträchtigen die perfönliche Freiheit Aller. 
Den Geld und Gut muß man mit Arbeit d. i. mit 
Xnfopferung feiner perfönlichen Freiheit erfaufen. Der 
gemeine Mann hat gar nicht fo Unrecht, wenn er den 
Berth einer Verfaffung nad dem Maaße der Abgaben 
beurtheilt, welche er unter diefer Verfaffung zu entrich- 
in hat. Es gilt in der That feine perfönliche Freiheit. 
Das fühlt er, wenn er es auch nicht zu deuten vermag. 
Barum waren bie Völker deutſchen Urfprungs willkuͤhr⸗ 
licher Beſteuerung von jeher fo abhold? Weil fie von 
jcher den Werth der perfönlichen Freiheit erkannt haben. 
Barum waren fie von jeher freigebiger mit ihrem Blute 
als mit ihrem Gute? Weil fie den Kriegödienft ald Bes 
haftigung mit einer freien Kunft, den Krieg als ein. 
Bagfpiel betrachteten. — . 


3 weited Kapitel. 


Bom Einfluſſe der Befteuerung auf ben Geld⸗Umlauf im Lande. 


Der Irrthum, ald ob die Lebendigkeit des Geld⸗ 


Umlaufs fchon an und für fi wohlthätig auf den Na- 
tionalreihthum wire, hat nicht felten die Regierungen 
zu den allerverfehrteften und abgeſchmackteſten Maaßre- 
geln verleitet. Man wähnte, die Nation fchon bereichern 
zu fönnen, wenn man nur ben Geld Umlauf verftärkte. So 
meinte man denn auch, die Finanz = Weberfchüffe nicht vor- 
theilhafter verwenden zu Eönnen ald auf Vermehrung und 


übermäßige Befoldung des Beamten: Heerd oder auf oͤf⸗ 
fentlihe Bauten, wobei eine große Maffe von Geld in 


Umlauf gefest wird, ohne alle Rüdfiht, ob ſolche Bau⸗ 


Unternehmungen auch nothwendig, wenigftens nüglih was 


ren. Selbſt Friedrich der Große wähnte den Na- 


tionalwohlftand im lebendigen Geld-Umlaufe zu finden 


und verwendete einen großen Theil des Staats: Einfom- 


mens auf Errichtung oͤder Pallafte und andere nußlofe 


Bauten. 

Wohlſtand und Reihthum des Volks laffen fi) nur 
erhöhen durch Vermehrung der Güter und von biefer 
Vermehrung ift die Belebung des Geld-Umlaufs ſtets 
die unmittelbare und natürliche Folge. Aber Auflagen 
vom Wolfe erheben, alfo den Bürgern einen Theil ihres 


Einkommens entziehen, um es Anderen für Mäffiggang 
oder werthlofe Arbeit in die Hände zu liefern, ift, wie 
Soden ſich ausdruͤckt, eine Tafchenfpielerei, durch welche 
die werthfchaffende Arbeit gelähmt wird, und bei der 
auf jeden Fall die Erhebungs- und Bermaltungskoften 
für die Nation verloren gehen. Beſſer wäre es gewiß, 
der Staat erhöbe dergleichen Abgaben gar nicht, fondern 
ließe das Geld lieber in den Zafchen der Bürger, wel 
hen es wohl nie an Gelegenheit fehlen wird, Davon einen 


für den Nationalwohlftand nüßlichern Gebrauch zu ma . 


chen ald die Regierung. 

Gewoͤhnlich fucht man dergleichen Öffentliche Ver⸗ 
ſchwendung damit zu rechtfertigen, wenigftens zu entjchul- 
digen, daß dabei doch das Geld im Lande bleibe, es ift 
dies aber in der That eine gar jämmerliche Entfchuldi- 
gung, denn den Steuerpflichtigen, welchen man das Geld 
abgenommen, gereicht dieſer Umftand nur höchft felten 
zu einigem Wortheile, und, hätte man es in ihren Hän- 
den gelaffen, fo würden fie es ja wohl auch im Lande 
verzehrt haben. Die Abficht, auf folche Weife den Geld: 
Umlauf im Rande zu verflärken, wird alfo dadurch im- 
mer nur fcheinbar erreicht. 

Bailleul (Situation de la France p. 484) 
außert die Meinung, die Beſteuerung fey ein reicher Wohl: 
fahrts- Quell, weil fie alltäglic große Maffen von Werth: 
zeichen zufammen raffe, welche fofort und auf allen Punk: 
ten in die Zirkulation geflürzt werden, fo daß dieſe da⸗ 
durch eine Lebendigkeit erhalte, welche Feine andere gleich- 
mächtige Urfache ihr beibringen koͤnne — Das Zuſam⸗ 
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menraffen von großen Geldmaſſen an ſich wird dagegen 
mit Recht von Morſtadt eingewandt, iſt wohl kein 
Vortheil. Das Ausſtroͤmen derſelben nach allen Punkten 
aber wird einem jeden Orte ungefaͤhr nur ſo viel Geld 
zuruͤck fluthen als von demſelben zur Staatskaſſe her⸗ 
gefluthet iſt, das heißt ſo viel, als ohne die Beſteue⸗ 
rung gleichfalls daſelbſt in Umlauf gekommen ſeyn wuͤrde. 
Wer Geld beſitzt, gibt es in der Regel aus, und ver: 
gräbt es nicht. 

Weishaupt (Ueb. Staats-Ausgaben u. Auflagen 
S. 114) hat fogar den paradoren Satz aufgeftellt, jede 
Staatö-Auflage, welche den Ermerböfleiß nicht unter- 
drücke, welche die reellen Bedürfniffe nicht überfteige, welche 
den Vermoͤgens-Umſtaͤnden der Zahlungspflichtigen ange: 
meffen fey, welche in Eleinen und wo möglich unmerkli- 
hen Antheilen, zur gelegenen Zeit, ohne Härte von Sei⸗ 
ten der Einnehmer und ohne Uebervortheilung der Un- 
terthbanen, in ſchicklichen Zwifchenräumen erhoben werde, 
— eine Auflage, welche nicht ald todtes Kapital liegen 
bleibe, fondern baldmöglihft, mit freigebiger Sparfam- 
feit, zur Beftreitung der Staatöbebürfniffe und Unter- 
ftügung der Dürftigen im Lande, an Soldye, welche wies 
der ausgeben, in Umlauf gefegt werde, und auf diefem 
Wege zu ihrer Quelle zurückehre — Eönne groß feyn, 
oft wiederholt werden und dabei für den Staat fowohl 
ald die einzelnen Glieder deffelben in höchftem Grabe 
wohlthätig werben, ja felbft Auflagen, welche die ange: 
gebenen Bedingungen nicht durchaus erfüllen, feyen zwar 
weniger nüglih, aber im Grunde weniger fehäblic als 
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gar Feine oder mäßige Auflagen. Die Verminderung fol: 
her Auflagen oder ihre Aufhebung müffe ald eine Kala- 
mität angefehen werben,. welche in ihren Folgen ben ge- 
fammten bürgerlichen Wohlftand vernichten und zur Ars 
muth und Barbarei des Mittelalters zurückführen würde. — 
Diefe ganz irrige Anſicht Weishaupt's ift auf die von 
ihm aufgeftellte höchft einfeitige Lehre geftüßt, nur der⸗ 
jenige Staat fey für vollfommen zu erachten, deffen Re- 
gierung durch einen ftet3 größern Aufwand, dadurch, 
daß fie nichts fpare, den Geldumlauf möglicft zu 
befördern und zu beleben, fich angelegen feyn lafee 

Mit Recht wird dagegen von Schön (a. a. O. €. 
35) erinnert, die dermaligen. Kontribuenten häften zu 
wenig Phantafie, um fich einbilden zu Eönnen, daß fie an 
der im Namen der Gefellfchaft gefchehenden Verzehrung 
einen reellen Antheil haben, fie ließen ſich eher überreden, 
daß wir fatt werden Eönnten, falls Jemand in unferm 
Kamen Mahlzeit hielte. Es leuchte ihnen auch ſchwerlich 
ein, daß fie das Eingelieferte wieder zuruͤck bekommen, 
weil fie doc neue Werthe dagegen liefern mäflen; eher 
würden fie vielleicht zulaffen, daß Einer durch beftändi- 
ges Wegwerfen und Zurücdfaufen derfelben Waare ein 
reicher Handelömann werben Eönne. 





Dritte Kapitel 


Vom Einfluffe dev Wefteuerung auf Induſtrie und Fleiß. 


Hier und da ift die Meinung aufgeftelt worden, 
Öffentliche Abgaben, wenn fie nicht übertrieben feyen, koͤnn⸗ 
ten heilfam wirken auf die Pflichtigen, indem Letztere 
dadurch zu einer nüglichen Anftrengung ihrer Kräfte, zu 
einer wertbfchaffenden Thätigkeit angetrieben oder gend- 
thigt würden. Es Elingt dies aber eben fo, als wenn 
Jemand fagen wollte, die Peitfche fen nuͤtzlich und heil: 
fam für den Sklaven, weil diefer dadurch zum Fleiße und 
zur Anftrengung feiter Kräfte angehalten werde. Dieje⸗ 
nigen, welche ſich einbilden, Steuern feyen eine Wohl: 
that für die Menfchen, weil diefe fonft in Imdolenz und 
Traͤgheit verfinten und flatt arbeitfam und gemerbfleißig 
zu ſeyn, ſich der Zaulheit und dem Müffiggange ergeben 
würden, haben offenbar eine ganz niedere Stufe der 
menfchlichen Kultur und Zivilifation im Auge. Denn bei 
fortgefchrittener Bildung und allgemein verbreiteter echter 
Aufllärung bedürfen die Staatsbürger zur Entwidlung 
ihrer Thaͤtigkeit keines folchen dußern Zwangs; und beffer 
wäre es da gewiß, das Geld bliebe in ben Zafchen der 
Einzelnen, als daß es ald Steuer in die Staatskaſſe 
flöffe, es würde alsdann dieſes Geld ohne Zmeifel von 
jenen Einzelnen auf eine Weife benugt und angewendet 


T 
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werden, wodurch fuͤr die Fortſchritte der Induſtrie mehr 
gewonnen würde, als durch das angegebene Zwangsmit⸗ 
tel. Auch wäre dieſes Zwangsmittel weit entfernt, ben 
angeblichen Zweck bei Allen zu erreichen; denn die Ar» 
beitöfcheuen würden öfters lieber Entbehrungen erfragen, 
ald darin ein Reizmittel finden wollen zu nuͤtzlicher Thaͤ⸗ 
tigkeit. 

Nirgend, fagt Lüder (a. a. O. 3.3. ©. 5065), 
lehrte die Erfahrung, daß die Befreiung von Abgaben 
die“ Unterthanen wohlhabend und reich machte. Aber wie 
oft fanden wir Abgaben nicht nur, ' fondern felbft fehr 
hohe Abgaben und hohen Wohlftand vereinigt. Wie oft 
erfchien nicht reicher Segen im Gefolge einer neuen Ab: 
gabe, einer Abgabe, die ein neuer Sporn zum Zleiße 
und zur Sparfamkeit wurde, die, indem fie gebot, zu 
einer beftimmten Zeit eine beftimmte Summe Geldes be⸗ 
reit zu halten, hundert Zaufende und Millionen nicht 
nur aus ihrer natürlichen Trägheit riß, in der fie bei zu 
hwaheaBunfhe nad) Wohlleben bis an das Ende 
“ihrer Tat fortgefhlummert haben würden, fondern fie 
auch zu einem Fleiße vermochte, der weit mehr fchuf, 
ald die Abgabe verlangte. Wie häufig machten wir nicht 
die Entdedung, daß gerade in den Ländern, in melden 
der Staat am wenigften erhält, ber Ader am fchledhte- 
ften bewirtbfchaftet wurde, der Bauer am drmften, we: 
der ordentlich noch fleißig war, und Gewerbe und Hans. 
del folhem Landbaue entiprachen. 

Es mag nicht geradezu für unrichtig ausgefprochen 
werden, bemerkt dugegen Lotz, daß fich Öffentliche Ab⸗ 
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gaben in manchen Faͤllen als Mittel brauchen laſſen, um 
dieſen oder jenen Theil des Volks zu einer verſtaͤndigen 
buͤrgerlichen und wirthſchaftlichen Benutzung ſeines Eigen⸗ 
thums und ſeiner Kraͤfte hinzuleiten. Aber bei allem dem 
iſt es wohl nicht zu verkennen, daß eine ſolche Befoͤrde⸗ 
rung der Betriebſamkeit des Volks ſehr widernatuͤrlich iſt. 
Etwas ganz anderes iſt es, und ganz andere Reſultate 
ſind fuͤr den allgemeinen Wohlſtand zu erwarten, wenn 
die Ausſicht auf Verbeſſerung ſeiner Lage den Menſchen 
zur Erweiterung ſeiner Betriebſamkeit hintreibt, als wenn 
ihn die Noth und der Druck der oͤffentlichen Abgaben 
dazu zwingt. Der kraͤftige und lebendige Gang, welchen 
im erſten Falle die Betriebſamkeit nehmen wird, wird 
ihr im letztern Falle immer’ fremd bleiben, und darum 
wird fich bei aller Wirkfamkeit jenes Reizmitteld der öffent- 
liche Wohlftand dennoch nie heben, wenn er aud) zur 
Noth in feinem frühern Stande fort vegetirt und ſich 
nicht etwa gar vermindert. 

Auch Buͤſch ſchlaͤgt die Vortheile ungebährlich hoch 
an, welche oͤffentliche Abgaben dadurdy gewähren, daß 
ihre Konfumtion von Ceiten der Regierung und ihrer 
Beamten produktive Arbeit, wenigftens bei einem Zheile 
des Volks, weckt und unterhält; auc er halt in diefer 
Beziehung die Abgaben mehr für etwas. Gutes ald für 
ein Uebel. In einem Staate, fagt diefer Schriftfteller 
(Vom Geld-Umlaufe B. 1. S. 453), der ſchon lange 
feine Auflagen in einer gewiflen Gleichförmigfeit gehoben 
hat, mifcht ſich eine Arbeit unter die andere, zumal wenn 
der Staat diefelben oft im Kleinen hebt, und eben fo ge: 
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ſchwind fie wieder verwendet. Da arbeitet Der Unter: 
than heute, um Geld zu feiner Abgabe für den Staat 
zu verdienen, morgen, um von Demfelben wieder zu ver- 
dienen. Und, wenn auch dem Einzelnen von ber leßten 
Arbeit wenig oder gar nichts zufallt, ihm aber ſonſt ein- 
trägliche Arbeit genug übrig bleibt, oder fein nußbares 
Eigenthum ihm genug reicht, um bie Abgabe zu entrich⸗ 
ten, fo kümmert er ſich nicht, die Arbeit, durch welche 
dem Staate die eingenommenen Abgaben wieder abvers 
dient werben, in andern Händen zu fehen. In dieſer 
Ginmifhung beider Arbeiten unter einander wird dann 
feeilichh ein großer Theil der erften Arbeit, durch welche 
dad Geld von den Unterthanen für den Staat verdient 
wird, mit der zweiten ‚Arbeit zu einer. Allgemein gee 
nommen bleibt e8 wahr, daß ein jeder Thaler, den ber 
Staat hebt, vorher verdient feyn muß, ehe ifm ber 
Staat heben kann, und daß er durch eine zweite Arbeit 
ihm und feinen Dienern wieder abverdient wird. Aber 
für Tau ift eben die Arbeit, durch welche fie dem 
Staate ihr Geld abverdienen, das Mittel, neues Gelb 


zur naͤchſten Abgabe zu' ſammeln. — Laßt uns fegen, 


Ä 


einem Staate koſte fein Bivil-Etat eine Million jährlich. 
Da muß freilich für eine Million Arbeit gefchehen, und 


von deren Geld - Ertrage müffen alle höhere und niebere 
Ziilbediente des Staates leben. So ift dann diefe Mil: 


| lion verwandt, und nun hebt die zweite Arbeit ber Flei⸗ 


Bigen im Wolke an, die durch ihre probuftive Arbeit diefe 
Million wieder zuruͤck verdienen. — | 


Ic weiß wog fährt Buͤſch fort, daß noch unter 


Wiertes Kapitel, 


Vom Emfluffe der Befteuerung auf Werthſchaffung und Handel. 


Jede Abgabe, gleichviel fie werde vom Produzenten 
oder vom Konfumenten ber Waaren erhoben, ift ein kuͤnſt⸗ 
licher Zufas zum Schaffungskoften- Betrage der Waaren, 
und oft liegt bloß in den. Abgaben, welche hier oder 
dort von einem gewiſſen Gewerbe oder von den dabei 
nöthigen Stoffen entrichtet werden müflen, der Haupt: 
grund, warum die Waare hier höher oder niedriger im 
Preiſe fteht, ald dort, und warum mandyer Gewerbö: 
zweig bei der ſtark mit Abgaben belafteten Nation nicht 
gedeiht und ‚nicht mit Vortheil betrieben werden Tann, 
den ein anderes minber .belaftetes Volf unter fonft 
gleihen Verhältniffen mit bebeutendem Gewinne 
betreibt. Die Abgaben fegen, wie Lo& richtig bemerkt, 
die belaftete Nation in Verhaͤltniß gegen andere minder 
belaſtete Völker in die nämliche Lage, in welche ein un- 
fruchtbarer Boden den Befiger deffelben in WWerhältniß 
zum Beſitzer des fruchtbareren bringt. Hat dieſer hier 
mit der Natur zu kämpfen, fo hat ed jener mit der Kunft 
zu thun, deren Vorrichtungen ihm die möglichft leichte 
Uebung feiner produftiven Kraft erfchwert und dadurd) 
den Schaffungsfoften - Betrag und den angemeffenen Preis 
ber Erzeugniffe feines Fleißes über ihren natürlichen Punkt 
hinaudtreibt. 
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Die Steuer, ſagt Say (Cours d’econ. pol. VI), 
welche der Produzent zahlt; bildet einen Theil feiner 
Produktions⸗Koſten; da er nun bloß fo lange zu pro: 
duziren fortfahren kann, ald ihm fämmtliche Koften der 
Produktion (feine Arbeit mit einbegriffen) wieder erfebt 
werden, fo muß er ben Preis feiner Produkte erhöhen, 
und auf diefe Art zum wenigften einen bedeutenden Theil 
der Steuer auf die Konfumenten übertragen. Es Tann 
jedoch der Produzent in den meiften Fällen den Preis 
feines Produkts nicht um den ganzen von ihm geforder- 
ten Steuerbetrag erhöhen, denn die Folge jeder Vertheue⸗ 
rung ift eine Verminderung der Nachfrage und der Kon 
fumtion. Der Grund davon fpringt in die Augen; die 
Steuer erhöht den Verkaufs Preis ded Produkts, nicht 
aber zugleich die Einkünfte dev Konfumenten. Man kann 
nunmehr mit derfelben Summe des Einkommens nicht 
mehr die nämliche Summe von Produkten Faufen, wie 
zuvor, daher muß man fie in geringerer Menge anfchaf- 
fen. Dies ift nicht bloß eine Wirkung der Steuer, das 
Rämliche ift Folge jeder Urfache der Vertheuerung, ber 
Steuer wie einer fihlechten Erndte, der Berheerungen 
durch Krieg wie der Anwendung unpaflender Produktions⸗ 
Methoden ꝛc. Wird die Konfumtion eined gewilfen Pro: 
dukts durch die Umftände befördert, fo nimmt jedesmal 
die eined andern ab; die Folge ift unausbleiblid). Den- 
fen wir und, um biefe abſtrakten Edge zu verfinnlichen, 


eine Zagelöhner- oder Handwerker: Zamilie, welche gern 


zehn Pfd. Zleifch in der Woche verzehren würde; nun 
bat fie aber eine Verbrauchsſteuer zu bezahlen, oder fie 
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wird durch den verminderten Abſatz ihrer Erzeugniſſe ge⸗ 
noͤthigt, deren Preis und ſomit ihren Gewinn herabzu⸗ 
ſetzen; ſie beſchraͤnkt daher ihren Verbrauch auf neun 
Pfd. Fleiſch in der Woche. Man kann die Sache auch 
anders ſtellen, und den Satz auf alle Arten des Ver⸗ 
brauchs ausdehnen; denn eine Familie, die ſich in Folge 
von Steuern mehr einſchraͤnken muß, bricht ſich zuerſt 
dad Ueberfluͤſſige ab und erſetzt bei nothwendigen Beduͤrf⸗ 
niſſen das Feinere durch Groͤberes, minder Koſtſpieliges. 
Dies iſt ungefaͤhr die Lage jedes ſtark beſteuerten Landes. 
Es iſt einleuchtend, daß, da der Werth eine relative 
Groͤße iſt, die Nation bei Vertheuerung der Produkte 
aͤrmer wird, daß fie nicht mehr in derſelben Menge ver: 
brauchen Tann, daß fie minder gut lebt und fih mehr 
Entbehrungen gefallen laffen muß. Denn der Reichthum 
richtet ſich lediglich nad) dem Werthe defien, was man 
befist, und dieſer Werth wird hauptſaͤchlich durch die 
Menge der Verbrauchs-Gegenſtaͤnde gemefjen, die man 
dafür haben kann. | 

Diefe durch die Erfahrung aller Zeiten und Länder 
beftätigte Lehre, fügt Say hinzu, wird von David 
Ricardo verfannt, und eben daraus fließt dad Irrige 
feiner meilten Erklärungen von den Erfcheinungen, welche 
die Beſteuerung darftellt. Er fagt: „Wenn ein Steuer: 
pflichtiger der Regierung Hundert Franken zahlt, fo hat 
diefe flatt Ienem Hundert Franken mehr zu verzehren.” 
Hieraus folgt allerdings, daB die Zotalfumme der Ein- 
kuͤnfte der Gefelfchaft nicht vermindert worben ift, aber 
die Produftions=Koften find um den Steuer: Betrag ge: 
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firgen, man kann alſo mit demfelben Einkommen nicht 
mehr biefelbe Menge von Produkten Faufen. Ricardo 
ſagt: Da die Konfumtionen des Fiskus anderer Art ſeyen 
ald die des Publikums, fo Andere fi der Gegenftand 
der Produktion; und Dies ſey der einzige Nachtheil da- 
bi Allein, ift es denn nicht fchon von ‚großem Scha- 
den, wenn bie Induſtrie von ihrem natürlichen Gange 


| abgeleitet wird? Und zieht eine folche Veränderung nicht 


große Verluſte an Kapitalen nad fih? Auch die er- 
worbenen Wertigkeiten find Kapitale und gehen wie bie 


Verkzeuge der Induſtrie wenigftens großen Theils ver: 





Iren, wenn fie auf eine andere Produktion verwendet 
werden. 
Vortrefflich hat ein neuerer Schriftſteller Beisler, 
Betrachtungen üb. Gemeinde⸗Verf. u. Gewerbswiſ. ©. 106) 
gezeigt, wie nachfheilig auf die Betriebfamkeit und den 
Verkehr der Städte die hohen Abgaben wirken, Die den⸗ 
felben als Lokal- Abgaben auferlegt worden, wie dadurch 
die Preife fämmtlicher Arbeitd- Erzeugniffe auf eine Art 
gefteigert werden, daß folche nicht mehr zu konkurriren 
vermögen mit den rzeugniffen ähnlicher Art, welche 
aus Ortſchaften zu Markt gebracht werden, die von Lo⸗ 
fallaften der Art frei geblieben. Niemand leugnet mehr, 


ſagt diefer Schriftfleller, daß eine Waare mit jedem Preis: 


Abſchlage in den Bereich einer größern Mafle von Kon- 
fimenten herabfteige, fomit die größere Wohlfeilheit, Pro: 
duktion und Konfumtion vermehre, und daß mit jedem 
Auffhlage das Gegentheil von dieſem eintrete. Jede 
Steuer wirkt daher pofitiv nachtheilig auf den Erwerb, 
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weil fie die Zahl der Konfumenten verringert, fie wirkt 
aber auch noc außerdem relativ nachtheilig auf denfel- 
ben, wenn fie ald ein plus der allgemeinen Steuer von 
einzelnen Individuen oder Gemeinden erhoben wird. Im 
diefem Falle hilft es dem Produzenten wenig, wenn er 
diefes plus der Abgaben (die Lolalabgaben der Gemein- 
den), welde er zahlen muß, auf den Preis feiner Er- 
zeugniſſe zu ſchlagen ſucht. Andere Produzenten, nament⸗ 
lich vom Lande, welche dieſe Abgaben nicht bezahlen, 
und auf dem freigegebenen Markte erſcheinen, koͤnnen 
dem Konſumenten bei gleicher Qualitaͤt billigere Preiſe 
bieten. Man darf in Deutſchland nicht weit ſuchen, um 
Städte zu finden, in welchen alle Produkte der einhei⸗ 
mifchen Induſtrie um zwanzig oder mehrere Prozente 
theurer als in der ganzen Umgegend find. Man forfche 
nad), und überall wird man finden, daß folche Gemein- 
den mit großen Lofalfteuern belaftet find. Diefes Ver— 
hältniß nun, vermöge welches eine Gemeinde, ben übri- 
gen Staatögenoffen gegenüber, ein plus von Steuern 
bezahlt, macht es den Gemwerbsleuten berfelben unmög- 
lich, mit der Induftrie nicht etwa des Auslandes, nein 
ber nächften Umgebung des platten Landes in Konkur- 
ven; zu treten. Bei einer foldhen unglüdlichen Stadt 
ſehen wir die Gewerbsleute ihrer ganzen Umgebung, 
felbft jener Gewerbe, die man als die allerlofalften an- 
zuſehen gewohnt ift, in Menge nad) der Stabt arbeiten, 
während die Gewerböleute der Ießtern felbft jener Ge- 
werbe, melde für die am allerwenigften lokalen gehalten 
werben, welche nämlich bei erhöheter Betriebfamkeit eines 
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ausgedehnten Marktes fähig find, durchaus Feine Arbeit 
außerhalb der Ringmauern ihrer Stadt finden. Cie 
elle find auf jenen Abfag befchränkt, welcher auf unab- 
weislichen Beduͤrfniſſen des Augenblicks, auf die Unluft 
der Reicheren, die wohlfeileren Produkte der Auswärti- 
gen mit einigem Opfer von Bequemlichkeit zu Faufen, auf 
verwandtichaftlihe Werbindungen und auf Rüdfichten 
wechfelfeitiger Kundſchaft beruht. Aller Aufſchwung ift 
imen unmöglid) geworden, bei jedem Werfuche, beim 


erſten Schritte, ftoßen fie auf die fiegreiche Konkurrenz 


der auswärtigen Gewerbsleute, von welchen fie fich in 
mgleichem Kampfe auf einem Boden Überwältigt fehen, 
dee im eigentlihen Sinne der ihrige if. Daher das un- 
unterbrochene Sammergefchrei der ftädtifchen Gewerbsleute 
über die Wirkungen der Gemwerböfteiheit; daher die ſtei⸗ 
gende Unzufriedenheit der Stadt= Gemeinden über einen 
Zuſtand der Dinge, ber fi) nicht mehr laͤugnen läßt, 
und welcher nahe und unmittelbar die Eriftenz der Städte 
bedroht. 

Es Kann diefed Verhältniß, bemerkt der ſelbe Schrift- 
fiellee weiter, einen fchlagenden Beleg zur Bewahrbei- 
tung des Satzes geben, daß die vox populi über Die 
Sriftenz einer Thatſache, nicht aber Über ihre Urfachen 
richtig zu urtheilen verftehe. Weber die Gewerböfreiheit 
wird hier gefchrieen, aber die Xoftfpielige moderne Ge- 
meinde- Berwaltung ift die Urfache, warum Diefe Ge- 


werböfreiheit in der gegebenen Beziehung den ftädtifchen 
Gewerbsleuten verderblich wird, d. h. warum bie ftäbti- 


fhen Gewerböleute ihren Erwerb fo fehr durch die Iänd- 
5 


æ 
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lichen verfümmert fehen. — Preußen, indem ed, um 
die Induftrie zu entfeffeln, die realen Gemwerbörechte ab- 
löfte, und den Gemeinden die Koften ihrer Ablöfung 
aufbürdete, hat dadurd) die ftädtifche Induſtrie mit Fef- 
feln belaftet, die drüdender auf ihr ruhen, als die frü- 
heren Zunft=Monopole. 

Ras Beisler hier von bem nachtheiligen Einfluffe 
behauptet, welchen hohe Lo Fal- Abgaben auf die Befrieb- 
famkeit und, den Verkehr einzelner Ortfchaften aͤußern, if 
zugleich vollfommen anmendbar auf die Staats-Abga- 
ben. Wie und welcher Art immerhin dad Syſtem ſeyn 
mag, was die Finanz Verwaltung bei. der Vertheilung 
und Erhebung der Öffentlichen Abgaben zum Grunde gelegt, 
fo viel bleibt ausgemacht, daß die Bertbfchaffung und der 
Verkehr der Nation dabei ftetö in hohem Grade betheiligt 
find. Denn, mit welcher Mäßigung und Gerechtigkeit 
auch die Staatöbehörde dabei verfahre, immer ift ed ein 
ſehr beträchtlicher Theil des National: Vermögens, wel- 
cher von ihr als Eteuer in Anfprud) genommen wird, und 
nothwendig muß der. Uebertritt einer fo großen Gütermaffe 
aus dem Beſitze der Privaten in den Beſitz der Regierung 
einen höchft bedeutenden Einfluß aͤußern, fowohl auf die 
Größe der. Werthſchaffung ald auf den Umfang und die 
Kichtung des Verkehrs. Stets und überall muß daher die 
Befteuerung ald ein mehr oder minder wichtiges Hinder⸗ 
niß der möglich größten Erweiterung des Nationalreich⸗ 


thums, der möglichft vollkommnen Entwidlung der Pro- 


buftion und des Handels betrachtet werden. 








Fünfter Abſchnitt. 


Non den Grundlagen eines guten Steuer = Spftems. 


IL Ueberbaupt. 


Nach welchen Ländern, nach welchen Regionen hin 
wir unfere Blicke richten mögen, nirgend fehen wir ein 
Steuer - Syſtem in Anwendung gebracht, fo gerecht und 
weife, jo zwedgemäß und fehlerfrei, daß ed auch andern 
Kindern und Voͤlkern ald Mufter empfohlen werben 
fönnte zur Nachahmung. Allenthalben vermiffen wir bei 
diefem hochwichtigen Zweige ber öffentlichen Verwaltung 
faft gänzlich ein den Gefegen der Nationalötonomie ent: 
fprechendes allgemeines Prinzip, und wo efwa aud) 
ein folches bei einzelnen Gattungen ber Beſteuerung wirk⸗ 
lich anzutreffen ſeyn mag, da fehlt es hinwiederum faſt 
inmer an deſſen ſtrenger Befolgung und konſequenter 
Durchfuͤhrung. In bunter Miſchung, in regelloſer chao⸗ 
tiſcher Verwirrung, ſehen wir fort und fort in den mei⸗ 
ſten europaͤiſchen Staaten Steuern vom Kapitale, a 
dere vom Einkommen, andere vom Beſitze, wieder 
andere vom Genuſſe eingefuͤhrt und gleichzeitig erho⸗ 
ben werden bald auf direktem, bald auf indireftem 
Wege. Faſt allentbalben fcheint man, unbefümmert um 
Auffuhung eines wilfenfchaftlihen Prinzips, was der 

| 5 * 
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Beſteuerung zum Grunde zu legen, mehr oder weniger 
der verderblichen Anſicht zu huldigen, daß es der Regie⸗ 
rung, um den Staatsaufwand zu decken, um ben oͤffent⸗ 
lihen Bedarf zu befriedigen, geftattet ſey, überall zu 
nehmen, wo etwas Nehmbares zu finden. Died will 
tührliche, blinde Nehmen und Geben, mwodurd mit wi- 
derrechtlicher Begünftigung der Einen die Anderen erdrüdkt 
werden, bezeichnet Behr fogar ald den hervorſtechenden 
Zug des bisherigen Steuer-Verfahrens, welches in fei= 
ner Zotalität aufgefaßt als ein endloſes Ned von Unge⸗ 
vechtigkeiten, ald ein wahres Chaos erſcheine, in bem 
Zaufende untergehen buch eben die Mittel, die zum 
Zwecke ihres Schutzes dienen follten. 

Die Geſchichte der finanziellen Unternehmungen der 
europäifchen Staaten ift, wie Bülau (Enzyklopaͤd. d. 
Staatswiſſenſch. S. 96) mit Recht bemerkt, bis jebt 
eine Gefhichte von Erperimenten geweſen, durd deren 
Erfolg man wohl über die Natur der Berhältniffe all- 
mählich aufgeklärt wurde, ohne jedoch Die Weberzeugung 
zu gewinnen, daß man bei dem Beginne diefer Verſuche 
von richtigen Grundfügen ausgegangen fey. Aber eben 
deshalb und weil die Theorie der Finanzverwaltung, wer 
nigftens für die Praxis, noch in der Kindheit fteht, ift 
vielleicht fuͤr keinen Theil der Politit eine fo treffliche 
und eine fo unumgänglidy nöthige Worbereitung in der 
Geſchichte der bisherigen Verſuche zu finden, als für dem 
in Rede ftehenden; namentlidy bietet die Finanzgefchichte 
England’ und Frankreich's in diefer Hinfiht eine fehr 
veihe und leicht zugängliche Quelle der Belehrung bar. 
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Befragen wir die Weltgefchichte, fagt Soden eben 
fo wahr als fchön, und fie wird und antworten: war- 
um beinahe Fein einziger Staat von ben älteften bis auf 
die neueſten Zeiten fein Finanz = Spftem nad) den Natio> 
naldötonomie = Gefegen organifirt bat. So, wie die Staa⸗ 
ten und ihre Verfaſſungen entftanden, fo, wie fie orga= 
nifirt wurden und blieben, war der Staatd- Verband, 
alfs der Staatszweck, nur eine philofophifche Abftraktion. 
Kein, ift aud in den mehrften Staaten der bewohnten 
Erde felbft jegt diefer Zuſtand der Dinge noch der 
nämliche, fo bat doc nicht fomohl der Fortfchritt der 
geiftigen Bildung an fich, vielmehr das Reſultat berfel- 
ben, der Zuwachs an Bedürfniffen, von Genußmit- 
ten aller Art, den Regierungen die Nothwendigfeit eines 
nationalöfonomifchen Finanzſyſtems aufgedrungen. Die 
Ausdehnung der Begriffe von Hoheit, Macht, Glanz, 
Lurus und Wohlleben, ald nothwendiger Umgebungen 
der Herrfcher, macht ed unvermeiblih, den Nationen 
einen gewillen Grad von Wohlhabenheit zu bemahren, 
um jene Umgebungen erhalten und fichern zu können. — 
Wenn man bisher auch die Völker nur ald eine Aue 
betrachtete, die zur Zeit der Reife geerntet werden follte, 
fo mußte man dod) der Vegetation inzwifchen freien Spiel: 
raum laſſen. — So weit nun immer die- Menfchkeit 
noch von der lebendigen und praktiſchen Anerkenntniß des 
reinen Staatszwecks entfernt-feyn mag, fo wird der Phi: 
loſoph doc) behaupten dürfen, daß felbſt in diefem kraͤnk⸗ 
lichen Zuftande derfelben die Auffindung des wahren Prin- 
zips der Beſteuerung für fie, ja ſelbſt für den Deſpo⸗ 
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tismus, Gewinn fey, und daher jeder Verſuch, dieſes 
Problem zu Iöfen, Dank verdiene. Die Schwierigkeit 
diefer Löfung fpricht fich von felbft aus, und es ift we⸗ 
niger erflaunendwerth, daß alle Verſuche der flaatswirth- 
ſchaftlichen Schriftfteller in dieſer Hinſicht bisher gefchei= 
‚tert, als daß die Völker unter den bisherigen Beftene- 
rungs Methoden nicht noch tiefer im Wohlftande gefun- 
fen find. So wie wir hierin die troßige, eherne, le 
Hinderniffe überwindende Beharrlichkeit des Menfchen im 
Streben nad) Wohlſtand mit Ehrfurcht bewundern müfz _ 
fen, fo mag vielleicht gerade fie, die Philofophie, auf 
den einzig richtigen Weg zur Wahrheit leiten. — Die 
Tendenz der Menfchen nach Lebens- Genuß und der Zweck 
der Befteuerung, die Verminderung des Gemuffes, muͤſ⸗ 
fen fi) nothwendig allenthalben feindfelig begegnen. Sie 
zu verföhnen, diefe ihrer Natur nad) feindlichen Mächte 
zu einigen, ift alfo die Aufgabe. 

Die Kammeraliften neuerer Zeit, bemalt Soden 
an einem andern Orte, theilen fi) in zwei Klaflen: in 
die redlichen Staatöwirthe und in jene, die Throne um- 
Eriechenden, Inſekten, benen, um ihres eigenen Selbſt 
willen, bie Perfon des Regenten ald der Staat und die 
Nation erfcheint. Die vedlihen Kammeraliften ahnten 
das Prinzip der National-Delonomie ohne deutliches Be- 
wußtfeyn defielben. Waren fie ſchon mit den Grund⸗ 
fägen unbekannt, nad) welchen der Staatöbedarf natio- 
naloͤkonomiſch bemefien und erhoben werden müfle, fo 
ahnten fie doch, daß dem Staate von allem National- 
Vermögen der verhältnißmäßige Antheil feines Bedarfs 
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gebühre. Ihr einziges Streben ging alfo dahin, bem 
Staate diefen Antheil zu verfchaffen. Sie fühlten, daß 
die bisherigen direkten Auflagen den Zwed nicht voll 
ſtaͤndig erreichten und befteuerten, um die Luͤcke zu er 
gänzen, bald gewiſſe Handlungen des Staatöbürgers, 
bald defien Perfon und Produktivkraft, die kein Gegen: 
ſtand der Beiteuerung ift, nod) feyn kann. Sie mußten 
daup nehmen, nicht was dem Staate gebührte, und nicht 
mehr oder weniger, ald ihm gebührte, ſondern nehmen, 
was da war, und weil ed da war. Dies iſt die Ge- 
fhichte der redlichen Kammeraliſtik. Die Plusmache— 
rei hatte Fein Syftem. Ihr waren die Begriffe von 
KRation, von Nationalwohl, von Staatözwed fremd; 
ihre einzige Sendenz war: zunehmen, fo viel nur. ohne 
Bernihtung der Volks: Eriftenz zu nehmen war. Sie 
fpornte den kammeraliſtiſchen Erfindungsgeift, durch jedes 
Mittel dem Negenten ein Plus zu erzwingen. a 
Die gewöhnliche Richtung der Finanzkunft, fagt 
Rotteck, (in. f. Fortfeg. v. Aretin's konſtitutionellem 
Staatsrechte B. 2. S. 323) geht dahin, recht viel 
und ſteigend mehr vom Volke zu erheben, nur wo moͤg⸗ 
ih ohne Weranlaffung allzulauter Beſchwerden, etwa 
auch — um für die fernere Zukunft zu forgen — ohne 
Berminderung des nachhaltigen Ertrags. Das 
erfte Prinzip führt zur Auswahl folder Befteuerungs- 
Arten, bei welhen das Erhalten oder Habhaft- 
werden am leichteften und zuverläfjigfien Statt findet, 
ohne Ruͤckſicht auf die Rechtögültigkeit der Forderung. 
Es führt nicht minder zur Idee: fo viel Eteuern audzu: 
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fehreiben iſt erlaubt, als zu erheben phyſiſch möglich ift, 
daher es auch bie Gleichheit oder Ausnahmslo⸗ 
figteit der Beſteuerung liebt, die Eremtionen alfo abs 
ſchafft, aber die längft Belafteten darum keineswegs er⸗ 
leichter. Das zweite Prinzip, welches für den nach- 
baltigen Ertrag forgt, mäßige einigermaßen die Gier 
des erften, doch nicht genügend, weil abermals nicht 
das Recht, fondern nur die Klugheit (oder Wb⸗ 
fchaftlichkeit) es diktirt. Auch ift es zweideutig, da c 
nicht ausfpricht, ob es die Nachhaltigkeit bei jedem Ein« 
zelnen, oder nur überhaupt bei der Gefammtheit zur Ab- 
fiht habe. Zwiſchen beiden Richtungen aber findet ein 
weſentlicher Unterfchied Statt. Die erfte — von ber Ges 
rechtigkeit und Menfchlichkeit nicht minder als von ber 
Wirthſchaft gebotene — laͤßt bei jedem Einzelnen 
dad Betrieböfapital und das zur Lebend- Erhaltung noͤ⸗ 
thige Einkommen frei, kann alfo bloß buch eine un⸗ 
mittelbare und individuelle Einkommenſteuer 
realifirt werden. Die zweite, bis dkonomiſche, be 
gnügt fi) damit, daß nur überhaupt nicht mehr ge- 
fordert werde, als der allgemeine Weberfchuß der Natio- 
nal= Produktion über dad Betriebd- Kapital und bie nö- 
thige Konfumtion derfelben Nation beträgt, unbefümmert 
darum, ob Hunderte oder Zaufende der Steuerpflichti- 
gen durch Pragravation zu Grunde gehen; indem an bie 
Stelle der Verarmten alddann Andere (etwa die Käufer 
ihrer Grundſtuͤcke u. dergl.) treten und ſonach bie 
Zahlung fortdauert. 

Auh Log ift der Meinung, daß das Steuerwefen 
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faſt allenthalben einer gänzlichen Reform beduͤrfe, fol 
ht demjelben binnen Kurzem der Nationalwohlſtand 
de Völker zum Opfer gebracht werden. Gewiß nicht 
ößertrieben ift die Schilderung, welche dieſer einſichtspolle 
Staatsgelehrte von dem klaͤglichen Zuſtande entwirft, 
ben der gedachte Zweig der Öffentlichen Verwaltung in 
den weiten neuern Staaten gegenwärtig barbietet, und 
nid ungerecht ber bittere Zabel, welchen berfelbe über 
die Vernachlaͤſſigung der Theorie in dieſer Hinſicht aus⸗ 
richt. * Denn es thut wahrlich Noth, daß auch bier 
"die Theorie endlih einmal in's Leben geführt werde: 
Rur das Leben mag die Lehre richten, fie gleicht der 
Pflanze, die ein Erdreich zu ihrer Entwidlung verlangt, 
ihre Blüthe, jagt Herder, kommt nicht am Tage der 
Saat. — 

Betrachtet man, dußert in biefee Beziehung Lo 
(Handb. d. Staatswirthſch. B. 3. S. 276), die Art und 
Veife, wie mag in ben meiften Staaten die Bebürfniffe 
bes Öffentlichen Verbrauchs auf das Volk vertheilt, und 
ihm ben zu Dedung dieſer Bedürfniffe abzugebenden Theil 
abnimmt, fo möchten fi) wohl mandye Bemerkungen auf- 
dringen, welche für den aufmerkfamen Beobachter nicht 
ſonderlich erfreulich feyn dürften. Wil man fid). die 
Bahrheit nicht verhehlen, fo vermißt man in dem von 
den Regierungen angenommenen Abgaben -Spfteme faft 
überall ein feftes Prinzip, wenigftend eins, dad alle Ab- 
gaben⸗Arten gleichmäßig beherrfchte Das Einzige, was 
meift hervortritt, iſt das Streben, die Beduͤrfniſſe des 
Öffentlichen Verbrauchs da wegzunehmen, wo man bie 
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dazu noͤthigen Guͤter⸗Maſſen gerade vorliegend zu ſehen 
meint. Ob die Quellen, aus welchen man ſchoͤpft, ge, 
trade die richtigen, ob fie nach richtigen ſtaatswirthſchaft⸗ 
lichen Grundfägen zugänglid) find, wie ihre Benutzung 
auf den Volkswohlſtand überhaupt und auf ben ragel- 
mäßigen Fortgang der Volksbetriebſamkeit insbeſondere 
einwirken werde, und nad) ber Natur der Sache einwir⸗ 
Ten wüfle, alle diefe Fragen behandelt man in ber Mrk⸗ 
lichfeit — da, wo man fie überhaupt einiger Aufmenk- 
ſamkeit würdigt — eigentlich nur als Nebenpunfte, bie 


man bloß in fo weit beachtet, als fie dem Hauptſtrebe⸗ 


punkte, dem bed Nehmens, nicht geradezu widerſtreiten. 
Ro man dem Beutel der Unterthanen auf direktem 
Wege am leichteften beitommen Tann, wird diefer Weg 
eingefchlagen, da, wo der indirekte Weg eine reich- 
lichere und leichter zu gewinnende Ausbeute verfpricht, 
diefer; und flatt daß die Vertheilung der öffentlichen Ab⸗ 
gaben ſich an den Gang des Volksverkehrs möglihft an⸗ 
ſchließen ſollte, baut man vieltehr auf den Gang des 
Verkehrs die eitele Hoffnung, er werde wieder gut ma⸗ 
hen, was die prinziplofe Steuer- Bertheilung und He⸗ 


ag dung ungleich) gemacht hat. Am nachtheiligſten hat uͤbri⸗ 


gens bei diefem prinziplofen Treiben fletd dad gewirkt, 
daß man bei ſeinem Nehmen und bei der Wertheilung 
der Abgaben nad) der Marime ded Nehmens fid, fo ſel⸗ 
ten an den eigentlichen Fonds. für die Leßteren, das reine 
Eintommen der Steuerpflichtigen, gehalten hat, daß man 
Einfommen und Kapital, und Kapital und Vermögen 
meift durcheinander geworfen, daß ntan, flatt die ſchick⸗ 
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lichfte und am wenigflen Eofifpielige Hebungsweiſe zu 
wählen, oft die fchwierigfte gewählt hat, und daß end» 
lich ein richtiger Vertheilungs- Maapflab für alle Abga⸗ 
benpflichfige durchaus fehlt. Denn wirklich trifft man 
beinahe in allen Staaten direkte und indirekte Steuern, 
Steuern auf dem Beige und auf dem Genuffe beruhend, 
Steuern im Augenblide des Erwerbs und im Augenblide 
des Benuſſes erhoben, Steuern nad) dem Einkommen, 
nah dem SKapitale und nad) dem Vermoͤgen vertheilt, 
im planloſeſten Gemenge neben einander. Bald erhebt 
man eigentliche Konfumtionsfleuern nad) dem Fuße dev 
Grundfteuer, bald bie Gemwerbfteuern in Konfumtions- 
ſtruern, bald hängt die Steuer von zufälligen Erveignif 
ien ab, bald wieder ruht fie auf feitftehenden Terminen. — 
Kurz, bebarf ein Theil unfers Öffentlihen Verwaltungs: 
weſens einer bedeutenden Reform, fo ift ed gewiß bie 
Regulirung des Abgabenweſens, und zwar in allen feis 
nen Zweigen. Ä oo 

Gelangt man indeß hiernach gar bald zur der Ueber: 
zeugung von ber Nothwendigkeit einer durchgreifenden 
Reform bes beftchenden Abgabenwefend und von der 
Dringlichkeit einer anderweiten Regulirung deflelben in 
den meiften Ländern, fo muß man doch, wird Hand 
an's Werk gelegt, eben fo bald die großen und mannig- 
faltigen Schwierigkeiten gewahr werden, welche allent⸗ 
halben eine Finanz⸗Operation der Art barbietet bei bet 
Ausführung. Bor allem uämlich kommt es bier, foll 
dem Uebel wirklich abgeholfen werden, darauf an, ein 
allgemeined Prinzip zu entdeden, was der beabfichtigten 
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Reform zum Grunde zu legen und ſtreng durchzufuͤhren 
iſt bei allen Zweigen der Beſteuerung; aber mit der blo⸗ 
fen Entdeckung dieſes Prinzips ift noch wenig geholfen, 
fd lange man nicht zugleich” die Methode ausfindig ge= 
macht hat, wie daffelbe praktiſch auszuflhren und auf 
die verfchiedenen Zweige der Beſteuerung in Anwendung 
zu bringen; gerade hier jedoch zeigen ſich allentbalben die 
größten Schwierigkeiten und Hinderniſſe. Schwerlich 
dürfte e8 wohl der Finanzkunſt jemal& gelingen, eine 
Methode aufzufinden, wornach ein von der Zheorie als 
echt anerkanntes allgemeines Prinzip der Beſteuerung der⸗ 
geftalt praßtifch angewendet werden koͤnnte, daß dadurch 
überall der Zweck, die Staatögenoffen auf eine gerechte 
und gleichmäßige Weiſe zu belaften, vollfommen er 
veicht würde; ſtets und immer wird man fid) daher ſchon 
damit begnügen müffen, der Erreihung dieſes Zwecks 
möglichft nahe gekommen zu fenn. 

Wenn wir, bemerft Fulda (Handb. d. Finanzwiſ⸗ 
ſenſch. $ 132) fehr richtig, die Wahrheit erfennen müffen, 
welche uns die Erfahrung aller Zeiten lehrt, daß nur 
dunfel und in ungewiſſer Annäherung ein reiner Ertrag 
in allen Erwerbzweigen und in ihrer Verknuͤpfung erforſcht 
werden Tann, daß wir bei dem vielfeitigen Werfehre der 
Menfchen unter einander eine Steuerabwälzung von dem 
einen zum andern zu verfolgen nicht in unferer Gewalt 
haben, daß die Beduͤrfniſſe und ſonach aud) die Forde- 
tungen des Staatd in der Benutzung dieſer feiner Ein— 
fommend - Quelle nicht ftetig, fondern nah Umſtaͤnden 
und Verhältnifien wechfelnd feyn müffen, wenn wir ferner 


I} 











| 


— 77 — 


beruͤckfichtigen, welche große Rolle ber Eigennutz der 
Menſchen in dieſem wie in dem ganzen Felde der mate— 
riellen Vermoͤgens⸗ Erwerbung fpielt, welche Verſchieden⸗ 


beiten hierin beftehende Rechte, Lage und Berhältniffe 


zeugen 2c., dann müflen wir auch leicht gewahr wer⸗ 
den, daß Fein Prinzip der Wiflenfchaft in diefem Felde 
in feiner Reinheit zur Ausübung kommen Tann. Gleich⸗ 
wohk-eeber werden wir der Prinzipe nie entbehren koͤn⸗ 


nen, welche der Praris zur Richtſchnur dienen müffen. 


Mit allgemeinen Borfariften, die auf jeden 
geſellſchaftlichen Zuftand paſſen follen, läßt fi in der 
Beſteuerungskunſt wenig ausrichten. Nicht ohne Grund 
lengnet Sr. Buchholz (Ueb. Preußens Grenzzölle 
S. 22) ‚geradezu das Dafeyn einer folchen Kunft, we⸗ 
nigftens in fo fern, als fich behaupten laſſe, fie fey nie 


vollendet und für ihre Anwendung komme alles auf die 


dortſchritte an, welche die Theilung ber gefellfchaftlichen 
Arbeit gemacht hat. ind diefe Fortfchritte gering, fo 
wird auch das Produft der Steuer - Erhebung gering 
km, und das Umgekehrte wird nicht anders Statt fin- 
den können ald fo, daß jene Zortfchritte bedeutend ge- 
worben find. Daher die Exfcheinung, daß die Finanz- 
kunſt in jedem gefellfchaftlichen Zuftande ihren befondern 
Eher ; einen andern in demjenigen Zuffande, wo 
die gefellſchaftliche Arbeit von Sklaven verrichtet wird, 
einen andern im Zuflande der Leibeigenfchaft, einen an- 
dern in dem der Erbunterthänigkfeit, einen andern endlich 
m dem Zuſtande der bürgerlichen Freiheit, wo jedes In⸗ 
dividuum nur von folhen Gefeben abhängt, welche in 
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bem größten Produkte der gefellfchaftlihen Arbeit nichts 
anders bezweden, ald das hoͤchſte Maaß gefellfchaftlicher 
Wohlfahrt. So ift die Finanzkunft und mit ihr die Be⸗ 
fteuerungstunft immer abhängig von dem Entwidlungs- 
grade, der die Gefellichaft bezeichnet, und wenn fie auch, 
gehörig angewendet, dazu beitragen kann, die Entwick⸗ 
lung ber gefellfehaftlichen Kräfte zu befördern, fo wird 
ihr dies doc) immer nur dadurch möglid) werden, daB 
alles dazu gehörig vorbereitet iſt. 

Das ſtillſtehende, ſtatiſtiſche Beſteuerungsweſen, was 
in manchen Ländern angetroffen wird, iſt nah Rau- 
mer's richtiger Bemerkung eine Folge von der ftatifti- 
fchen Betradytung des Staates felbfl. Wem derfelbe 
als etwas kuͤnſtlich Zuſammengefehtes, Fertiges, Abge⸗ 
ſchloſſenes erſcheint, deſſen man in Tabellen und Zahlen 
habhaft werden kann, Dem iſt die Beſteuerung nur ein 
Diviſions-Exempel; Wem er dagegen als etwas “ ſtets 
Bewegliches, Lebendiges, Wachſendes erſcheint, Dem koͤn⸗ 
nen jene ſtatiſtiſchen verſteinerten Anſichten auch noch nicht 
einmal als Erklaͤrung Eines Moments gelten, er muß 
das Lebendige als lebendig begreifen, dem Beweglichen 
ſich ſelbſt bewegend zugeſellen, und nicht etwas Beharr⸗ 
fiches, ein Gefeb, da anwenden wollen, wo es nicht hin 
gehört. So wie der Staat nichts ift, als Big fort- 
währende Entwidlung aller denkbaren geiftigen Thaͤtigkei⸗ 
ten, unterftügt von den raftlofen Erzeugungen der Na= 
tur, fo muß auch das Beſteuerungsweſen ftetd ſich ent— 
widelnd fenn, und das wird ed nicht etwa durch täg- 
lichen Wechfel der Grundfäße, fondern dadurd), daß es 
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nur eingreift, wenn und wo fich die Thaͤtigkeit offenbart 
und daß es in die Mafle diefer Thaͤtigkeit felbft ein 
greift. — 

Auf die Frage: was ift die befte Art der Beſteue⸗ 
rung? laͤßt fi, wie Spittler (Borlefung. üb. Politik 
&. 335) urtheilt, ohne Lokal⸗Unterſcheidung ſchlechthin 
keine Antwort geben. Es wäre 3. B., fagt derfelbe, felt- 
fam, "wenn man den Hofländern zur Beſtreitung ihrer 
Staatsbenürfnifie vorzugsweiſe die Grumbfteuer als Ab- 
gabe empfehlen wollte; bei einem fo großen Beduͤrfniſſe, 
einem verhältnißmäßig fo Meinem Lande, wo ein fo bes 
trächtlicher Theil der Einwohner felbft die erften Lebens- 
bebürfnifie aus dem Auslande beziehen muß. Dort find 
daher auch bie Verbrauchöfteuern entftanden. In einem 
andern Lande dagegen, was in Berhältniß zu feinem Um⸗ 
fange viele Grenzen und manche Nachbarflaaten hat, in 
denen biefer und jener Handeld= Artikel mit Feiner Auflage 
befaftet iſt, wäre es bebenklih, hohe Werbrauchsfteuern 
einzuführen, denn es ließe fich dajelbft nimmer dem Schleich- 
handel fleuern, wie groß auch die Zahl der angeftellten 
Steuer Auffehes ſeyn möchte. 

Um ein gediegenes, ſachgemaͤßes Urtheil zu fällen 
über den Werth des in irgend einem Lande angenommes 
nen Steuer Spftemä oder Borfchläge zu thun zu deſſen 
BVerbefferung, bedarf ed der genaueſten Bekanntſchaft mit 
dee Natur und dem Weſen der verfchiedenen Erwerbs⸗ 
Quellen des Wolls, mit der Abhängigkeit, worin biefe 

Erwerbs⸗Quellen von einander flehen, mit bem .Einfluffe, 
den fie auf einander ausüben, mit bem Gewichte, wel- 
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ches jede in die Wage der Nationalwirthſchaft legt, es 
bedarf dazu einer moͤglichſt genauen Kenntniß der unend⸗ 
lich vielen und mannigfaltigen Verhaͤltniſſe, worin die 
einzelnen Klaſſen der Bürger zu einander und zum Aus⸗ 
lande ftehen. — Das Geheimniß echter Finanzkunft liegt 
in Erweckung und Erhaltung der Lebenswaͤrme emfiger 
Thätigkeit, nicht in Zahlen und todtem Metalle. Richt 
ber Ertrag einzelner Einnahme-Rubrifen, fondern der 
ganze dauerhafte Ertrag der Finanz= Anftalt und feine 
Webereinftimmung mit den höhern Beziehungen der Staats⸗ 
gefelffchaft bewährt die Güte und Vortrefflichkeit des Fi⸗ 
nanzſyſtems eined Landes, 

Sonach laͤßt ſich über bie Guͤte oder Fehlerhaftig⸗ 
keit des irgendwo herrſchenden Steuer-Syſtems wur dann 
ein richtiges und begruͤndetes Urtheil faͤllen, wenn man 
das Ganze uͤberſieht, die verſchiedene Groͤße, den Ertrag 
und die Wirkung der einzelnen Abgaben unter und mit 
einander vergleicht, und die genaueſte Kenntniß der be— 
ſondern Lage und Beduͤrfniſſe des gegebenen Landes da⸗ 
mit verbindet. Im Allgemeinen aber laͤßt fi) die Be— 
hauptung aufitellen, daß die Auflagen am glüdlichften 
da gewählt find, wo jeder Staatögenoffe im. Berhältnifle 
feiner Kräfte zu den Staats, Ausgaben beiträgt, wo 
Zeber in ber Zeit und auf die Weiſe jenen Beitrag ent⸗ 
richtet, die ihm die angemeffenfte ift, wo Fein Abgaben- 
pflichtiger über Willkuͤhr lagen kann, und wo jo wenig 
als möglic) von dem, was das Volk gibt, auf dem Dege> 
zur Staatskaſſe ſich verliert. 

Lebe Steuer, fagt Schmalz, ift ein Uebel, es 
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kommt nur darauf an, die unheilbare Krankheit mindeſt 


ſchmerzhaft zu machen. Alle Steuern werden daher im⸗ 


mer ihre Schwierigkeiten und Unbequemlichkeiten haben, 
aber Ungerechtigkeit darf keine mit ſich fuͤhren, Sittlich⸗ 
keit und die Bande der Menſchheit darf keine zerſtoͤren, 
keine darf Einzelne druͤcken und Andere in gleicher Lage‘ 


beguͤnſtigen; und aus dieſem Geſichtspunkte müflen fie 


| 
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vorzuͤglich gepruͤft werden. 

Siegreich hat Jakob (a. a.O. F700, 713 — 714 
den Irrthum Derer bekaͤmpft, welche dafuͤr halten, es 
gleichen ſich zuletzt alle Ungleichheiten der Beſteuerung im 
Berfehre von ſelbſt aus. Nichts, ſagt Derſelbe, kann 
einer gefunden Finanz⸗Politik mehr zuwider ſeyn, als 
ih auf Biefe ſtille Ausgleichung zu verlafien. Es ift 
ms eine Zuflucht prinziplofer Finanzmänner, die ihrer 
Unwiftenheit oder Traͤgheit durch diefe Berufung auf die 
file Vertheilung noch obegdrein den Schein, flefer Weis: 
heit geben uollen. — Schwerlich dürfte e8 der Wiffen- 
ſchaft jemals gelingen, in diefer Beziehung binlängliche 
Aufklaͤrung zu geben, um mit einiger Zuverficht berechnen 
zu koͤnnen, von welchen Gegenftänden, in welchem Ver⸗ 


hältniffe und von wem zuletzt eine jede Steuer entrichtet 


werde. Hieraus geht, wig im Hermes (N. XVI) ges 
zeigt wird, nicht nur ein fehr ſtarkes Argument gegen 
die Berbindung mehrerer ungleichartiger Abgaben in einem 


Steuerfyfteme hervor, fondern zugleich auch ber "Sag, 


daß ba, wo eine Berechnung ſolcher Art zu machen ift, 

ihre Aufftellung zu den verwidelteflen und fchwierigften 

Aufgaben gehört. Es ift wahrlich, fehr viel verlangt, in 
6 





Gewißheit zu bringen, daß das reine Einkommen eines 
Jeden, wenn man alles zufammenrechnet, was er zu den 
mandherlei Steuern unmittelbar oder mittelbar beitragen 
muß, in einem gleichen Berhältniffe angezogen werde. 
Selbſt aber, wenn Died auszumitteln wäre, darf bei Der 
Einführung einer neuen Steuer nicht überfehen werben, 
daß fie ihre endliche Wirkung im Verkehre nur allmählig 
ausbildet, und daß alle die verfchiedenen Zuftänbe bes 
Vebergangs vom der nächiten zu der definitiven Wirkung 
eben fo viele Berfchiedenheiten in der Steuer - Verthei: 
lung mit fi führen, aus deren Nichtbeachtung Inder 
Praxis eben fo viele Steuer Ungeredhtigkeiten entftchen. 
Dies iſt ed, was alte Steuern vor neuen im vorand 
haben und warum es nur durch über egende und evidente 
Gruͤnde gerechtfertigt werden Tann, ein einmal beftehen- 
des Steuerſyſtem zu verändern. 

Es tft die Eigenheit aller Steuern, bemerkt ber 
Freiherr v. Hügel (Spanien u. d. Revolution S. 175), 
daß fie, wie alle Befchränkungen, nur fo lange im: Leben 
ſchaͤdlich ſind, bis man fi) an fie gewöhnt d. h. bis man 
alle amdere Gewohnheiten des Lebens mit. ihnen in Ein 
Hang gebracht hat , bi8 dasjenige, was nicht mit ihnen 
beſtehen kann, verloren, zerftört und verfchmerzt if. Des: 
halb find alte Steuern Feine Laft mehr, fondern eine 
Bedingniß ded Dafeynd, wie es angeborne Gebrechen 
find, und nur die neuen find Verſtuͤmmelungen, an bie 
man fi, wenn fie das Leben felbft nicht gefährden und 
feinen organifchen Theil angreifen, zuleßt gewöhnt. Dar: 
um find die Voͤlker auch nur gegen die neuen Steuern 
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fo eingenommen, und verlangen erſt dann die Abſtellung 
Imghergebrachter, wenn man ibmen fagt, fie feyen eine 
nothwendige Bedingungen bed bürgerlichen Dafeyns, ſon⸗ 
dern willführliche Beſchraͤnkungen. Cs koſtet beinahe 
eben fo viel Mühe, einem Recht liebenden Manne begreif- 
ch zu machen, weshalb er eine ererbte Laft nicht fort- 
zatragen brauche, ald daß er feinen Erben neue Laften 
übergeben dürfe. 

Wie fehr indeß immerhin die Stabiligit des Beſteue⸗ 
vangd = Syftemd zu wünfchen feyn mag, fo ein Unding . 
iſt doch deſſen abfolute Unneränderlichkeit. Das echte 
Stabilitätd = Prinzip der Steuern verbietet nur diejenigen 
Veränderungen in bemfelben, die keine nothmendige find. 
Schon ber alte Mercier erhob die Stabilitaͤt, die dem 
Steuerweſen zufommen muß, zu einer völligen Unver⸗ 
änderlichkeit. Wo die Steuern wechſeln, ſich ändern, 
da fall es nad) feiner Meinung kein Eigenthum, feinen 
. Yderbau, Leine Manufaktur, Bein Volk, Beinen König 
geben koͤnnen. Um biefe Unveraͤnderlichkeit feſtzuſtellen, 
fol nach ihm die Steuer um fo viel höher angefegt wer⸗ 
den, ‘daß mit dem Mehrertrage alle außerordentliche Aus⸗ 
gaben des Staated gedeckt werben koͤnnen. Es laͤßt ſich 
nicht beſtreiten, wird dagegen mit Recht von Schoͤn 
(a. a. O. S. 96) eingewandt, daß die abſolute Unwan⸗ 
delbarkeit der Abgaben ihre ſchmeichelnde Außenſeite hat, 
allein dieſelbe iſt erſtens leider nicht ausfuͤhrbar und 
zweitend, tiefer angeſehen, auch gar nicht vortheilhaft. 
Keine Regierung hat die Zukunft ganz in ihrer Gewalt, 
feine kann beredimen, welche außerordentliche Umſtaͤnde 
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fich ereignen dürften; wie kann alſo irgend eine Regie 
rung die Summe beftimmen, die fie vor allen Verlegen» 
beiten zu fichern im Stande wäre? Selbſt die Schwan⸗ 
tungen der Silberpreife und die Aenderungen bed Geld» 
wefens würben die abfolute Unveränberlichkeit unmöglich 
mahen. Die Unterthanen müßten alfo jaͤhrlich mehr 
abgeben, als unter einem andern Syſteme nothwendig 
wäre, und liefen dennoch beftändig Gefahr, Veraͤnderun⸗ 
gen des Steuerweiend eintreten zu fehen. Ihr wahres 
und wohloerftandenes Intereffe müßte fie belehren, daß 
zweckmaͤßige Veränderungen für fie vortheilhafter find, 
Ber jährlich einen Gulden mehr zahlt, um der Gefahr 
auszuweichen, einmal fünf Gulben mehr zahlen zu muͤſſen, 
handelt nur in feltenen Umftänden ald ein guter Wirth. 
Er entrichtet nach diefem Verfahren in zwanzig Jahren 
zwanzig Gulden, während er nach einem andern Berfah- 
ven vielleicht nur zehn Gulden auszugeben hätte. Würde 
nicht das allerdrüdendfte Mißverhältniß entfichen, wenn 
ein Objekt beftändig Ddiefelben Steuern tragen müßte, 
gleichviel ob fein Ertrag fich erhöhet ober vermindert? 
Es muß für die Sefammtheit wie für die Einzelnen 
hoͤchſt wünfchenswerth feyn, daß Gefchäfts- Betriebe, bie 
fi) erweitern, einen größern Beitrag zum Öffentlichen 
Beiten liefern, foldhe, die herablommen, eine Erleichtes 
rung ber bürgerlichen Laften erlangen. Provinzen, bie 
ihren alten Flor einbüßten, koͤnnen nicht mehr zu ben 
alten Abgaben verpflichtet werben, Provinzen, die neu 
aufblähen, find zu höheren Abgaben eben fo geeignet als 
verbunden. Alfo ift abfolute Unveränderlichkeit der Steuern 
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ein Unding. Die echte Stabilität ſchließt nur zu häufige 
und zu plögliche Veränderungen, zu viele Steuer -Revis 
fionen aus, jede Abänderung in dieſer Hinficht muß eine 
nothwendige feyn. 


Wie fehlerhaft und unvolllommen daher auch das 
Befteuerungsfuftem feyn mag, was in einem Lande feit 
langer Zeit befolgt worden, fo würde doc eine allzu: 
tafche Ummandlung diefes Syſtems, eine plögliche Ver: 
taufhung deffelben gegen ein befferes, den Grundfägen 
der Theorie angemeſſenes, ein eben fo gewagtes als den 
Rationalwohlftand gefährdendes Beginnen feyn. Refor- 
men in dieſer Hinficht, wie nothwendig fie auch erfchei= 
nen mögen, dürfen immer nur allmählig, mit großer 
Vorfiht und mit fleter Berüdfichtigung der Statt ha⸗ 
benden Verhältniffe vorgenommen werden, fol das Webel, 
was daraus für die Gegenwart hervorgeht, nicht das 
Gute weit überwiegen, was für die Folgezeit davon zu 
erwarten. 

Allein, welcherlei Art immerhin das Syſtem fey, was 
binfichtlich der Befteuerung von der Regierung aboptirt 
wird, fo gibt ed doch getwiffe Regeln, die, indem fie auf 
alle Syfteme anwendbar, der Finanzverwaltung eines 
jeden Landes zur Norm und Richtſchnur dienen muͤſſen 
bei Vertheilung und Erhebung ber üffentlihen Abgaben, 
Mit Auffuhung diefer Regeln, mit gruͤndlicher Eroͤrte⸗ 
rung ihrer Anwendbarkeit hat fi daher vor allem bie 
Theorie der Beſteuerung zu befajlen. 


Als Regeln der Art, als wejentlihe Grundlagen 


emes guter umb paffenden Steuerſyſtems find unferd Be⸗ 
duͤnkens nachfolgende vier Punkte zu betrachten: 
1. Gerechtigkeit bei der Bertheilung der 
Abgaben, 

2. Maͤßigkeit bei deren Veranlagung, 

3. Beflimmtheit der abzugebenden Steuer: 
Quoten, 

4. Einfahheit und Wohlfeilheit der Er- 

hebung. 

Wo dieſe vier Eigenſchaften vereint in einem Ab⸗ 
gaben-Syſteme angetroffen werden, da iſt daſſelbe, va 
auögefeßt, daß das ber Beſteuerung zum Grunde gelegte 
Objekt das richtige ift, unbedenklich ald paſſend und 
zwecimäßig zu empfehlen, wo folde darin mehr ober 
weniger vermißt werden, da ift daffelbe mehr oder min- 
der als fehlerhaft und tadelnswerth zu betrachten. Laßt uns 
nunmehr DIE Natur diefer Grundbedingungen eined gu⸗ 
ten, den Gefegen der Nationalötonomie moͤglichſt ent- 
fprehenden, Steuer: Syftemd nad) allen Seiten näher 
- prüfen und erörtern. 


Il. Snsbefondere. 


Erftes Kapitel 


Bon der Gerechtigkeit bei Bertheilung der Steuern. 


Erwägen ed, fagt wahr und vorteefflih Crome, 
(Ideen veranlaßt durdy die Nationalöf. d. Gr. v. So: 
Ben ©. 86) alle Diejenigen, weldye fi) mit Kinanz- 
wiffenfchaft befchäftigen, welche unabläffig bemüht find, 
die oͤffentlichen Ginkünfte zu vermehren, daB unbedingt 
ide Nation — fie fey von Natur reich oder arm — 
dann, wann unter ihr das Recht auf die möglich voll: 
kommenſte Weiſe herrſcht, zuverläffig den hoͤchſtmoͤglichen 
Grad von National⸗-Wohlſtand erreichen wind; erwaͤgen 
ſie ferner, daß dann, wann der moͤglich groͤßte Natio⸗ 
nal⸗Wohlſtand in einem Staate vorhanden iſt, mit ihm 
auch zugleich der groͤßtmoͤgliche Fonds, die unverſiegbarſte 
Quelle geſchaffen worden, um daraus Staatsfinanzen 
wit ſeichter Mühe bilden zu koͤnnen, fo ſollte man glag- 
Gen, Fe würden allmählig immer weniger mit Verach⸗ 
tung ie Gebote des Rechts herabbliden. Schie⸗ 
nen ihnen ſolche auch in der Geftalt eines Zwecks Ans 
fange nur wie theoretifch = philofophifche Grillen, fo follte 
man doch glauben, fie würden ihnen, wenn fie wahre 
Menfchenkenner und Menfchenbeobadhter find, ſchon ale 
bloße Mittel, den Staatsreihthum zu erhöhen, allmaͤh⸗ 
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fig immer mehr in einer lieblihern Geftalt erfcheinen. 
Ja, follte die fhöne Harmonie, weldhe rund um fie her 
duch die große Achtung, welche Jeder fuͤr Recht hegte, 
nothiwendig verbreitet werben müßte, fie vielleicht reizen, 
dieſen Zuftand der Dinge nur Jahrzehnte hindurch fort- 
dauern zu laffen, fo dürfte die Erfahrung fie beffer als 
alle Demonftrationen von dem allerdings parador fchei- 
nenden Lehrfage überzeugen, daß die ſtrengſte Beobach- 
tung aller Gebote des Rechts nicht bloß die erfte, fon- 
dern auch eine ſolche Finanzs Quelle fey, ohne deren 
Eröffnung unbedingt alle übrigen nothwendig über kutz 
ober lang gänzlich vggfiegen muͤſſen 
Viel weiter, urtheilt in ganz aͤhnlichem Gimme 
Schmalz (Staatöwirtbfch. in Briefen), wäre die Finanz- 
wiſſenſchaft vorgerüdt, wenn man überdacht hätte, daß 
es auch Grundfäge des Rechts über fie geben muͤſſe. 
Aber nicht Sie praftifchen Finanzmänner allein, fondern 
auch die Theoretiker, haben immer fo geredet, al3 häte 
tem fie ein Recht, Alles zu ordnen wie es ihnen vor: 
theilhaft ſchiene. Wahrlich niht Ludwig’s XIV jefuis 
tifcher Beichtvater allein, fondern auch Pelitiker we 2; 
age, welche fid) und ihres Gleichen liberaler Angie 
von politifcher Freiheit rühmen, haben ſich nich 
zu fagen, Alles ſey Eigenthum des Staates, es möge 
alfo überall genommen werden, wo etwas fey. Unfinn ' 
und Schaͤndlichkeit folcher Behauptung gehen hervor ãus 
dem fluhwürdigen Begriffe von einem allgemeinen Be⸗ 
fien, welches ganz etwas Anderes feyn fol ald das Befte 
der Einzelnen. Sie meinen durd) Bluͤthe des Ganzen erft 
⸗ 
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dad Einzelne bluͤhend zu machen, al ob nicht das Ganze 
erft aus dem Einzelnen hervorginge. — Faſt nirgend ift 
der menſchliche Geiſt „erfinderifcher gewefen ald bei ber 
Beileuerung, und wem ed nur ging, d. i. wenn nur Die 
Steuer Geld einbrachte, fo war der erfindende Finanz- 
fünftler wenigftend feines eigenen Beifalls gewiß. So 


baben wir ein Heer von Steuer= Arten befommen, der. 


Mannigfaltigkeit der Naturkörper ähnlich. 

Zwei Grund -Prinzipe vor allem find ed, worauf 
die Gerechtigkeit eines jeden Steuer-Syſtems zulegt 
Kruht. Allgemeinheit und Gleichheit. In dem 
Grade, wie dieſe Grund-Prinzipg mehr oder minder 
fiveng befolgt und beachtet werden bei der Beſteuerung, 
erfennen wir Diefelbe als mehr ober minder entfprechend 
ben Forderungen der Gerechtigkeit. In diefem Punkte 
flimmen alle Staatewirthe, die Anhänger aller Steuer⸗ 
Syſteme mit einander überein, wie abweichend und ver- 
ſchieden auch ihre Anfichten in anderer Beziehung feyn 
mögen; nur über den Begriff, welcher mit den Ans 
drüden: Allgemeinheit und Gleichheit zu verbin- 
int nieht Alle gleich einverftanden. Um die LKefer 
Ktand zu fegen, in diefer Hinfiht ein eigend® 
u fällen, wollen wir ihnen vortragen, was von 
einigen der bewährteften Schriftfteller im Finanz: Fache 
darüber geäußert worden. 
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Allgemeinheit, fagt Soden (Nationalökonomie | 
‚ 11.158), iſt der erſte Grundfaß eines ‚gerechten Aufla- 


genfuftems. Der Arme muß in Bezug auf die Staatö- 
baushaltung die namlichen Rechte ald der Reiche genie 
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Ben, aber gerade darum wäre ed ungeredht, den Reis 
chen verhaͤltaißmaͤßig mehr zu den Öffentlichen Abgaben 
bezahlen zu laffen, einzig Deswegen, oe er reich if, ges 
vade fo ungerecht, ald ein Geſetz, das auf die Geburt 
“ oder den Stand Rüdfiht nähme, und den fogenannten 
Bürgerlichen höher als den Adlichen belaftete. Der Man: 
gel richtiger Anfichten über den Staatszweck, bie Unkunde 
des wahren Nationaldlonomie- Prinzips hat auch in der 
Zinanzgeſetzgebung, ber wichtigfien für ben Nationalwohl⸗ 
ftand, mamnigfaltige Irrthuͤmer verbreitet. So hat die 
fogenannte philantropifche Philofophie den Sag aufgeſtellt, 
bag man in den Auflagen bie aͤrmere Klaffe ber Na⸗ 
tion auf Koften der reichern erleichtern müfle. Diefer 
Satz liege ganz außer dem Nationaldfonomie- Prinzipe, 
und einen nad) ihm geordneten Auflagenfyfteme. Diefes 
Syſtem Eennt weder Armuth noch Reihthum, es kennt 
einzig das befteuerbare National-Wermögen und nimmt 
feinen Antheil daran, wo es ihn findet. Die Finanzge: 
feßgebung hat es einzig mit dem Staatsbebürfniffe und 
defien Erhebung zu thun, ihr find alle andere Zwecke 
fremd, fie ann alfo, ohne Zerrüttung der ganzen natio⸗ 
naloͤkonomiſchen Staatshaushaltung, nicht zur Mafchine, 
gebraucht werden, um andere Staatözwede zu exrei⸗ 


hen. Nicht der Staatsbürger ift die Auflagen ſchul⸗ 


dig, denn für das einzelne Mitglied Tann Feine Ver- 
bindlichkeit erifliven; feine Eriftenz im gefelligen Zuſtande 
zu verfteuern. Die Bequemlichkeit des gejelligen Um⸗ 
gangs empfängt er, tbeilt fie aber auch wieder mit. 
Aber der Staat ift berechtigt, von dem beiteuerbaren 
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Rationalvermdgen fo viel zu nehmen, als er bedarf. 
Der Staat bat allerdings dad Recht, zu fordern, daß 
fein einzelnes Glied der Gefellfchaft ihn ftdre, jenes Bes 
darfniß zu nehmen, aber er hat in biefer Beziehung 
fein weitered Recht, er Fann Fein weiteres Recht 
haben. „ Wenn die Staatöverwaltung zum Staatöbürger 
ſpricht: du genießeft die Wortheile der bürgerlichen Ges 
felfchaft, es ift billig, daß du fie bezahleft, fo kann der 
Staatsbürger antworten; Ohne mich würde die bürger- 
liche Geſellſchaft nicht erifliren; warum fol ich alfo 
Dafür bezahlen? Wenn aber die Regierung 'zu Dem Staats⸗ 
bürger fpricht: die Werwaltung bermgefellfchaftlihen Orb: 
ring macht Aufwand nöthig, wir müflen diefes Beduͤrf⸗ 
niß befriedigen, jo muß ber Staatöbürger antwor⸗ 
tn: Ich erkenne die Unvermeiblichkeit ded Aufwandes: 
Nimm von den Genußmitteln fo viel du be 
darfſt. — Die einzige Pflicht der Regierung in der 
Sinanzgefepgebung ift alfo, dem Geifte eines national- 
oͤkonomiſchen Auflagenfoftemd getreu zu bleiben, d. h. 
vom befteuerbaren National: Vermögen und den ihr ge- 
bühpenben Staats = Antheil zu nehmen nad) bem Prinzipe 
be Allgemeinheit und Gleichheit. s 

; Sehr vihtig wird von Chaffiron (Reflexions 
' einörales sur le systeme actuel des contributions pu- 
bliques) bemerkt: Jeder von und trage mit Leichtigkeit 
die Laſt einer Luftfäule von mehr als dreißig Millionen 
(1500 Myriagrammen) ‚, weil fie fid auf den ganzen 
Körper verbreite, indeß die Laft einer einzigen Million 
(50 Ryricgranmen) bineie, ben Arm zu zerbrechen, ber 
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fie halten wollte. Je größer bie Maſſe der Verthei⸗ 
lung, je geringer, je erleichterter der Beitrag. 

Auf ähnliche Weiſe drüdt fih Filangieri ia bie 
fer Hinfiht aus: Es verhält ſich, ſagt derſelbe, mit 
den Auflagen wie mit dem Gewichte in Menfch kann 
eine Zentner=Laft auf dem Rüden tragen, und erliege 
unter der Laft Eines Pfunde auf der Mafe. Auf der 
-Entwidlung diefes einfachen Grundſatzes beruht bie gange 
Kenntniß der verwidelten Theorie der Finanzen. 

Aus dem Grundgefeße der Allgemeinheit folgt 
übrigens von felbft das der Gleichheit; dean rüdficht- 
lich desjenigen Theilämber Steuern, welcher ungleich ver- 
theilt worden wäre, wuͤrde ja das Geſetz der Allgemeins 
heit uͤbertreten ſeyn. Nur fragt es fi), ob diefe Gleich- 
heit eine abfolnte oder eine relative feyn folle; ob 
der gefammte Steuer Bedarf in fo viel gleiche Zeile. 
. eingetheilt werben muͤſſe, als Kontribuenten find, oder 
ob von dieſen legtern Jeder nad) Berhältniß feiner Kräfte 
und Mittel beizutragen Habe? Kremer (a. a. O.) fpricht 
fi) unbedingt für die relative Gleichheit aus, indem er 
behauptet, es komme bei der Befteuerung nicht bloß auf 
bie Pflichtigkeit, fondern auch auf die Fähigkeit der Kon⸗ 
tribuenten an. Wohl ift ed ausgemacht, wirb dagegen 
im Hermes (N. XV) erinnert, daß es zu unmöglichen " 
Dingen Feine Verpflichtung geben kann, und leicht zu er⸗ 
weifen ift, daß, wenn alle Staatölaften auf fämmtliche 
"Bürger gleichmäßig vertheilt werben follten, nun ſehr 
wenig für das gemeine Beſte gefchehen würde, und der 
Staat feine Beſtimmung bet weiten nicht würde erfüllen 
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innen, ‚oder daß, entgegengefebten Falle, Die Unvermoͤ⸗ 
genderen ganz außer Stande feyn würden, den an fie 
ergebenden Anforderungen zu genügen. Was von ihnen 
wicht zu erlangen wäre und gleihwohl zur Erhaltung 
des Staates befchafft werden müßte, koͤnnte alſo nur 
von den Vermoͤgenderen eingebracht werden, und fo würbe 
die Bertheilung ſich immerfort in engern Kreifen bewes 
gea muͤſſen, bis der Bedarf aufgebraht wäre. Damit 
ware dann wohl‘ die Lnftatthaftigkeit der abfoluten 
Gleichheit erwiefen, aber noch wicht das Geſetz der rela⸗ 
tiven dargethan, wornach man ſich aud bei Kremer 
vergeblid, umfieht, der mit einem aprunge von der Per⸗ 
ſon der Steuerpflichtigen auf deren Vermoͤgen kommt 
und leßtered der erſtern fubſtikuirt. So gewiß Died ge⸗ 
ſchehen muß, fo unerlaßlich iſt in einer Theorie Die Aus⸗ 
einanderfegung. der Nothwendigkeit diefer Verwechſelung 
Die forgfältige Unterfcheidung des‘ Subjekts und Objekts 
der Steuerpflichtigkeit, die Unterfuchung der Fragen: wer? 
und was? oder wovon? führt dahin, zugleich aber auch 
zur deutlichen Erkenntniß Bed dußern Umfangs und ber 
Bedingungen der außen Wirkſamkeit der Steuerpflichtig- 
fit und des ihr gegenüber ftehenden Rechtes. Hierdurch 
erſt wird ausgemacht, ob der Genuß oder ber Beſitz, 
ind im letztern Halle, ob das Vermögen oder bad Ein- 
fommen ber Menfchen dad Objekt der Beſteuerung fen, 
oder welleicht alle. Erſt dadurch wird in’s Klare gefebt, 
ob e& Steuern geben Eönne, welche auf den Perfonen 
deu Kontribuenten haften, oder ob alle und jede Steuern 
nur" von Sachen bezogen werden dürfen. 
vV . 
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Das Prinzip dee Allgemeinheit, fast Mal 
Hus (Handb. d. Finanzwiſſenſch. I. 151), erfordert eine 
folhe der Steuer: Vertheilung ſowohl in fubjektiver 
als in objeftiger Beziehung. Die erftere, die ſu b⸗ 
jeftive Allgemeinheit der Beitrags - Pflicht von demjeni⸗ 
gen Einfommen, was bie Staatdangehörigen unter’bem 
Schutze des Staates erwerben und genießen, folgt aus 
"der Gleichheit des Rechts, welches jedem Staatögenoffen 
auf den gleichen Schuß für die Erflvebung feiner indivi- 
duellen Zwecke und auf den gleichen Antheil an bem Ge- 
nuffe der Staatd= Anftalten zuſteht, und welchem bie 
Forrefpondirende Pflicht zu Allem, wodurch die Wirkſam⸗ 
keit des Vereins bedingt ift, gegenüber tritt. Sie folgt 
zugleich aus dem Rechte, was der höchiten Staatsgewalt 
für die Beförderung und Erhaltung diefer Wirkſamkeit 
zum Bortheile Aller in gleichem Maaße über Alle zufteht. 
Mit derfelben fällt die objektive ober fachliche Allge- 
meinheit in fo fern zufammen, als die Befleuerung des 
Einkommens ohne Rädficht auf defien Urfprung, in wie 
fern naͤmlich daſſelbe urſprauͤngliches (ech tes) oder 
bloß abgeleitetes iſt; uͤberhaupt alle Arten von ſol⸗ 
chem erfaßt, wo, wie und bei wem fie daſſelbe fin- 
det. Es kann zwar, in fo fern ed fih um die Aus- 
mittelung des wirklichen Einkommens der Gefammt- 
heit handelt, nur das erflere als folches betrachtet wer- 
ben, von welchem das abgeleitete Einkommen nur einen 
aliquoten Theil bildet, welches der Verkehr durch ben 
Kontakt, in den er Güter, Geld und Arbeitöfräfte unter 
einander feßt, von der Geſammtheit bed urſpruͤnglichen 
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Eintommens jedem Einzelnen zumeift; aber abgefehen von 
den endlofen Berwidlungen, welche ein ſolches Nachſpuͤ⸗ 
ven nad) dem Urfprunge einer jeden Art von Einfommen 
zur Folge haben müßte, würde ein ſolches auch in der 
Beziehung zwedlos feyn, weil die Art feiner Entftehung 
ohne Einfluß auf deffen Steuerpflichtigkeit iſt die ledig⸗ 
lich auf dem Beſitze und Genuſſe von ſolchem haftet. 
Es iſt die Allgemeinheit auch in der Beziehung eine 
Forderung der Gerechtigkeit, weil durch eine Vertheilung 
des Aufwandes auf alle Theilnehmer an dem Staats: 
vereine und auf alle Arten von Eintommen, zwar nicht 
die Größe der Steuerlaft an fich, wohl aber für jeden 
Einzelnen kleiner wird, und weil, in fo fern eine be 
flimmte Größe des erftern und dieſer leßtern als uner⸗ 
laßliches Bedürfniß umterftellt wird, der Ausfall, welcher 
dureh die Entziehung Ginzelner und einzelner Arten ober 
Theile des Einkommens entfteht, den Beitrag der übri- 
gen Stantögenoffen Über dad Maaß ihrer rechtlich bes 
gründeten Pflicht vergrößern, und hierdurch ruͤckſichtlich 
ihrer die Gerechtigkeit verlegt werben wuͤrde. 

Und in gleicher Art, urtheilt Malchus, wie die 
Korderung der Allgemeinheit der Beitragspflichtig⸗ 
Eeit ift jene der gleihheitlichen Bertheilung ber 
Steuern — bad Gefeß der Gleichheit — in der Na- 
tue und dem Weſen des Staatövereind ald einer Gefell- 
ſchaft mit gleihen Rechten und gleichen Pflichten begrün- 
det, bei welcher. die Gleichheitlichleit des Beitrags zu 
deren Bebürfnifien eine ber wefentlichften Grundlagen 
bildet, Es iſt dieſe Gleichheitlichkeit eine Forderung des 
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Rechts, ein Anſpruch, der dem Einzelnen gegen Alle zu⸗ 
. fteht, und zugleich eine ſolche der Nationaloͤkonomie, weil 
eine ungleiche Belaftung des Einkommens die Bedinguns 
gen feiner Erhaltung und Vermehrung gefährdet. Bei 
der Unzuläfjigkeit einer abfoluten Gleichheitlichkeit oder 
einer folchen, welche die Steuer in numerifch gleicher 
Größe auf die Staatögenoffen verteilt, und bei der glei- 
“hen Unftatthaftigkeit ihrer Wertheilung nach Maaßgabe 
des Vermögens, ald einer an fich ſterilen Maffe, kanun 


diefen Forderungen nur in fo fern genügt werden, als 


die Vertheilung nah) Maaßgabe ded reinen Einkom— 
mens bewirkt wird, und aud bei diefem Maaßſtabe 
niemals vollftändig, wegen der Zufälligkeit und Wandel: 
barfeit der Umftände, weldye auf deſſen jedesmalige wirk: 
liche Größe von Einfluß find, und welchen die Steuer 
nicht immer, ober nur nad) längern Intervallen, und auch 
dann nur annähernd, folgen kann. Weberhaupt kann in 
der Wirklichkeit jederzeit nur eine annähernde und 
relative leichheitlichkeit erreichbar feyn, oder eine 
folhe, welche das Zotal der Steuern in einem der Größe 
des reinen Einkommens aud den verfchiedenen Quellen 
von ſolchem möglichft annähernden Verhältniffe auf diefe 
verfheilt und in gleicher Maaße den Betrag eines jeden 
Einzelnen ſowohl mit der Größe feined ausgemittelten 
reinen Einfommend, als auch mit jener des Betrags fei- 
ner Mitgenoffen möglichft annähernd proportionirt. Hier: 
auf und auf die Andeutung der Mittel zur Erwirkung 
einer folhen muß fi) daher auch die Anforderung Der 
Wiſſenſchaft befchränten. Bei dem Einfluffe, welchen oft 











bloß zufällige Umſtaͤnde, insbeſondere aber der Verkehr, 
auf die Vertheilung ded Einkommens unausweichlich aͤu⸗ 
Bert, Tann jede noch fo forgfältig bearbeitete Ausglei⸗ 
hung immer nur eine momentane Gleichheitlichfeit 
bewirten, ohne daß die Wiſſenſchaft Mittel‘ nadyweifen 
könnte, wie die Verwaltung die Wirkungen dieſes Ein- 
fluſſes neutralifwen, oder auch nur mildern koͤnnte. Es 


ergibt ſich hieraus, daß die Bewirkung einer endlichen 


Ausgleichung der Steuerlaſt dem Verkehre uͤberlaſſen blei⸗ 
ben muß, von welchem eine ſolche zugleich allein nur 
erwartet werden kann, und. welche derſelbe nach Werfchier- 


denheit der Umſtaͤnde früher oder fpdter, im Allgemeinen 


aber immer, bewirkt. Nicht, daß eine ſolche Verweifung 
an benfelben bei der Vertheilung der Steuern ald Prin- 
zip aufgeflellt und verfolgt werben fönnte, fondern als 
das Ergebniß einer nicht zu befeitigenden Nothwendigkeit, 
welcher die Strenge der Grundfäge weichen muß, in 
Hinfiht auf welche die Forderung, die an bie Ver 
waltung gemacht werben kann, ſich darauf befehränkt, 
daß fie einer folchen Audgleihung nicht mehr als unaus⸗ 
weichlich iſt, uͤberlaſſe. 

Ohne allen Zweifel, wird von Behr (a. a. O. S. 
88) bemerkt, iſt die Entrichtung der Total-Steuer⸗ 
Summe Schuldigkeit der Geſammtheit der Staat: 
glieder und — da jene Entrihtung nur aus bem Ver⸗ 
mögen erfolgen kann — Bürde des ganzen Volks⸗ 
oder National Vermögend. So gewiß nun jene Ge- 
fammtheit und diefes Ganze, im Begriffe wie in der 
Wirklichkeit, nur aus dem Zufammenfaffen, aller eigent- 
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lichen Staatsglieder, ohne Ausſchluß irgend einer Klaſſe 
derſelben und aus dem Zuſammenfaſſen aller Beſtand⸗ 
theile des Privatvermögens, ohne Ausnahme irgend einer 
Gattung oder Art defielben, erwächft, eben fo gewiß 
erſtreckt ſich die Verbindlichkeit, zur Entrichtung jener 
Steuerfumme beizutragen, die. Steuerpflicht, auf alle 
Klaſſen eigentliher Staatöglieber und anf alle Beſtand⸗ 
theile des Privat Bermögens ohne Ausnahme. Hiermit 
it zugleich die abſolute Unzulaͤſſigkeit der Steuer- 
Eremtion irgend einer Klaffe von Staatögliedern oder 
irgend einer Klaffe ded Privat: Vermögens als Haupt⸗ 
Prinzip der Finanzgefeggebung auögefprochen, und ber 
wnwiderlegbare Grund dieſes Prinzips ruht darin, daß 
Jeder im Staate mit feinem ganzen Beſitzthume geſchuͤtzt 
feyn, an den Garantie Anflalten Antheil nehmen will, 
diefer Anſpruch aber durch feine Beiträge zur ſchuͤtzenden 
Kraft, zur Unterhaltung der Garantie-Anſtalten fihlech- 
terdings bedingt ift, weit Niemand, daß ihn die übrigen 
Staatögenoffen durch ihre Beiträge fchügen helfen, vers 
nünftig fordern Tann, ohne daß auch er feiner Seits 
durch feine Beiträge die übrigen zu ſchuͤtzen mitwirke. 
Jede Abweichung von, diefem Prinzipe flände in direktem 
Widerſpruche mit der Natur des Staates, ald einer 
Staatöbürger-Gefellfhaft, mwälzte eine unverhaͤltniß⸗ 
mäßige Laſt auf Die Nicht- Erimirten, würdigte biefe herab 
zu bloßen Mitteln für die Erimirten, hemmte den Wohl⸗ 
fand der erſteren eben fo unnöthig als wiberrechtlich, 
und vergeudete den Schus des Staates für Subjekte, 
bie fich ein Recht davauf gar nicht erwerben wollen; 





hätte auch felbft-um fo weniger einen hiſtoriſchen Grund 
für fich, je wefentliher Die, welche eine Steuer sErem-. 
tion jetzt anzufprechen kuͤhn genug find, fonft in der Lei- 
Kung ihrer Ritterdienſte zur Wertheidigung ded Staates 
in der That wirklich gefeuert haben, wenn gleich i in einer, 
andern Form. 

Jeder ohne Unterſchied ſolte daher verpflichtet ſeyn, 
me Maſſe der Steuern beizutragen und unzulaͤſſig ſollte 
8 feyn, Eremtionen in dieſer Hinfiht zu geftaften. Die 
Sache ift immer gehäfjig und veranlaßt Unterfhleif oder 
Betrügereien aller Art, man gebe Jieber Solchen, bie 
md andern Gründen Schonung ober Beghnftigung per⸗ 
dimen, Aequivalente. Das Gleichheitägefühl in Dingen 
der Art kann nicht forgfältig genug bewahrt und erhal- 
ten werben. Wem würde. ed gefallen, fragt Spittler 
a0. ©. 335), wenn bei einem Pikenik jedesmal 
gewiſſe Leute frei mitaͤßen? man ſtelle fich dieſes Gefühl 
recht lebendig vor, fo hat man ein Bild der bitteren, 
Empfindungen, die bei der großen Mafle der. Steuer- 
| pflihtigen durch ſolche Befreiungen aufgereizt werben. 

In der möglihft-gleihmäßigen Verthei— 
lung auf Alle, urtheilt mit Recht Log (Revifion ꝛc. 
IV. 104), fpricht fich die weſentlichſte Bedingung eines 
guten Abgabe= Syftemd aus, und die Beobachtung. dien. 
fer Bedingung gewährt der Regierung überall den groͤß⸗ 
ten Rugen. Nur. die gerechte und gleiche Vertheilung 
der Abgaben auf alle Bürger macht die Befteuerten ger. 
neigt, die auferlegten Abgaben willig zu entrichten. ‚Eine 
ſehr ungleich vertheilte Steuer iſt immer viel Sümieig 
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zu erheben, als eine amdere bei weitem höhere, wenn 
fie gleihmäßig vertheilt if. Nicht das Mehr des Geld- 
ausgebens macht fie druͤckend, Tondern dad Gefühl der 
Abgabepflichtigen, daß ihnen Unrecht gefchieht gegen ihren 
begünfligten Nachbar. Sehr richtig ift die Bemerkung 
Monthion’s (Quelle influence ont les diverses espe- 
ces d'impôts sur la moralite. Parıs 1818. p. 262) 
„Presque toujours linjustice de la repartition a ete 
sentie plus vivement que toute auire, parceque peu 
de contribuables sont à portee de juger de ee qu'- 
exigent les besoins de l'état, et quels principes doi- 
vent diriger les ımpöts, mais chacun d’eux compare 
Ja contribution aux aulres et est moins en peme du 
traitement, qu'il Eprouve que de ce que ce traitement 
est plus rigoureux que celun de ses concitoyens.” 
Der Staat, welcher die Steuern auf alle feine Untertha⸗ 
nen am gleichmäßigften verfheilt, ift überdieß immer der 
mächtigfte. Nicht allein der Umftand, daB Mehrere an 
den Steuern bezahlen, macht diefe ergiebiger, fondern im- 
mer find auch die Abgabepflichtigen weit inniger an eine 
Regierung gefettet, welche Feine Ungleichheiten duldet, 
als wenn fie fih) gegen Andere zurüdigefegt fehen; nichts 
empört mehr als eine folche Zuruͤckſetzung, vorzüglich 
wenn fie dabei auch, wie hier, fortwährend den Beutel 
trifft. — Insbeſondere bei der Erörterung des Einfluf- 
ſes; welchen Abgaben auf den Schaffungskoften- Betrag 
und den angemeflenen Preis der Waaren haben, darf 
ihre moͤglichſt⸗ gleiche Wertheilung nie aus dem "Auge ge- 
laſſen werden. Der Gewerbsmann, der in einem Staate 
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fein Gewerbe ohne Abgaben betreiben darf, bat vor 
jedem feiner abgabepflichtigen Gewerbsgenoſſen immer einen 
zu bedeutenden Vorſprung, ald daß diefe im Stande feyn 
folten, mit ihm in Konkurrenz zu treten. eine Begun- 
fligung gibt Senem ein Monopol, durd) welches die Be⸗ 
triebfamkeit Diefer niedergehalten wird, und ein folcher 
Zuftand der Dinge ift durchaus unverträglih mit dem 
Wunſche des Konfumenten, die Preife feiner Beduͤrfniſſe 
möglichft erniedrigt zu fehen, und durchaus abhold dem 
allgemeinen Wohlſtande. 

Es mag allerdings, wie auh Lotz zugibt ‚ die 
Herflellung eines völlig gleichen Abgabeſyſtems in ber 
Wirklichkeit bei weiten fo leicht nicht feyn, als die theo- 
retiſche Nachweiſung feiner Nothwendigkeit. Abgefehen 
von anderen Schwierigkeiten, welche der Herſtellung eines 
ſolchen Abgabe-Syſtems im Wege ſtehen, liegt es im 
Weſen des menſchlichen Verkehrs, daß Jeder die Abgabe, 
welche er zu zahlen hat, immer auf Andere zu waͤlzen 
ſucht, und in vielen Fallen mag dies auch Manchem ge- 
fingen. Indeß, wenn aus biefem Grande aud) die Her“ 
ſtellung eines ganz gleichen Abgabefpftemd nur in Das 
Reich der Wünfche gehört, fo wird es fich doch auf kei⸗ 
nen Hall rechtfertigen laffen, Ungleichheiten fortbeftehen zu 
lafien, und unter den Schub der Geſetze zu nehmen, 
wenn man fie wirklich ald Ungleichheiten anerkennt. Im⸗ 
mer ift es eine ausgemachte Wahrheit, welche jede Regie- 
tung beherzigen follte, daB das Auflagefyftem da am we⸗ 
nigften das Emporfireben des Volks zum Wohlitande 
hemmt, wo jeder Unterthan im richtigen Verhaͤltniſſe zu 
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feinem Einkommen zu den Staatd- Ausgaben beiträgt. — 


Beachtungswerth in biefer Hinficht iſt die Bemerkung 
Schloͤzer's: fhon daburd werde das Gleichheits: 
Spftem der Steuern, wiewohl geringer .ald duch 


wirklihe Steuer: Eremtionen, verlegt, wenn die Regies 


rung Gegenftände der erften Nothmendigkeit 


befteuert, weil alle folhe Steuern in der Regel ben 
Armen weit mehr brüden ald den Reichen. 
Da man einmal Steuern haben muß — urtheilte 





zur Zeit der franzöfifchen Revolution Boiffy D’Anglad 


— fo muß Jeder nach Verhältniß feiner Einnahme bei⸗ 
fragen, und es muß fo viel zufammengebracdht werben, 


als nothmwendig ift für die Bedürfniffe des Ganzen. Jede 


Kontridution, die nicht der Ausgaben halber nothwendig 
ift, und jede unnüge Ausgabe, wodurch eine Kontribution 
nothwendig gemacht wird, find Werbrechen gegen die Ge- 
ſellſchaft; ſo wie jede Ungleichheit in ber Vertheilung 
ber nothwendigen Beiträge höchfte Ungerechtigkeit ift. Dies 
find die wahren Grund-Ideen jedes Finanzſyſtems, das 
einem wohlgeordneten Staate angemefien fl. Das Pro- 
blem der Finanzkunft befteht gar nicht darin, wie man 
es einzurichten habe, daß Zünftighin gar nichts zu zah- 
len fey — denn unmögliche Dinge wird Niemand erwar⸗ 
ten oder fordern — fondern vielmehr, wie ed einzurich- 
ten, daß man fo wenig zu zahlen habe als möglid, und 
daß Jeder nad) feinem Werhältniffe gleich zahle. — 





Zweited Kapitel. 


Bon der Mäfigkeit der Befleuerung. 


Groͤße oder Befchränttheit der Staats⸗Abgaben und, 
Staatslaften ift, wie Reichthum und Armuth, wie Wohl: 
feilheit und Theurung, ein bloßer Berhältniß = Begriff. 
Ran ift nicht reich oder arm, weil man Diefe oder jene 
Summe von Thalern befigt, fondern weil zwifchen dieſer 
Summe und dem allgemeinen BBefipftande der Gefell- 
ſchaft dieſes oder jened Verhaͤltniß obwaltet. Ob ein 
Staat viel oder wenig verzehre, ob eine Nation durch 
ihre Abgaben gedruͤckt oder nicht gedrüdt werde, hängt 
niht fowohl von der Größe der Zahlen ab, mit wel: 
her ein Ausgabe- oder Einnahme - Etat fchließt, als 
vielmehr von dem Verhältniffe, was zwifchen diefer Summe 
und dem jedeömaligen Vermögen ber Nation Stait hat. 
Bon zwei gleich volkreihen Ländern kann bei einer und 
derfelben Maffe von Ausgaben und Auflagen dad eine 
zu Grunde gehen, dad andere gedeihen, je nachdem das 
Verhaͤltniß diefer Maſſe sy, ihren Kräften befchaffen if, 
und eben die Summe, mit welcher vor hundert Jahren 
die Regierung eines Staated ein ganzes Jahr lang aus- 
reichte, Tann heute zu den Ausgaben eined Monatö ver: 
wendet werden, ohne daB man Daraus den Verfall dieſes 
Staates oder die Verminderung ſeines Nationalwohlſtan⸗ 
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des folgern dürfte. Zahlen allein, bemerkt Gentz fehr 
richtig, koͤnnen hier fchlechterdings nicht entfcheiden. Die 
Ausgaben des Staats und die Öffentlichen Abgaben mö- 
gen in arithmetifcher oder in geometrifcher oder in welcher 
andern Progreſſion fortfchreiten, Alles kommt immer auf 
dad Verhaͤltniß an, in welchem die Größe ihres Fort- 
ſchreitens in einer gegebenen Periode zur Größe des Fort⸗ 
«fchreitend des Nationalreihthums in derfelben Periode fand. 

Bon der Größe der Steuer- Einkünfte eines Staa= 
tes laßt ſich ſonach durchaus Fein ficherer Schluß ziehen 
weder auf den Reichthum nod auf die Macht deffelben, 
fo lange man nit das Verhältniß dieſer Einkünfte zur 
Bahlungs = Fähigkeit der Nation nah Maaßgabe ihres 
Vermögend und reinen Einkommens Eennt. Es koͤnnen 
aber die öffentlichen Abgaben einen fehr anfehnlichen oder 
einen jehr unbedeutenden Antheil diefes Einkommens weg⸗ 
nehmen. Die Nation, welche fid im erfteren Falle be- 
findet, wird zwar, alles übrige gleich angenommen, eine 
weit größere Summe jährlich in die Staatskaſſe bekom⸗ 
men, alfo in gewöhnlichen Zeiten mächtiger fcheinen als 
die leßtere, aber in den Zeiten der Noth und Anftren- 
gung wird fic) die größere Dauer der Nationalfraft und 
der wahren Macht desjenigen Staates Eund thun, deſſen 
Einkünfte nur einen geringen Theil ded National: Ein- 
fommens in Anfprudy nehmen, gegen einen folchen, der 
ſchon im erften Jahre eines Kriegs am Ende feiner Hülfs- 
quelleg fid) befindet und dann zu Finanz: Mitteln feine 
Zuflucht nehmen muß, wodurd der unantaftbare Theil 
des National: Vermögens, das Kapital, angegriffen und 
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ſomit der Volkswohlſtand in ſeinen Grundfeſten erſchuͤt⸗ 
tert wird. 

Iſt die Nation reich, ſagt Soden, dann kann der 
| Staat nicht verarmen, aber Staats-Reichthum iſt noch 
nich National: Reihthum, oft ift derfelbe vielmehr 
dad Reſultat der National = Armuth. — Arbeit und 
| Sparfamkeit find die wahren und einzigen Quellen des 
Rational-Reichthums wie des Öffentlichen; ſie koͤn⸗ 
un, wie Mac-Culloch ſich ausbrüdt, mit den Thau⸗ 
tropfen verglichen werden, welche der ganzen vegetabili- 
(den Natur Kraft und Reife geben, einer von ihnen 
äußert ‘einen wahrnehmbaren Einfluß, allein wir haben 
ihrer vereinten Wirkung die Blätter ded Sommerd und 
die Früchte ded Herbſtes zu danken. | 

Das Refultat: weit verbreiteter Induftrie und Ge- 
ſchicklichkeit ift die befte und einzige Grundlage der Fi⸗ 
nanzen — aͤußerte der nordamerikanifche Finanzminifter 
im 3. 1825 in feinem Jahresberichte an den Kongreß. — 
Unter allen Planen zur Verbeſſerung der öffentlichen Ein- 
fünfte verfpricht kein anderer einen fo glüdlichen Erfolg, 
ald derjenige, welcher die Pflege der Gewerbthätigkeit 
beawedt. Sobald ein Volk durchgängig und mit gutem 
Erfolge beſchaͤftigt ift, wird die Zotalfumme individuellen 
Reichthums den ficherften Masßſtab abgeben für die na⸗ 
tionale Wohlfahrt; und Hülfsquellen für die Bebürfniffe 
des Staates werden alddann jederzeit vorhanden feyn, 
unter welchen Formen und Ziteln ed immerhin die Re⸗ 
gierung für gut und am wenigſten läftig finden 'mag, 
fie in Anfpruch zu nehmen. 
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Es iſt ein eben fo großer als häufig vorkommen: 
der Fehler der Megierungen, ſagt Zieftrund (eb. 
Staatskunſt u. Geſetzgebung S. 165) fehr wahr, baß fie 
nur darauf denken, die Kräfte bed Volks höher zu fpan- 
nen und fo viel wie nur immer möglid von demfelben 
zu ziehen. Je größer die’ Ausbeute ift, welche fie von 
ihm durch allerlei Uimmege und Aniffe erzielen koͤnnen, 
defto Elüger und gluͤcklicher duͤnken fie fi in ihrer Staats⸗ 
kunſt. Died hat dann den übeln Erfolg, daß fi) Das 
Eigenthum Aller am Ende gleichſam in eine einzige Mafle 
vereinigt; die Regierung wird reich, der Staat wirb arm, 
und die Mittel, welche unter Alle gleichmäßig vertheilt 
durch Millionen Glieder des Staatöförpers in einer regen 
Drganifation allgemeined Leben und energifche Induſtrie 
erhalten und befördern Tönnten, liegen nun, wie auf 
einem Haufen, zur Difpofition Weniger. Hier kommt 
es aber darauf an, welchen Gebrauch davon diefe Weni- 
gen machen. Oft liegt der gefammelte Schatz todt, oder 
er dient der Ruhmfuht und willlührlihen Anmaaßung, 
oder er verfliegt durch üppige Pracht, heimliche Intriken 
und parteiifche Begünfligungen. Immer aber ift er dem 
Beſitzthume der Einzelnen entwunden, und nie kann Die- 
fen fo viel wieder erflattet werden, als fie verloren haben. 
Bei fortgefegter Anftrengeag wird endlid die Habe des 
Allgemeinen erfhöpft, und ein glänzender Thron wirft 
feinen Schimmer auf eine entblößte, verarmte und miß- 
muͤthige Nation. Was Wunder, wenn am ‘Ende Die 
Regierung eben jo obnmädtig ift, ihrem Staate zu hel⸗ 
fen, als unvermögend, der gänzlichen Zertruͤmmerung 
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aller Geſetze und Ordnung zu widerſtehen! Es bfeibt 
daher für alle Regenten eine goldene Marime, den Staat 
nicht mehr anzuftvengen , als feine innere Kraft und Stärke 
vertragen. Es muß ein Gleichgewicht Statt finden zwi⸗ 
[hen Geben und Nehmen, zwifchen Einnahme und Aus- 
gabe; es ift eine eben fo große Kunft als Pflicht der Ne 
gierung, forgfältig auszumitteln, was der Staat tragen 
kann, Damit man ihm feine Laſt aufbürde, worunter er 
endlich ohnmaͤchtig erliegen und die Regierung felbft von 
ihrer fehimmernden Höhe in ein armfeliges Nichts zurüd- 
finten muß. Biel beffer wird es ergehen, wenn «due 
weife Sparfamkeit in allen Zweigen der Regierung herrfcht 
und nicht mehr verlangt wird, als zu ihrer nothwendi- 
gen und anftändigen Subfiftenz erforderlich ift, wenn fie 
niht üppigen Glanz, fondern des Staates Wohlfahrt, 
richt eitele Projekte, fondern innete und allgemeine Stärke 
der Nation fi) zum Zwede madıt. Die Regierung einer 
verarmten Nation gleicht dem Haupte eines fiechen Kör- 
perö; fen jener noch fo geſchmuͤckt und prachtvoll, diefer 
zieht ihn mit ind Grab. — 

Man glaube doch nicht — mit dieſer Betrachtung 
Ihließt Ganilh fein treffliches Wert: De la science 
des Finances et du Ministere de M. de Villtele. (Paris, 
1825) — daß die Staatögewalt, weil fie über die oͤf⸗ 
fentlihen Ausgaben zu verfügen hat, nm fo mächtiger 
ſey, je beträchtlicher jene Ansgaben find. Ihre Macht 
it ftetö bedingt dur den Grad des Wohlftandes und 
des Reichthums, der den Steuerpflihtigen, auf den jene 
Ausgaben bürden, nach Beſtreitung derfelben verbleibt. 
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Der gefellfchaftliche Reichthum befteht eben fo wenig in 
der Größe der Öffentlichen Ausgaben, wie ber individuelle 
Keihthum in den Ausgaben des Privatmanns. Wer 
glaubte wohl je, daß es hinreiche, Aufwand zu machen, 
um reich zu feyn? Wenn der Privatmann, der fein 
ganzes Einkommen ausgibt, fid) den Inkonvenienzen der 
Armuth ausfegt, fo befindet fi die Regierung, weldye 
das allgemeine Einkommen der Steuerpflichtigen zur Be⸗ 
fireitung der öffentlichen Ausgaben erfchöpft, in einem 
prefären, von allen unvorhergefehenen Ereigniffen abhän- 
gigen Zuftande, fie ſchwebt in fteter Gefahr. Es findet 
gegenwärtig .ein inniges Verhaͤltniß Statt zwifchen der 
Verwaltung, dem geſellſchaftlichen Reichthume und der 
politifhen Gewalt. Wenn die Öffentlichen Ausgaben den 
gefellfhaftlihen Reichthum angreifen, dann leidet und 
entbehrt das Volk, die Gewalt wird moralifch, und phy⸗ 
ſich geſchwaͤcht, die bürgerlihe Gefelfchaft verarmt und 
ſinkt herab. " 
Wegen Mißbrauchs der Finanz: Gewalt Tann öfters 
fogar eine zivilifirte Regierung druͤckender werben für das 
Volt ald eine unziviliſirte. Nach einer treffenden Be⸗ 
merkung Spittler's (Staatengefh. Th. 1. ©.7) fühl: 
ten ſich einſt die roͤmiſchen Provinzen gluͤcklicher unter 
lombardiſcher Herrſchaft, als unter der früheren, nach⸗ 


dem die erſten Stuͤrme der Voͤlkerwanderung voruͤber 


waren, denn, obgleich auch die neuen Herren betraͤchtliche 
Abgaben erhuben, ſo verſtanden ſie doch nicht die foͤrm⸗ 
liche Kunſt des allmaͤhligen Ausſaugens der Laͤnder, welche 
den willkuͤhrlichen Druck ziviliſirter Raͤuber viel unleidli— 


| 
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her macht, ald denjenigen roher Gewalt. Was durch 
finnfihe Begierde und einen ihr dienenden berechnenden 
Berftand hierin geleiftet werden könne, haben die Römer 
gezeigt. 

Manche, jagt Say, bringen Finanzplane zum Vor: 
fein, und geben Mittel an, wie man die Kaffen der 
Fuͤrſten anfüllen koͤnne, ohne die Unterthanen zu belaften. 
Allein, wenn etwa der Finangplan nicht ein Vorſchlag zu 
irgend einer Induftries Unternehmung ift, fo Tann er der 
Regierung nichts anders geben, ald was er entweder 
dem Privatmanne oder, unter einer andern Geftalt, der 
Regierung felbit entzieht. Niemand kann mit einem Schlage 
der Wuͤnſchelruthe aus Nichts ‚Etwas erfchaffen. In 
welcherlei Schleier man auch eine Finanz= Operation vers 
huͤllen, durch welcherlei Schlangenwege man auch die 
Werthe leiten, und welcherlei Umgeflaltungen man fie 
auch durchlaufen Taffen möge, nie fteht ein Werth anders 
zu erlangen ald dadurch, Daß man ihn entweder erfchafft 
oder nimmt. Der befte von allen Finanzplanen ift: wenig 
auszugeben und die befte von allen Steuern iſt die 
kleinſte. 

Hin und wieder M man bemüht geweſen, hetaus⸗ 
zurechnen, wie body der Staat feine Forderung an die 
Bürger fpannen Eünne, oder wie viel Prozente er von 
dem Einkommen ber Unterthanen heben dürfe. In Län- 
ben, fagt Eggers, wo eine mäßige Lebhaftigkeit der . 
Gewerbe Statt findet, find fünf bis ſechs Prozent wohl 
om ficherfien anzufegen. Was aber heißt, fragt Lüder 
mit Recht, eine mäßige Lebhaftigkeit der Gewerbe? wie 
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mittelt man dad Maaß oder den Grad biefer Lebhaftig⸗ 
feit aus? wer beflimmt das rohe, wer das reine Ein- 
tommen der Nation? Hätte man nicht den Landesvater 
mit dem Landesheren vereinigt, hätte man von oben herab 
nicht für Alles forgen und Alles bewerkſtelligen wollen, 
dann wären nicht fo häufig unerfchwingliche, zu hobe, 
dem Wohlſtande fchädlihe und den Wohlſtand in Armuth 
verwandelnde Summen den Voͤlkern abgepreßt worden. 
General⸗Etats nicht nur von jedem Jahre, fonbern von 
jedem Jahrzehend würden und weiter führen ald alle 
Rechnerei. 
| Auch von andern flaatöwirthfchaftlihen Schriftftel- 
lern ift verfucht worden, die zuläflige Größe ber öffent- 
lichen Abgaben numerifch zu beſtimmen. Buͤſch z. B. 
(B. Geld:Umlaufe B. 1. ©. 371) und Monthion 
glauhten diefe Größe auf ein Zehntheil, Bielefeld (In- 
stitnt: polit. Chap. 7. 8 27) auf ein Viertheil, Poͤlitz 
(d. Staatswiſſenſch. im Lichte d. Zeit B. 2. ©. 275) 
auf ein Achttheil bis hoͤchſtens ein Fünftheil, Schmalz 
Encyklop. 8 785) bis zu 40 pro Üt. des reinen Ein⸗ 
kommens feltfegen zu dürfen. Juſti (Finanzwill. $752) 
flelt fogar den paraboren Sab auf, es fey für das Na- 
tionalwohl nachtheilig, wenn nicht wenigftend der fechäte 
Theil des National Eintommens ald Steuer erhoben werbe; 

Die Quote des abgebbaren Einfommens, ſagt Schön 
(0.0 O. ©. 58) fehr wahr, Laßt fih nicht in einen 
mathematifchen Ausdrud bringen, jedoch gibt as zwei 
allgemeine Beflimmungs - Gründe der Steuer - Größe. Zu⸗ 
erſt iſt der National- Charakter von großem Einflufie. 
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Wenn das Wolk ſehr traͤge iſt, ſo darf den Privaten 
nicht viel von ihren Einkuͤnften entzogen werden, ſonſt 
laffen fie allen Muth ſinken. Bei emſigen Voͤlkern werben 
hohe Steuern ohne Unmuth getragen, weil die Kontri= 
buenten durch vergrößerte Induſtrie die Abgabe zu erfegen 
trachten. Wo kein Patriotismus herrſcht, da fällt die 
Meinfte Abgabe zur Laft, wo aber Gemeinfinn waltet, da 
werben ſchwere Bürden leicht. Außerdem ift aud) die Staats» 
form bier nicht ohne Bedeutung. In Staaten, wo das 
Volk Antheil an der Gefepgebung hat, laflen ch höhere 
Stenern audfchreiben als in abjoluten Monarchien. Zufti 
behauptet, daß die Steuern in abjoluten Monarchien ein 
Drittheil, in Eonftitutionellen ein Viertheil und in Repu⸗ 
biiten ein Sechstheil der reinen Einkünfte betragen duͤr⸗ 
fm. Waͤre eine folche Beftimmung möglid), dann würde 
fie gewiß gerade umgekehrt ausfallen muͤſſen. 
Unphilofophifch, äußert Soden mit Recht, ifl die 
allgemeine Frage: den wievielften Theil des Nay 
tional⸗ Vermoͤgens die Finanzwifienfchaft ald Steuer in 
Anfpruch nehmen dürfe? obgleich in diefem Dürfen ent- 
weder das Prinzip der Nationaldlonomie, ober ein allen 
Staatszweck vernichtenbed Defpotie- Prinzip liegen muß. 
Bekanntlich haben Vauban und Andere jenes Problem 
bald auf eine humane, bald auf eine alle Grundbegriffe 
des Staatsvereins entrourzeitde Weife beantwortet. Richt 
vein arithmetifch laßt ſich nach der Maſſe des Natio⸗ 
nalvermoͤgens der Staats⸗Antheil an demſelben beſtim⸗ 
men. Dieſe Beſtimmung muß von den Grundſaͤtzen aus⸗ 
gehen, welche die Nationaloͤkonomie einem oͤkonomiſch or⸗ 
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organifirten d. h. ſelbſtſtaͤndigen Staate in Abſicht 
des Bedarfs vorzeichnet und dieſe Grundſaͤtze beruhen 
auf dem Gemälde des National-Vermoͤgens im Allge⸗ 
meinen, naͤmlich; 1. auf der Maffe und Qualität bes 
Stoffd überhaupt und 2. auf der Mafle der National: 
Produktiv- Kraft (der Quantitaͤt der Bevölkerung) und 
der Qualität diefer Probuktiv- Kraft, (bem Werth - Grabe 
derfelben durch alle ihre Zmeige.) 

Aus einer unrichtigen Anficht des Gegenftandes der 
Befteuerung, bemerkt Soden weiter, flofien alle jene arith⸗ 
metifche Berechnungen der Renten des Nationalvermös 
gend und des Staatd-Antheild daran, mit welchen fich 
die Staatöwirthichaftslehre bisher beichäftigt hat. Es 
bedarf wohl für Den, der von dem Prinzipe der Na⸗ 
tionalöfonomie, als dem Geifte der Staatshaushaltung, 
klare Anficht hat, Feines Beweiſes, daß man ſich bei allen 
diefen Berechnungen vergebens nad) einem Prinzipe um= 
fieht, daß fie entweder von ber Verzweiflung, ein folches 
zu finden, oder von dem wahrhaft ungeheuern Grunb- 
fage diktirt waren, daß der Staat d. 5. die Regierung 
vom National: Vermögen ſich fo viel aneignen müffe 
und dürfe, ald ohne den Untergang der Nation nur 
immer moͤglich ſey. Das erhabene und rührende Bei- 
fpiel de8 Darius Hyftaspes, des Defpoten eines un= 
ermeßlichen Reichs, der freiwillig den bisherigen Aufla= 
gen entjagte, und durch neue Kontributions- Rollen jene 
auf die Hälfte herabfeßte, (S. Diodor. Sic. Lib. XI) hat 
wenig Nachahmung gefunden. — in nationalöfonomi- 
ſches Auflagen» Syftem muß die Grenzen der Erheb- 
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barkeit aufſuchen, aber dieſe Prüfung eignet ſich nur 
für die Höhere Arithmetik der Nationalökonomie, 
deren Prinzip Humanität ifl. Aermlich und finnlos muß 
dagegen die Arithmetit und Kameraliſtik erfcheinen, bie 
auf der einen Seite den Bedarf des Menfchen, 'und 
auf der andern den Staat3=Antheil am Erwerbe ges 


sau nach Zahlen beflimmen wollte, indeß die uner- 


meßliche Werfchiedenheit des Preifes der Produkte, fo 
wie des Vermoͤgens-Meſſers, nämlich des Geldes, 
die gleich unermeßliche Abſtufung der Eitten, Gewohn⸗ 
heiten und der Kultur, jede allgemeine Beſtimmung 
unmöglid) machen. In England 3.8. braucht der Menfch . 
etwa 120 Thaler jährlih, in Polen und Rußland kaum 
halb fo viel; auf welchem Prinzipe kann alfo wohl ber 
Sameraliftiihe Satz beruhen, daß der fechste Theil des 
Erwerbs dem Staate gebühre? 

Bei der Unterfuchung,, in wie fern dad Steuer - &y- 
ſtem eines Landes dem Prinzipe der Mäßigung entipreche 
oder nicht, kommt infonderhät die Zrage in Betracht: 
ob bie Einnahme ded Staates nad) der Ausgabe, oder 
vielmehr die Ausgabe nach der Einnahme fi) zu richten 
babe? Mit Löfung bdiefer Trage haben fi) in neuerer 
Zeit die ſtaatswirthſchaftlichen Schriftftellee gar vielfältig 
beichäftigt und es ift folche von ihnen auf. gar verſchie⸗ 
dene Weiſe erörtert und beantwortet worden. 

Der Anfiht, die Einnahme des Staates, - mithin 


auch der Umfang der Beſteuerung, habe ſich lediglich zu 


| richten nad), der Ausgabe d. h. nach dem zur Erreichung 


des Staatszwecks erforberlichen Bebarfe, die Beſtimmung 
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dieſes Bedarfs aber liege außerhalb den Grenzen ber 
Nationalökonomie und Staatswirthſchaft, und es habe fich 
fegtere lediglich zu beſchraͤnken auf Erforſchung der paſſend⸗ 
fin Mittel zur Aufbringung des feftgeftellten Bedarfs, 
wird unter Anderen au) von Crome gehuldigt. Steht 
es feit, fagt Derfelbe (a. a. O. S. 85), wie viel der 
Staat an Steuern bedarf, dann muß die Staatöwirth- 
ſchaft ihr Gefchäft beginnen. Denn, da ed, von einer 
Seite die Sache betrachtet, unverkennbar gewiß ift, daß 
unbedingt alles, was der Unterthan von feinem Privat⸗ 
Eigenthum miffen muß, um den Staat zu erhalten, den 
Gefegen der Nationalökonomie zuwider läuft, weil es 
nothwendig eine Verminderung des phnfifchen Wohlſtan⸗ 
des der Einzelnen im Staate mit fi führt, auf der an- 
dern Seite aber ohne biefe Werminderung des Privat- 
vermögens dev Einzelnen gar kein rechtlicher Zuftand, gar 
fein Staat vorhanden feyn Tann, fo muß die Staate- 
wirthſchaft dafür Sorge tragen, daß und wie diefe noth- 
wendige Werminderung des Privateigenthumd auf eine 
folche Art gefchehe, daß dem Zwecke, den größtmöglich- 
ſten Wohlftand unter den Einzelnen bervorzubringen, 
durch die auözufcheidenden "Steuern in dem minbeften 
Grade entgegengewirft werde. Die Etaatswirthfhaft muß 
ed alfo beflimmen und vorfchreiben, auf welche Art Die 
feſtgetzte Steuer- Quantität erhoben werben folle. 

Mit aller Wirthfchaft, fagt dagegen Weigel 
‚ (Geh. d. Staatswiffenfh. 1. 258) mag es nicht zum 
Beſten flehen, wo Die, fo ausgeben, die Ausgaben 
nicht zu beurtheilen haben. Die Bebürfniffe der Regierun⸗ 
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gen werben immer größer und da mit der Befriedigung 
derfelben ein Genuß vrrbunden iſt, den Die nicht Fennen, 
von Denen man bie Mittel dazu verlangt, fo gerathen 
Ausgabe und Einnahme leicht in Mißverhältniß; auf der 
einen Seite will man nehmen, wad nur zu nehmen 
it, auf der andern fo wenig ald möglich geben. Na: 
türlic neigt fi), bei fo zwiefpaltigee Gefinnung, die 
Bagihale auf die Seite der Gewalt, und wer fordern 
darf, wird wenig Luft fühlen, feine Forderungen, gegen 
fine Neigung, zu befchränten. Auch haben die Ausga⸗ 
ben der Staaten eine Höhe erreicht, von der man nur 
mit Schreden in die Zukunft bliden kann. Der Wohl 
Rand der Nationen kommt wenig in Betracht, wo ihn, 
was man die Bedürfniffe des Staates nennt, zum 
Dpfer fordert. Wirklich ift es mit der Wirthfchaft ge- 
wiffer Staaten jest fchon fo weit gekommen, daß man 
fe mit dem lakoniſchen Kapitel in Montes quieu's 
Seift der Gefebe in aller Wahrheit fchildert: „Wollen 
die Wilden in Louiſiana die Früchte eines Baums genie- 
Pen, dann fällen fie ihn.” Es hat auch in der Staats⸗ 
wirthfchaft an Schmeichleen und Augendienern nicht ge: 
fehlt, die der Gewalt mit der Wiflenfchaft gefällig an bie 
Hand gingen. Im ganzen Ernfte wurden Grundfäge als 
Refultate tiefer Forſchung aufgeftellt, die der gefunde 
Menſchenverſtand ald Unfinn verachten muß, wenn man 
ihn nicht dahin bringt, fie als unbegreiflihe Weisheit 
anzuſtaunen. So ward behauptet: Die Einnahme 
eines Staates mäffe nach feinen Ausgaben 
beſtimmt werden. 
8 * 
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Des Freiherr v. Hügel (Spanten u. d. Revolutlon 
S. 112) tadelt gar fehr den im Art. 340° der fpanifchen 
Gortes - Konftitution auögefprochenen Grundſatz, daß die 
Ausgabe die Einnahme beftimmen fole. Dadurch, fagt 
er, wurde alles Befisthum und alle perfönliche Freiheit 
des Individuums, bie für Zahlung von Geld, wo oft 
keins ift, haften, nicht nur gefährdet, fondern eine wahre 
Leibeigenfchaft eingeführt, indem fo aller freier Beſitz auf: 
gehoben ward. 

Rotteck thut in feiner Zortfegung von Aretin's 
Staats«Recht der Eonftitutionellen Monar 
hie (8.1. Abth. 1. Abſchn. 9), wo er von dem Staate: 
haushalte im engern Sinne oder vom Finanzwefen han- 
beit, den Ausſpruch: daß, bei genauer Betrachtung faft 
aller reeller Linterfchied in dem Gegenfage: ob die Ein- 
nahme des Staates nach der Ausgabe oder die Ausgabe 
nad) der Einnahme ſich richten folle, wegfalle. Gleich⸗ 
wohl geftaltet ſich die ganze Finanzwiffenfchaft anders, je 
nachdem man bad eine oder dad andere Prinzip zum 
Grunde legt. 

Die Frage: ob die Staats-Einnahme nad) dem 
Bedarfe oder die Bedarfs-Beflimmung nad) der Ein- 
nahme im Staate fi) vichten fole, beantwortet Rotted 
dahin, daß keins von beiden, fondern lediglich die Zu: 
flimmung der Steuerpflichtigen die Entfcheidung geben 
müfle. Dagegen läßt fich jedoch nicht ohne Grund Fol- 
gendes einwenden: Es verwilligt ja nirgendwo der ein- 
zelne Steuerpflichtige, die Bewilligung gefchieht vielmehr 
überall, wo fie Statt hat, nur durch eine verhältniß- 
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mäßig gertuge, Anzahl Abgeordneter, bie ebenfalls bloß 
nad) Stimmen Mehrheit verfahren. Es ſchelnt daher 
doch immer einer gewiſſen Norm zu bedürfen, wie viel 
auf diefem Wege bewilligt werden dürfe. Hieruͤber 
möchte nun wohl Beides, Einnahme oder Vermögen und 
Bedarf, die Beflimmung geben. Diefelbe Ausgabe wird 
in einem reihen Lande und bei großer Einnahme oder 
in günftigen Zeiten ald ftatthaft, im Falle befchrankter 
Mittel und in ungünfligen Zeiten als unftatthaft erfchei- 
wen; und eine im VBerhältniß der Kräfte des Staates 
fchwere Auflage wird fi) dann und nur dann rechtferti⸗ 
gen laffen, wenn ein unabwendbares dringendes Bebürf- 
niß vorhanden if. 

Graf Soden hatte fi in feiner Staatsfinanz— 
wirthſchaft beftimmt gegen das Prinzip auögefprochen, 
das fi die Einnahme des Staates überall nad) ber 
nothmwendigen Ausgabe deffelben richten muͤſſe. „Nicht 
ohne Schein,” wird hierüber in einer ausführlichen Kritik 
des gedachten Werks geurtheilt, „tadelt der Vf. das ge- 
woͤhnliche Verfahren unferer Finanzierdö, den Regeln der 
Privathaushaltung zumider, dad Einkommen nad) der 
Ausgabe feftzufegen und die Beſtimmung des Betrags 
Des letztern der Beilimmung des Betrags des erfleren 
vorauszuſchicken; doch trifft fein Tadel eigentlid mehr 
Das rüdfichtlofe Beftimmen des Öffentlichen Bedarfs ohne 
Achtung der Gefege der Nationalöfonomie, ald jenes 
Berfahren felbft, und dies ift auch eigentlid der Punkt, 
der den Finanzierd zur Laft fällt und die Völker drüdt. 
Ob der Bedarf früher beflimmt wird, ald das Einkom⸗ 
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men, oder ob beide zugleich beſtimmt werden, wie Soden 
will, iſt an ſich gleichgültig, genug, wenn die Beſtim⸗ 
mung des Bedarfd nur fo gefchieht, daß bie zu deſſen 
Dedung erforderlichen Summen ohne Drud für den Nas 
tional⸗Wohlſtand aufgebracht werden können.” 

Dagegen aber behauptet Soden (im 9Iten Bde 
d. Nationalötonomie) ed fen keineswegs gleichgültig, ob 
der Bedarf und dad Einfommen nah einander 
oder zu gleicher Zeit beftimmt werden. Die Voraus: 
beftimmung bed Bedarfs, fagt derfelbe, ift für das Volks 
wohl, alfo für die Einhaltung des Nationalöfonomies 
Prinzips gefährlich und zwar in jeder Rüdfiht. Denn 
1. der Staatd-Finanzwirth kann in Abfiht der Maffe 
bes National- Vermögens, aus dem er den Staats-Be— 
darf zu nehmen hat, irren; er kann fie im Werhältniffe 
des unerlaßlihen Bedarfs zu niedrig annehmen, alfo 
in Berlegenheit gerathen, und ohne Noth auf außeror: 
bentliche verberblihe KHülfsmittel z. B. unzweckmaͤßige 
Auflagen oder Antizipationen ıc. gerathen. Er kann aber 
auch 2. und das ift bei dem, der die Macht befist, wahr: 
fheinliher, die Maſſe des National= Vermögens zu hoch 
berechnen, und unausbleibliche Folgen davon müflen drücken: 
be, das Nationalökonomie = Prinzip verleßende, Auflagen 
feyn. Iſt einmal der Bedarf feftgefest, fo ift, nad 
dem Gange der menfchlidien Seele, nichts natürlicher, 
als daß man fi) über die Rechtlichkeit dev Mittel zu 
deffen Befriedigung täufcht. 

Hauptſaͤchlich aus diefem pfychologifchen Grunde ift 
Soden der Meinung, daß die Zefthaltung des Bu 
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darfs und des Einkommens zu gleicher Belt ges 
fhehen muͤſſe. Eben deshalb, fagt er, kann wohl ber 
Entwurf eines Budgets unmoͤglich von einer und berfelben 
Stantöbehörde ausgehen. Wenn das Finanz Minifterium 
den Bedarf entwirft, jo mag die Nationalwirthſchafts⸗ 
Behörde diefen Bedarfs- Entwurf prüfen, und fo viel 
die Befteuerung, namlih die Erhebung bes Bedarfs 
aus. dem Nationale Vermögen betrifft, die Quellen dazu 
angeben, und nur aus der Vereinigung ber Arbeiten beis 
der Behörden kann ein nationaldfonomifches Budget Eom- 
men. Dies ift ed auch eigentlih, wad er mit der zu 
gleidyer Zeit zu bewirkenden Entwerfung des Bedarfs 
und Einkommens hat fagen wollen. 

Auf ähnliche, und wie uns duͤnkt, noch befriebigen- 
dere Seife hat Schön verfucht, die Falfchheit des Satzes 
darzuthun, daß die Einkünfte „des Staates ſich in letzter 
Snftanz nach den aus dem Staatszwecke herzuleitenden 
einzelnen Ausgaben richten müffen; eben fo gründlic) -als 
ſcharfſinnig hat Derfelbe bewiefen, daß der Nationalöfo- 
nomie ein entfcheidendes Veto gebühre bei Beftimmung 
der Quantität des öffentlichen Einkommens. 

Was fih) aus dem Staatözwede wirklich ableiten 
laͤßt, das foll, nach der bisher gewöhnlichen Anficht, ald 
nothmwendiges Beduͤrfniß angefehen und durch alle erfor- 
derlihe Mittel herbeigefchafft werben, ohne daß die Volks⸗ 
wirthſchaft mit ihren Erinnerungen dabei gehört werden 
dürfte. Diefer Anficht, fagt Schön (a. a. O. ©. 21) 
glaube ich drei ſchlagende Einwuͤrfe entgegenführen zu 
koͤnnen. 
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| Erftens fallt In die Augen, daß der obenftehende 
Sag infonfequenter Weife felbft von feinen Begründern 
nach der Nationalöfonomie modifiziert werden muß, um’ 
nicht die praktiſche Unausführbarkeit auf der Stelle zu 
verrathen. Man ftatuirt namlich eine Verfchiedenheit des 
Staatöbedarfs nach der Größe und Beichaffenheit der 
Staaten. Es wäre lächerlich, fagt [hon Sonnenfels, 
wenn die Heine Republik Genf alles wie in Frank— 
reich haben wollte, fie würde dem Froſche in der Zabel 
gleichen, der ſich wie ein Stier aufblafen wollte und zer» 
plate Das iſt eben fo wahr als wißig, allein wie 
fieht e8 denn bei ſolchen Eingeftändniffen mit dem ewigen 
und abjoluten Charakter des Staatöbebarfd aus? Ein⸗ 
mal zugegeben, daß der Staatszweck ſich nad) den Natio: 
nalmitteln richte, ift auch zugeftanden, daß die. vom ab- 
foluten Staatöziwede und Rechtsgrunde gebilligte Aus⸗ 
gabe erſt von der Nationaloͤkonomie mit dem Stempel 
der Zuläfjigkeit verfehen werden muß. Auf diefe Weife 
‚würde eine beftimmte Ausgabe aufhören, für die Bürger 
eine fittliche Nothwendigkeit zu haben, wenn fie von der 
Nationalökonomie ald eine fchlechthin unmögliche darge: 
legt würde. Es entitehen in der Welt viele Staaten, 
die den, Keim bes Untergangs in fi, tragen; kann wohl 
das ewige Recht die Bürger verpflichten, folche Vereine 
zu erhalten, wenn fie es audy nad) den Elaren Bedingungen 
der Nationalökonomie nicht im Etande find? Geben 
wir den Fal, das Keine St. Marino mit feinen fies 
ben Zaufend Einwohnern und einer Quadratmeile Landes 
koͤnne ſich gegen einen eroberungsfüchtigen Pabft nur 
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dann erhalten, wenn das Einkommen von 50,000, Gul- 
den auf eine halbe Million, die ftehende Armee von 50 
Mann auf 10,000 gebracht würde; müßten die Marine: 
fen den offenbar nothwendigen Staatöbedarf decken? Würs 
den fie gegen die ewige Nothwendigkeit des Staates fid) 
verfündigen, wenn fie zu dem Kapitano und den Anzianis 
träten und ruhig erklärten, daß fie aufhören wollen, 
freie Marinefen zu feyn und dem Krummitabe zu huldi- 
gen vorziehen? Dürften bie Vorſteher des Kleinen Staa- 
tes diefe Regierung mit der Kraft der Bajonette zuruͤckwei⸗ 
fen? Alle diefe Fragen müflen von Denen bejahet wer⸗ 
den, die der Nationalökonomie kein abfolutes Veto zugeftehen. 

Zweitens, wenn man auch von der Größe ber 
Staaten und ihrem Einfluffe auf den Staatdzwed ab- 
ftrahirt, fo zeigen fid) doch der Schwierigkeiten noch viele 
und erheblihe. Man definirt richtig den Staatözwed als 
alles dasjenige, was ber Menfch erreichen foll, und nur‘ 
durch allgemein vereinte Kräfte darftellbar iſt; wird es 
aber möglich feyn, alle einzelne Ausgaben aus biefem 
Begriffe herzuleiten? — Man bat fi genöthigt gefe- 
hen, zwifchen nüglihen und nothwendigen Aus- 
gaben zu unterfcheiden,&ber zu eigener Beſchaͤmung bald 
nachher eingeftehen mäflen, daß man bie Scheibungslinie . 
zwifchen beiden nicht genau ziehen koͤnne. Jakob eiferte 
bei Gelegenheit der Zivil-Lifte gegen die Pedanterie, 
Die fürftlidhen Ausgaben wegen Küche, Keller, Marftall ıc. 
aus dem Gefichtöpuntte des Staatszwecks zu behandeln. 
Walchus lehnte fi gegen die Beſchraͤnkung auf das 
Nothwendige ausdrüudlih auf. Liegt jedoch in diefen . 
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Aeußerungen nicht das verſteckte Bekenntniß, daß die 
Nationalökonomie die Ausgaben wefentlid) beftimme? — 
Wenigftens ift Mar, DaB Ausgaben, Die bei reichen Mits 
teln ſehr wohl beftehen koͤnnen, bei verminderten aljobald 
befchränft werden müffen. Eben fo begreift fich leicht, 
daß das Dafeyn gemiffer Mittel auch den Eintritt ge⸗ 
wiſſer Zwecke bedinge Wir müffen dereinft noch zu ber 
Erkenntniß kommen, daß Staatözwed und materielle 
Mittel in einer ewigen Proportion ſtehen. So viel die 
Nationalökonomie gewährt, das ift das Aeußerfte, was 
der konkrete Staatözwed fordern Tann, Der Hirte hat 
nicht die Beduͤrfniſſe des Landbauers, biefer nicht Die 
Bedürfnijfe des Handelsmanns. So ift ed auch mit no» 
madifchen, aderbauenden und handelnden Staaten der Fall. 
Drittens ſpricht für mid, daß naturgemäß bei 
Beſtimmungen und Bedingungen ſtets dad Gewiſſe 
dem Ungemwiffen, das Phyfifche dem Geiftigen 
vorgeht. Cine Größe läßt ſich nach Feiner unbeſtimm⸗ 
ten Zeit beffer angeben als nad) einer beflimmten; bei 
der Erhaltung irgend eined Weſens gehen bie ſinnlichen 
Bedingungen den überfinnlihen vor. Es liegt daher 
gewiß in der Natur der Sache, Ras die Kraft die An⸗ 
firengung beterminire, daß die Nationalökonomie Über die 
Quantität der Ausgaben abftimme, und der Staatszweck 
nur für die Qualität derſelben eine ausfchließende Beſtim⸗ 
mung anfptedhe. Das Große, was im Staate geleiftet 
wird, geht nicht bloß aus dem öffentlichen Aufwande 
hervor, ſondern eben fo fehr aus dem regen Zufammenle- 
ben der Menfchen, aus dem Eörperlichen und geiftigen Ber: 
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Tchre derfelben. Daher kann man wohl fagen, daß Dasje- 
nige, was zur Nothdurft des allgemeinen Zwecks gehört, 
fo ſehr den oͤkonomiſchen Kräften angemeffen fey, daß 
deren Weberfpanıng auf feine Weife zu beforgen fteht. 
Allein die erblühende Induftrie gibt der öffentlichen Ge⸗ 
walt die Mittel, von diefer Nothdurft immer weiter fid) 
zu entfernen und die Sphäre ihrer Thaͤtigkeit zu ermei- 
tern. Wer wollte ihr aud) vorfchreiben, bei den erften - 
Beduͤrfniſſen ftehen zu bleiben, wenn die Mittel einer 
volllommnern Wirkung ihr zu Gebote ftehen? So ent= 
faltet der Staatszweck eine bunte Mannigfaltigkeit von 
Bedtrfniffen, die immer neue wieder aus ſich entlaffen, 
wenn nicht von außen eine materielle Grenze geftedt 
wird, und fie auf diejenige Quantität der Güter befchräntt, 
die die Volkswirthſchaft zur Öffentlichen Konfumtion dar- 
bieten kann. Es war: eine Art politifchen Inftinkts, fo 
Die germanifchen Völker dahin leitete, die Öffentliche Haus- 
haltung an die Verwilligung der Volks» Repräfentanten 
zu binden, und fomit den Auögaben durch die zuläffigen 
Einkünfte eine phyſiſche Schranke zu ſetzen. Wer jedod) 
Die Unbedingtheit des öffentlichen Bedarfs behauptet, muß 
Fonfequenter Weiſe in diefer Inſtitution Vernunft⸗Ver⸗ 
gefienheit und Anmaßung der Willkuͤhr erbliden. Wer 
den Öffentlichen Bedarf ald das Beflimmende anfieht und 
die Abgaben votiren läßt, weiß nicht, was er will. 

Da aus der Zotalität des Menfchen- und Volks⸗ 
lebens ſich ergibt, daß die oͤkonomiſch zuläfjigen Mittel 
mit dem realen Staatöbedarfe in einer gehörigen Pro» 
portion ftehen müffen, fo muß fid), bemerkt Schön weis 
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ter, durch dkonomiſche Prüfung bes fpezlellen Ausgaben 
die dfonomifch - zuläffige Ausgaben = Summe ausfcheiden 
kafien. Sedes Budget muß fih auf die Summe 
reduziren laffen, bie der Nativnaldlonomie 
zufolge möglich ift, wenn das Budget in die 
Urbeflandtheile zerlegt wird. Die Repräfentan« 
ten der verfchiedenen Völker haben nur darum in der 
Beſchraͤnkung des Öffentlichen Aufwandes fo felten etwas 
Dankenswerthes geleiftet, weil fie fo felten über die Ele⸗ 
mente eined Etats unterrichtet waren. in Hauptfinanz⸗ 
Etat ift ein leered Papier, wenn nicht wenigftens einmal 
alle Spezial: Etats, aus welchen er zufammengefegt wurde, 
mit allen einzelnen Poſten berfelben vorher zur Kunde 
gelangte. — 

Lotz (Handb, d. Staatswirthſch. B. 3. S. 52) will 
die Größe der Öffentlichen Abgaben auf die Größe des 
Aufwandes beſchraͤnkt wiffen, welchen die fleuerpflichtigen 
Individuen auch in außergefelligen Verhältniffen für 
den fichern, fteten und regelmäßigen Fortgang ihrer Bes 
triebfamkeit machen müflen. Nur bi8 auf dieſen Punkt 
und nur unter dieſer Vorausſetzung, fagt Derfelbe, 
laſſen fi) die Abgaben als ein nothwendiger und nüßli- 
her Aufwand und ald ein Theil bed nothwendigen Ko= 
ſtenaufwandes ber Erzeugniffe des betriebfamen Volks 
anfehen; weiter getrieben müffen fie ſtets auf den allge- 
meinen Wohlſtand hemmend einwirken und als ein Uebel 
erfcheinen , welches das bürgerliche Weſen für feine ein- 
zelne Glieder herbeifuͤhrt. — Daß die Abgaben nie 
weiter ald bis auf den bier bezeichneten Punkt hin getrie- 
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ben werbeng iſt daher die Haupt: Aufgabe für jede ver- 
fländige FZinanzpolitit und ber eigentliche und wahre Kuls 
minationspunk für jebed, nach ben Regeln einer verftän- 
digen Sparfamkeit gebildete, Abgabenfyftem, über welchen 
hinausgehend jede Abgabe immer zu einem bald mehr 
bald minder brüdenden Webel für alle Staatsangehoͤ⸗ 
rige wird. 

Zur Unferftägung feiner Anfi cht fuͤhrt Lotz eine 
Stelle aus Sismondi (Nour. prince. d’econ. polit. 
T. U. p. 156) an, worin es heißt: „Bei einer gut orga= 
nifirten bürgerlichen Geſellſchaft muß die Tendenz des df- 
fentlichen Abgabenweſens bie feyn, jedem Abgabepflichtis 
gen für feine Abgaben eine Maſſe von Genüffen zu ver- 
fhaffen, weldhe er fi im außergefelligen Berhältniffe 
durch feinen Güter- Aufwand nicht in demfelben Maaße 
zu verfchaffen vermögend gewefen feyn würde.” 

Die Richtigkeit dieſer Anfiht von der zuläffigen 
Größe der Öffentlihen Abgaben ift von Malchus fehr 
ausführlich beftritten und dabei bemerkt worden, daß die 
angezogene Stelle aus Sismondi keineswegs berfelben 
zur Stüße dienen Fönne, weil dieſer Schriftiteller bei ſei⸗ 
nem Raiſonnement den gefellfhaftlichen Zuſtand 
unterftellt habe und den Staat felbit als einen jener Ge⸗ 
nüffe (jouissances) betrachte, zu deren Erlangung die 
Abgaben beflimmt find. 

Das Bundamental- Prinzip, fagt Malchus, daß 
der Staat die Mittel, deren er zur Erfüllung feiner Zwecke 
bedarf, durch Beiziehung ber Staatsangehörigen oder 
durch Steuern nicht bloß ergänzen dürfe, fonbern Durch 
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dergleichen ergänzen müffe, unterlegt in ſeiner prakti⸗ 
Shen Anwendung nur, nachfolgenden Beſchraͤnkungen, 
naͤmlich: | | 

1. daß eine] jede Steuer nur auf das bifponibele 
zeine Eintommen der Kontribuenten gelegt werden, nie- 
mals aber beren Kapitalfonds oder Stammpermögen an⸗ 
greifen dürfe. 

2. daß die Größe des Beitrags eines jeden derſel⸗ 
ben der Größe dieſes Einfommens möglihft proportionirt 
und zugleich. innerhalb folder Schranken gehalten werde, 
welche denfelben in der vollftändigen Entwidlung feiner 
Produktiv⸗Kraft jo wenig ald möglich beengen. 

3. daß eine jede Art von Einkommen in einem 
ihrem Verhalten zu andern Arten von ſolchem angemeffes 
nen Verhaͤltniſſe befleuert, endlich 

4. daß dem Einzelnen fein größerer Beitrag abge- 
fordert, überhaupt durch bad Zotal der Steuern Feine 
größere Summe aus dem Eintommen der Einzelnen ein- 
gezogen werde, als das fireng berechnete Beduͤrfniß un⸗ 
abweislich erfordert. | 

In diefen Befchränkungen, welche im Allgemeinen 
die Grenzen andeuten, innerhalb welchen die Befleuerung 
ſowohl in rechtlicher als in flaatöwirthfchaftlicher Hinficht 
gehalten werben müffe, beruhen, nad) ber Anfidht des 
gedachten Schriftftellerd zugleich die Grundlagen des Prin- 
zips der Größe der Steuern, für deren Normirung ein 
pofitiver ober numerifh beflimmter Maaßſtab 
niemals zuläflig feyn koͤnne. ine Beſchraͤnkung berfel- 
ben auf die Größe des Aufwandes, welchen die ſtener⸗ 
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pflichtigen Individuen auch In außergefelllgen Ver⸗ 
haͤltniſſen fuͤr den ſichern, ſteten und regelmaͤßigen Fort⸗ 
gang ihrer Betriebſamkeit und fuͤr die Erhaltung ſeiner 
Bedingungen machen muͤſſen, kann hiernach nicht zulaͤſſig 
ſeyn, der Bedarf in dieſem Zuſtande kann nicht zum 
Maaßſtabe dienen, weil der ſtaatsgeſellſchaftliche 
Zuſtand Beduͤrfniſſe herbeiführt und durch dieſe einen 
Aufwand noͤthig macht, welcher dem außergeſelligen Zu⸗ 
ſtande fremd iſt. Eben ſo wenig kann entgegengeſetzt 
eine Erweiterung der Grenzen der Steuerpflicht bis zu 
dem Punkte gerechtfertigt werden, wo die Steuer den 
ganzen Betrag des reinen Volks-Einkonmmens ver- 
fchlingt und den Kontribuenten mit den Mitteln zugleich 
jeden Antrieb und Reiz zur Erweiterung ihrer Betrieb- 
famteit entzieht. ine folche Ausdehnung würde, wenn 
vieleicht auc nicht gerabehin die Eriftenz des Staates 
gefährden, dennoch demfelben die Mittel entziehen, durch 
welche die Möglichkeit feines Träftigen Lebens und Wir: 
tend bedingt if. Ueberhaupt Tann nah dem Dafürhals 
ten jenes Schriftftellerd beim Hinblide auf die Verhaͤlt⸗ 
niffe, in welchen die Elemente für die Konftruirung eines 
Groͤßenmeſſers für die unnachtheilige oder zuläffige Höhe 
der Steuern gefucht werden müflen, eine allgemein an- 
wendbare, pofitive Normirung eines folchen praftifch nie⸗ 
mals ftatthaft feyn. Es können die Grenzen für biefe 
zuläfiige Höhe vielmehr lediglich aus den Wirkungen er: 
kannt werden, welche jede Steuergattung inöbefondere 
und aus jemen, welche dad Total aller Steuern auf die 
Vermoͤgens⸗ und Erwerböverhältniffe der verfchiebenen 
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Volksklaſſen, überhaupt auf den wirthſchaftlichen Zuſtand 
” eines gegebenen Landes, dußert, In wie fern dieſer bluͤ⸗ 
hender wird, ftationdr bleibt, oder aber Ruͤckſchtitte macht, 
Es kann dieſes Maaß für ihre zuläffige Größe um fo 
mehr hierin gefucht und gefunden werden, weil,-wie die 
Grfahrung lehrt, die naͤmliche Steuer bei gleicher Höhe, 
nach Maaßgabe der Werfchiebenheit der Umftände und 
Verhältniffe, unter welchen fie erhoben wird, zur et 
druͤckenden Laſt werben, ober aber ohne Gefährbung der 
Bedingungen des Erwerbs, überhaupt ohne Nachtheil fr 
die wirthfchaftlichen Werhältniffe eined gegebenen Landes, 
erhoben, durch ihre. Verwendung felbft wieder Mittel zur 
Vermehrung des individuellen und hierdurch ein folches 
zur Vergrößerung des National Eintommend und Reich 
thums werden kann. — | 

&o viel über die Frage: ob die Einnahme - bes 
Staates nad) der Ausgabe ober vielmehr die Ausgabe 
nad) der Einnahme fih zu richten habe? Es bleibt uns 
nunmehr noch zu erörtern übrig, was von der fo häufig 
vernommenen Behaupfung zu halten, daß in den Staa- 
ten, wo die politifche Freiheit durch Formen gefichert ift, 
db. h. in Eonftitutionellen Staaten, gemeiniglich mebr 
Abgaben von den Staatögenofien zu entrichten feyen als 
in Autofcatien und felbft in Defpotien. Wenn bies, wie 
nicht zu Ieugnen, in ber That öfters ber Fall ift, dann 
muß der Grund davon haupffählih darin geſucht wer⸗ 
den, daß in freien Staaten gewöhnlic, ein höherer Grad 
von Bildung und Gefittung herrfchend ift ald in. auto- 
Fratifchen, woraus dann aud) mehr Anforderungen an Den 
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Staat und mehr Bedürfniffe für diefen entfpringen. Col: 
des ift jedoch nicht nothwendig der Fall und findet 
auch nicht durchgaͤngig Statt, denn, wo zahlt 3. B. der 
Staatsbürger weniger ald gerade im freieften Lande der 
Welt, in Nordamerifa? Wenn es übrigens auch 
öfter8 den Anfkhein für fich hat, daß in hochzivilifirten 
Staaten größere Abgaben Statt haben als in minder 
ziilifirten, fo ift zu bedenken; daß dort gar Vieles vom 
Staate geleiftet und aus der öffentlichen Kaffe beftcit- 
ten wird, was hier entweder gänzlich unterbleibt oder den 
Einzelnen zu thun überlaffen ift. 

Montesquieu hat in feinem berühmten Werke 
über den Geift der Gefege die Aeußerung gethan, je 
mehr Freiheit in einem Lande herrfche, defto fchwerer 
Zönnte feine Abgaben = Laft, deſto härter koͤnnten feine 
Fiskalſtrafen feyn, jey es nun, weiß die Zreiheit, indem 
fie der Thaͤtigkeit und der Induftrie ihren Lauf laffe, die 
Huͤlfsmittel vermehrte, oder weil die Gefahr beim Fordern 
für eine Regierung in demfelben Grade abnehme, wie 
die Liebe zu ihr wachfe, und er zeigt zugleich, wie die 
Kegierungen Europa’d von diefem Wortheile fowohl als 
von ber gefährlichen Hülfsquelle des Kredits fo über: 
fchwenglihen Mißbraud) gemacht haben, daß fie faft 
insgeſammt Auskunftswege eingefchlagen, vor denen ber: 
in feinem Vermoͤgen zerrüttetefte Privatmann erröthen 
würde, 

-Montesquien hatte Recht zu behaupten, daß in 
einem freien, mehr oder minder republitanifch regier: 
ten, Staats hohe Auflagen den Staatöbürger weniger 

| 9 
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druͤcken, ald in einem befpotifchen, weil jener in ber Frei- 
heit Entfchädigung findet, daß fie alfo auch höher feyn 
dürfen d. b. höher gefpannt werden Können, ohne 
das Volt zur Empörung zu reizen, und dad war es 
einzig, was er behauptete, nicht aber, daß fie höher 
feyn müßten, wie ihn Poultier (im Ami des loıs) 
und Andere befchuldigt haben. 

Franklin hatte einmal nach feiner ironifchen Ma⸗ 
nier geäußert, die Völker würden wohl mit ihren Re- 
gierungen fo lange unzufrieden bleiben, bis man ein Mittel 
erfänne, ohne Steuern zu regieren. Hiermit erklärt ſich 
Ancillon Geiſt d. Staatöverfaflungen ©. 276) voll- 
tommen einverflanden. „Franklin,“ „fagt er,” bat 
Recht. Die meiften Menfchen hängen weit mehr an 
ihrem Gelde, ald an ihrer Freiheit, und wenn fie die 
politifche Freiheit fhägen, dann iſt es nur, weil fie in 
berfelben eine Bürgfchaft fehen, daß man ihnen ihr Geld 
nicht willführlicy nehmen wird.” Wenn aber auch Fran- 
klin in fo fern Recht hat, daß die Menichen lieber das 
Geld für fi) behalten und zur Verbefferung ihres Zu⸗ 
ſtandes verwenden, ald in Abgaben an die Staatöfaffe 
entrichten, was man ihnen im Grunde wohl nicht ver- 
denfen kann, und daher in der Regel mit einer Re 
gierung, die wenig Abgaben von ihnen verlangt, zufrie⸗ 
dener feyn werden ald mit einer andern, bie beren viele 
ihnen auferlegt; fo ift doch immer ein großer Unterſchied, 
ob fie fich felbft befteuern oder ob die Regierung, ohne 
ihr Zuthun, das Befteuerungdrecht ausübt. Im erftern 
Zalle koͤnnen fie bei- größeren Abgaben, die fie fich felbft 
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diktiren, weil fie fich von deren Zweckmaͤßigkeit oder Noth- 
wendigfeit überzeugt haben, zufriedener mit einer befte- 
henden Ordnung feyn als im andern Falle felbft bei ge- 
zingern Abgaben, die ihnen willlührlich von Oben herab 
auferlegt worden. Ancillon ift daher offenbar im Irr⸗ 
thume, wenn er annimmt, den Menfchen gehe das Geld 
über Alles. Sehr wahr fagt in dieſer Hinfiht K. E. 
Schmid: Die meiften Menſchen Yangen weit mehr an 
ihren Ideen von Recht und fittliher Nothwendigkeit als 
am bloßen Gelde. ie werden ſich große pefunidre 
Aufopferungen, eher gefallen laſſen, als eine Verlegung 
ihres Rechtd und ihrer Eitte, obgleich fie das als Recht 
Ehrwuͤrdige und Heilige, fo wie dad moraliſch Noth- 
wendige nur zu oft mit bloßen Gewohnheiten und ber- 
tömmlichen leeren Formen verwechfeln. 
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Drittes Kapitel, 


Bon der . Beftimmtheit ber Beſteuerung. 


Mit Grund behauptet Adam Smith und nah 
ihm Lüder, (a a. O. B. 3. &.513) eine fehr große 
Ungleichheit der Beſteuerung bringe weit weniger 
Uebel hervor, als eine ſehr Kleine Unbeftimmtheit 
berfelben. Die Abgabe, welche der Steuetpflichtige zu 
entrichten hat, muß genau beflimmt und nit willlühr- 
lid) feyn. Die Zeit der Bezahlung, die Art derjelben 
und die Größe der abzugebenden Summe foll dem Steuer: 
pflihtigen, fol allgemein bekannt feyn. Iſt der Zarif 
nicht deutlicd genug, nicht nad) gleichen Grundfägen ent- 
worfen, zu detaillirt in Kleinigkeiten, wovon jelbft die 
Einnehmer weder alle Namen noch den Gebrauch willen, 
dann Tann der Verbraucher und Kaufmann die Ausga⸗ 
ben nicht berechnen, die er machen will und Tann, dann 
wird dem Verſchmitzten der Wortheil gewahrt über den 
ehrlihen Verbraucher und Kaufmann. Sind die Abgaben 
nicht genau und allgemein verftändlich beftimmt, dann 
fieht jeder Steuerpflichtige mehr oder weniger in der Ges 
walt der Abgaben-Erheber, die ihn ftärker ald Andere 
belaften, oder durch Drohung einer ſolchen höhern Be⸗ 
laftung Geſchenke ihm abpreffen können. Die Unbeſtimmt⸗ 
beit der Abgaben befördert die Infolenz und begünftigt 








J 
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die Beſtechlichkeit bei einer Klaſſe von Menſchen, denen 
das Volk nicht hold, ſondern abgeneigt iſt, auch wenn 
fie weder inſolent find, noch ſich beſtechen laſſen. Wer- 
den, wie einſt in Frankreich häufiger als in irgend einem 
andern Lande gefchah, die Steuern willkuͤhrlich erhöhet, 
dann gerathen oft viele Steuerpflichtige, felbft aus der 
bemittelten Klafje, in Werlegenheit und manches Kapital 
wird aus Beforgniß, von der Steuer- Behörde in An: 
ſpruch genommen zu werden, im Koffer verfchloffen blei⸗ 
ben, was fonft wäre in Umlauf gefeßt worden. 
Beftimmtheit einer Öffentlihen Abgabe und mög» 
lichfte Vermeidung des häufigen Wechſels ift daher eine 
Eigenſchaft, welche die Abgabe felbft Demjenigen empfiehlt, 
den fie härter trifft, als fie ihn feinen Werhältniffen nach 
treffen follte, während Der, welcher nicht weiß, wie hoc) 
zu jeder Zeit feine Erwerbs-Quelle gefchägt wird, nicht 
mit der gehörigen Ruhe fein Gefchäft fortſetzen kann, und 
zugleich von jeder neuen Unternehmung abgeſchreckt wird. 
Am nachtheiligſten auf den Nationalwohlitand, fagt 
Lotz (Revifion zc. IV. 126) wirkt dasjenige Abgaben: 
ſyſtem, dad den Kontribuenten über feine Abgaben und 
deren Betrag nicht gehörig unterrichtet. Der Kontribuent 
iſt bier nie im Stande, Einrichtungen zu treffen, um fi) 
in ‚den Stand zu feßen, die Abgabe ohne Befchwerbe 
bezahlen zu Eönnen. Der Gang feiner Betriebfamkeit 
Tann hier nie eine feite Richtung erhalten und einen ri: 
gelmäßigen Schritt führen, fondern das Ganze erfcheint 
mehr als dad Wert des Zufalld, denn wie eine nad) 
feften Regeln geordnete Gewerböthätigkeit. Feſte Berech— 
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nungen für bie Beflimmung und Merwendung der 
Fonds, welche dem betriebfamen Publitum zu Gebot 
ftehen mögen, find bier nie moͤglich, denn was fichert 


den Gewerbömann gegen die Gefahr, eine Summe, welche 


er heute zu feinem Gefchäftsbetriebe- beftimmt hat, mor- 
gen zur Bezahlung einer in demfelben Augenblide aus⸗ 
gefchriebenen Abgabe verwenden zu müflen? Wil man 
folhen Inkonvenienzen mit Erfolg begegnen, dann iſt 
"gewiß nichts nothmendiger, als möglihft genaue Be— 
ſtimmtheit des öffentlichen Abgaben - Zarifs, damit Jeder 
mit Zuverlafjigkeit wiffen Eann, wann er bie Abgabe 
zu entrichten hat, wie er fie entrichten muß, und wie 
viel er zu zahlen hat? Gerathen bei willführlicher Be— 
flimmung der Abgaben felbft wohlbabende Bürger mit- 
unter in Werlegenheit, dann wird unter Unbemittelten 
immer eine fehr große Anzahl ganz unfähig feyn, die 
Steuer zu bezahlen, und der Staat wird fie zu Grunde 
richten, verfährt er in deren Beitreibung nur mit einiger 
Strenge. 

Um der Beſteuerung im Lande die Eigenfhaft der 
Beftimmtheit gehörig bewahren zu Tönnen, muß vor 
allem ein oͤfterer Wechſel der Abfhäsung fo viel wie 
möglich vermieden werden. Mit Recht räth daher Lo 
den Regierungen, dad im Lande einmal beftehende Ab- 
gabensyftem nie ohne Noth zu ändern, fondern daffelbe 
ſd Lange beizubehalten, als fi defien Reform nicht aus 
rechtlichen oder flaatswirthfchaftlichen Gründen als uner- 
laͤßlich nothwendig anfündigt, denn man darf, fagt Der: 
jelbe, überall annehmen, daß fich die hie und da im 
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Steuerfſyſteme bemerkbaren Ungleichheiten, beſonders in 
Bezug auf den angemeſſenen Preis der Dinge, durch den 


Lauf der Zeit nach und nach ausgeglichen haben; und 


„eine Reform, die jene Ungleichheiten zu befeitigen fucht, 


erzeugt oft, wider ‚Die Abficht der Regierumg, neue Un: 


gleihheiten, durch welche der Wortheil verloren geht, deu 


man von der Verbeflerung erwartet. 
Nicht ganz grundlos, jedoch überall nur mit großer 
Borfiht anwendbar ift fonach die von Canar d (Princig 


Jécon. polit. p, 197) aufgeftellte Regel; - Tout vieil 


impöt est bon, et tout nouvel impöt est mau- 
vais. — Man handelt unpolitifch, fügt diefer Schrift- 
fieller hinzu, wenn man das Syſtem ber Auflagen ver: 
ändert unter dem Vorwande, die ärmere Klaffe der Staats: 
bürger zu erleichtern und zu unterflüßen, gerade biefer 
Klaffe wird durch jede Veränderung am meiften gefchadet. 
Eine Regierung, die ein wandelbared Abgabenſyſtem hat, 
gleicht einem Grund: Eigener, der, wenn er irgend eine 
Pflanzung vorgenommen hat, einen Widerwillen daran 
findet und eine neue nach der andern abmwechfelnd vor- 
nimmt, während dieſer Beit kann der Boden nicht pro: 
duziren, und der Grund: Eigener leidet Verluft an fei 
nem &infommen. | 

Der praftiihen Ausführung der Megel, Daß die 
irgendwo einzuführende Steuer möglihft beſt immt feyn 
muͤſſe, fteht gar häufig im Wege die Möglichkeit ihrer 
Abwälzung Iſt nämlid der Gegenfland, auf wel- 
hen die Abgabe gelegt wird, von der Art, daß die Ab- 
gabe nicht auf demfelben haften bleibt, fondern vielmehr 
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im Verkehre ganz oder theilmefe zurüderftattet wid, dann 
kann die Abgabe nicht beftimmt genannt werben, denn 
Nes maß, in foldem Falle jede Berechnung, wer zulegt 

die Steuer wirklich entrichte, hoͤchſt ſchwankend und un- 
zuverlaffig bleiben. Es darf daher bei Anordnung einer 
Steuer nie auf eine Abwälzung derfelben gerechnet, es 
“ darf dabei nie vorausgeſetzt werden, daß der Verkehr die 
Laft zwifchen den Konfumenten und Produzenten aus⸗ 
gleichen werde. Wielmehr find von der Finanz» Verwal- 
: tung gerade ſolche Gegenflände vorzugsweile für die Be⸗ 
fteuerung zu erwählen, deren eigenthümliche Natur eine 
Abwälzung der Art entweder gänzlich verhindert, ober 
doch möglichft erfchwert. Im diefer Beziehung fehen wir 
die Regierungen häufig große Mißgriffe thun, fie trauen 
öfter dem Verkehre und der Möglichkeit, durch ihn 
vorhandene Weberlaftungen des einen ober des andern 
Theils auszugleichen, bei weitem mehr zu, als er feiner 
Natur nad zu leiften vermag. Vorzuͤglich irrt man, 
wenn man meint, die zu fehr belafteten niederen Volks⸗ 
Haflen werden im Stande feyn, ihre Weberlaftung etwa 
durch Steigerung des Arbeitslohnd auf die wohlhabende, 
minder belaftete, überzumälzen. Gerade in ihrer Weber: 
laftung liegt der Grund, warum died in der Regel fait 
nie gelingen Tann. 

Selten läßt ſich über irgend eine Steuer ein all- 
gemeines Urtheil fällen, faft jede läßt fo verfchiedene 
Einrihtungen zu, daß fie bald gut bald fchlecht genannt 
werden kann. Selten fann man von einer teuer im 
Allgemeinen fagen, wer fie zulegt bezahle, es muß 
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muß immer ef ber Fall in concreto vorgelegt werben. 
Co hat Luͤder niht ganz Recht, zu behaupten, daß 
Gewerböfteuern auf Buden, Läden, Sänften ꝛc. nicht 
den Gewerbömann, auf ben fie bereshnet find, ſondern. 
den Verbraucher treffen, weil Jene ihre gewöhnlichen Ge- 
winnfte nothivendig machen müßten, wenn fie ihr Ge- 
werbe fortfegen follten. Denn es gibt viele Fälle, wo 
der Gewerbsmann den Preis feiner Waare fchlechterdings 
nicht erhöhen Tann, wie allenthalben, wo er mit Frem⸗ 
den Konkurrenz halten muß, und wo er alfo gewiß felbft 
die Abgabe trägt. Auch wird er deshalb nicht fein Ge- 
werbe aufgeben, wenn er die Steuer durch größere An- 
frengung des Fleißes zu gewinnen im Stande ift. 

Eben fo feheint oft, wie Log richtig bemerkt, beim 
erſten Anblide das Werhältniß der Abgaben des Land⸗ 
manns und bed Staͤdters fehr drüdend zu feyn für den 
Letztern. Aber betrachtet man den Gang bed Verkehrs 
jwifchen beiden, fo gewahrt man. leicht, wie jene Un- 

gleichheit ſich meift Dadurch hebt, dag der Landmann 
beim Verkehre durch die Unentbehrlichkeit feiner Erzeug- 
niſſe für den Städter ein bedeutendes Webergewicht über. 
den letztern übt und dadurch einen Theil feiner Laſt auf 
diefen zu überwälzen im Stande iſt. Geſchaͤhe dies nicht, 
[0 würde ber Landmann in ben wenigften Ländern die 
auf ihm Taftenden Abgaben aller Art zu ertragen vermö- 
gen, er würde ſchon längft unter ihrer Laſt erlegen ſeyn. 

Bas Schön in diefer Beziehung geurtheilt, ver: 
dient wohl erwogen und beherzigt zu werden. Soll eine 
Steuer, ſagt Derfelde (a. a. O. ©. 67), die Erhaltung 
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und Bewirthſchaftung bed Objekts gemährleiften, dann 
muß fie fo bemeffen feyn, daß fie auf dem Objekte lie: 
gen bleibt und davon getragen wird. Wälzt ein Objekt 
die Auflage ab, fo fallt fie auf ein zweites und erdruͤckt 
diefes mit Doppeltem Gewichte. Wer eine Erträgd = Steuer 
liefert, muß fie nicht auf die Konfumenten wälzen, wer 
eine Konfumtiond = Steuer entrichtet, muß fie nicht wie: 
der vwinbringen wollen; fonft entfteht eine gefährliche 
Weberwälzung der Steuern. Wird dieſes zugeflanden, dann 
erfcheint im ſchwaͤrzeſten Lichte jene Behauptung des Gra⸗ 
fen Veri (Betrachtungen üb. d. Staatswirthih. A. d. 
Stal.v. Schmied S. 176); der Probirftein jeder gu⸗ 
ten Auflage beftehe in der leichten Einbringlicykeit oder 
Abwälzung der Abgabe. Wir wollen die Meinung fingi- 
ven, daß die Abwälzung im Großen und Ganzen fchäd: 
ih, Im Einzelnen und Kleinen unnachtheilig fey; könnte 
wohl, (mie es nöthig waͤre, damit Niemand leide) Diefe 
Abwaͤlzung in's Unendlihe gehen? Faft ſcheint Veri 
einen unendlichen Fortgang unſchaͤdlicher Abwaͤlzung an⸗ 
genommen und den Grund in fortſchreitender Produktion 


geſehen zu haben. A ſchiebt vielleicht etwas von der 
Steuer auf B, B produzirt mehr und ſchiebt nun den 


Reft auf C, C wälzt alles auf D, aber D bringt alles | 
durch Mehrproduktion wieder ein ıc. — Die Bellim: 
mung, daß die Abgabe auf dem Objekte liegen bleiben 
müffe, zieht ein Geboppeltes nach ſich; erſtens iſt erfor⸗ 
derlich, daß die Steuer-Quote ſich nach der allgemeinen 
Beſchaffenheit der Objekte richte, alſo keineswegs immer 
eine und dieſelbe ſey, und zweitens iſt es noͤthig, daß 

| \ | 
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jede Steuer, abgleich fie eine Real ſteuer iſt, auch auf 
die Perſon Ruͤckſicht nehme, welche den Ertrag - oder 
den Genuß des Objektes hat. Jede Ertragsfteuer muß 
auf Denjenigen fallen, der den reinen Ertrag des Ob⸗ 
jekts bezieht. Da die Grundftücde zuweilen nur Yıo bes 
Erlöfes als reinen Ertrag liefern, fo muß man auch den 
Zehntherrn heranziehen. Ind die Steuer muß auf den 
häuslichen Bedarf dergeftalt Rüdkficht nehmen, damit der. 
Kontribuent nicht nöthig habe, die Abgaben von ſich 
abzuwaͤlzen. 

Bei jedem Objekte, bemerkt Schoͤn an einem an⸗ 
dern Orte, iſt hoͤchſt ſorgfaͤltig darauf zu ſehen, ob es 
auch die Steuer auf ſich leide. Würde das reine Ein⸗ 
kommen bei einem gewiſſen Objekte zwar die Abgabe Iei- 


ſten, aber fie alfobald auf einen andern Gegenftand wäl- 
3, jo würde ja nicht das beabfüchtigte, fondern ein an- 


deres, vielleicht unreines, Einkommen zulegt beftenert feyn. 
Imwiſchen darf man wohl behaupten, daß der fo über- 
aus wichtige Punkt der Steuer: Abwälzung von den beften 
Schriftftellern in einem falfchen Lichte gefehen worden. 
Ran ſchien zu glauben, daß die Abwälzung eine Eigen: 
haft fey, Die aus dem Objekte hervorgeht, während 


Ger dad Gegentheil Statt findet, benn es läßt fich faſt 
‚ kein Objekt denken, bei welchem die Abwälzung nicht vor. 


fih gehen koͤnnte. Die Grundfteuer kann im Preife des 


Getreides, die Gebäudefteuer im Miethzinfe zurkdigenom- 


men werden. Die Kapitalfteuer erfeßt fih in den Zin- 
fm, die Gewerbfteuer in dem Waarenpreife. Eine Kon- 
füntions- Steuer, fie mag treffen was fie will, Tann 








von dem Konfumenten in ben Preis feiner Arbeit ge- 

rechnet werden, und wenn der Konfument ein reiner Zeh⸗ 
ver ift, und duch nichts die Abgabe zurüdgemwinnen 
kann, fo ift er wenigfiens im Stande, durch Vermin⸗ 
derung der Konfumtion oder durch druͤckendes Zeilfchen 
in allen Baaren einen Zheil der Abgabe auf die Produ= 
zenten zurüdzufchieben. Wenn man alfo von Objekten 
fpriht, Die eine Steuer auf ſich leiden, fo ift dies nur 
fo zu verftehen, daß bei einigen Objekten das Streben 
und die Fähigkeit, die Steuer abzuwaͤlzen, wirkfamer 
fid) auöfpricht al8 bei anderen. Der Grund der Abwaͤl⸗ 
zung liegt nie in dem Belieben des Belteuerten, fondern 
in der Konftellation der wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe. 
Niemand trägt gern eine Abgabe, Jeder wird fie abzu= 
wälzen fuchen, fobald er fie empfindet. Alſo nur fehr 
Heine Auflagen zeigen kein Streben der Devolution. Je⸗ 
Doch Tann Niemand eine Abgabe auf Andere fchieben, 
wenn er nicht durch dad Werhältniß von Angebot und 
Nachfrage unterftüst wird. Jeder Produzent muß be- 
fürchten, daß ein Anderer wohlfeiler anbiete, daß er an 
Kundſchaft verliere. Jeder reine Konfument kann den 
Berkäufer nur dann zum Nachlaffen des Preiſes beme- 
gen, wenn andere Konfumenten nicht befier bezahlen wol⸗ 
len. Alfo muß die Abwälzung nur dann unausweich- 
lich eintreten, wenn die Steuer das belaftbare reine 
Einkommen überfchreitet, und indbefondere Kapital oder 
Auslagen angreift. In diefem Falle muß jeber Produ⸗ 
zent aufichlagen, jeder Konfument feilfhen oder 
entbehren. Außerdem wird die Abwälzung nur dann 
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eintreten, wenn der Befteuerte die Gewalt über bie reife 
durch eine für ihn günftige Stellung der Konkurrenz er: 
langt. Ricardo (Grundf. d. pol. Del. A. d. Engl. v. 
Schmidt ©. 182) berichtigt da, wo er über die Wir: 
kung der Beſteuerung gewifler Objekte fpricht, manches 
Borurtheil Hinfichtlich der Steuer -Abwälzung, indeß faͤllt 
ee in den Fehler, alle Abwälzung (im Preife) von der 
Bermehrung der Produktions -Koften abhängig zu machen. 
Bei der Befleuerung muß wohl darauf geachtet werben, 
ob eins. der berührten Werhältniffe bei dem Steuer- Ob- 
jekte obwaltet oder niht? — 

Allerdings hat, wie Zachariaͤ bemerkt, jede Auf⸗ 
lage einen Kampf in der bürgerlichen Gefelfchaft zur 
Folge; ein Jeder hat den verftändigen Gebanfen, ſich 
die Abgaben, welche von ihm erhoben werben, von Ans 
deren erfeßen zu laffen. Aber nicht jede Steuer ift von 
der Art, daB fie von Demjenigen, welcher fie erlegt, 
Ändern aufgebürdet werden koͤnnte. ine Befoldungs- 
Steuer 3. B. vermindert unbedingt das Cinfommen ber 
Heuerpflichtigen Staatsdiener; eine Steuer die auf Erb- 
Ihaften und Vermaͤchtniſſe gelegt wird, vermindert den 
Betrag des befteuerten Gegenftandes, eine Abgabe, welche 
der Käufer eines Grundſtuͤcks von dem Kaufgelde zu 
entrichten hat, den Zaufchwerth der gefammten Grund- 
füde im Lande. Aber auch angenommen, daß eine 
Steuer von den Zahlungspflichtigen Andern aufgebürbet 
werden Zönne, fo vertheilt fie fich doch nicht unter Die: 
jenigen, auf welche fie zuletzt fält, nad) dem Verhaͤlt⸗ 
niffe ihrer Bermögens-Umftände, und eben fo wenig un- 
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ter die fammtlichen Staatögenofien, überhaupt oder ver 
haͤltnißmaͤßig. Endlich, eine und diefelbe Abgabe kann 
fi), nad) Verfchiedenheit der Umftände, hier fo, dort 
anders, oder aud) in demfelben Staate, zu verfchiedenen 
Zeiten, verfchieden vertheilen. Man lege 3. B. eine Abgabe 
auf die Brodfrüchte; die Abgabe wird auf der bloß von 
ihrer Hände Arbeit lebenden Volks-Klaſſe mehr oder wes 
niger laften, je nachdem diefe Klaffe in einem gegebenen 
Staate, oder zu einer gegebenen Zeit, weniger oder mehr 
in der Lage ift, daß fie den Arbeitslohn erhöhen Tann. 

Irrig ift fonady die von Canard aufgeftellte Be⸗ 
bauptung, daß Feine Auflage auf dem Gegenftande ruhen 
bleibe, auf den fie von der Regierung gelegt worden, 
fondern, dem Streben nad) Auödgleihung gemäß, ſich 
nad) und nad) auf alle Quellen ded Einkommens ver- 
teile und fo mit der Seit alle Bürger verhältnißmäßig 
treffe. Wäre dieſe Lehre die richtige, dann brauchte man 
fi) um die Auswahl der Beteuerungd- Arten wenig zu 
befümmern, und man Eönnte lediglich der Natur und der 
Zeit überlaffen, jenen gerechten und heilfamen Austheiler 
zu machen, welchen unmittelbar aufzufinden, Gelehrte und 
Staatömänner fich fo viele, oft fruchtlofe, Mühe gege- 
ben; aber die Erfahrung nicht minder wie eine unbefan- 
gene Erwägung der Sache zeigt das Unwahre diefer Lehre. 

Was fol man, fragt Say mit Recht, von einer 
Lehre, wie die Canard’fche denken, wornad behauptet 
wird, daß es ziemlich gleichgültig fey, ob die Steuer 
auf dem einen oder dem andern Einfommens - Zweige 
liege, wenn fie nur von Alters ber beitehe, Und daß jede 


ER 
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Steuer im Laufe der Zeit aus jeglicher Art von Ein- 
fünften gefchöpft werde, gleichwie das Blut, welches 
man aud einem Arme abläßt, aus dem ganzen Körper 
gleihmäßig herauögepumpt wird. Diefes Gleichniß ent: 
fpricht der Natur der Steuern durchaus nicht. Die Reich⸗ 
thuͤmer der bürgerlichen Gefelfchaft find Teineswegs eine 
Fluͤſſigkeit, welche fich in ihr Gleichgewicht zu feßen ſtrebt. 
Der Schlag, welcher auf einen von den Aeſten des Ge- 
ſellſchafts⸗ Stamms fällt, Tann diefen tödten, ohne daß 
darum der Stamm abflürbe, und er wirft nachtheiliger, 
wenn er einen prohuktiven Aſt trifft, ald wenn er auf 
emen unprobuftiven fällt. Es müflen der Wunden fehr 
viele, und der ganze Stamm muß angegriffen werden, 
nem er völlig unfruchtbar werben und abfterben fol. 
Durch diefes Gleichniß wird die Wirkung der Befteue- 
tung beſſer verfinnlicht, ald durch den Umlauf des Blu: 
teö; aber weber das eine noch das andere Tann die 

Stele von Vernunftſchluͤſſen vertreten ine Verglei⸗ 
dmg ift Fein Beweis, fondern bloß ein Exleichterungs- 
Nittel für die Auffaſſung einer Wahrheit, welche bereits 
anderweitig erwiefen feyn muß. 


8 
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Viertes Kapitel. 


Bon ber zwedmäßigen Erhebung ber Gteuern. 


I. Ueberhaupt. 


Die Zotalfumme der Abgaben, welche eine Nation 
entrichtet, Tann nicht zu groß, fie kann mäßig im Ver⸗ 
hältniffe zum National: Eintommen feyn, aber die Art 
und Weife, wie diefe Summe gehoben wird, Tann zer- 
ftörend im höchften Grade wirken. Wie beträchtlich aud) 
die Summen waren, welde in neuerer Zeit manches 
Land jahrlic aufbringen mußte zur Dedung des Staats: 
Aufwandes, fo war ed doch in ben meiften Fällen nicht 
die Größe diefer Summen, fondern vielmehr die Art und 
Weife, wie folche erhoben wurden, was den harten Drud 
veranlaßte, worüber Klage geführt ward. 

In deſpotiſch beherrfchten Staaten fcheinen öfters 
die Abgaben, welche von der Regierung eingefordert 
werben, wenig bedeutend, ja fogar verhältnißmäßig ge- 
ringer zu feyn als in andern nad) freifinnigen Grund⸗ 
fägen regierten Ländern, aber bei genauerer Bekanntſchaft 
mit der Art und Weife ihrer Erhebung überzeugt man 
fih gar bald vom Gegentheile. So ift man bei ber 
Niedrigkeit der Steuerfäge in der Türkei geneigt zu glau- 
ben, daß in keinem Staate Europa’ der Abgabendrud 


geringer fenn Eönne wie dort. Und fo wäre es auch 
wirfih, wenn nur die von der Regierung geforderten 
Steuer® bezahlt werden müßten. Aber bei der Art, wie 
bie Erhebung gefchieht, zahlen dort die Unterthanen 
vielmal mehr ald anderwärtd. Denn bie Paſchas und 
andere Beamte fordern außer der Staatöfteuer noch 
Veberfteuern für ſich, während in den Staatsſchatz ſelbſt 
freiih nur die gefeßlich beflimmte Summe fließt. Die 
Abgaben, weldye der Staatsſchatz fordert, find unverän- 
derlih und es wird bei ihrer Erhebung auf Feine Um: 
flände Rückficht genommen. Die Bevölkerung eined Di- 
ſttikts kann ſich durch Peft und andere Uebel fehr ver- 
fingert haben, defienungeachtet muß derfelbe das Nämliche 
zahlen wie zuvor. Auch in fchledhten Zahren findet kein 
Ela Statt. Alle indirekte Auflagen werden dort ver- 
pachtet, und die Pachtung gewöhnlich jedes Jahr er- 
neuert; die Pachtfjumme wird zwar vom Divan beftimmt, 
aber zur Pachtung gelangen nur Die, welche dem Vezier 
oder den Miniftern die meiſten Geſchenke geben. 

Als allgemeine Regeln, welche die Finanzwiffen- 
[haft hinfichtlich der Erhebung der öffentlichen Abgaben 
vorfchreibt, find nad) Jakob (Staatöfinanzwifl. $ 1316) 
folgende zu betrachten: 

1. Die Erhebungsart muß fo beichaffen feyn, daß 
die anögefchriebenen Abgaben gewiß, zur beflimmten - 
Zeit und unverfürzt eingehen. 

2. Die Erhebungs - Koften müffen fo gering als 
möglich feyn, nicht nur die, welche der Staat öffentlich 
auögibt, um die Erhebung zu bewirken, fondern auch 
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die, welche dem Geber fonft noch verurfadht und heim: 
lid) abgenommen werden. 

3. Die Befteuerten müflen davon fo wenig Unbe⸗ 
quemlichkeiten, Verdruß und Zeitverluft haben, wie nur 
möglich. 

Diefe Regeln fo zu vereinigen, daß die Zwecke der 
einen duch Me Zwecke der andern, wenn fie nicht un: 
verfehrt nebeneinander beftehen Tonnen, doc den mög- 
licht geringften Abbruch erleiden, muß das Hauptſtreben 
bei Anordnung der Abgaben: Erhebung feyn. 

Man kann die Erhebung in die unmittelbare 
(direkte) und mittelbare (indirekte) eintheilen, 
und zwar beide 1. in Beziehung auf Die, von welchen 
die Steuer erhoben wird und 2. in Beziehung auf Die, 
welche fie erheben. Im erfterer Hinſicht befteht die un- 
mittelbare Erhebung darin, daß die Abgabe unmit-: 
telbar von dem Einkommen oder Vermögen Deffen er 
hoben wird, welcher fie nad) der Abficht des Geſetzge⸗ 
berö bezahlen fol, die mittelbare darin, daß bie 


Steuer von den fteuerbaren Gegenfländen erhoben wird, 
“sand Der, welcher diefelbe dafür bezahlt, fie fih von 


Dem kann wieder erftatten laſſen, welcher den Gegen: 


ſtand von ihm kauft und verzehrt. Verzehrt der Käufer ! 


ihn felbft, dann bezahlt er freilich auch die Steuer, aber 
e8 wird bei der Erhebung darauf nit Rüdfiht genom- 
men. In der zweiten Binficht erhebt entweder der Staat 


felbft die Steuern (durch die Beamten) oder er läßt fie 


durch Andere erheben, die fie ihm abkaufen oder abpach⸗ 


ten. Jenes ift dann bie unmittelbare Erhebung durd) : 
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Selbfl - Adminiftration, letzteres ift die Steuer: 
Erhebung durch Verkauf oder Verpachtung. 

Es bedarf wohl Feiner Erinnerung, fagt Lob (Re: 
vifion ıc. IV. 129), daß es höchft nothmendig fey, dar: 
auf zu fehen, daß alles dasjenige, was der Unterthan 
als öffentlihe Abgabe zahlen muß, wirklich unverfürzt 
in die Staatöfaffe gelangen möge. Aus diefem Grunde 
verdient gewiß jedes Abgabenfyflem Tadel, das zu feiner 
Durchführung eine große Menge von Beamten erfordert. 
Freilich mag es die fchwerfte Aufgabe der Finanzkunft 
jeyn, bei den bermaligen bedürfnißreichen Verhältniffen 
unferer Staaten ein Abgabenfyftem aufzufinden, das durch 
feine Einfachheit gegen die Uebel fichert, welche mit dem 
Aufwande verbunden find, den die Erhebung der überall 
erfunderren mannigfachen Abgaben dem Staate und der 
Nation nothmwendig verurfacht. Indeſſen höchft wuͤn⸗ 
ihenswerth ift es doc, gewiß, daß die Kegierung nichts 
unverfucht laffen möge, was zur Herftellung jener Einfach⸗ 
beit dient. Sie erweift dadurch dem Volke eine Wohl⸗ 
that, welche ihr durchaus nichts Eoflet, und befördert 
noch dazu ihren eigenen Vortheil; denn je einfacher das 
Abgabenſyſtem ift, um fo zuverläffiger kann die Regie— 
rung darauf rechnen, daß die ausgefchriebenen Abgaben 
ohne Schwierigkeit eingehen werden. Für den National- 
wohlftand kann jeden Falls nichts drücdender ſeyn, als 
wenn dad Volt Abgaben zahlen muß, melde die Regie 
rung nicht einmal erhält, alfo nicht für Öffentliche Zwecke 
verwenden kann. Und ift ed gar mit dem Auflagenwe- 
fen in einem Staate dahin gebiehen, daß ſich die Re- 
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gierung, um die Steuern richtig und unverkuͤrzt einzie: 
hen zu koͤnnen, Nachforſchungen über dad Innere des 
Gewerböbetriebs der einzelnen . Kontribuenten eslauben 
muß, dann ift ed gewiß um den Nationalwohlfland ge- 
ſchehen. Denn nichts flört Die möglichft lebendige Uebung 
der menfchlihen Produftionskraft mehr ald foldhe Nad)- 
forfchungen; fie find den Kontribuenten läftiger ald Die 
Abgabe felbft, und man wird oft die Erfahrung machen 


innen, daß mancher gerade um deßwillen dies oder jenes 


Gewerbe nicht unternimmt, weil er jene läftigen Nach⸗ 
forfchungen ſcheut. 

Um dreißig Millionen Livres für die öffentliche 
Kaffe zu gewinnen, mußte, wie Say anführt, zu Ende 
bed fechözehnten Jahrhunderts die franzöfilche Nation 
Einhundert und funfzig Millionen Livred zahlen. Auch 
noh zu Necker's Zeiten hatte man zur Erhebung der 
Staats: Einkünfte in Frankreich zweihundert und funfzig 
Zaufend Öffentliche Beamten nöthig, deren Erhaltung 
dem Staate nicht weniger ald acht und funfig Millionen 
Livres Eoftete. 

Der Staat, urtheilt Soden (Nationalöf. V. 100) 
hat dad Recht, fein nationaldtonomifches Bedürfniß aus 
dem Volksvermoͤgen zu erheben, aber genau nur dieſes 
Beduͤrfniß. Wenn er nun eine Auflage von Einer Mil- 
lion bedarf, und um dieſe Eine Million zu erhalten, eine 
halbe Million Erhebnngökoften tragen, alfo von der Na= 
tion flatt Einer anderthalb Millionen erheben, und jene 
halbe Million an zwedlofe Staatödiener vertheilen muß, 
die er noch überdies ber National Produktion entzieht, 
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und aus der Produzenten= Klaffe in die Klaffe der reinen 
Konfumenten verpflanzt, dann wiberftrebt Died den Ge: 
fegen der Nationalökonomie, alfo dem reinen Staatd« 
zwecke. Wie fehr die Zahl und Mannigfaltigfeit der Er- 
hebungsfoften auf eine der Werthfchaffung und dem Na- 
tionalmohlftande verberbliche Weife erhöhet worden, da- 
von finden wir in ber Gefchichte der Finanzwirthſchaft 
die auffallendſten Belege. So trug z. B. unter Lud—⸗ 
wig XIII im 3. 1627 der Marquis b’Effiat der 
DBerfammlung der Notabeln vor: daß die Steuern zwar 
neunzehn Millionen befrügen, aber nur ſechs Millionen 
davon in den koͤniglichen Schatz flöffen, und der Reft 
in den Händen von zwei und zwgnzig Zaufend Einneh- 
mern und fiebenzig General und Spezial- Zahlmeiftern 
bleibe (Wgl. Vie du Cardinal de Richelieu T.1. p. 
326). — So fand Sülly bei feiner Uebernahme des 
Finanzminiſteriums, daß von 150 Millionen, welche die 
Nation bezahlte, nur dreißig Mil. in den Schag kamen 
(Memoires de Sully. T.1. p. 551) „Je vis, „fagt 
Sülly,’ „avec une horreur qui augmentait mon zele, 
que pour ces trente millions, qui revenaient au Roi, 
il en sortait de la bourse des particuliers — ja 
presque honte de le dire — cent cinquante mil- 
lions! — So behauptete Simeon (Sur la richesse 
commerciale), die zur Zeit der Revolution gegebenen 
Zollgeſetze koſteten jedem Einwohner Frankreichs jährlic 
20 Fr. 68 Cent. mehr ald vorher und doch gelangten 
kaum 14 Gent. davon in den Staatöfhag, und nad) 
dem von Croufaz dem gefeßgebenden Korper vorge: 


\ 
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legten Budget v. 3. 1803 — 1804 verfchlangen die Er: 
hebungskoſten den fiebenten Theil der gefammten Staats: 
Einkünfte. 

Es muß jede Abgabe, räth Adam Smith und 
nad) ihm Luͤder, zu der Zeit und auf Die Weile erho- 
ben werden, wie folche der Abgabenpflichtige am leichte- 
ften und bequemften bezahlen fann. Eine Regel, die um 
fo heiliger beobachtet werden follte, da die Gerechtigkeit 
fie vorfchreibt, da die Menfchen, weldhe gern Abgaben 
entrichten, fo felten find, und die Beobachtung Diefer 
Regel mehrere einleuchtende Vortheile, fo wie deren Nicht⸗ 
beobachtung Keinem .den geringften Vortheil, der ganzen 
Geſellſchaft aber mittelbar und unmittelbar Nachtheil bringt. 
Bezahlt der Guts- und Hausbeſitzer die Land- und Haus: 
rente in der Zeit, in der er felbft einnimmt, was fein 
Haus und feine Ländereien ihm einbringen, dann bezahlt 
er jene Steuer in der ihm bequemften Zeit, gerade hat 
er Geld zum Bezahlen in Händen. Auf die wenigft- 
läftige Art werben die Abgaben von den Waaren bes 
Luxus bezahlt, die am Ende von dem Verzehrer getra- 
gen, und von diefem nur nad) und nach entrichtet wer⸗ 
den, fo wie er die Waare kauft. Da ed überdem von 
dem Verzehrer abhängt, ob er kaufen oder nicht Faufen 
will, fo ift es lediglich feine Schuld, wenn ihm die Be- 
zahlung der Abgabe fehr läftig wird. 

Aud trägt es zur Erleichterung des Steuerpflichti- 
gen viel bei, wenn die Abgabe nicht in flarfen, fondern 
in moͤglichſt-kleinen Theilen erhoben wird. De Kleiner 
die Abgabe ift, um fo weniger fühlbar ift fie dem Kon- 
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Kontribuenten, um fo leichter ift er im Stande, fie zur 
gehörigen Zeit zu entrichten, um fo zuverläffiger kann 
daher der Staat auf ihren Eingang rechnen. Weberdies 
it, wie bereit3 von Buͤſch bemerkt worden, eine Er— 
bebung der Abgaben in großen Summen ſchon um des— 
willen nicht vathfam, weil fie den gemeinen Mann nö- 
thigt, Summen aufzufparen, die er nach feiner Lebend- 
weife nie aufzufparen pflegt und deren Sammlung ſich 
daher auch nie von ihm erwarten läßt. 


Eine Haupt = Marime, behauptet daher mit Recht 
Lotz, zu der fi) jeder vernünftige Finanzier unwan⸗ 
delbar bekennen "muß, iſt das Prinzip: die Gelder fo 
lange e8 nur immer moͤglich iſt, in den Händen der 
Unterthanen zu laſſen, und dad, was man zu den Staats: 
zwecken bedarf, nur erſt zu der Zeit zu erheben, wo 
es wirflich gebraucht wird. Jede Antizipation einer Ab- 
gabe vor der Zeit, wo fie der Staat zur Beſtreitung 
feinee Ausgaben braucht, flört immer die National: Be- 
triebfamkeit bald mehr, bald weniger. Die Summen, 
weiche in den Öffentlichen Kaffen liegen, find nichts als 
ein todtes Kapital, was der Volksbenutzung entzogen 
ift, und während der Zeit, wo dies gefchieht, die mög- 
lichſt ausgedehnte Webung der National Betriebfamkeit 
bemmt, weil die Nation in dieſer Periode ein Werk: 
zeug entbehren muß, was fie mit Wortheil hätte be- 
nutzen können. 


So viel von der Methode der Abgaben: Erhebung 
im Allgemeinen; es bleiben und nunmehr noch zwei Fra: 
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gen in biefer KHinficht zu unterfuchen übrig, Die ihrer 
praftifchen Wichtigkeit wegen einer befondern Erörterung 
bedürfen, die Fragen nämlich: 


1. Ob die Erhebung der Steuern Im Wege ber 
Selbfiverwaltung bed Staated oder im 
Wege dr Verpachtung, und 


2. Ob diefelbe in Natur oder in Geld geſche⸗ 
hen folle? 
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II. Insbefondere. 


1. Bon ber Erhebung der Steuern mittelft Selbft :- Berwal: 
tung und ber mittelft Verpachtung. 


Die Hebung der Öffentlichen Abgaben gefchieht ent= 
weder im Wege der Selbfl- Verwaltung (Regie) 
oder im Wege der Verpahtung Beide Methoden 
find von den Regierungen älterer und neuerer Zeit ver- 
jnht und angewandt worden, beide haben ihre Verthei⸗ 
diger und ihre Zadler gefunden. Die Frage aber, welche 
von beiden am meiften zu empfehlen, läßt ſich nicht wohl 
im Allgemeinen beantworten, denn jede derfelben hat ihre 
eigenthümlichen Vorzüge und Mängel. 

Die Verpachtung vermindert die Erhebung - Ko- 
fin, alfo die Maffe der Auflagen felbft, fie fichert zu- 
glei die Einnahme und befördert dadurch die Regel⸗ 
mäßigfeit und Ordnung im Gange der Finanz = Verwal: 
tung. Werden naͤmlich die Steuern auf Rechnung des 
Staates erhoben, dann wird ihr Ertrag verfchieden in 
verfchiedenen Zahren feyn, der Staat wird in dem einen 
Sahre mehr, im andern weniger erhalten. Sind biefel- 
ben verpacdhtet, dann kann der Staat in jedem Jahre 
auf eine beftimmte Summe ficher rechnen, auf die Summe 
nämlich , die im Pacht⸗ Kontrakte feftgefegt worden. 

Es werden indeß diefe Vortheile, weldye dad Ver⸗ 
pachtungs⸗Syſtem unleugbar gewährt, in der Regel von 
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den Nachtheilen weit überwogen, die davon unzertrennlich 
find. Die Verpachtung der Steuern nämlich gibt die 
Unterthanen grenzenlofen Bedruͤckungen Preis und den 
mannigfaltigften Chifanen, wozu die Gewinnfuht die 
Pater reizt. Immer wird felbft eine firenge und hart- 
berzige Verwaltung mehr Ruͤckſicht haben mit den Steuer: 
pflichtigen ald ein Pächter öffentliher Einkünfte Nie 
werden folche Pächter die Strafen zu hart finden, womit 
die Gefege den Defraudanten drohen; felten werden fie 
Mitleid fühlen für die Zahlungspflichtigen, die ihre Un- 
terthanen nicht find. Die Regierung dagegen Fann auf 
individuelle Umflände Rückficht nehmen und nad) dem Geifte 
einer väterlihen Verwaltung die Strenge ber Gefeße 
mildern, die Dürftigen duch Nachſicht unterftügen und 
dafür forgen, Daß in dem großen Familienbande das 
Wohl einzelner Glieder mit dem Wohle des Ganzen ver- 
ſchmolzen werde. 

Ein anderer nicht minder beachtenswerther Nachtheil 
jener Erhebungs- Methode ift die Tünftlihe Anhaufung 
außerordentliher Reichthuͤmer in den Händen einzelner 
Bürger. Bei keinem Theile der Finanzwifienfchaft, wird 
in diefer Hinfiht im Hermes (N. XVII) geurtheilt, 
dürfen bloß finanzielle Betrachtungen fo wenig entſchei⸗ 
den, als bei der Verwaltung des Befteuerungs Rechts, 
namentlich) über die Frage: ob Selbftverwaltung 
oder Verpachtung vorzuziehen fey? Es ift nicht bloß 
von Benugung des Rechts, fondern aud) von Erhal- 
tung aller damit verbundenen Öbliegenheiten die Rede 
und von den Berfuchungen und Folgen, welde die Ber- 
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pahtung begleiten. Die lebten Worte, womit Jakob 


(a. a. O. $ 1267) diefe Materie befchließt, find ſchon 
allein hinreichend, die Frage zu entfcheiden: „Ein Pach⸗ 
ter, der über Millionen gebietet (und wären es auch ein 
oder zwei Nullen weniger) bat immer Mittel, den Be- 
ihwerden gegen fich eine ſolche Wendung zu geben, daß 
dadurch nicht viel ausgerichtet wird.” 

So ift es dann auch nicht ſchwer zu erflären,, daß 
ſich allenthalben die Stimme ded Volks laut gegen das 
Verpachtungs-Syſtem erhoben hat. In Frankreich na- 
mentlich waren die Generals Pächter ſtets der Gegen- 
fand des allgemeinen Haſſes. Voltaire's Sarkasm 
it befannt. Einft kam in einer Gefellfchaft die Reihe, 
eine Räubergefhichte zu erzählen, an ihn. — „IAy 
avait un jour“ — „fing er an” „un fermier general 
— Messieurs, Vous me ferez grace du reste. — 

Diefes Syſtem ift übrigens eben fo alt als ver- 
rufen. Schon im hohen Alterthume gab ed Finanzpaͤch⸗ 
ter. Mit der Einführung dieſes Syſtems in den erober- 
ten Provinzen der Römer ftellten ſich fofort jene Erpref- 
fungen ein, welche diefe Provinzen erdulden mußten und 
die in der Folge unerträglich wurden. Schon nad) dem 
zweiten punifchen Kriege machte diefe Methode, die Ab⸗ 
gaben zu erheben, Die römifche Herrfchaft bei den unter- 
jochten Voͤlkern verhaßt. Bitter beklagten fi) deshalb 
die Provinzen beim Senate in Rom über die römifchen 
Prätoren: ne se socios foedius spoliarı vexarique quam 
hostes patiantur (Livius II. 2). In größerm Um- 
fange noch traten die Finanzpächter bei den Mongolen 
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auf. In den mongolifchen Reichen beftanden bie öffent: 
lichen Einkünfte in Naturalien, die nach Köpfen entric- 
tet wurden. Arabifche und armeniſche Handelöleute kauf: 
ten diefe Natural» Einkünfte dem Großherrn in Pauſch 
und Bogen ab und empfingen dafür die Hälfte der Sol: 
. daten, um die Abgaben von den Unterthanen beizutrei- 
ben. Aehnliche8 wurde bald nachher in Europa verfucht, 
und ed waren befonderd die Eleinen Höfe Italiens, wo 
die Finanzpacht zuerft eingeführt wurde. Mit Katha- 
rina von Medici wurde fie nad) Franfreid und in 
die Nachbarländer verpflanzt, wo fie mehrere Jahrhun⸗ 
derte hindurch fortbeftand troß der unaufhörlichen Kla= 
gen und Befchwerden der Bürger. Unter den Urfachen, 
welche die franzöfifhe Revolution herbeigeführt, ift kaum 
eine, die der Steuer-Verpachtung den Rang ftreitig zu 
machen im Stande wäre, | 

Die Vermwerflichkeit der allgemeinen Steuer-BBer- 
pachtung hindert jedoch keineswegs, bei einzelnen 
Zweigen des Öffentlichen Einkommens dieſe Erhebungs- 
Methode zu empfehlen. UWeberall, wo die Abgabe nad) 
einem feſten Sage oder Zarife entrichtet wird, Tann Die 
Einnahme verpachtet werden, weil hier eine Störung 
und Bedruͤckung ber Unterthanen nicht wohl benfbar, 
zugleich aber eine größere Einnahme durch die größere 
Aufmerkſamkeit der Pächter möglich iſt. So lieferten. 8. 
in manchen Ländern die Wegegelder, fo lange fie von ber 
Regierung erhoben wurden, einen unbedeutenden Ertrag, 
verpachtet trugen fie hin und wieder das Dreifache ein. 
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2. Ron ber Erhebung der Steuern in Natur und berjenigen 
in Gelb. 


Auf zwei verfchiedenen Wegen koͤnnen bie für bie 
Öffentlichen Zwecke nothmendigen Steuer = Beiträge von 
den Pflichtigen erhoben werben. Entweder naͤmlich for: 
dert diefelben der, Staat ganz oder zum Theil in denje- 
nigen Gütern, welche die einzelnen Erwerber vermittelft 
Ihrer Arbeit und ihrer. Kapitale wirklich hervorbringen, 
oder er Laßt fi von ihnen das allgemeine Handels⸗ 
Berfzeug, das allgemeine Werth - Ausgleichungs - Mittel, 


Geld, zu dem Ende darbringen, um mit diefem die für 


ine Zwecke nöthigen Arbeiten zu lohnen, bie erforder 
hen Anftalten zu gründen und zu erhalten. Wie an- 
gemeffen immer die Anwendung der erflern Methode 


dem einfachen gefellfchaftlichen Zuftande früherer Zeit ge⸗ 


weien ſeyn mag, fo unpaflend erfcheint diefelbe doch in 
der gegenwärtigen Epoche, wo ber bei weitem größte 
heil des Staatsaufwandes nur mit Geld befriedigt 


werden Tann. 


Die Natural- Erhebung, urtheilt Fulda (a. a. O. 
3.139), mag nicht nur manchem unmittelbaren Entrich⸗ 
tee den Vortheil gewähren, daß fie ihm die Anfchaffung 
der Gelder zur Befriedigung der Staatö« Forderung er: 


ſpart, ſondern fie möchte auch in fo fern nicht unange⸗ 


meſſen erfcheinen, als dabei die Steuern unter den Schwan- 
tungen des Silberwerths und ber Preife der Produkte 
für den Entrihter in mehr gleichförmigem Verhaͤltniſſe 
mit dem wirklichen Ertrage feiner Arbeit fo wie ber 
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Anwendung feines Kapitald, und für den Staat in glei- 
chem ftetigem Berhältniffe mit feinen eigenen, wie mit 
den Erforderniffen aller feiner Diener bleiben, welchen 
er die Produkte reicht, als foldhes die Geld - Abgaben 
gewähren. Es tragt diefelbe aber dagegen die Nachtheile 
in fi), daß die Einfammlung, Aufbewahrung, der Ber: 
kauf und die DVertheilung der erhobenen Produkte jeder 
Art den Staats: Aufwand erhöht, den Unterfchleif be- 
günftigt und der ganze Staatshaushalt, feiner Natur 
nach, weit fchwieriger und verwidelter wird, als bei der 
Erhebung der Steuer: Beträge in Geld. Es follte daher 
diefe Ießtere Methode der Erhebung überall zur Regel ge: 
macht werden, und fie befteht auch als ſolche in allen Eulti- 
virten Staaten, wenn gleich die Erhebung von Produkten 
nicht unter allen Umfländen zurücgewiefen werden mag. 

An ſich betrachtet, fagt Lo (Handb. d. Staats: 
wirthſch. III. 8 143) möchte wohl Leine Art und Weife, 
die Öffentlichen Abgaben zu erheben, zwedimäßiger und den 
Forderungen eines auf richtige ftaatswirthichaftliche Grund⸗ 
füge gebauten Abgabenſyſtems angemeffener feyn als die- 
jenige, wo ber Abgabenpflicyfige feine Steuer durch) einen 
Theil der Erzeugniffe feiner WBetriebfamkeit in Natur 
enfrichtete. Ein ſolches Abgabenfoftem würde fi dem 
Wefen des Volks-Einkommens und den Elementen, wor: 
auf ſolches ruht, bei weitem mehr und inniger anfchlie- 
pen, als felbft die am umfichtigften organifirte Erhebung 
der Öffentlichen Abgaben in Geld; ed würde infonder: 
heit am meilten dazu geeignet feyn, dem Verkehre ‚feinen 
flörenden Einfluß auf die gleichmäßige Vertheilung der - 


Abgaben, wenn auch nicht ganz unmöglich zu machen, 
doch ihn fo zu befchränfen, daß er auf feinen Fall jene 
Gleihmäßigkeit fonderlich beeinträchtigen koͤnnte. Es 
würde hieraus auch noch mancher fehr bedeutende Vor⸗ 
theil fowohl für die Abgabenpflichtigen als felbft für die 
öffentliche Kaffe ſich erwarten laffen. Jenen würde eine 
foihe Hebungsweife den Nuben gewähren, ſich mancher 
Unannehmlichkeit und Verlegenheit nicht ausgefegt zu fehen, 
in welche fie die nothwendige Entrichtung in Geld brin- 
gen Fann, wenn ihnen der Abfaß ihrer Produkte gegen 
Geld in dem Augenblide, wo man die Abgabe von ihnen 
beitreibt, vielleicht fchwierig und wohl gar unmöglid) 
ſeyn mag. Die öffentlihe Kaffe aber würde fich davon 
nicht nur den Vortheil verfprechen Eönnen, ihre Steuern 
richtiger und zur gehörigen Zeit eingehen zu fehen, fon- 
dern fie würde daneben auch noch mandye Summe erſpa⸗ 
ten Fönnen, bie fie bei dem Ankaufe ihrer Beduͤrfniſſe 
in Geld gewöhnlich verliert. Und zulegt würde felbft 
der allgemeine Verkehr gewinnen, dadurch, daß nicht 
Käufer und Verkaͤufer hier zufammen kommen, welche 
nicht der natürlihe Gang der Dinge, fondern bloß 
ein Eünftlich gefchaffenes Verhältniß zufammenführt, denn 
nicht natürlich ift ed gewiß, daß der Abgabenpflichtige 
das, was der Staat hinterher doc, wieder kauft, erft 
an einen Dritten verkaufen muß, um fich Geld zur Ent- 
rihtung der Steuer zu verfchaffen, und daß hernach der 
Staat diefes Geld zum Ankaufe derfelben Artikel ver- 
wendet, welche der Abgabenpflichtige früherhin, um der 
Steuer willen, verkaufen mußte. 
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Wie empfehlenswerth indeß hiernach immerhin ein 
ſolches Syſtem der Abgaben: Erhebung ſcheinen duͤrfte, 
ſo findet doch auch Lotz die Gruͤnde uͤberwiegend, welche 
deſſen Annahme widerrathen. Das vorzuͤglichſte Hinder⸗ 
niß, ſagt Derſelbe, was ſeiner Annahme im Wege ſteht, 
liegt in der Schwierigkeit, die Natural-Abgaben-Quote 
des Kontribuenten überall richtig zu beflimmen.. in 
großer Theil der Abgabenpflichtigen und namentlid) alle 
Diejenigen, welche nur abgeleitetes Einkommen erwerben, 
koͤnnen ihre Steuer gar nicht anderd als in Geld bezah- 
len. Zür diefe alfo ift eine jede andere Hebungsweiſe 
ald die in Geld nicht anwendbar. . Und endli darf 
man nicht vergeffen, daß ſich fo manche Bedürfniffe der 
Öffentlichen Verwaltung nicht anders als durch Geld fchaf- 
fen oder wenigftend dadurch bezahlen laffen. Außerdem 
aber entiteht noch die Frage: was die Regierung mit 
den ihr gelieferten Naturalien anfangen folle, weldhe fie 
vielleicht für ihrer Zwecke nicht felbft bedarf? Auch ihre 
Naturalbedürfniffe beſchraͤnken ſich größtentheils nur auf 
Gegenftände des gemeinen Lebensbeharfö, weit weniger 
bedarf fie der Eoftbareren und fünftlicheren Erzeugnifle 
der Mauufalturen und Fabriken. Für Artifel der letz⸗ 
tern Art, welche fie in Natur erhielte, würde alfo nichts 
übrig bleiben als die Errichtung eined Kandeld = Eta- 
bliffementö zu deren Abfage. Aber dadurd) würde die 
Regierung, in Widerfpruch mit ihrem Wefen und ihrer 
Beflimmung, zu einem Kaufmann gemadht, und mit 
dem Faufmännifchen Gefchäfte, was fie hier treiben müßte, 
würde es ihr ergehen, wie mit allen Gefchäften der Art, 
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welche fie unternehmen mag. Sie würde manches von 
ihren gefammelten Vorräthen zur unrechten Zeit und uns 
ter dem Preife verkaufen müffen, und die Konkurrenz der 
öffentlichen Magazine würde den Verkehr der Privaten 
beeinträchtigen; ferner würde manches in den Magazinen 
aus Mangel an gehöriger Auflicht und Pflege zu Grunde 
gehen, das in den Händen des Privatmannes fi gut 
erhalten haben würde; und manches würde wieder in 
den Händen ber Öffentlichen Verwalter hängen bleiben, 
fo daß die Regierung aus der Abgabe, wie reichlich und 
redlich fie aud) aus den Speichern der Privaten in bie 
Öffentlichen Vorrathshaͤuſer flöffe, doch bei weitem nicht 
dad für ihre Zwecke würde erhalten Tönnen, was ihr 
hoͤchſt wahrfcheinlich eine weit geringere Summe Geldes 
verfchafft haben würde. Nicht gerechnet den Aufwand, 
den die Aufbewahrung und der Verkauf der Naturalab- 
gaben und die Befoltung der dazu nöthigen Beamten 
und Diener aller Art erheifcht, ein Aufwand, der zuver- 
(äffig die Befoldung der Verwalter der Geld - Einkünfte 
des Staates fehr überwiegt. Kurz, man mag die Sache 
beleuchten, von welcher Eeite man will, überall erfcheint 
die Erhebung der öffentlichen Abgaben in Geld ſowohl 
für den Staat als für die Abgabenpflichtigen zuträglis 
her ald deren Erhebung in Patur. 

Was namentlih die Natural: Abgaben des Land- 
mannd betrifft, fo hat Rudhart mit befonderer Mlar- 
heit die Gründe entwidelt, welche deren Erhebung wi: 
derrathen. Dergleichen Abgaben, jagt Derfelbe (Ueb. 
d. Zuftand d. Könige. Baiern) finden noch immer ihre 
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Vertheidiger. Es iit — hört man für diefelben anfüh- 
ten, — eine große Erleichterung für den Landmann, bei 
einer beinahe gänzlihen Werthlofigfeit des Getraides, 
für welches er. faft Eeinen Käufer findet, feine Abgaben 
damit bezahlen zu koͤnnen. Dadurch findet er einen gro: 
Ben Konfumenten in der Regierung, welche ihr Getraide 
zur Befoldung der Staatsbeamten verwenden, Vorraͤthe 
für den Fall der Theuerung und der Noth fammeln, in 
einem folchen Unglüdsfalle vorfheilhaft auf die SPreife 
wirken, die Wohlthäterin der Bevölkerung werden, das 
Schickſal derfelben beherrfchen und dadurch ihre Macht 
begründen kann. Allein diefe Wortheile find nur fchein- 
bar und werden durch die Nachtheile bei weitem über: 
wogen, die fhon daraus entfpringen, daß die Regierung 
auf Diefe Weife zu einer Getraidehändlerin wird. Wer 
Getraidewirthfchaft. der Regierung für nuͤtzlich hält, hängt 
noch immer, vielleicht ohne daran zu denken, an dem 
Feudalſyſteme, aud dem jene entfprungen iſt. Kein Pri⸗ | 
vatgewerbe ift in den Händen der Regierung nachtheili- 
ger ald der Getraidehandel. Zugleid find die auf Ge- 
traide Renten baſirten Einnahmen wegen der Unzuver⸗ 
laͤſſigkeit und Wandelbarkeit der Getraidepreiſe ungewiß, 
ſo daß ſich mit Sicherheit kein Ausgabe-Budget auf dem 
Grunde folder Einnahmen entwerfen laßt. Hat die Re 
gierung fi) dann in ihrer Berechnung getäufcht, fo wird 
fie Schulden wachen müffen, um ihre Ausgaben zu decken 
und jo muß der Grundbefiger die fogenannte Wohlthat, 
feine &bgaben in Natur zu entrichten, oft mit hoben 
Zinfen bezahlen. Die Regierung ift nur ein ſcheinbarer 
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Konfument des Getraides; fie muß nun einmal mit Geld 
wirthichaften, alſo ihre. Getraide-Einnahme im Laufe 
des Jahrs und zwar in denjenigen Sahreözeiten, in wel, 
chen jede Fruchtgattung Käufer findet, in Geld verwan- 
dein, wenn aud) die Preife noch fo tief ftehen. Sie iſt da- 
durch fogar mehr beengt als viele Privatbefiger, aber darum 
ift fie e8 auch, welche die Getraidepreife am meiften herab. 
druͤckt. Die Regierung wirkt daher durch ihren Getraide: 
handel nicht nur wie jeder große Eigenthümer nothmen- 
dig zum Nachtheile der Kleinen Beſitzer, fondern fie hat 
auch Feine Wahl, fie muß die Preife drüden. Die Na: 
turalbefoldungen, von deren Einfluß man fo viel Gutes 
hofft, paflen jo wenig wie die Getraidewirthfchaft ber 
Regierung zu den jegigen geſellſchaftlichen Verhaͤltniſſen; 
fie werden leicht zu Begünftigungen, Werationen, zur Ge- 
teaidemäfelei und zu einer noch vermwidelteren Verwal⸗ 
tung und Verrechnung Gelegenheit geben, ohne auf die 
Getraidepreife vortheilhaft einzumirken. Dies würden fie 


nur dann fönnen, wenn durch diefelben die Anzahl ber 


Konfumenten und fomit der Verbrauch vermehrt würde; 
allein dadurch, daß die Staatöbeamten Getraide von der 
Regierung erhalten, wird das Beduͤrfniß der Bevoͤlke⸗ 
rung an Getraide nicht um ein Körnchen vermehrt. fon- 
dern vielmehr dem ordentlichen Markte eine große An- 
zahl von Käufern entzogen, oder fie werden gar, wenn 


Ä ihnen die Naturalbefoldung nicht zufagt, unter die Ver⸗ 
| 
täufer geſtellt. - 


Diefe und ähnliche Gründe haben die meiften ſtaats⸗ 
wirtbfchaftlichen Schriftfteller neuerer Zeit, namentlic) 
11 * 
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Eſchenmayer, Say, Monthton ꝛc. beftimmt, der 
BGeld- Erhebung unbedingt den Vorzug einzuräumen vor 
der Ratural- Erhebung, aud dürfte unter den gegen- 
wärtigen Beitverhältniffen und bei den fo fehr vermehr: 
ten Geldbedürfniffen der Staaten die Vorzüglichkeit der 
Erhebung der öffentlichen Abgaben in Geld von den 
Finanzmännern unferer Zeit fchwerli noch koͤnnen in 
Zweifel gezogen werden. 
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Sechster Abſchnitt. 


Von der Methode der Eintheilung der Steuern. 


Nach der Eintheilungs-Methode, welche in den 
meiſten Lehrbuͤchern der Finanzwiſſenſchaft empfohlen wird, 


zerfallen die oͤffentlichen Abgaben in Perſonal⸗ und 


Real-Abgaben, die letzteren aber wieder in ſolche vom 
Beſitze, vom Erwerbe und vom Genuffe; die in 
der Praxis befonderd uͤbliche Eintheilung aber ift in 
dirette (unmittelbare) und imdirefte (mittelbare) 
Steiern, je nachdem diefelben entweder den Beſitz oder 


Erwerb treffen, oder fid) bem Verbrauche und dem 


Genuffe anhängen. 

Gegen diefe Methode der Eintheilung ber Steuern 
wird im Hermes (N. XV) mit Recht eingewandt, daß 
fie da8 Fundament, dad Objekt und das Subjelt 
der Beſteuerung nicht genaw unterfcheide, überhaupt auch 


nur auf die Erhebungs-Weife gegründet fen, ohne 
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Ruͤckſicht auf die Verſchiedenheit, welche Statt finde hin⸗ 
ſichtlch der Subjekte, durch welche und hinſichtlich 
der Objekte, von welchen Steuern eingezogen wuͤr⸗ 
ben, fo wie aud ohne Ruͤckſicht darauf, in wie, fern 
diefelben unmittelbar oder mittelbar eingebracht 
würden. Weberhaupt fey fubjektive und objektive Mittel- 
barkeit oder Unmittelbarkeit vermengt, für die Beurtheis 
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lung der Natur und der Wirkungen der Steuern aber 
koͤnne es nicht gleich gelten, ob ſie in ſubjektiver oder 
in objektiver Hinſicht das Eine oder das Andere ſeyen. 

Es iſt, heißt es daſelbſt, unumgaͤnglich nothwen⸗ 
dig, das Fundament, das Subjekt und das Objekt der 
Beſteuerung genau zu unterſcheiden und bei einem jeden 
die Regeln zu abſtrahiren, welche ſich aus den dabei 
vorkommenden Verſchiedenheiten ergeben. Aus der Un- 
terſuchung des Fundaments der Veftenerung allein find 
die Geſetze zu abjtrahiren, nad) welden die Koften für 
diefe oder jene Etaatseinrihtung auf alle Unterthanen, 
oder nur auf die Klaffe Derer gemwälzt werben dürfen, 
um berenhvillen fie beftehen. Aus der Qualität des 
Subjekts ift zu entnehmen, in wie fern eine direkte oder 
auch eine indirekte Steuer ftatthaft fey. Aus der Be 
trachtung des Objekts der Befleuerung wird erfichtlid), 
welches denn eigentlich diejenigen Dinge find, wovon 
ein Beitrag zu den Staatölaften erhoben werden Tann 
und darf, nicht minder in wie fern dieſes unmittelbar 
oder auch, oder wohl gar nur miftelbarer Weiſe gefche: 
ben kann. SIakob bezieht die Eintheilung von mittel: 
bar oder unmittelbar lediglich auf das Eubjekt der Steifern, 
indem er diefe Ausdrüde für ganz gleichbedeutend mit 
direkt und indirekt nimmt. So richtig feine Definition 


von direkten und indirekten Steuern dem Sprachge: 
brauche nach ift, fo augenſcheinlich ift ed doc zugleich, 


daß die Mittelbarkeit oder Unmittelbarfeit nicht bloß auf 
das Subjekt, fondern eben fo gut aud auf dad Objekt 
und auf die Erhebungsart zu beziehen ift, daß es mithin 
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dreierlei ganz verjchiedene Arten von mittelbaren Steuern 
geben müffe, und daß Licht, Klarheit und Beſtimmtheit 
in die Steuerwiffenfhaft nur durch Die forgfältigere Un- 
terfcheidung der drei Arten gebracht werden Fine. Ganz 
befonderö ift’ed erheblich, alle Steuer-Arten auf die bei- 
den Hauptgattungen der Vermoͤgens- und Einkom⸗ 
mend = Steuern zurücdzuführen und die Gefeße für Die 
Anwendbarkeit der einen oder der andern Gattung feft- 
zuftellen. 

Allerdings, bemerkt hiergegen Malchus (a. a. O. 
I. 169), ift es fuͤr die Beurtheiſung der Natur und der 
Wirkungen der Steuern nicht gleichguͤltig, ob ſie in ſub⸗ 
jektiper oder in objektiver Hinſicht mittelbar oder 
unmittelbar ſind? es iſt aber nur die Frage: wie durch 
eine fo oder anders gegliederte Eintheilung oder Klafji- 
filation dad Erkennen der Ratur und der Wirkungen der 
Steuern in der Verwaltung erleichtert oder befördert wer- 
den Tann? Es muß zwar die Theorie nach der erreicd)- 
baren höchften Vollkommenheit fireben, indem fie jedoch 
dies thut, darf fie zugleich die praktiſche Ausführbarkeit 
und den praftifchen Nutzen ihrer Lehren und Forderungen 
nicht aus dem Auge verlieren; es ift aber, fo feheint eg, 
in Betreff der zur Remedur der gerügten Mängel ge- 
machten Borfjchläge weder das erftere nod) das leßtere. 
nachgewiefen. — Die verfchiedenen Anfichten vereinigen 
fich übrigens binfichtlic des Kriteriums, wornach ſich 
die Zutheilung der verfchiedenen Steuern in die eine oder 
andere der beiden angebeuteten Haupt= Kategorien vegu- 
lirt, in die Grundanficht, DaB der unterfcheidende und zu⸗ 
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gleidy entfcheldende Charakter darin berube, in wie fern 
die Steuer auf dem Befige oder Erwerbe eines Ein: 
kommens hafte (direfte Steuern), oder aber an 
deſſen Genuß und Verwendung für die Zwede des 
Beſitzers fi) anhänge (indirefte Steuern). 

Log (Handb. d. Staatsw. III. 177) erachtet das 
erwähnte Kriterium nur richtig in Betreff ber direften 
Steuern, nicht aber in Anfehung der indirekten Abge- 
ben, weil Falle nicht bloß gedenkbar ſeyen, fondern in 
ber Wirklichkeit Statt fänden, wo die Konfumtiond=Xb- 
gaben von den Pflichtägen eben fo unmittelbar be 
zahlt würden, wie die direkten Steuern. So 32. ſey 
die Steuer, welche Derjenige, der für feinen Hausbe⸗ 
darf braue oder ſchlachte, deshalb entrichten müffe, un⸗ 
geachtet Diefelbe auf der Konfumtion hafte, für den Kon- 
fumenten dennoch eben fo wohl als eine direkte Steuer 
zu betrachten, wie die Grundfteuer, welche der Grund 
eigenthümer von feinen Ländereien entrichte. 

Es ift dies, entgegnet hierauf Malchus, aller: 
dings der Fall, fo wie auf der andern Ceite die Grund- 
fteuer, wenn der Staat fie von dem Pächter eines Grund: 
ſtuͤcks einzieht, zu einer indiveften Abgabe für den Grund- 
eigenthümer wird, von dem der erftere diefelbe wieder 
einzieht. In vielen Ballen kann ed gefchehen, daß auf 
diefe Art, gegen die bei der Umlage obwaltende Abficht, 
birefte Steuern in indirekte Abgaben und umgekehrt in- 
direkte in direkte fich ummandeln, ohne der Falle zu er- 
wähnen, wo bie erfteren, nach der Abficht des Geſetzes, 
den Pflichtigen direkt treffen follen. Aus diefer Möglic)- 
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keit Tann jedoch ein Grund gegen das aufgeftellte Kris 


terium gefolgert werden, bei defien Bildung, fo wie über: 
haupt bei der Bildung eines folchen, jederzeit nur daß, 
was fich als Regel darftellt, berüdfichtigt und feftgehal- 
ten werden Tann. Lotz äußert die Anficht, daß das Un- 
terſcheidungs⸗ Merkmal zwifchen beiden Arten von Steuern 
bloß darin gefucht werden Tönne, daß man bei Beſtim⸗ 
mung ihres Hebungd = Zermind entweber bloß das Mo- 
ment der Produktion erfafle, oder das Moment 
des Lebergangs einer Sade in den Verkehr, 
und ſich hiernach an den Probägenten halte, oder an den 
Abnehmer der Erzeugniffe. Das erfte Moment beftimme 
das Merkmal der direkten Abgaben, das zweite das 
der in direkten, und bei beiden könne wieder ein Un⸗ 
terfchied zwiſchen Steuern vom Einfommen und wegen 
beffelben , und von der Konfumtion und wegen derfelben 
gemacht werden, je nachdem man naͤmlich den Hebungs⸗ 
termin entweder an die vollendete Produktion, oder an 
die vollendete Einführung in den Verkehr knuͤpfe; oder 
aber an die wirkliche Verwendung ded produzirten oder 


in den Verkehr eingeführten Gutes zur Konfumtion. Mit 


andern Worten: Das unterfcheidende und entjcheidende 
Merkmal wird von Lotz in die Perfon des unmittelba- 
ren legten Bezahlerd der Abgabe gelegt, für welchen, je 
nachdem in ihm das Verhältniß ald Produzent und Kon⸗ 
fument vereinigt oder getrennt ift, Konfumtiond = Steuern 
die Eigenfhaft einer indirekten Abgabe behalten, oder 
fih in eine direkte Steuer umwandeln. In dieſer ver: 
ſchiedenen Erfaffung des Steuerzahlers beruht aber aud, 


P. 
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fagt Malchus, das vorerwähnte Kriterium, nur daß 
bei feiner Enunciirung, was ſich als Hegel darftellt, 
mehr in’d Auge gefaßt ift, und ed dürfte nicht abzufehen 
feyn, wodurd das vorgefhhlagene fi) von demfelben we- 
ſentlich unterfcheide. 

Graf Soden (a. a, O. II. 155) legt den Diffe- 
venz= Punkt zwifchen direkten und indiretten Steuern 
darin, daß die erfteren unmittelbar vom Stoffbefiger für 
diefen Stoff oder vom Staatsbürger für fein Dafeyn im 
Staate bezahlt werden, bei den lesteren Dagegen Die 
Hebung nur beflimmte emzelne Produkte, oder nur ge= 
wiſſe von der Finanzgefepgebung beftimmte Falle treffe. 

Jakob (a. a. O. 1.420 u 11.1114) nd Schmalz 
(Staatswirthſch. in Briefen II. 191) ſuchten den Unter: 
fchied zwifhen dDireften und indiretten Steuern 
darin, daß die erfteren unmittelbar Dem auferlegt worden, 
welcher fie zahlen muß, die le&teren dagegen Dem, wel: 
cher fie bloß vorſchießen und von Andern wieder ein- 
ziehen foll. 

Canard (a.a. O. p. 154) nennt direkte Abga- 
ben Diejenigen, welche aud der Quelle der verfchiedenen 
Arten des Einkommens geradezu gefchöpft werden, indi- 
rekte folche, welche vom Konfumenten im Augenblide 
der Konfumtion erhoben werden. 

Ueber den in theoretifcher wie praftifcher Beziehung 
fo wichtigen Unterfchied zwifchen direkten und indi— 
retten Abgaben hat unlängft die Preußifche Staatäzei- 
tung (1829 N. 304. Beil.) aud der Feder eines fäch- 
kundigen Gefchäftsmannd einen recht gediegenen und be: 
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lehrenden Aufſatz geljefert, deffen wefentlichen Inhalt wir 
um fo weniger unfern Leſern vorenthalten dürfen, als 
derfelbe bejonderd geeignet ift, die Begriffe über den 
fraglichen Gegenftand zu erlautern und die darüber faft 
allenthalben noch herrichenden fchiefen Anfichten zu be- 
richtigen. | 

Es ift, heißt e8 dort, nicht nur praktiſch ganz uns 
fruchtbar, fondern auch felbft für die Ausführung fehr 
gefährlich, die Steuern dergeftalt einzutheilen, daß man, 
wie hin und wieder gejchieht, Steuern vom Befige di⸗ 
rekte, vom Verbrauche indirekte nennt. Diefe Ein- 
theilung ift unfruchtbar, weil fie durchaus nicht zu nüß- 
lichen Solgerungen leitet. Der Verbrauch des Brannt- 
weins kann 3. B. eben fo wohl befteuert werden, indem 
ein gewiſſer jährlicher Kanon auf den Befig einer Be— 
fugniß, Branntmwein zu brennen oder auszufchenken, gelegt 
wird, als indem man die Verrichtung des Branntwein- 
brennend felbft durch einen Blafenzind oder durch eine 
Maifchabgabe befteuert. Im erften Falle wird eine Steuer 
vom Befise zugleich eine Steuer vom Verbrauche, 
und die vorftehende Wort-Erklaͤrung entfcheidet nicht, 
wohin fie eigentlich gehört. Jedenfalls behandelt man 
biernady ‚Steuern ald nahe verwandt, welche in ihren 
Hebungdformen gaͤnzlich verfchieden find, und ſchon des⸗ 
halb auch ganz verſchiedene Erfolge hervorbringen wer⸗ 
den. Es iſt aber dieſe Grundlage der Eintheilung auch 
gefaͤhrlich, in ſo fern ſie ſehr leicht uͤber die Grenzen 
hinausfuͤhrt, innerhalb welcher Steuern mit Leichtigkeit 
erhoben und getragen werden. — Der Wortableitung 
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nach find direkte Steuern ſolche, bie da trägt, welcher 
fie entrichtet, indirekte ſolche, welche Derjenige, der 
fie entrichtet, nicht felbft trägt, fondern nur vorfchießt 
und von Anderen erftattet bekoͤmmt. Auch haben ur=- 
ſpruͤnglich diefe Begriffe wirklich mit den Worten direkt 
und indirekt bezeichnet werben follen, allein dad rei 
fere Nachdenken über die Natur der Steuern hat doc 
bald “gelehrt, daß es in den bei weitem meiften Fällen 
ganz unmöglic) fey, allgemein anzugeben, wer eigentlid) 
eine gegebene Steuer trage. Es wird auch unmöglich) 
bleiben, beftimmt zu ermitteln, wie weit die Steuer, 
welche Jemand der Vorausſetzung nad) ganz vergütet 
erhalten follte, ihm felbft zur Laſt faͤllt. Sonach würde 
ed eine ganz unfruchtbare Bemühung feyn, die Steuern 
in direkte und indirekte zu fondern, wenn biefe Beftim: 
mungen nur bezeichnen follten, in wie fern der Steuer: 
Bahler auch der Steuer: Zräger ſey. Allein die 
Steuern fondern fid) allerdings, jedoch nad) einem ganz 
anderen Kennzeichen, in zwei fo beflimmt verfchiedene 
Gattungen, daß durchaus Fein Zweifel darüber entitchen 
Tann, welcher von beiden irgend eine einzelne Art von 
Steuern angehöre. Auch bedarf es Feines Beweiſes, daß 
man eine folche Abfonderung machen müffe, denn fie 
macht ſich durch die Natur der Steuern von ſelbſt. Man 
bat "Darauf die Benennungen direkt und indirekt 
angewandt, weil fie einmal vorhanden waren, allein fie 
haben in diefer Anwendung gänzlih den Sinn verloren, 
welchen fie nach ihrer erften Beftimmung hatten. 

Man beftenert entweder was ift, oder was ge- 


fhieht: ber Gegenftand der Beſteuerung tft im erften 
Falle etwad Beſtehendes, eine Sache, eine Perfon, 
eine Befugniß 2c., Im andern Falle ein Geſchehendes, 
eine Handlung. Jenes find direkte, diefes indirekte 
Steuern. Es exiſtiren Grundftüde, Menfchen und Ges 
werböberechtigungen, und man befteuert fie durch eine 
Grund-, Perfonal: und Gewerböfteuer direkt; es ge 
Ihehen Einfuhren, Ausfuhren und Durchfuhren, man 
braut Bier und Effig, brennt Branntwein, mahlt Getraide, 
ſchlachtet Vieh und befteuert diefe Handlungen durch die 
Zölle, Trank⸗, Mahl: und Schlachtiteuer indirekt. 
Diefer weſentliche Unterfchied in den Gegenfländen ver 
Befteuerung erfordert ein weſentlich verfchiedenes Werfah- 
ren bei Erhebung der öffentlichen Abgaben. 

Man verzeichnet zum Behufe der direkten Be 
fteuerung die fteuerbaren Gegenftände, welche vorhanden 
md, und die Steuer wirb nad) einem Steuer - Katafter 
erhoben. Man weiß im voraus, was die Steuer brin- 
gen und wie viel jeder Steuerpflichtige dazu beitragen 
fol. So verzeichnet man ländliche und ftädtifche Grund: 
ſtuͤcke, Menfchen und Gewerbe, bemerkt daneben, wie 
viel von jedem dieſer Gegenftände nach feiner Befchaffen- 
heit gefeslich zu entrichten ſey, und erhält hierdurch eine 
Ueberfiht, was duch die Grundfteuern, perfönlichen 
Steuern, Gewerbiteuern auflommen folle Man hält 
fi) wegen der Bezahlung an den Beſitzer des befteuer- 
baren Begenftandes, und fo fern diefer nicht zahlungs- 
fähig befunden wird, an Die befteuerte Sache oder Be- 
fugnig ſelbſt. Kann von dem Beſitzer eines Grundftüds 
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oder einer Gewerböberechtigung durch Mahnen, durch Pfän- 
dung endlich die Steuer nicht erlangt werden, dann feque- 
ftrirt oder fubhaftirt man dad Grundſtuͤck, fchließt den 
Boden, die Werkftätte, das Komptoir, oder unterfagt 
überhaupt die Fortfegung bed Gewerbbetriebs. Auch bei 
perfönlichen Abgaben hält man fih an dad Wermögen, 
das Einkommen, die Ermwerböfähigkeit der fteuerbaren 
Derfonen. Ob es räthlich ſey, in allen diefen Fällen 
die Erefutionsmittel fo weit zu treiben, ald eine Mög- 
lichkeit befteht, die Steuer daducd zu erprefien, oder ob 
und wie weit Exekutionsgrade vermieden werden müffen, 
welche höhere Intereffen, ald der richtige Eingang der 
Steuern ift, verlegen, Tann nur aus flaatswirthfchaft- 
lihen Gründen entſchieden werden. 

Bei Erhebung ber indirekten Steuern findet der 
Natur ded Gegenftandes nach ein ganz andered Verfah⸗ 
ren Statt. Die Steuerbehörbe hat kein Recht, fteuer: 
bare Handlungen zu erzwingen. Sie kann Niemand zwin- 
gen, Waaren ein, aus oder durchzuführen, Bier zu brauen, 
Branntwein zu brennen, Gefraide zu vermahlen, Vieh zu 
ſchlachten; fondern fie muß abwarten, ‚ob Semand biefe 
Handlungen unternimmt, und ift alddann erft und eben 
dadurch berechtigt, die Steuer, welche darauf liegt, von 
ihm zu fordern. Es gibt daher hier Feinen Steuer- Ka- 
tafter, weldyer nachweift, wie viel durch die Steuer ein- 
Tommen, und wie viel irgend eine benannte Perfon dazu 
entrichten foll. Nach den gewöhnlichen Werhältniffen 
des Lebens und Verkehrs Tann wohl mit mehr oder min- 
der Wahrſcheinlichkeit wermuthet werden, wie viel Die 





Steuer etwa einbringen bürfte, und dieſer wahrfchein: 
lihe Ertrag dient vorläufig zur Grundlage der Ein- 
nahme Etats. Aber weder bie Hebungsbeamten, noch 
die fleuerpflichtigen Einwohner des Staates, find verant- 
woktlich, daß diefer Ertrag auch wirklich einfomme. Die 
Stenerbehörde hat das Recht, zu verhindern, baß eine 
fleuerbare Handlung eher verrichtet werde, ald die Ab- 
gabe bezahlt, oder, wenn eine Stundung derfelben zu⸗ 
laͤſſig iſt, wenigftend Sicherheit: für deren Zahlung be- 
ftellt worden. So läßt fie 3.8. der Regel nach Feine 
Waare, worauf die Eingangs Steuer haftet, über die 
Grenze, bis der Zoll davon entrichtet ift; wird zur Er- 
leichterung deö Großhandels eine Stundung diefer Abgabe 
geftattet, fo erfolgt der Eingang nur, nachdem Vorkeh⸗ 
rungen gefroffen worden, um bie nachträgliche Zahlung 
der Steuer zu fichern. 

Die Direkte Steuer wird wiberrechtlic umgangen, 
wenn ber Steuerbehörde die Kenntniß von dem Vorhan⸗ 
denfeyn des fleuerbaren Gegenftandes felbft oder folcher 
Eigenfchaften deffelben, weiche die Höhe des Steuerfaßes 
beflimmen, entzogen wird. Es find daher nur foldhe 
Gegenftände zweckmaͤßig direkt zu befteuern, deren Vor— 


handenſeyn und Eigenfchaft nicht leicht zu verheimlichen 


ft. Das Vorhandenſeyn eines Haufes in der Stadt 
fann der Ortsobrigkeit nur durch eigene Nachläffigkeit 
unbetannt bleiben; der Augenfchein ergibt ohne Echwie- 
tigkeit, welchen Gelaß es enthält; und der Miethöwerth 
dieſes Gelaſſes kann leicht und mit Zuverläffigkeit ermit- 
telt werden in einer Stadt, wo acht Neuntheile alles 
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Hausgelaffes vermiethet find und es alſo an Erfahrun⸗ 
gen hierüber nicht mangelt; die direkte Steuer, welche 
die Berliner Stadtgemeinde von dem Miethöwerthe des 
vorhandenen Hausgelaſſes erhebt, hat daher einen zweck⸗ 
mäßig auserwählten Gegenftand. Es ift dagegen Tehr 
feicht, den Beſitz zinfentragender Dokumente, und felbft 
die Zinfen- Erhebung davon zu verheimlidhen; zinsbar 
belegte Kapitale find daher Fein mwecmaßtger Gegenſtand 
einer direkten Beſteuerung. 

Die indirekte Beſteuerung wird widerrechtlich um⸗ 
gangen, wenn der Steuerbehoͤrde verheimlicht wird, daß 
uͤberhaupt oder doch in welchem Maaße die ſteuerbare 
Handlung verrichtet werde. Der Gegenſtand einer indi- 
retten Befteuerung ift um fo glücklicher gewählt, je we⸗ 
niger ed möglich ift, die befteuerte Handlung der Auf: 
merffamfeit der Hebungd- Beamten zu entziehen. Die 
brittifche Regierung erhebt eine Abgabe vom gewerblichen 
Betriebe des Ziegelbrennerd. Es ift ganz unräthlich, Zie: 
gel in Meinen Quantitäten, etwa von einigen Hunder⸗ 
ten, zum Verkaufe zu brennen; dad Ziegelbrennen in 
jeder lohnenden Quantität erfordert aber fo offenkundige 
Anftalten und einen fo langen Zeitraum für jeden Brand, 
für das Streihen, Austrocknen, Brennen und Abkühlen, 
es ift endlich fo leicht, die Zahl der zum Trocknen oder 
Brennen aufgefeßten Ziegel zu fehäken, daß in einem 
dihtbemohnten Lande kein Ziegelbrand der Aufmerkfam- 
teit der Steuerbeamten entgehen und auch die Zahl der 
gebrannten Steine nicht fuͤglich ihrer Kenntniß entzogen 
werden Tann. Es mag in Ländern, wo man noch große 
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Beranlaffung hat, den Maſſivbau zu begünftigen, fehr 
zweckmaͤßig ſeyn, das Biegelbrennen unbeſteuert zu laffen. 
Benn aber der Kulturftand Großbritanniens diefer Ruͤck⸗ 
fiht nicht mehr bedarf, fo ift die Abgabe auf das Zie⸗ 


 gelliermen dafelbft allerdings eine fehr zweckmaͤßige; weil 


die Handlung, worauf fie ruht, gar nicht verheimlicht 
werden kann. Es wäre dagegen ein fehr unglüdlicher 
Gedanke, Handlungen beftenern zu wollen, die täglich 
in jeder Haushaltung im Kleinen verrichtet werben koͤn⸗ 


am; weil die Hebung einer foldyen Steuer eine Auffücht 


auf jedes einzelne Hausweſen vorausfegen würde, die bei 
aller Läftigkeit doch bei weitem unzureichend bliebe. 
Direkte Steuern, heißt es weiter in dem ange- 
führten Auffage der Preußifhen Staatözeitung, find in 
fo fern leichter zu erheben als indirekte, weil in: dem 


Beflehenden etwas Bleibendes, in dem Gefchehenden 


etwas Worübergehendes if. Die Steuerbehörde 
Tann ſich von der Eriftenz eines Grundftüds, eines Men- 


Shen, der einen feſten Wohnfis hat, das offen zu Jeder⸗ 


mann Gebrauch an einem Orte betrieben wird, eben 
ſowohl ‚heute, als über acht Tage verfichern; es bedarf 
daher keiner unausgeſetzten Aufmerkſamkeit auf die Ge⸗ 
genſtaͤnde der Beſteuerung, ſondern nur einer Unter⸗ 
fuhung des Beſtandes nach dem Verlaufe von Monaten, 
Bierteljahren oder Jahren. Handlungen erfordern da⸗ 
gegen eine unauögefegte Aufmerkfamkeit, ihre Spur felbft 
geht gemeinhin in wenig Tagen, oft fhon in Stunden 
verloren. Die eingefchwärzte Waare verfchwindet in der 
Regel fchon für das Steuer Intereffe, fo bald der De 
12 
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fraudant, vielleicht In einer Wiertelflunde, den beachten 
Grenzbezirk unbemerkt durchſchnitten hat. — Bei der 
direßten Steuer übernimmt es die Regierung, zu beftim- 
men, wie viel und wann jeder Steuerpflichtige zahlen 
ſoll. Wie fehr fie auch beftrebt fey, den Betrag und 
bie Faͤlligkeit der Zahlungen moͤglichſt erleichternd anzu- 
ordnen, fo ift ed doch unmöglich, allen Rüdfichten auf 
die Berhälmiffe der Einzelnen durch allgemeine Anorb- 
nungen zu genügen, und birefte Steuern koͤnnen hier 
durch ganz wider die Abficht des Gefeßgebers nicht fel- 
ten fehr brüdend werben, wie bie endloſen Klagen über 
Steuer: Prägranationen überall bezeugen. Bei den indi- 
rekten Steuern beflimmt die Regierung nur, welche Hands» 
tungen fieuerpflichtig find, und nad) welchem Maaßſtabe 
fie befteuert werden follen; allein fie überläßt es ben 
Steuerpflihtigen, ob, wann und in weldem Maaße fie 
die fleuerpflidhtige Handlung vornehmen wollen. Dabei 
bleibt dem Einzelnen die Möglichkeit, innerhalb gewiſſer 
Grenzen, den Betrag der Steuer und die Zeit ihrer 
Entrichtung feinen befondern Berhältnifien anzupaflen. 
Ze mehr die indirekten Steuern fih auf Handlungen 
befehränten, die der Menſch aus freier Wahl nur vor 
nimmt, wenn ihm wohl ift, oder wenn er auf Gewinn 
bofft, um defto höher ſtehen fie hierin über den dire 
ten Steuern. — 

Die Eintheilung der öffentlihen Abgaben, welche 
wir bei Entwicklung unferer Theorie der Beftenerung 
zum Grunde gelegt und welche uns in biefer Beziehung 
als die einfachſte und zweckmaͤßigſte gefchienen, ift folgende: 
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Die Steuern zerfallen in zwei Haupt⸗Klaſſen: 
L Steuern in Bezug auf die Perfon. 
IL Steuern in Bezug auf das Vermdgen, 
Das ber Belleuerung unterworfene Vermoͤgen iſt entwe⸗ 
ver Stamm: Bermögen (Kapital: Ste) oder 
Eintommen. 
A. Das Stamms:DBermögen hat drei Bes 
ftandtheile: 
1. Kräfte der Natur, 
2. Kräfte bes Menſchen, 
3. Kräfte des gefammieteBüter-Bor: | 
raths (Kapital im engern Sinne.) 
Die Beſteuerung eined jeden dieſer drei Beſtandtheile 
bildet einen befondern Zweig ber Befleuerung. 
Die Abgaben vom Stamm-WBermögen treffen 
daſſelbe entweder 
a. unmittelbar (Bermögend- oder Kapi- 
talfteuern im engern Sinne) oder 
b. mittelbar duch Belteuerung der Rente 
des Stamm = Vermoͤgens. (Grundren: 
ten=, Arbeitörentens, Kapitalrenten- 
Steuer.) 

B. Das Einkommen iſt entweder rohes ober 
reines Einkommen; die Abgaben vom Eins 
kommen zerfallen daher in zwei Haupt - Klaffen. 
1. Abgaben vom rohen Einfommen, 

2. Abgaben vom reinen Einkommen, 
Das reine Einkommen erjcheint ald ſolches bald in o be 
jeftiver, bald in fubjettiver Beziehung. Der Ab- 
12 * 
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ſchaͤtzung des erſtern liegen die Quellen, woraus daſſelbe 
urſpruͤnglich gefloſſen, der Abſchaͤtzung des letztern liegen 
die Verhaͤltniſſe der Perſonen, der einzelnen Individuen 
sum Grunde, welchen daflelbe zu Zheil geworden. Es 
find daher auch zwei Gattungen von Steuern vom rei: 
nen Eintommen zu unterfcheiden, naͤmlich: 

a. folche, welche dad objektive (das nach den 
Quellen, woraus es gefloffen, abgefchäßte) reine 
Einkommen und 

‚. b. folhe, welde dad ſubjektive oder in divi⸗ 
duelle (das nad) den Werhältniffen der Inbi- 
viduen, denen es zu heil geworden, abge: 
fhägte) reine Einkommen erfaflen. 

Das fubjeftive oder individuelle veine Ein 

tommen aber kann befteuert werden, entweder 

a. auf direftem Wege (Eintfommenfteuer 
im engern Sinne) oder 

b. auf indireftem Wege (Gebrauchs und 
VBerbraudhs - Steuern.) 





Zweite Abtheilung. 


Son den einzelnen Arten ber NBefleuerung. 
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Erſter Abfhnitt. 


Von ber Beſteuerung der Perfon.- 


Wie fehr auch einem Jeden die Wahrheit bed Satzes 
einleuchten muß, daß nie die Perfon ded Steuerpflich- 
tigen, fondern immer nur defin Sach⸗Vermoͤgen 
einen Gegenftand der Beſtenerung abgeben Eönne, fo if 
doch dieſe Wahrheit, wie die Finanz Gefchiehte: älterer 
und neuerer Zeit lehrt, nicht allenthalben., erfannt und 
beachtet worden; ja noch heut zu Tage fehen. wir. font 
und fort in mehreren Ländern Europa's die Perjonen 
old Begenflände der Befteuerung behandelt und als ſolche 
dee Entrichtung öffentlicher Abgaben unterworfen. 

"Auf gar mannigfeltige, in ihren Wirkungen auf 
Induftrie und Verkehr ſehr verfchievene, Weiſe werben 
bie und da noch von der Finanzgewalt dergleichen Ab⸗ 
gaben anf die Perfon des Steuerpflicdkiigen vertheilt 
und erhoben. Je nachdem aber entweber die bloße Ext 
Ren; der Perfon, ober gewiffe befondere Eigenſchaften 
und Verhaͤltniſſe derfelben, wie 3. B. Religion, Geſchlecht, 
Alter, Rang ıc. der Beſteuerung zum Grande gelegt 
werden, kommen ſolche Abgaben bald unter Dem Ramen: 
Perfonalz oder Kopf: Steuer, bald unter der Be 


nennung: Klaffen-:, Rang:, Chriſten⸗, Iubem 
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Steuer 2. im Zinanz = Budget älterer und neuerer 
Staaten vor. 

Die Kopf- Steuer ift eine der älteften Auflagen 
deren die Gefchichte Erwähnung thut; die erften Spuren 
dapon findet man in der jüdifchen Gefchichte nad) dem ' 
Auszuge der Sfraeliten aus Egypten. Anfangs war 
felbft in Rom keine andere ald die Kopfiteuer befange. 
Schon unter den Königen zahlsen die römifchen Bürger 
eine Abgabe, die ohne Unterfchied nach den Köpfen an⸗ 
gelegt wurbe, (trıbutum in capita collatum). Nach den 
Berichten von Livius und Dionyfius wirkte bort 
diefe Abgabe höchft nachtheilig, indem fie den Wohlſtand 
Ind die Bevoͤlkerung ber geringen Volks-Klaſſen nie⸗ 
derdruͤckte erſt unter dem Könige Servius wurde in 
Kom nal) Einführung des Zenfas die Kopfſteuer in 
eifte Vermögens - Steiner umgewandelt. — In ben 
legten Jahrhunderten des ofzidentalifchen ‘ Kaiſerthums 
wurden Kopffteuern nach der Bevoͤlkerung jeder Provinz 
ansgeſchrieben/ dergeftalt, daß bei der Vertheilung Manche 
nur für einen drittel-, halben: ober viertel Kopf, An⸗ 
dere bapegen far Drei, vier. Köpfe gerechnet wurden. : Bon 
einem damaligen Dichter erzählt man bie Anbkdote, er 
habe ſich jehe darüber befchwert, daß man ihn. für: einen 
wvielkoͤpfigen Geryon hielt, und demüthig gebeten, ihm 
etliche. Köpfe wieder abzunehmen. — Auch in Deutfch- 
land findet man ſchon in den Alteften Zeiten unter den 
vorgüglichfien Geld: Beiträgen bie Kopfſteuer aufgeführt; 
ſowohl Freie als Leibeigene waren derfelben unterworfen, 
und für Leptere mußten fie bie Eigenthuͤmer bezahlen. — 
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Bergeblich wäre jeder Verſuch, in dieſer Gatkung 
von Abgaben irgend ein vernünftiges, oder gar ſtaats⸗ 
wirthfchaftliches Prinzip zu entdecken. Nicht die Perfon 
an ſich, ſondern die Ausuͤbung ihrer geiſtigen und phyſi⸗ 
fchen:: Kraft bringt. die Werthe zur Erſcheinung, wodon 
ein Zheil ale Steuer vom Staate in Anfprud) genom: 
gun werden Tann; nicht die Perſon, -fondern lediglich 
das Produkt ihrer geifligen und phyfiſchen Kraft kann 
mithin Gegenftand ber Beſteuerung ſeyn. 
 : Empörte die Kopffteuer auch nicht die :heiligften 
menfchlichen Empfindungen, druͤckte fie auch nicht, . wie 
Soden fagt, dem Staatöbürger das Brandmal ber 
Sklaverei auf, muͤßte fie nicht an ſich die Bevölkerung 
hemmen, alſo die Produktivkraft der Nation, die wehents 
fihe ‚Quelle des Einkommens, ſchwaͤchen, wäre fie alfo 
auch: nicht ſchon darum «mit dem Prinfipe des National⸗ 
Ökonomie unvereinbar, fo würde .fie doch ihre-Alngerech- 
tigkeit ſchon dadurch ausfprechen, daß die Staats = Auf: 
lage nuch ihrem reinen Begriffe nur in dem Öfonomifchen 


Antheile des Staates am Rational: Eintommen beftchen 


tann', die bloße Eriftenz der Perſen aber ’noch fein Ein⸗ 
kommen beurkundet. 

Jede Perſonen⸗Steuer, fie mag —S ſo Hoi 
wie den andern treffen ohne Rüdficht auf ſonſtige Ver— 
haͤltniſſe der Abgabenpflichtigen, . ober mit Rüdficht auf 


dieſe Verhaͤltniſſe nach Klaſſen vertheilt ſeyn, trifft ber 


Vorwurf, daß ſie die Buͤrger auf eine hoͤchſt ungleiche 
Belle belaſtet. Im .erften Falle hat der Vermoͤgendere, 
der am meiſten zahlen koͤnnte, einen in Verhaͤltniß ſeines 
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Einkommens hoͤchſt unbedeutenden, für ihn gar nicht fuͤhl⸗ 
baren, Beitrag zu leiften, waͤhrend bie geringere und 
ärmere Volksklaſſe von ber Laſt der Abgabe faft nieder 
gebrücdt werben Tann. Gefchieht aber die Wertheilung 
nad Klaflen, dann find, mit welcher Umficht und Klugheit 
immer dabei zu Werke gegangen feyn mag, große Praͤgra⸗ 
vationen unter den Gliedern der einzelnen Klaffen gung 
unvermeidlich. Am auffallendften jeboch erfcheint die Un: 
gleichheit diefer Befteuerung da, wo fie auf den Rang 
gegründet iſt, welchen die Abgabenpflichtigen in der bür- 
gerlichen Geſellſchaft einnehmen. Nur jelten nämlich ſteht 
der Rang mit der Fähigkeit zu zahlen in Verhaͤlttiß. 
Der Mann von hohem Rang kann oft weit weniger er- 
übrigen als der in viel niedrigerem Range und gerade in 
ber höheren Volksklaſſe iſt Einfommen und Bermögen 
weit perfchiebener und weit mehr dem Wechſel unterwor⸗ 
fen als im der niederen. 

Die Entftehung der Perfonen: Steuer fällt im bie 
Beiten der Unwiſſenheit und vohen Barbarei, in eine Epoche, 
wo man bed Lichtes der Wiffenfchaft beraubt noch Beinen 
Begriff. hatte von echter Staatömweisheit, Feine Ahnung 
von den Geſetzen der Nationalöfonomie, wo die Finanz⸗ 
Verwaltung nur dahin bedacht war, auf die möglich 
fchnelifte ‘und einfachfte Weile zu Geld zu kommen, un⸗ 
befümmert um die. Quellen, woraus es gefloffen, gleich“ 
gültig gegen bie Folgen, welche aus der Methode ber 
Grhebung .für. Produktion, Handel und Gewerbe hervor 
gingen. In folchen. Zeiten mußte fich die Perfonen » Steuer 
den Regierungen gang vorzüglich. empfehlen, benn durch 
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Leichtigkeit und Sicherheit der Erhebung zeichnet fich die⸗ 
felbe allerdings vor faft allen andern Beſteuerungs⸗Ar⸗ 
tm in hohem Grade aus, da Keiner weder feinen eige 
nen Kopf, noch die Köpfe feiner Angehörigen zu verſtecken 
im Stande il. 

Eine Kopfiteuer, ſagt Struenſee (Abhandl. üb. 
wicht. Gegenft. d. Staatswirthſch. 1 202) pflegt ges 
woͤhnlich das Erfte zu feyn, worauf man fäll. Es ift 
änem Finanzmanne gar zu leicht, folgende Berechnung 
anzuftellen: In dem Staate gibt es fo und fo viel Ein 
wohner, wenn nun Jeder eine gewiffe Summe bezahlt, 
fo wird dadurch eine fo und fo große Einnahme vers 
ſchafft. Ohne ſich uun weiter zu befümmern, ob bie 
geringfte Billigkeit darin iſt, daß diefer reiche Kapitalift 
und jener arme Hausvater einerlei Kopfgeld erlegen fol 
fen, ob der Thaler, den man dem gemeinen Manne ent 
zieht, nicht vielleicht das ganze Kapital ift, womit er 
wuchert, und ob nicht bie betrübteften Folgen aus dieſer 
ungerechten Auflage entflehen muͤſſen, wird: die Kopfiteuer 
im Lande auögefchrieben. Man irrt wohl nicht, wenn 
man der Bequemlichkeit unmiffender. Staatsbeamten, alt 
der einzigen und nächften Urſache, die Einführung, diefer 
Abgabe zufchreibt: Denn welchem Grupdſatze ber Yinangr 
wiftenfchaft wäre fie wohl angemefien? Sollen die Ab⸗ 
gaben nach Berhältniß des Vermögens oder der Einnahme, 
oder ‚Led Aufwanded entrichtet werben; wie Tann man 
damit eine Steuer vergleichen, die bloß darum einem 
Menſchen auferlegt wird, weil er ein Menſch iſt? Aber 
freilich koſtet es mehr Mühe, billige und gleichfoͤrmig 
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vertheilte Abgaben anzuordnen, als ſchlechtweg von einem 
Menfchen ohne alle weitern Gründe eine gewiſſe -Summe 
zu fordern. Dazu kommt, daß mer eine ſolche ohne 
Unterfchled von allen Unterthanen zu entrichtende Abgabe 
vorichlägt, fo leicht Feinen Widerſpruch von Seiten ber 
Großen im Lande zu befürchten hat. Wei Feiner andern 
Art von Auflagen Eönnen die Vornehmen und Mächti- 
gen fo gut wegkommen, als bei dieſer. Sie billigen 
daher die vorzunehmende Erhöhung ber Abgaben, unb 
erklären laut ihre Bereitwilligkeit, auch diefe vergrößerte 
Laft über fih zu nehmen. Da eine Wermehrung ber 
Zaren doch einmal nöthig erachtet werde, fagen fie, fo 
fen dieſe Art zuverläffig die befte, da fie nur eine ſolche 
Kteinigkeit auflege, daß Niemand dadurch gebrüdt wer: 
dr koͤnne. Mit folchen Scheingrlinden fuchen fie Die 
jenigen zu täufchen, bie felten im Stande find, ſich einen 
richtigen "Beguiff. von der Lage eines gemeinen Mannes 
zu machen, der weiter nichts als feine Hände. hat, um 
den Seinigen dad Brod zu verdienen, und-weil der Mos 
narch, der Millionen einzunehmen hat, fich vieleicht gar 
nicht vorſtellen kann, wie fauer es ‚vielen feiney Unter⸗ 
thanen werben muß, ‚über ihre bisherigen Ausgaben 
monatlih auch nur etliche Geofchen zu entrichten. "So 
wird’ wohl felbft ein ‚gerechter und güfiger Fürft bewo⸗ 
gen, ‚feine Einwilligung zur Ausſchreibung einersallgemet- 
wen: Kopfiteuer zu geben. Wen der Monarch tt und 
ſpricht, der lobt die neue Auflage; die Erfinder aus Bes 
queinlichkeit, die Reichen aus Eigennutz, Wen aber biefe 
Auflage wirklich druͤckt, der erfcheint fo leicht nicht. vor 
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dem Monarchen. Und fo kommt die Wahrheit nicht eher 
zum Vorſchein, als wenn das Uebel fchon weit und 
breit um ſich gegriffen hat. 

Monteöquieu (Espr. d. Loix Liv. 12. Ch. 14) 
macht die Bemerkung, daß ſich eine Kopffteuer noch eher 
für einen Defpotifchen Staat ſchicke ald für: Republiken 
ind eingefchränkte Monarchien, wenigftens fen der Grund, 
aus welchem fie gefordert werde, der allerwillkührlichite. 
Bei andern Abgaben heiße es doch noch: Du follft fo 
viel entrichten, weil bu ein fo großes Vermoͤgen befigeft, 
oder weil du jegt jo viel eingenommen, oder jo viel ver- 
dient, oder fo viel ausgegeben haft, und man denke fich 

dann wohl dabei ein gegruͤndetes Recht des Staates zu 

dieſen Abgaben. Bei der Kopffteuer aber heiße es: Du 
foft fo viel geben, weil du lebſt, weil du einen Kopf 
haft. Diefer Gedanke verräth ganz alled Cigenmächtige 
des Deipotifmus. 

Der Haupt Vorwurf, welder der Kopfiteuer ge: 
macht wird: daß gar Fein richtiges Verhaͤltniß bei deren 

 Bertheilung Statt habe, ift eben fo einfeuchtend als un- 
. wiberlegbar. Wer findet ed nicht widerfinnig, ungerecht, 
graufam, daß ein Menſch, der bloß von feiner Hände 
Arbeit lebt, eben fo viel für feinen Kopf an Steuern 
entrichten fol, als Der, welcher Zaufende jährlich zu 
verzehren hat? Was dagegen zur Befchönigung diefer 
Abgabe angeführt wird, hält bei unparteitfcher Unterſu⸗ 
hung nicht Stich. Wenn man fagt, daß der gemeine 
Kann feinen Zagelohn alsdann um fo viel erhöhet und 
der Wohlhabende ihm die Kopfitener erſetzt, fo iſt das theils 
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nicht volllommen richtig, indem nicht jede Wermehrung ber 
nothwendigen Ausgaben eines Handarbeiterd eine verhaͤlt⸗ 
nißmäßige Erhöhung des Tagelohns zur Folge hat, theils 
(jenes zugegeben) nicht genügend zur Erreichung des beab⸗ 
fihtigten Zwecks. Gefegt z. B. die Kopfiteuer folle alle 
Monat entrichtet werden, fo müßte immer ber Arbeiter 
von feinem in Folge diefer Abgabe erhöheten Zagelohn 
täglich fo viel als nöthig wäre, zurüd behalten. Wird 
er aber died wohl thun? wird er nicht vielmehr den 
Ueberſchuß im Laufe des Monats audgeben, mithin am 
Ende beffelben in der nämlichen Zahlungs - Verlegenheit 
fih) befinden ald wenn er nur ben früheren geringern 
Tagelohn bekommen hätte? 

Auflagen auf allgemeine Produktiv-Kraft des Men- 
fhen, fagt Soden, fegen voraus, dad Individuum, 
der Staatöbürger, koͤnne fo viel erwerben, produzi⸗ 
ven, daß ein heil des Erworbenen dem Staate ald Abs 
gabe zufließen könne. Dies ift das Prinzip aller Kopfes 
feuern. In der Materie find fie fehlerhaft, denn fie 
gründen ſich auf eine bloße Borausfegung Natür- 
liches Unvermögen, Krankheit, Mangel an Fähigkeiten 
und Nahrungs - Quellen, Unglüdsfälle, Eönnen diefe Vor⸗ 
ausſetzung ganz aufheben. Iſt die Steuer für alle In⸗ 
dividuen gleich, wie Died der Fall in mehreren Staa⸗ 
ten ift, dann verlegt fie die Grundfäge der Gerechtigkeit. 
Sie beftraft dann den dürftigen Hausvater für die Zahl 
feiner Familie, und erhöht fein Unglüd. In Abſicht 
der innern Form ift fie durchaus verwerflih, fie drüde 
durch ihre Behaftung der Perfönlichkeit, der reinen Exi— 
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ſtenz, dem Staatsbürger dad Brandmal ber Sklaverei 
auf. Die mildernden Formen der Familien⸗ der Klaf- 
fen: Steuern ließen noch eher ſich mit der National 
Detonomie verföhnen, wenn fie materiell mit bem 
Drinzipe derfelben vereinbar wären. 

Eine jede Kopffteuer, bemerkt Fulda (a. a. O. 
8.184), fegt eine Erwerbung voraus, ohne welche fie 
als Steuer überhaupt nicht gedacht werben Tann. Unter 
der Vorausfegung, daß eine jede erwachjene Perfon im 
Durchſchnitte gleich viel zu erwerben fähig fey, befteht 
Die allgemeine Kopfileuer der Erwachlenen (z.B. in 
Dänemagf ), Unter Beſchraͤnkung diefer Vorausſetzung 
nur auf gewiffe Klafien von Gliedern der Nation (3.8. 
Bauern und gemeine Bürger in Rußland) befteht die 
befondere Kopfiteuer. Bei einer Klaſſifikation der 
Glieder der Nation nach gewiflen Rang⸗-Verhaͤltniſſen 
wird diefe Abgabe zu einer Rang⸗ und Wuͤrdenſteuer 
(voie 3. B. die Sächfifche Perfonalfteuer) und bei einer 
ſolchen nach muthmaßlichen Einkünften zu einer modifizir⸗ 
ten Einkommenſteuer ze. Stets aber iſt es nicht das 
wirkliche Einkommen oder Vermögen, was als’ Prinzip 
der Bertheilung diefer Abgabe unterliegt, fondern nur 
eine Vorausſetzung, der Steuerpflichtige koͤnne fo viel er- 
werben, als ihm überhaupt ober im der ihm angewieſe⸗ 
wen Klaſſe ohne Zerflörung feiner Ermerböquellen für die 
öffentlichen Zwecke beizutragen angefonnen wird. Es be- 
darf wohl keiner umſtaͤndlichen Ausfuͤhrung, um darzu⸗ 
thun, daß eine ſolche Abgabe, unter welchen muthmaß⸗ 
lichen Vorausſetzungen und darauf gegruͤndeten Verhaͤlt⸗ 
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niffen fie auch angeordnet feyn mag, ben Hauptgrund: 

fügen der Beſteuerung widerſpreche; nur ber Zufall kann 
fie bei Anwendung der gedachten Klaſſifikationen dem 
Berhältniffe der Einkünfte der Steuerpflichtigen einiger- 
maßen nahe bringen. 

Gründlic hat auch Lotz die Natur ber Perfonen- 
Steuer erörtert und nad forgfältiger Vergleichung ber 
Bortheile und Nachtheile, welche fie darbietet, ſich eben- 
falls ganz beflimmt gegen diefelbe auögefprochen. Man 
führt, fagt diefer Schriftfteller, (Handb. d. Staatswirthſch. 
I. 307) für die Kopf und Perfonen : Steuern an, 
fie feyen leichter. ald irgend eine andere Steuer zu he 
ben, es ſey fchwieriger hier, als bei jeder andern, fich 
der Abgabe zu entziehen; ihr Betrag fen leicht zu be 
rechnen, und im Voraus zu veranfchlagen; auch, wenn 
fie in Eleinen Summen entrichtet würden, zahle fie der 
Hflichtige in der Regel von feinem bereit8 gemachten Er⸗ 
werbe; zugleid ließen fie allen Gewerben freien Lauf, 
verdienten alfo auch in fo fern Empfehlung. — 

Wohl ift es keine Frage, wird dagegen mit Recht 
erwidert, Daß die Perfonen- Steuern die angedeuteten 
guten Eigenfchaften haben; aber eine andere Frage 
iit es: ob fie ſich ſchon durch dieſe Eigenfchaften allein 
rechtfertigen? und ob fie nicht mit Nachtheilen begleitet 
find, durch welche jene Wortheile bedeutend uͤberwo⸗ 
gen werden? — Und biefe Frage läßt ſich nicht an- 
ders ald verneinend beantworten. Der Haupt Vorwurf, 
der die Kopf= und Perfonen - Steuer fletd trifft, 
und gegen den dieſe fish nie vertheidigen laßt, iſt der, 
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daß gerade das Haupt⸗Ergebniß und bie weſentlichſte 
Bedingung eines guten und gerechten Abgabenſyſtems, 
die möglichft - gleihmäßige Vertheilung der Öffent- 
lichen Abgaben, ihr ftet3 fremd bleiben muß. Denn kei: 
nerlei Abgabe begünftigt die ungleiche Wertheilung der 
Öffentlichen Leiftungen fo fehr wie diefe. Es trifft fie 
aber dieſer fehr empfindliche Vorwurf in jedem Falle, 
gleichviel, die Regierung befteuere in der auferlegten Per- 
fonen- Steuer einen Kopf fo hoch wie den andern, ohne 
Rüdfiht auf die übrigen Verhältniffe der Abgabepflich- 
tigen oder fie nehme auf dieſe Verhaͤctniſſe Ruͤckſicht, theile 
biernad) ‚die der Kopffteuer unterworfenen Abgabepflichti- 
gen in verfchiedene Klaflen, und regulite nach dieſen 
Klaſſen die Abgaben- Quoten der Befteuerten. 

Kopfiteuer auf die unteren Volksklaſſen gelegt, fagt 
dam Smith, find Auflagen auf den gemeinen Ar- 
beit8lohn und haben alle die nachtheiligen Kolgen, welche 
Abgaben diefer Art mit ſich führen. Mehreren Voͤlkern, 
beſonders aber den Britten, war feit jeher die Kopfiteuer 
ausnehmend verhaßt, und. diefer Haß ift fo alt, wie die 
Steuer ſelbſt. Ein Verſuch, diefe Steuer einzuführen, 
veranlaßte : unter Richard II ih England Infurrektionen, 
die in eine Revolution überzugehen drohten. Wäre aber 
auch diefe, wie die Britten fo oft fi) ausbrüdten, für die 
perfönliche Eriftenz bezahlte Abgabe den Unterthanen eben 
fo angenehm als fie ihnen verhaßt ift, fo würde doch 
das, was die Kopfiteuer einbringt, auf eine andere den⸗ 
felben weniger läftige Weiſe aufgebracht werden Eönnen. 

Zum Gluͤck haben öfters, was die Regierungen in 
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diefer Hinficht verfehlt, die Unterthanen unter fid), durch 
Erfahrung und geſunde Vernunft belehrt, wieder gut 
zu machen gewußt. So iſt z. B. in Rußland ſeit un⸗ 
denklicher Zeit eine allgemeine Kopfſteuer auf die Bauern 
und gemeine Buͤrgerklaſſe gelegt, die von allen maͤnn⸗ 
lichen Seelen ohne Unterſchied erhoben wird; die meiſten 
Gemeinden aber vertheilen die Summen, welche fie mad) 
der Zahl ihrer männlichen Köpfe trifft, unter ihre Mit- 
glieber nad) dem Maaße des Vermögens oder Einkom⸗ 
mend eines Jeden, und verwandeln fo die Kopfiteuer in 
eine Vermögens - oder Einfommens- Steuer; die Regie 
rung aber begünftigt eine ſolche Vertheilung, indem fie 
die Summe von den Gemeinden, nicht von den einzel- 
nen Individuen fordert, und ed dem Gutduͤnken der Ge: 
meinden Überläßt, wie fie Die Summe aufbringen wollen. 
Viele der Lestern fordern daher auch von jeden Kopfe 
das Gleiche und zwingen Seden zur Zahlung, fo weit fie 
fönnen, nur was nicht zu erpreffen ift, bringen fie dann 
von den Reicheren zufammen. (gl. Jakob Staatöf- 
nanzwiffenfch. I. 458). Auf ganz ähnliche Weife ver- 


fährt man in der Türkei mit der Kofffteuer, der alle 


dort wohnende Chriften gleichmäßig unterworfen find; 


auch hier helfen fi) die Steuer-Einnehmer damit, daß 


dad, was von den Armen nidyt herausgepreßt werden 


kann, Die Reichen ergänzen muͤſſen. Wer übrigens 
bort feinen Kopf durch einen Reif von beftimmtem Um: 


fange durdhfteden kann, ift noch von der Kopfiteuer 
frei. — | 
Richt felten ift indeffen das, wornad der Staat 
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die Abgabe benennt, nur bie Richtſchnur, die ihm 
das Gefchäft der Erhebung erleichtert, denn nicht immer 
vermag er die Quelle, woraus die Abgabe wirklich bezahlt 
wird, genau zw erforfchen. . So ift die Kopffteuer, 
wie aus dem Vorhergehenden erhellt, allerdings eine fehr 
fhlechte Steuer, wenn ‘aber einmal die abfolut=noth- 
wendigen Lebensmittel befteuert werden müffen, dann 
wird e8 dennoch vielleicht, da Jeder ungefähr gleich viele 
folcher Lebensmittel verzehrt, befjer feyn, die Abgabe 
davon durch eine Kopfiteuer (direkt) als durch eine 
meitläufige und Eoftfpielige Accis Abgabe (indirekt) zu 
heben. 
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Zweiter Abfhnite. 


Von der Beſteuerung bed Vermoͤgens. 


L Ueberhaupt. 


Das Vermögen ber Staatögenofien ift doppelter 
Art, es ift daffelbe entweder Stamm - Vermögen 
(Kapitalftod) oder Einkommen. Die öffentlichen 
Abgaben, weldhe das Vermögen treffen, zerfallen dem- 
nad) in zwei Haupt-Klaſſen, nämlid in 

1. Steuern vom Stamm -Wermögen und 
2. Steuern vom Einfommen. 

Beide eben gedachte Zweige der Vermögens = Be: 
fteuerung find jedoch ihrer. Natur nad) fo weſentlich von 
einander verfchieden, in fo hohem Grade von einander 
abweichend, daß wir uns veranlaßt fehen, jede derſel⸗ 
ben einer. abgefonderten ausführlichen Prüfung und Er- 
Örterung zu unterwerfen. 
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IL Snöbefondere. 


Erſtes HSauptflüd 
Bon ber Beſteuerung bed Stamm » Vermögens. 


I. Ueberbaupt. 


Dreierlei verfchiedene Kräfte find ed, welche, fo fern 
fie Privat » Eigenfhum der Staatögenoffen geworden, bald 
einzeln, bald im Wereine mit einander dasjenige Ber: 
mögen berfelben bilden, wa8 wir Stamm: VBermb- 
gen oder Kapitalftod nennen; es find: 

Erftens, die Kräfte der dußern Natur, 
Zweitens, die Kräfte des Menfhen und 
Drittens, die Kräfte des gefammelten 
Güter = Borrathd (der Kapitale im 
engern Sinne). 
Diefe drei Gattungen von Kräften bilden überall die Ur- 
Quellen, denen bald in ihrer Abjonderung, bald in ihrer 
mannigfacdyen Verbindung mit einander "jegliche Dinge 
entftrömen, welche irgendwo zur Grfcheinung kommen, 
und ald Güter, Werthe oder Genußmittel be 
trachtet werden Eünnen. 

Nur hoͤchſt felten wirkt eine diefer Quellen ot 
für fi, faft immer wird erft durch ihre Verbindung mit 
den andern en ‚Ertrag von Gütern gewonnen. 


Der Sefammt: Ertrag, welchen ein Kapitalſtock ge- 
währt, heißt der rohe oder Brutto Ertrag beffelben; 
fein reiner oder Netto=-Ertrag wird Rente genannt. 

Bon den im Privat: Eigenthume befindlichen Kräf- 
ten der Natur find ed vornehmlich die im Grunde 
und Boden haftenden, welche hinfichtlich der Beſteue⸗ 
zung. in Betracht tommen. Die Rente von dieſen Na⸗ 
tur= Kräften beißt Boden - Rente. Die Rente von 
den Kräften des Menfhen wird Arbeitö-Rente 
und die vom gefammleten Güter-Borrathe wird 
Kapital-Rente genannt. 

Wollte man da, wo mehrere von dieſen Kräften 
gemeinfchaftlich wirken, ed unternehmen, den Erfrag aus» 
zumitteln, den jede derfelben einzeln gewährt, dann müßte 
man, um zum Biele zu gelangen, vor allem im Stande 
feyn, dad gefammte Erzeugniß diefer verfchiebenen Kräfte 
zu analyfiren und folchergeftalt herauszuziehen, wie viel 
von dem Ganzen auf jeden einzelnen mitwirkenden Ka: 
pitalftod fomme? Durch ein Verfahren der Art aber 
würde, wie leicht begreiflih, der Ertrag felbft zerftört 
und fomit der Zweck, weldyen man zu erreichen beab-. 
fihtigt, durchaus verfehlt werden. Es bleibt daher 
nichts anders ‚übrig, ald den Gefammt - Ertrag demjeni- 
gen Kapitalftocde beizulegen, welcher in dem betreffenden 
Galle ald der vorzüglichere erfcheint, dem die anderen 
Kapitalftöde bloß zu Hülfe kommen, indem fie feine 
Wirkſamkeit durch ihren Zutritt erhöhen. Bon dieſem 
Gefammt » Ertrage ift jevoh, um den wahren Ertrag 
besjenigen Kapitalſtocks in Erfahrung zu bringen, wel⸗ 
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cher als der vorzüglichere erfannt worden, immer wieder 
jo viel abzurechnen, als der Ertrag jener Hülfs » Kapi- 
talſtoͤcke geweſen ſeyn würde, wenn fie abgefondert thä- 
tig geweſen wären. Iſt folches gefchehen, dann bildet 
jener Gefammt- Ertrag den rohen oder Brutto: Er 
trag, der nach Abzug des Ertragd der Hülfs- Kapitale 
verbleibende Reſt aber den reinen oder Netto Ertrag 
des in Trage ſtehenden Kapitalſtocks. 

Der Rein: Ertrag eined Kapitalſtocks wird, wie 
bereits erwähnt, die Rente. deffelben genannt, aber man 
büte ſich wohl, wie von den meiften ftaatäwirthfchaftli- 
hen Schriftftellen, namentli von Jakob, mitunter 
auch von Adam Smith, gefcheben, den reinen Er- 
trag mit dem reinen Einfommen zu verwechleln, 
oder gar beide Ausdrüde für fononim und gleichbedeu⸗ 
tend zu halten. Zwifchen beiden findet vielmehr ein ſehr 
wichtiger und fehr wefentlicher Unterfchied Statt. | 

Unter Rente oder reinem Ertrage nämlid 
wird dad ideale reine Einfommen verfianden, was ir 
gend ein Eigenthum bei zwedmäßiger Benugung der in 
ihm enthaltenen Kräfte zu gewähren vermag. Nur auf 
die vorhandene Fähigkeit zum Rein = Ertrage nad) 
einem Durchſchnitte gewiſſer Jahre kommt ed bei Be: 
flimmung der Rente an, nicht aber auf den wirkli— 
hen Bezug des Ertrag. So rechnet man Den, der 
ein reichliches Eintommen von ihm ausgeſetzten Alt: 
menten bezieht, keineswegs unter die Renteniver, denn 
es wird demfelben Teine Rente, jondern vielmehr ein 
Eintommen zu Theil, dagegen fagt man von einem 
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Grund : Eigenthümer oder Kapitaliften, er habe fo und fo 
viel an Renten, gefebt auch ed ginge ihm davon nicht 
ein Heller wirklic ein. (M. vergl. hieruͤb. die geiſtreiche 
Beurtheilung von Jakobs Staatöfinanzwiflenfchaft im 
Hermes N. XV). 

Da bie Rente bloß etwas ideales ift, fo kann 
fie lediglich zum Werth: Maapftabe der verfchiedenen Ka⸗ 
pitalftöcde dienen und nur als folcher bei der Beiteuerung 
in Betracht kommen; wo biefelbe alfo mit einer Öffentlis 
hen Abgabe belegt ift, da ift nicht das Eintommen, 
fondern vielmehr der betreffende Kapitalftod ber eigent- 
liche Gegenftand, das wirkliche Objekt ber Befleuerung. 

Eine Befteuerung des Stamm = Bermögend 
kann nad) zmei verfchiedenen Methoden vorgenommen und 
bewirkt werden, fie kann nämlich gefchehen entweder auf 
unmittelbarem oder auf mittelbarem Wege. 

Die unmittelbare (direkte) Befteuerung des Stamm⸗ 
Vermögens hat die Kapitalſtoͤcke felbft, welche das Ge- 
fammt : Stamm = Bermögen bilden, die Urquellen aller ſach⸗ 
lichen Güter und Werthe, zu ihrem eigentlichen Gegens 
fiande, die mittelbare (indirekte) Dagegen die Rente 
dieſer Kapitalftödle, dasjenige, was ald Rein- Ertrag 
biefen Urquellen entfließt, was als folcher nad) einem Durch⸗ 
fhnitte gewiffer Jahre von bdenfelben zu erwarten fteht. 

Zwiſchen diefen beiden Methoden der Befteuerung bes 
Stamm -Vermögend findet ein fo wichtiger und fo wefentli- 
her Unterfchied Statt, daß es nothwendig erfcheint, eine 
jede derfelben abgefondert darzuftellen und zu erörtern. 





II. Insbeſondere. 


A. Ron der unmittelbaren Beſteuerung des Stamm⸗ 
Vermögens. 


I. Ueberhaupt. 


Die Quellen alles Ertrags, fagt Friedr. v. Raus 
mer (Das britt. Befteuerungs - Syftem; ©. 183), welche 
bei Betrachtung der unzählig mannigfaltigen Arten von 
Thaͤtigkeiten auch unzählig zu feyn feheinen, vebuziren fi 
bei wiffenfchaftlicher Prüfung allerdings auf einige wenige 
Haupt Zweige, fo wie überhaupt dem menfchlichen Wiffen 
und Zhun nur dad Einfache zum Grunde liegt; aber, 
wer ſich einbildet, er erkenne und beherrfche alle Zweige, 
Blätter, Bluͤthen und Früchte in ihrer zahllofen Man- 
nigfaltigkeit, wenn er nur den Stamm behartlid ums 
klamure, ift in großem Irrthume. Nicht am Stamme 
faugen die Bienen, fondern an den Blüthen, und indem 
fie jeder nur die überfläffige Suͤßigkeit nehmen, befördern 
fie die Vollkommenheit und die Befruchtung. Auch von 
den Blättern und von der Rinde nähren fich Inſekten, 
nur der Stamm, der Quell alles Lebens, foll unver⸗ 
ſehrt bleiben, damit dad Leben nicht untergehe. So ben- 
ten aber gewiffe Staatmänner nicht. Erfreut über die 
große Entdedlung, daß durch den Stamm alles zu den 
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Zweigen, Blättern und Fruͤchten gelangt, beginnen fie 
die große Operation, bohren den Stamm an und zapfen 
die Kraft ab, welche erft beleben ſollte. Doch es ift 
noch ein Unterſchied vorhanden; jeder Baum fteht fill 
und empfängt ruhig. den Zod, aber die Menfchen muͤß⸗ 
ten ihre innerfte Natur verleugnen, wenn fie fi) gegen 


den ungefchieften Arzt nicht empoͤrten, der ihnen ganze 


Zweige ihrer Tchätigkeit erdrüdt und ablöfet, um den 
andern vorgeblid freien Spielraum zu verſchaffen. 

Vie wahr und richtig dieſe Anfiht Raumers 
fey, darüber kann bei Denen nicht lange einiger Zweifel 
obwalten, welche ſich die Mühe. geben, die Natur ber 
unmittelbaren Belleuerung des Stamm Vermögens 


näher zu prüfen und ben verberblichen Einfluß zu erwägen, .. 


den folche fletd und überall auf Induftrie und Werth- 
ſchaffung, mithin aud) auf den Nationalwohlſtand ausübt. 

Um über die Güte oder Fehlerhaftigkeit irgend einer 
Befteuerungs - Methode ein fachgemäßes Urtheil zu fällen, 
kommt es vor allem darauf an, zu unterfucden, ob und 
in wie weit dabei dad Prinzip der Gleichheit und Allge⸗ 
meinheit feftzuhalten möglich? denn dieſes Prinzip muß, 
wie oben bei Entwidlung der Grundbedingungen eines 
guten Steuerſyſtems ausführli erörtert worden, einer 
jeden als zweckmäßig zu empfehlenden Beſteuerungs⸗ Me- 
thode zur Unterlage dienen. Es Tann jedoch, wie man 
leicht einfieht, eine Anwendung dieſes Prinzips nur bei 
denjenigen’ Gegenfländen Statt finden, für welche ein ge- 
meinfhaftliher Maaßſtab, ein für alle geltender 
Werthmeſſer vorhanden if. Ein folder Maaßſtab ift 
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nun zwar bei der Rente, dem Rein⸗Ertrage des 


Stamm⸗ Vermoͤgens, denkbar, nie und nimmer aber, wie 
wir ſogleich darthun werden, bei ben verfchiedenen Ka⸗ 
pitalftöcden felbft, welche das Gefammt- Stamm - Ver: 
mögen bilden. Sonach ift denn auch eine Beobachtung 
bed Prinzips der Gleichheit und Allgemeinheit in einem 
gewiſſen Grade allenfalls möglich bei der mittelbaren, 


nie und nimmer aber bei der unmittelbaren Beſteue⸗ 
rung des Stamm⸗Vermoͤgens. 


Für alle Arten von Ertrag naͤmlich gibt es, wie 


im Hermes (a. a, D.) vortrefflic) gezeigt worden, dar: 


— —⸗ 


um ein allgemeiner Werthmeſſer, weil aller Ertrag 
nothwendigerweiſe entweder unmittelbar in Geld oder in 
Dingen beftehen muß, bie ihren Geldwerth haben. Alle 
Kenten, die Jemand in einem gewiſſen Zeitraume zu bes 
ziehen hat, Eönnen mithin einer und derfelben Schägung 
unterliegen, nad) einerlei Werthbeflimmung zufammenges _ 


ſtellt und ed Tann foldyergeftalt die Gefammtheit deſſen, 
was den Gegenftand ber Beiteuerung bildet, audgemittelt 


werben, um darauf, bie Steuer zu vertheilen. Richt fo 


laͤßt ſich mit den Kapitalftöden felbft verfahren. Nas 


turkraft, Arbeit und gefammelter Guͤter⸗Vor⸗ 
rath find drei Dinge von ganz verſchiedener Art, die 
unter fich mweber einer Werth -Wergleichung noch der Re 
duktion auf einen gemeinfchaftlichen Werthmeſſer fähig 
find. Es ift im Verkehre nur dadurch möglich, dies zu 
bewerfflelligen, daß in ber angegebenen Art die Rense 
eines jeden diefer Kapitalſtoͤche ın concreto' ermittelt und 


aus bdiefer der Kapitalbetrag nad) einem angenommenen 
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Sage berechnet wird. So erfährt man 3. B. den Werth 
der im Boden haftenden Natur: Kraft, den eigentlichen 
Werth des Grundes und Bodend, dadurch, daß man von 
feinem Roh:Ertrage nach einem mittleen Durcchfchnitte 
zudörderft fämmtliche Kultur- und Ernte: Koften, mithin 
auch die Rente der darauf verwendeten Arbeit und Ka- 
pitale abrechnet, und den fic) alsdann ergebenden Reſt 
nach gerofffen Prozenten zu Kapital anfchläg. Wie zu- 
reihend immerhin dies für den Werkehr fenn mag, well 
es hier lediglich von dem Einverftändniffe und der Ueber⸗ 
einkunft der Verkehrenden abhängt, welche von den bei 
Erzeugung des Ertrags zufammenwirkenden Kräften fie 
zum Hauptftode und welhe zu den Hülfs - Kapital- 
ftöden beftimmen wollen, fo wenig genügt ſolches doch 
der Staatöregierung, um fümmtlihe SKapitalftöde im 
Lande zu Eataftriren zum Behufe einer gleichmäßigen Be: 
fleuerung. Diefe Unmöglichkeit der Kataftrivnng iſt der 
erfte Grund der Unftatthaftigkeit einer allgemeinen 
direk ten Befteuerung ded Kapitalſtock-Vermoͤgens. 

Der zweite Grund der Verwerflichkeit einer ſol⸗ 
hen unmittelbaren oder direkten Beſteuerung des 
Stamm » Vermögens liegt batin, daß dabei eine Haupt- 
Duelle des Ertrags ganz unbefteuert bleiben muß, namlich 
die menfhlidhe Arbeit, weil biefe als unzertrenn- 
lih von der Perfon, Fein Gegenfland einer unmittel- 
baren Befteuerung feyn darf, was fie doch werden müßte, 
wenn eine allgemeine direkte Befteuerung des Stamm: 
Bermögend Statt finden, wenn fämmtliche Kapitalſtoͤcke 
des Vermögens gleihmäßig befteuert werben follten. — 


% 





Wenn der Staat, bemerkt in biefer Hinfiht Soden 
fehr richtig, Die menfchliche Produktiv- Kraft und nicht Das 
Produkt derfelben beftenert, dann entfagt er der Berech⸗ 
nung des ihm gebührenden Öfonomifchen Antheild am Na- 
tional = Bermögen, er nimmt entweber mehr oder weniger 
ald ihm gebührt, er nimmt, wo nichts Nehmbares er- 
fhienen ift, er lähmt alſo die Produktions = Kraft. 

So ginge dann Offenbar eine der Hauptquellen bes 
menfchlichen Erwerbs und Einkommens, die dem Menfchen 
feloft inwohnende fhaffende Kraft und die ganze Klaffe 
der durch Uebung diefer Kraft ſich bald echtes, bald abge- 
leitetes Einkommen Erwerbenden bei der Befteuerung leer 
aus. Nicht die wirklich Güter fchaffende Kraft, ihre 
Uebung und ihr Erzeugniß würden befteuert, fondern bloß 
dad Werkzeug, deſſen fich jene Kraft bei ihrer Uebung 


j bedient, und ed würde dieſes Werkzeug nicht einmal nach 
dem VBerhältniffe befteuert, wie folches die Uebung der 
produktiven Kraft Defien, der davon Gebraud) macht, uns 


terftügt und fördert, eben dadurch aber ihm zu neuen Gü- 
ter= Erwerbungen wirklich hilft, fondern nur nad) dem 


Berhältniffe feiner todten Maffe. 


Endlih drittens Tann eine allgemeine direkte 


| Befteuerung des Kapitalſtock⸗ Vermögens um deswillen 


nicht Statt finden, weil baffelbe keine befländige Größe 


ift, fondern fi) in jeder Minute verändert, nicht nur 
rücfichtlich feines Betrags, fondern auch feines Befies, 
fo daß, um bei der Steuer: Erhebung dad Prinzip der 
Gleichheit zu beobachten in jeder Minute ein neued Kata- 
fler wegen der durch die vorgefallenen Beſitzveraͤnderun⸗ 
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gen nothwendig eintretenden Abänderungen ber Beitrags: 

Quoten allee Steuerpflichtigen angefertigt werden müßte. 
Eine Veränderlichkeit der Art ift bei dem Ertrage bes 
Kapitalftodd, (bei der Rente), um deswillen nicht in 
gleihem Maaße vorhanden, weil foldher aus bem wäh 
vend eined ganzen beftimmten Zeittaumd z. B. eines Jahres 
Statt habenden Ertrage zufammen gefegt und hiernach 
entweder für die vergangene Zeit Eataftrirt wird, in wel- 
chem Falle gar Feine Befchwerniß Statt finden kann, oder 
Doc, wenn ed aud) für die laufende Zeit gefchieht, immer 
noch zur nachträglichen Berichtigung Zeit bleibt. | 

Es ergibt fi hieraus, daß eine auf dad Stamm- 
Vermögen gelegte direkte Abgabe wohl einen einzelnen 
Zweig beflelben wie 3. B. die im Grunde und Boden 
liegende Kraft der Natur, nie aber dad gefammte 
Stamm: oder Kapitalfiod-Bermögen ber Ra 
tion zu treffen vermag, mithin auch nicht geeignet ift, zu 
einer allgemeinen Befleuerung gebrauht und an- 
gewandt zu werden. Ueberdieß leuchtet ed ein, daß 
eine alljährlich wiederkehrende Befteuerung des Kapital: 
ſtocks ſich felbft zeritören müßte, indem fie ihre eigene 
Duelle erfchöpfen und mit diefer allmählig felbft verfiegen 
würde. 

So viel von ber Natur und dem Wefen der dire: 
ten Belteuerung des Stamm: Vermögens im Al: 
gemeinen, wir gehen nun zur näheren Prüfung der ver- 
fhiedenen befondern Abgaben über, welche, in ber Ab⸗ 
ſicht, das Stamm-Vermoͤgen des Volks direkt und un- 
mittelbar zu treffen, von den Finanzkünftlern Älterer 


- tellen und zu beleuchten. 
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und neuerer Zeit ſind erſonnen und in manchen Laͤndern 
auch praktiſch ausgefuͤhrt worden. 

Kann indeß, wie wir geſehen haben, derjenige Theil 
des Geſammt-Kapitalſtocks, welchen die Kräfte des 
Menſchen bilden, dad perfünliche Vermögen, durch⸗ 
aus Feinen Gegenftand unmittelbarer Beftenerung abgeben, - 
fo bleiben nur noch die im Eigenthume der Staatögenoffen 
befindlichen Kräfte der äußern Natur und die Kräfte 
deö gefammelten Guͤter-Vorraths, ed bleibt nur 
noch das fahliche Vermögen übrig, was von ber Be- 
flenerung unmittelbar erfaßt werben Tann. . 

Den Abgaben, welche diefes fachliche Wermögen 
treffen, liegt nun entweder der gegenwärtige Beſitzſtand 
zum Grunde oder ed beruhen diefelben auf Veränderungen 
irgend einer Art, welche Statt haben in Anfehung diefes 
Befisftandes. Man muß daher auch zwei Klaflen von un» 
mittelbaren Bermögend- Steuern unterfcheiden, wovon bie 
eine fäammtliche Abgaben in fich begreift, welche Das Stamm- 
Bermögen der Steuerpflichtigen während .ber Dauer 
des Befises und in Bezug auf diefe Dauer belaften, 
die andere dagegen folche Abgaben umfaßt, welche beim 
Vebertritte des Stamm » Vermögens: Befiges 
von der einen Hand zur andern und in Bezug 
auf dieſen Uebertritt entrichtet werden. 

Wir wollen verfuchen, die Natur einer jeden diefer 
verſchiedenen Arten der Vermögens: Belteuerung, und ihren 
Einfluß in flaatswirthfchaftlicher Beziehung näher barzu- 
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U. Inöbefondere. 


Erſtes Kapiten. 


Bon der unmittelbaren Befteuerung bes Stanım : Vermögens 
bei unverändertem KBefisftande. 


I. Ueberhaupt. 


Den Gegenftand ber zu bdiefer Kategorie gehörigen 
Beſteuerung bildet die Gefammtmafle der beweglichen fo= 
wohl als unbeweglichen fachlichen Güter, in deren Beſitze 
fi die Staatögenoffen bafinden ; die Abgabe aber, welche 
der Befiger von folchen fachlichen Gütern irgend einer 
Art, glei viel, ob fie zu feinem werbenden dder 
todten Kapitale gehören, ob fie ihm geiftigen oder 
phyfifchen ‚oder gar keinen Genuß gewähren, in Ver⸗ 
hältniß des ausgemittelten Werths des gefammten Be- 
ſitzthums zu zahlen verpflichtet if, wird gemöhnlih Kapis- 
tale oder Vermögend- Steuer im engern Sinne 
genannt. 

Deffentlihe Abgaben dieſer Art erfcheinen beim er⸗ 
flen Anblicke als die einfachſten und natürlichften vor allen, 
prüft man jedoch ihre Natur etwas näher, dann über- 
zeugt man fi) gar bald vom Gegentheil. Denn ber 
Umftand, daß Jemand etwas eigenthuͤmlich befigt, ober 
Vermögen bat, zeigt wohl, daß er etwas geben Bann, 
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es deutet aber ber bloße Beſitz noch keineswegs an: 1. ob 
das, was er befigt, ihm alljährlich etivas einbringe und wie 
viel? 2. ob die werthuollen Dinge, wenn fie auch von glei- 
her Qualität und Quantität find, ihren Beſitzern gleich 
viel einbringen? Schon hieraus erhellt, daß der bloße 
Vermoͤgens-Beſitz ein gar ſchlechtes Prinzip iſt für 
die Regulirung der Öffentlichen Abgaben. 
Berwerflih in hohem Grade und durchaus unpaf- 
jend erfcheint infonderheit die Wermögens:- Steuer 
im engern Sinne da, wo fie ald gewöhnliche, all 
jäfrlic wiederkehrende, Abgabe zur Dedung des Staats: 
bedarf3 gebraucht werden foll, denn, wer würde am 
Ende noch Vermögen befißen, wenn daffelbe fortdauernd 
vermindert würde. In der Regel fehen wir daher auch nur 
bei außerordentlichen Fällen und bei befonderer Bedräng- 
niß des Staates von diefer Befteuerung Gebrauch ma= 
hen, nur da mag fie dann auch bisweilen durch die 
Noth des Augenblidd, wo nicht gerechtfertigt, doch ent⸗ 
ſchuldigt werden. 
Vermoͤgensſteuern, ſagt Buͤſ ch (V. Geld-Umlaufe 
1.534), find von allen Zeiten her ſehr gewoͤhnlich geros 
n, denn nichts ift für den Regenten oder den Staate- 
ann, der ohne verfeinerte Grundſaͤtze der Staatswirth⸗ 
handelt, natürlicher ald das zur Befriedigung feiner 
edärfniffe Nöthige da zu nehmen, wo er es am meiften 
täthig zu finden glaubt. In den Etaaten, welche 
Itthätigen Defpoten gehorchen, verliert diefe Beſteue⸗ 
ng alle Ordnung und Form, fie kann dort nicht or- 
atlich angelegt werden, weil die Furcht vor dem ge: 
14 
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waltigen Zugreifen ded Regenten und der Machthaber 
veranlaßt, daß ein Jeder fich ber regelmäßigen und dem 
Vermögen angemeffenen Schägung entzieht, weil er nicht 
auf eine folhe rechnen darf. Da wird aud) bad Geld 
lieber vergraben, als zur Erwerbung und Verbeſſerung 
des nugbaren Eigenthums angewandt. Im Mittelalter 
fand fie in den chriftlihen Staaten auch nicht wohl 
Statt; denn, weil keine Zinfen uͤblich, ja fogar folche 
zu nehmen, durch die Kirche verboten war, fo fiel faft 
alle Geldnugung weg; die Regenten konnten aljo aud) 
davon feinen Theil für fi) ziehen. Großes Geld: Ver: 
mögen häufte ſich nur bei den Juden an, als den Ein⸗ 
zigen, welche ſich das Zinſen-Nehmen erlaubten. Bloß 
die Abſchaffung der Vorurtheile und der kirchlichen Ver⸗ 
bote wider die Zinſen veranlaßte eine Zunahme des nutz⸗ 
baren Eigenthums, und machte eine Nutzung deſſelben in 
Geld zwar nicht neu entſtehen, doch immer mehr uͤblich, 
und gab Denen, die uͤber ihr Auskommen verdienten, 
einen Reiz, anhaltend auf die Vermehrung ihres nutz⸗ 
baren Eigenthums hinzuarbeiten. Nun ward verdienen, 
esiparen und die Früchte feines aufgefparten Verdienſtes 
genießen eine Zreude, und gewährte fortdauernden Genuß 
Die durch die mildere WVerfaffung der neuern europäi 
[hen Staaten bewirkte Sicherheit des Eigenthumsrech 
bat erſt die regelmäßige Anlegung einer Vermoͤgensſteu 
möglid) und fie zu einer Quelle der Ginkünfte für ein 
zelne Etaaten gemacht. 

Sn Holland find zw verfchiedenen Zeiten Stene 
diefee Art beliebt und eingeführt worden. Die Abga 


I 
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welche bald nad) Gründung ber Erbftatthalterfchaft dort 
auferlegt wurde, betrug zwei Prozent vom gefammten 
Bermögen; fie follte nur einmal entrichtet werden und‘ 
jedem Bürger warb ed überlaffen, ſich felbft zu ſchaͤtzen 
und feinen Beitrag einzuliefern. 

In Hamburg zahlt, wie Buͤſch anführt, jeder 
Bürger von allem Vermögen, was er in liegenden Grün: 
den befigt, von allen belegten Kapitalen und allem übri- 
gm nutzbaren Cigenthume jährlich ein viertel Prozent. 
Der Werth der liegenden Gründe hat im Stadtbuche 
Kine beflimmte Zare, die nicht anders als bei einem oͤf⸗ 
fentlichen Verkaufe in's Mindere, wohl aber bei jeder 
durch Bauen daran vorgenommenen Werbefferung in’3 
Mehrere verändert werben Eann. Won dieſem wirb Die 
gedachte Abgabe offen gegeben und bei der Kaffe nach⸗ 
gezählt. Aber die Abgabe von dem übrigen. Vermögen 
wird von einem jeden Bürger auf feinen Buͤrgereid yn- 
ter einee Dede, welde die Deffnung der Kaſſe bededt, 
eingefchüttet, und Niemand befragt ihn oder unterjucht, 
ob er im richtigen Verhältniffe zu feinem muthmaßlichen 
Vermögen zahle. Er Tann in jeder beliebigen und, wie 
er will, gemifchten Münzforte zahlen, fo, daß Derjenige, 
dem darum zu £hun ift, auch nicht aus dem Klange des 
in den Kaften gefchütteten Geldes die Größe feined Ver⸗ 
mögend ungefähr errathen zu laffen, Gold mit unter- 
mifchen, und, da er nur wenig einzumerfen fcheint, in 
den Augen der ihn Beobachtenden ſich ärmer ‚machen 
kann, als er wirklich ift. Diefe Abgabe bleibt jährlich 
feſtgeſetzt; zuweilen wird jedoch durch Rath- und Bür- 

| 14 * 
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ger: Befhluß ein außerordentliches Quark: Prozent be 
willigt und diefes von allem Vermögen, was ein Bürger 
befigt, felbft dem, mas nicht nugbareg Eigenthum iſt, 
3. B. vom Haudgeräth und Silberzeuge, bezahlt. 

In neuerer Zeit ift man fogar hin und wieder fo 
weit gegangen, den Regierungen anzurathen, die Ver- 
mögens- Steuer ald die einzige öffentliche Abgabe 
im Lande einzuführen und es haben eine folche nicht etwa 
fogenannte Theoretiker allein, fondern aud Männer, die 
in den Geſchaͤften wohl erfahren, den Staatöregierungen 
empfehlen zu müffen geglaubt. DBefonders ift A. L. m. 
Seutter (Die Befteuerung d. Völker, rechts- und geld- 
wiſſenſchaftl. unterfuhht. Speier, 1828) bemüht gewefen, 
die Vorzuͤglichkeit einer foldhen Befteuerungs = Methode 
dDarzuthun und zu entwickeln. Seine Anfichten und Bor- 
fchläge in diefer Hinfiht find in der Kürze folgende: 

Alles Eigenthum, bemwegliches und unbemwegliches, 
fol, dem gedachten Schriftfteller zufolge, nach dem lau⸗ 
fenden Kapitalwerthe von Zedem angegeben, darnach die 
Steuer vertheilt und fomit der verderblichen mittelbaren 
Befteuerung ein Ende gemacht werden; er glaubt, dag 
diefe Angaben, wo der Bürger allein Gott, dem Staate 
und feinen Mitbürgern gegenüber fiehe, fih nicht von 
der Wahrheit eben entfernen würden. Die Gemeinde- 
Genoſſen wären hinlänglidy mit ihrer Nachbaren Haus: 
Einrihtung und Mobiliar bekannt, die Uebernahme- und 
Erbfchafts- Akten, die gerichtliche Aufnahme der Verlaf- 
fenfhaft und deren Mittheilung an die Steuer - Behörde 
des Orts mürden genügen. Ausnahmsweiſe Eönne bei 
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gegründetem Verdachte einer zu geringen Angabe die ges 
richtliche Aufnahme des gefammten Eigenthbums erfolgen, 
und, wenn fi) daraus die Wahrheit des Verdachts er- 
gäbe, fo fol der zehnfache Betrag der Jahresſteuer von 
Dem, welcher ſich zu gering geſchaͤtzt habe, entrichtet 
werden; würde aber aus der Unterfuhung eine wirklich 
betrügerifche Angabe des Eigenthums ſich ergeben, fo fol 
nicht nur die Strafe ded Meineides — benn jede Angabe 
ift zu befchwören — , den Straffälligen treffen, fondern 
fin Name nach Umftänden auf vier und zwanzig Stun: - 
den bis zu fechd Wochen an den Pranger feiner Gemeinde 
gefchlagen werben. Auf diefe Weife, meint der Verf, 
würden alle Ungleichheiten entfernt werden, alle indirekte 
Steuern ein Ende haben, namentlich die Mauthen. 
Was die Ausführung des Vorſchlags betrifft, fo 
fol dieſelbe nach dem Verf. hauptfählic in Folgenden 
beitehen: Nach gefchehener Angabe des Kapitalwerths des 
beweglichen und unbeweglichen Eigenthums durch die Ein: 
zelnen werden in jedem Regierungd = Bezirke drei bis vier 
Werths-Regulirungs-Kommiſſionen errichtet; fie fangen 
in einer Gemeinde ihr Gefchäft an, theilen fi) und fchreis 
ten von einer zur andern fort; fünf von den Gemeinde: 
Bevollmächtigten gewählte Oekonomen gefellen fie fich bei 
und für jede abzufchäßende Gemeinde werden zwei Ger 
meinde- Glieder gewählt, welche die Angabe des Werthe 
des Grundeigenthums, mit Benugung der aud) fonft uͤb⸗ 
lichen Mittel, zulegt durch Augenfhein, der Wahrheit 
gemäß, zufolge der Stimmen Mehrheit feitfegen, ver- 
mehren oder vermindern. Was aber die Angaben der 
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Einzelnen über ihr bewegliche Eigenthum betrifft, fo 
fteht es den genannten Vertheilern nicht frei, daran etwas 
zu ändern, fondern nur, gleihfall8 nad) Stimmen - Mebr- 
beit zu entfcheiden, ob die Angabe notorifh der Wahr⸗ 
beit entfpreche oder nicht; iſt Legtered der Tall, jo er- 
folgt eine gerichtliche Aufnahme dieſes Eigenthums und 
eine Abſchaͤtzung beffelben; wuͤrde dann bie Angabe ber 
Aufnahme und Abſchaͤtzung nicht gemäß. befunden wer- 
ben, fo follen die oben bemerkten Strafen eintreten. 
Wäre ein folhes Befteuerungs = Syftem, mie es 
Seutter in Vorfchlag gebracht, überhaupt ausführbar, 
fo dürfte dies doc, unter den gegenwärtigen Verhältnif- 
fen und bei der Stufe von Bivilifation, zu welcher die 
meiften neuern Staaten gediehen, fchwerlich der Fall feyn. 
Es erachtet zwar der Verf., daß nichts ficherer, und 
geroijfer anzunehmen fey, als der laufende Kapitalwerth 
von Haab und Gut, und nichts beflimmter und leichter 
auszugleihen, als eben biefen Werth von einem Gute 
zum andern, von Gemeinde zu Gemeinde, weil bies 
eben einer der allgemeinften und unmittelbarften Begriffe 
im Leben und Weben der Bürger ſey. — Die tägliche 
Erfahrung aber, entgegnet darauf Malchus mit Recht, 
und die fo große Werfchiedenheit der Anfichten über Den 
Werth felbft ſolcher Gegenftände, zu deren Schäßung 
die Elemente offener vorliegen, beweifen, daß in ber Wirk⸗ 
lichkeit dem nicht alfo if. — Das Beifpiel der vorma- 
ligen deutfchen Reichsſtaͤdte, auf welches fo häufig hin⸗ 
gewieſen wird, beweiſt nichts anders ald die Thatſache, 
daß in benfelben eine folche Wermögenöfteuer erhoben 
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worden, keineswegs aber, daß die Beitraͤge, welche Jeder 
geleiſtet hat, dem geſetzlichen Prozent-Verhaͤltniſſe, in 
welchem ſie haben geleiſtet werden ſollen, auch wirklich 
gemaͤß geweſen ſind. 

Sartorius findet, gleich andern Staatsgelehrten, 
gegen das der Vermögens: Steuer zum Grunde liegende 
Prinzip, vollends wenn nicht vom Eigenthume über- 
haupt, fondern nur von nugbarem Cigenthume bie 
Mede ift, weit weniger einzumenden ald gegen die Auß- 
führbarkeit diefer Befteuerungs- Methode. Es gibt, fagt 
derfelbe, manchen Beſitz, der in Wahrheit nur laͤſtig und 
verberblich für den Eigenthümer ift, wie 3. B. der Beſitz 
eined Haufes, was vom Eigenthümer weder bewohnt 
noch fonft benußt oder vermiethet werden Tann. Was 
dad Grundeigenthbum betrifft, fo weiß wohl Jeder, wie 
Schwer es ift, mit einiger erträglichen Genauigkeit zur 
gleichmäßigen Schäßung, es ſey des laufenden Preifes 
oder des Ertragd zu kommen, aber man hat bei der Ab- 
ſchaͤtzung doch Etwas, was nicht verborgen gehalten wer- 
den kann; wie aber follen biefe Grundſaͤtze bei ber fah- 
enden Habe zur erträglichen Ausführung kommen? Würde 
der Borfchlag Seutter's mit Strenge auögeführt, fo 
würde eine Inquifition entflehen, die dad frömmfle Wolf 
nicht aushalten würde; wäre dad Gegentheil der Fall, 
wo würde das durch die Finger-Sehen beim Verheim— 
lichen, bei den falfchen Angaben aufhören, während im⸗ 
mer Gelegenheit bliebe, den Privathaß zu uͤben. Wer 
es redlich mit ſeiner Angabe meint, wuͤrde er geſchaͤtzt 
ſeyn? Sollte es dem redlichen Steuerpflichtigen eines 
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großen Haushaltes möglich feyn, Alles genau anzugeben 
und nach den laufenden Preifen zu ſchaͤtzen, vom alten 
Geruͤmpel anhebend bis zum Siübergefhirre und den Edel- 
fteinen dinauf; und, wenn es thunlid wäre, wer gäbe 
dem Ungluͤcklichen einige Eicherheit, daß nach geridht- 
licher Aufnahme und Abſchaͤtzung nicht eine ganz andere 
Werthſumme herausfäme, und daß der Name zuleßt 
den Pranger fehmücte? Diefe Angft bei Dem, welcher 
es redlich meint, Eehrte jährlich wieder, jaͤhrlich die gleiche 
Gefahr. Man würde es vorziehen, flatt eigener Angabe, 
die gerichtliche Aufnahme und Abfhägung fogleid) vor= 
nehmen zu lajfen und auch dieſe zu bezahlen, ja bie 
größte Prägravation lieber zu tragen, als fich foldyen 
Gefahren auszufeßen. Wer kann ſagen, er habe feine 
Feinde und Widerfaher? Die Keichen oder die ver- 
meint Reichen haben ſchon allein aus diefem Grunde Die 
meiften. Würde nicht allen viefen Mißwollenden und 
ihren Chifanen Thor und Thuͤr geöffnet? Käme auf 
dieſe Weife wohl je eine gleiche Befteuerung zu Stande? — 

Haller mißbiligt (in der Reſtauration ber 
Staatöwiffenfd. VI. 131) ale und jede Vermoͤ— 
gend: Steuer. Was man zur Rechtfertigung biefer 
Abgabe anführt, behauptet er, beruht nicht auf dem 
Gefühle der Gerechtigkeit, fondern nur auf einem gehei— 
men Neide gegen höheres Glüd oder auf der Verwechs⸗ 
lung freiwilliger Liebespflichten mit ſtrengen Rechtsgefuͤh⸗ 
len. Es gehört, feiner Anficht nad), zu ben zahllofen Wi— 
derfprüchen der heutigen Philofophen, daß fie in ihren 
neugefchaffenen Republifen zwar alle Vortheile gleich, Die 
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Öffentlichen Laſten aber ungleich machen, jene allen Men: 
{hen einräumen, dieſe nur den Reichen aufbürden wollen. 

Den gewöhnlich geltend gemachten Grund, für die 
Vermögens = Steuer: der Reiche habe eines größern Schußes 
nöthig ald der Unvermögende und es fey darum ber 
Billigkeit gemäß, daß Jener mehr zu den Staatölaften 
beitrage als Diefer, hält Haller für bloß ſophiſtiſch 
und bei genauerer Erwägung wenig haltbar. Es Eoftet, 
fagt er, nicht mehr Mühe, einen Reichen und einen Ar: 
men zu fügen, oft fogar noch weniger, da ber erflere 
mehr Mittel hat, fich felbft zu helfen. In Abficht des 
Lebens und aller angeborenen Rechte find fie einander 
gleih; was aber die erworbenen Rechte betrifft, fo ift 
ein großes Gut eben fo leicht zu ſchuͤtzen als ein kleines, 
und ein Prozeß über hundert taufend Gulden ift fo ſchnell 
entſchieden wie einer über zehn Gulden. Die Konftati- 
rung der Thatſache, ihre Vergleihung mit dem natür- 
lihen und pofitiven Gefege und dad aus beiden fließende 
Urtheil Tann bei dem einen fo fchnell wie bei dem ans 
bern gefchehen, wofern man nur auf das Wefentliche der 
Prozeßform und nicht auf überflüfjige Formen Mr Sub: 
tilitäten Ruücdfiht nehmen will. Nicht zu gebenten, daß 
biefer in der Theorie fo hoc) gepriefene Schuß, der aber 
in der Realität von den Meiften nie angefprocdhen wird, 
immer ungewiß und felten vollftändig ift, bei eintreten: 
dem Falle auch durch gerichtliche Zaren und Sporteln noch 
befonderd bezahlt werden muß, und daß aljo kein Grund 
vorhanden ift, ihn noch einmal bezahlen zu laffen, wenn 
man feiner nicht bedarf. — 
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Noch weniger haltbar findet Derjelbe einen andern 
Grund, den man für die, Vermögend- Steuer geltend 
macht, nämlid) den: daß der Reiche mehr bezahlen Fönne 
als der Arme und mithin auch mehr bezahlen folle, 
indem das Letztere gar nicht aus dem Erſteren folge. 
Das find Gründe von Bettlern, nit von Rechtsgelehr⸗ 
ten — druͤckt er fh aus — Motive, bie wohl bei freis 
willigen Liebeöpflichten, aber nicht bei firengen Rechts⸗ 
fchuldigkeiten angebracht werden dürfen. Hier kommt es 
nicht darauf an, was einer thun Fünne, fondern was er 
zu thun fhuldig fen. Der Vermoͤgliche Eönnte auch noch 
viel anderes leiften, wozu man ihn gleichwohl nicht zwin- 
gen darf. Sobald er nichts weiter ald Bürger ift, nicht 
mehrere Vortheile ald andere genießt, follte er auch nicht 
mehr ald andere Bürger bezahlen. 

Aus dem Allem nun zieht Haller den Schluß, 
daß Vermoͤgensſteuern, es fey daB fie nach einem 
gewiffen, für Mile gleihen, Quotienten oder nad 
willführlihen Klaſſen progreffiv beflimmt werden, 
in Republifen wie in Monardyien der Regel nach durch⸗ 
aus wii find, wofern fie nicht von jedem Einzelnen 
zugeflanden und freiwillig übernommen werden. Nicht 
allein, behauptet er, find fie ungerecht, weil fie dem 
einen Bürger mehr Laften ald dem andern auflegen, ohne 
ihm dafür mehr Vortheile zu verfchaffen, fondern fie 
baben auh unzählbare Inkonvenienzen, führen 
zu läfligen SInquifitionen, veranlaffen unvermeidliche Be: 
trügereien, zerftören den Privat: Kredit und find am Ende 
fogar unausführbar, wofern man dabei nur einige 
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Billigkeit ober Gleichheit beobachten wil. — Schon 
früher (a. a. O. III. 345) hatte er dargethan, wie fchwer, 
ja unmoͤglich es fey, zu beftimmen, was alles unter Ber- ' 
mögen begriffen werben folle; wie viel größer noch bie 
Schwierigkeiten feyen, dieſes Vermögen unter allen feinen 
verfchiedenen Geftalten zu erkennen, zu fchäßen ober in 
Geld anzufhlagen, wie unbillig und unklug es fey, nur 
allein das Kapitals Vermögen, die Erfpamiß der Ver: 
gangenheit mit Steuern zu belegen und fo die Wurzel 
alles Nationalmohlitandes anzugreifen; wie der Reich⸗ 
thum eines Mannes nicht bloß Much) der Summe feines 
Vermögens, fondern hauptfächlich nach feinen reellen Ein: 
Eünften und nothwendigen Bedürfniffen zu berechnen, die 
man abermals nicht kennen noch richtig fehäßen koͤnne; 
wie man fid) daher vermöge des Zwangs der Natur zu: 
legt dody imer mit freiwilligen Angaben und freiwilligen 
Zahlungen werde begnügen müflen. — 

Was der Einführung einer allgemeinen Vermoͤ⸗ 
gend- Steuer ganz vorzüglih im Wege fteht, ift bie 
Schwierigkeit ihrer richfigen Wertheilung und Hebung. 
Bon einer verhältnißmäßigen Gleichheit der Beſteuerung 
fann bei diefer Abgabe gar nicht die Rede feyn, denn 
keinerlei Schäßung ift ſchwieriger, Feine fo dem Irrthume 
unterworfen ald die des Vermögens der Einzelnen. Nicht 
die todte Maffe, welche wir gewoͤhnlich Vermögen nen: 
nen, ift es, was einen nur einigermaßen richtigen Maaß- 
ftab abzugeben vermag für die Beſteuerung, fondern cd 
fommt bier alled auf die Art und Weiſe an, wie bed 
Menfchen geiftige und phyſiſche Kraft diefer todten Maffe 
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Leben einzuhauchen verftcht, wie Diefelbe von der Be— 
triebfamkeit des Menſchen ald Werkzeug benußt und an- 
gewendet wird zur SHervorbringung von Werthen, von 
Dingen, tauglih zur Befriedigung menſchlicher Zwecke. 
Eine gehörige Ausmittelung und Erforfchung diefer Be: 
dingung aber, ohne welche jede Beurtheilung des Wer- 
mögend- Beftandes durchaus fehwanfend und ungenügend 
erfcheint, ift, wie leicht begreiflich, in den meiften Fällen 
hoͤchſt mühfam, in vielen ganz unmöglid). 
| Der Grundfag, daß ein Jeder nach feinem Wermö- 
gen zur Beſtreitung de® öffentlichen Laften beitragen folle, 
ift leicht ausgefprochen, allein die Anmendung deffelben 
und die Art, die Vermoͤglichkeit zu beftimmen, ift es 
eben, woran die Weisheit der Theorie gemöhnlid) fcheiterf. 
Mic willmen, fragt Schmalz; (Handb. d.Staate- 
wirthſch. ©. 319) mit Recht, das Vermögen der Ein- 
zelnen ſchaͤtzen? Sollen alle Sadyen, aud) veralterndes 
Geräth und Kleider veranfchlagt werden ? oder bloß nuß- 
bare Kapitale? Und dieſe nußbaren Kapitale, wie will 
man fie mit einiger Gewißheit erfahren? Der Prahler 
und der Betrüger werden fo viel mehr; ber Geizige fo 
viel weniger angeben, und wenn fie auch nicht Meineide 
begehen, fo wird ber Eine unſichere Kapitale als fichere, 
der Andere die ficherften wegen bloßer Möglichkeit des 
Verluſtes al8 unficher angeben. Kann man wohl den 
Kaufmann, den En Tag um großes Vermögen bringen 
kann, mit dem glei reichen Gutöbefißer, den nur Auf: 
uhr in der Natur felbft um das einige ganz bringen 
kann, gleich befteuern? Oder fol, wer mit feinem Ver: 
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\ 
mögen zwanzig vom Hundert gewinnt, nicht anders zah⸗ 
lien, als wer vier? Und wie will man dies alles er- 
forſchen? 

Soll der Staat, fragt der gedachte Schriftſteller 
an einem andern Orte (Staatswirthſchaftslehre 
in Briefen III. 197), in die Geheimniſſe der Fami⸗ 
lien mit inquijitorifhen Maaßregeln eindringen? Soll 
Eein Hausvater feinen verfchwenderifchen Verwandten oder 
den auf feinen Zod lauernden Erben den Zufland feines 
Vermoͤgens verheimlichen dürfen? Und wenn Died ver« 
boten waͤre, und vechtlicher Weife verboten werden Eönnte, 
wie foll der Abgabenpflichtige fein Wermögen angeben? 
Soll er Bücher und Kleider und Hausgeraͤth angeben 
nad) dem Preife, wie ihm dies alles neu gekoftet hat, oder 
nach dem, was er vielleicht von einem Zrödler dafür erhalten 
konnte, wenn er es verkaufen wollte? Wie fol er unfichere 
Kapitale verfteuern? Sol die Angabe für richtig ange: 
nommen, oder fol ihre Richtigkeit nachgewiefen werden? 
Sollen die Formen der Nachweifungen für alle Stände 
gleich feyn, oder will man, wie in Oeſtreich bei ver 
GSrundftener- Regulitung, auf die fiıdem nobilem et sa- 
cerdotalem 'einiger Volks: Klaffen ohne Weiteres bauen? 
Und wenn man bei dieſen Nachweifungen, da Doc, immer 
am Ende nichts anders übrig bleibt, auf den Eid rekur- 
rirt, welche Menge von. Eiden werden von Nichtswärdi- 
gen gefchworen werden, und wie vielen Gewiſſenhaften 
flört man die Ruhe und den Frieden des Gewiſſens durch 
die verlangte eidliche Angabe? Wie will man bei einer 
ſolchen Selbſtſchaͤtzung die individuellen Anfichten in's 
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Gleichgewicht bringen, benen jeder Pflichtige immer bei 
ſeiner Schägung folgt? Werden nicht Beide, Gewiffen- 
hafte und Gewiffenlofe, durch ihre auf nie zu vermeiden: 
den individuellen Anfichten beruhende Werthſchaͤtzung jede 
Gleichheit ganz zerrütten und auflöfen, ohne daß es ir- 
gend nur möglich feyn wird, diefe je zu erhalten? Und 
welche Menge von Verraͤthern reizt man zu falfchen De⸗ 
nunziationen? Welcher Kapitalift, der nicht Grundflüde 
befißt, wird gern in einem folchen ‚Lande bleiben? Wie 
aber follte gar ein Zremder auf den Einfall gerathen, 
fi) dort anzufiedeln, wo er felbft nicht einmal über das 
unfhädlichfte Geheimniß, wie viel er Bermögen befißt, 
ohne Nachforfchungen bleiben Tann? 

Vortreffli hat der brittifche Staatögelehrte Craig 
(Elements of political science, IIL 1) die Schwierig: 
keiten auseinander gefeßt, welche überall die Ermittelung 
des Bermögens zum Behufe der Beſteuerung darbietet, 
mit lebendigen Karben hat derſelbe infonderheit die Ge⸗ 
fahren gefchildert, welche in gar häufigen Zällen mit 
dem Belanntwerben ber Vermoͤgens⸗-Umſtaͤnde für den 
Handeld- und Gewerböftand verbunden find. Es ftoßen, 
fagt er, beinahe unäberwindlihe Schwierigkeiten auf bei 
der Schägung ded Vermögens der Einzelnen. Der Werth 
des Grund⸗Eigenthums kann wohl, bis zu einem ge- 
wiflen Grade, beftimmt werden, es lafien fi), obgleich 
mit weit größerer Mühe, vieleicht Mittel erfinden, um 
den ungefähren Belauf bed auf Binfen auögeliehenen Gel- 
des auszumitteln, aber alle Berfuche, kaufmaͤnniſches Ka⸗ 
pital zu fhäßen, werben, während fie zugleich fruchtlos 
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find, auf Bebrüdung und Ungerechtigkeit hinauälaufen. 
Ohne eine fpäherartige- Nachforfchung über Jedermanns 
Privat: Verkehr: fcheint es unmöglich, über das Vermoͤ⸗ 
gen ber im Handel begriffenen eine Vermuthung zu ſchoͤp⸗ 
fen, die billigerweije bei einer allgemeinen Befteuerung 
zum Grunde gelegt werben dürfte, auch, läßt fich nicht 
wohl einfehen, wie ſich eine ſolche Nachforſchung erfolg 
reich machen, und gegen die verberblichften Mißbraͤuche 
verwahren ließe. — In Holland ift bei verfchiebenen 
Gelegenheiten Jedermann angewiefen worben, in einem 
gewiſſen Verhältniffe von feinem Vermoͤgen an den oͤffent⸗ 
lichen Schatz zu zahlen, und nachher, ohne daß fein Bei⸗ 
trag bekannt wurde, vor der Obrigkeit eidlich zu erhät- 
ten, DaB er dem Geſetze redlich nachgekommen. Wenn 
ſich das Volk in völliger Zufriedenheit mit den öffent 
lihen Maaßregeln befände, Eönnte eine ſolche Beſteue⸗ 
tungö=- Methode, falld man felten dazu feine Zuflucht 
nahme, vielleicht wirkfam feyn. Wenn glei) einige We- 
nige ber Abgabe entfchlüpfen möchten, fo würde doch Die 
große Mehrheit der Nation wenig Neigung haben, den 
Staat zu betrügen. Es ift aber immer ak ‚bes 
Menſchen Bortheil mit feinen Pflichten in Widerftreit zu 
bringen, und insbefondere gefährlich, dieſen Widerftreit 
regelmäßig und beftänbig zu machen. Anfangs mag wohl 
ein gewiſſes Gefühl der Sittlichkeit und dir vom Betruge 
ugzertrennlide Selbft= Erniebrigung bei einem beträcht- 
lichen Theile der Steuerpflichtigen die Oberhand gewin⸗ 
nen über den Eigennug, aber mit Recht ift zu beforgen, 
daß nur Wenige gegen die wiederholten Eingebungen ber 
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Selbſtſucht, gegen die Anſteckung des Beiſpiels, und ge- 
gen bie Weberzeugung, daß Fefthaltung der Wahrheit eine 
Ungerechtigkeit gegen fie felbft herbeiführen müffe, Probe 
halten werben. Cine Vermögens: Schäßung nad) eibli= 
cher Ausfage würde vielleicht für einmal mit Redlich⸗ 
feit geſchehen, wiewohl felbft dies wahrfchemlid eine zu 
fanguinifche Erwartung feyn dürfte, wenn man aber Die 
Vermögens: Steuer zu einer ordentlichen Quelle des öf- 
fentlichen Einkommens werden ließe, dann wuͤrde fie ges 
wiß die GSittlichkeit ded Volks untergraben. Anfangs 
würden vielleicht nur die Unredlichen die Laſt von ftch 
felbft auf ihre vedlichen Nachbaren wälzen, indeß wuͤrde 
dad Gefühl für Recht allmahlig durch mancherlei, von 
dem Streben nad) Befreiung von der Abgabe eingege- 
bene, Ausflühte und Sophismen erflidt werden; das 
Vorherrſchen diefer Art von Betrug würde gewifleemaßen 
deſſen Sclechtigkeit verſtecken, und zulebt würden, da 
der Steuer : Ausfall nothwendig mit den Befreiungen ſtei⸗ 
gen müßte, fogar die Redlichften gezwungen feyn, falfche 
Angaben zu machen, um nur nicht zu Grunde gerichtet 
zu werden. Bei einem folchen Syſteme würde jeder Bürs 
ger nicht fo fehr nach Berhalmiß feines Vermoͤgens, als 
nach Maaßgabe feiner Wahrheitö- Liebe Beitrag leiften. — 

‚Würde, bemerkt Craig ferner, jeder Steuerpflicy: 
fige gezwungen, öffentlich den Betrag feines Vermoͤgens 
fund zu thun, dann würde ſolches wahrfcheinlich viel er- 
giebiger ſey für die Staatdö- Kaffe, ald wenn man ihm 
erlaubte, fich im Geheimen zu ſchaͤtzen. So lange, ald 
noch nicht eine Art von ſtillſchweigender Berabrebung, das 
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Eigenthum unter bem Werthe anzufchlagen, Statt findet, 
als noch nicht ein vollkommenes Einverſtaͤndniß darüber 
eintritt, daß jeber Bürger ſich des Meineids ſchuldig 
mache, wird ed zur Aufrechthaltung des kaufmaͤnniſchen 
Kredits nothwendig feyn, daß jeder Geſchaͤftsmann fi 
mit einigem Anfcheine der Gerechtigkeit abſchaͤtze. Es 
wird jeboch hier auf die Öffentlihe Ermarfung und die 
wahrſcheinlich aus deren Taͤuſchung entfpringenden nad 
theiftgen Folgen mehr Rädficht genommen werben, als 
auf die Wahrheit der Angabe. Derjenige, deſſen Vermoͤ⸗ 
gen keinem Zweifel unterworfen iſt, wird die kleinſte 
Summe bezahlen, melde die Rüdfiht auf feinen Cha: 
vater nur erlaubt. Auf der andern Seite wird der Mann, 
deſſen Bermögens-Umftände fih zur Neige wenden, in 
die Verfuchung gerathen, feine Verlufte zu verbergen, und 
von kuͤnftigen Gluͤcksfaͤllen eine Gelegenheit zu hoffen, 
welche die ihm widerfahrene Ungerechtigkeit wieder gut 
made, dadurch aber, Daß er eine Steuer, die er weiter 
bin nicht mehr leiften kann, bezahlt, wird er ſich in ein 
noch rettungsloſeres Unglüd vertiefen. Es werden bie 
Betrügerifchen mittelft eines zuletzt für ihre Angelegen- 
beiten verderblichen und für ihre Gläubiger nachtheiligen 
Aufwandes fi im Stande befinhen, irrige Meinung uͤber 
ihren Glickszuſtand zu verbreiten und fo auf faliche 
VWeorausſetzungen einen Kredit zu begruͤnden X welden fie 
ſich auf keine andere Weiſe hätten verfchaffen können: 
Es kann aber nicht gerecht feyn, auf ſolchem Wege Dies 
jenigen, welde in Gefahr fiad, in Armuth zu verfinden, 
gaͤnglich niederzudruͤcken, noch fuͤr's Allgemeine zutraͤglich, 
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ein eitles Syſtem des Kredits zu begünftigen, burd wer 


ches die Leichtfinnigen,, wenn fie glüdlich find, zum Reich⸗ 


thum binauffteigen, und wenn fie ungluͤcklich find, ale’ 
Diejmigen zu Grunde richten Tönnen, welche duch die 


hohe Summe der Steuer: Beiträge verleitet worden, fie 
für wohlhabend zu halten. 

Sollte aber, fügt Craig hinzu, die Nachforſchung 
ber Vermögens -Umftände der Handelsleute öffentlichen 
Beamten übertragen werben, dann würde dieſelbe, wäh 
rend fie zur Verhinderung von Betrügereien fehr unwick⸗ 
fam wäre, ausnehmend Loftfpielig werden, und koͤmmte 
überdieß nuͤr Höchft verderbliche Folgen haben. Sie wer 


möchte nämlich nicht, ihren Zweck zu ‚erreichen, woher 


nicht alle und jede Umftände genau geprüft würben, und 
ed wäre dazu eine große Menge in jedem Zweige be 
Handels erfahrener Steuerbeamten erforderlich. Ihnen 


müßte jedes Geheimniß aufgededt, jede Art und Weile, 
wie fid) das Gefchäft am beften leiten ließe, haarklein 
auseinander geſetzt werden. Diefe Beamten und ihre 
Breunde würden fomit in ben Stand gefeßt werben, mit 
Gewißheit in Erfahrung zu bringen, welche Zmeige des 
Handeld ‚die einträglichflen wären und der Kaufmann 
würde fi) aller der aus überlegener Kenntniß, ausge 
breiteter Werbindung, großer Erfindungsktaft und Bene 
theilung entfpringender Vortheile beraubt fehen — Die 


Wirkungen einer folhen Nachforſchung könnten: unter be 
fondern Umftänden für den Kredit hoͤchſt nachtheilig. wer- 
ben. Bel allem Taufmannifchen Verkehre findet bald 


Verluſt bald Gewinn Statt. Cine: Unterfuchung der Ver⸗ 





| 





mögend »Bechältniffe eines Kaufmanns: kurz nach eini⸗ 
gen unglädlihen Spekulationen, zumal wenn, folche eine ' 
beträchtliche Herabſeßzung feines Steuer : Betrags zur Folge 
hätte, koͤnnte feine Gläubiger beunruhigen und dadurch, 
daß fie unerwartete Anforderungen gegen ihn. veranlaßte, 
das, was fonft ein bloß vorübergehendes Ungemach ge- 
wefen wäre, in ein dauerndes Ungläd umwandeln. . Im- 
me würde ein ſolches Syſtem ber Dberaufficht in die 
Hände ver Öffentlichen Beamten eine bem Mißbrauche gar 
Hehe unterroorfene Amtögewalt legen. Wenn Dieje gleich 
Memandes Vermögen zu hoch ſchaͤtzen Eönnten ohne bef 
ſen Einwilligung, fo möchte es doch leicht große Beld- 
figung veranlaſſen, ihren Neberfchägungen zu wiberfte 
ben; ſtets aber würde e& in. ihrer Gewalt feyn, das 
Eigentum unter dem. Werthe zu ſchaͤtzen, und fo ihre 
Freunde auf Koften der Geſammtheit zu begünftigen. 
Um Milderung der Steuerjäge zu erlangen, ließe ſich von 
Vanchen  Herablaffung zu’ den unwuͤrdigſten Kuͤnſten er⸗ 
Werten. . Sie. würden die eifrigſte Anhaͤnglichkeit ſelbſt an 
die ſchlechteſte und verwerflichſte Bermaltung erheucheln, 
fie würden fich mit Geduld der  unverfchämteften ‚Gewalt 
thaͤtigkeit unterwerfen, fie wuͤrden öfters: Eriechen vor den 
zur: Steuerſchaͤtzung ümgeorbneten öffentlichen Beamten. 
Zum ‚Schmeichelei würden Manche noch Die Beſtechung 
Sinmfügen, in‘ der Erwartung, buch Milderung ihrer 
" teuer Quoterteichlichen Erſatz zu finden für.die darge: 
btachten Opfer. Und, ſollten alle dieſe Künfte fehlichla- 
gun, fo: mäcben fie ihee-Buflucht nehmen zu falſchen An- 
gaben. Ani ihren Buͤchern und zu taufende andern Kunſt⸗ 
{5 * 
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‚griffen, wodurch fich der wirkliche Stand ihrer Angele- 
genheiten verbergen ließe. Die Unredlichen würden fal- 
chergeftalt von Öffentlichen Laften befreit bleiben, die Ehr⸗ 
lichen und Wahrhaften aber denſelben unterliegen; und 
indem fo dem Betruge gleichfam eine Belohnung ausge 
ſteckt wäre, müßte die Sittlichleit der Nation bald durch⸗ 
aus verberbt und untergraben werden. 

Bei keiner Art von Steuern, bemerkt Luͤder (a. a. 
9. II. 570) fehr richtig, kommt das Zutrauen des Volks 
zur Regierung und die Weberzeugung des Volks von 
der Nothwendigkeit der Abgabe zur Unterhaltung bes 
Staates fo fehr in Frage wie bei den Steuern auf 
dad Vermoͤgen. Nur Unterthanen, bie volles Ver⸗ 
trauen zu ihrer Obrigkeit haben, die von der Rotb- 
wendigkeit der Steuer zur Erhaltung des Staates über 
zeugt find, und feft glauben, daß der Ertrag der Abs 
gabe redlich für den Staat verwendet werde, berechti- 
gen zu der Erwartung, daß fie ehrlich ſich felbft tari- 
ren und gewiflenhaft Zahlung leiften werben. Jenes 
Zutrauen und jene Ueberzeugung herrſchte unter den Ham- 
burgern, Holländern und Schweizern, und fie 
alle entrichten die Vermögens - Steuer mit der größten 
Bereitwilligkeit und Gewiſſenhaftigkeit. Weil aber jener 
Glaube und jene Ueberzeugung unter den Bürgern Nürr- 
berg's nicht herrſchte und auch nicht herrſchen konnte, 
mußte von jedes Buͤrgers Vermoͤgen ein gerichtliches 
Inventarium von Zeit zu Zeit aufgeſtellt werben. Kann 
eine Regierung von den Unterfhanen erwarten, , was von 
ben Bürgern Hamburg's erwartet und vom biefen- auch 





wirklich geleiftet wurbe, Ihın macht die Art, wie die 
Vermoͤgensſteuer entrichtet wird, die Unterthanen williger 
zu ihrer Entrichtung alz zur Entrichtung irgend einer ans 
- dern Steuer; und ed koſtet dann auch die Hebung der» 
felben dem Staate nur eine, Kleinigkeit, faft nichts. — 
Sind indeß gewiſſe Volksklaſſen von Alters het ganz 
ober zum Theil von ber Vermoͤgensſteuer auögenommen, 
dann Tann man eben fo wenig auf freiwillige und gewil« 
fenhafte Zahlungen als auf einen hohen Ertrag ber Steuer 
rechnen. _ | 
Der Vermögensfteuer im engern Sinne 
legt immer die ganz irrige Idee zum Gyunde, der Gü« 
ter⸗ Erwerb und das Einkommen des Abgabepflichtigen 
berube lediglich auf der ihm zu Gebot flehenden Güter: 
Maffe, und ed fen daher auch ein Jeder mehr oder we: 
niger geeignet zur Entrichtung von Abgaben nad) dem 
Berhältniffe dieſer Guͤtermaſſe. Die Aufgabe eines halt: 
baren Abgaben: Syftems befchränkt fid) aber Feineswegs 
auf ein leichtes Nehmen der für den öffentlichen Bedarf 
nöthigen Summe, fondern ed kommt hier vor allem bar- 
auf an, daß durch diefed Nehmen nicht der: regelmäßige 
Gang ber Volksbetriebſamkeit auf eine widernatuͤrliche 
Weiſe geflört werde, und diefe nachtheilige Wirkung dußert 
gerade bie in Rede ftehende Abgabe in fehr hohem Grade. 

Eine Bermögend-Steuer, urtheilt Log, ſcheint 
feinen andern Zwed zu haben, ald nur den, durch ihr 
prinziplofes Nehmen den Reichen drmer und am Ende 
Alle arm zu machen. Auch kann fie wirklich zu nichts 
weiter führen, als zu einer allgemeinen Verarmung aller 
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Abgabepflichtigen. Wirkt eine" Abgabe, welche Die niedere 
und ärmere Volksklaſſe drüdt, dem allgemeinen Wohl- 
ftande entgegen, fo thut fie es imwer doch nur negativ, 
fie druͤckt nur den Armen allein; aber eine Ueberlaſtung 
des Reichen wirkt immer felbft pofitiv; fie druͤckt nicht 
den Reichen allein, ſondern, da fie ihm die Gütermaffen 
uimmt, welche er zur nüglichen Befchäftigung und zur 
Ernährung der aͤrmern Volksklaſſen anwenden konnte, 
fo richtet fie zugleih mit dem Reihen auch die leßtern 
Boltsklafften zu Grunde — Alles Kapital= Vermögen, 
was irgend ein Boll oder einzelne Glieder deffelben be- 
ſitzen mögen, ſt freilih an fi nichts weiter als eine 
todte Maffe, die, wenn fie der menfchliche Geift bei der 
Uebung feiner Betriebfamkeit nit als Werkzeug benußt, 
weder neue Güter, noch überhaupt Einkommen fchafft. 
Aber — was in der Finanz-Politif bei der Würdigung 
biefer Theile des Volks-Beſitzthums nie überfehen«: wer: 
den darf — bie Kapitale find zum regelmäßigen Forte 
gange unſerer Betriebſamkeit hoͤchſt nothwendige Werk⸗ 
zeuge, ja die ſchaͤtzbarſten, welche den Menſchen dabei 
zu Gebot ſtehen. Dieſen Punkt in's Auge gefaßt, ſpricht 
ſich in einer jden Abgabe, welche vom Kapitale irgend 
eines Gliedes des betriebſamen Volks erhoben wird, bei 
einer genauern Analyſe der Natur der Dinge, eigentlich 
nichts weiter aus, als eine wirkliche und weſentliche Be⸗ 
ſchraͤnkung in der Uebung ſeiner produktiven Kraft, und 
eine gefliſſentliche Verſtopfung irgend einer, zwar nicht 
unmittelbar, aber doch mittelbar, ſehr ergiebigen Quelle 
des Volkseinkommens. Eine Abgabe weiche dab Kapital 
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des Abgabepflichtigen felbft angreift, vernichtet nothwen⸗ 
diger Weife die nöthige und fortwährende Ergiebigkeit 
der Quelle, aus der die Abgabe in die Öffentlichen Kaſ⸗ 
fen fließen Tann. ine folche Abgabe macht alfo dur 
fi) felbft e8 dem Staate und der Regierung unmöglich, 
fie fortwaͤhrend unverkürzt und ohne Schwierigkeit vom 
Abgabepflichtigen erheben zu koͤnnen. — Gerade barin, 
dag man dieſen Punkt bei den von unfern Regierun: 
gen angenommenen Abgabe: Syflemen nicht überall mit 
ber gebührenden Sorgfalt beherzigt hat, liegt der Grund, 
warum in manchem Lande, felbit bei mäßigen Abgaben, 
der Volkswohlſtand ſich dennoch nicht hebt. Durch der: 
gleichen Auflagen werden oft die nüßlichflen Gewerbs⸗ 
Unternehmungen ſchon in der Geburt erftickt, oder, kom⸗ 
men fie dennod zum Leben, in einer fteten Ohnmacht 
und Kraftlofigkeit erhalten; weil die Produktiv : Kraft- 
aus Mangel an dep nothwendigen Beförderungsmitteln 
ihrer Wirkſamkeit ſich hier weder gehörig entfalten, noch 
je zu ber nöthigen Staͤrke und Lebendigkeit gelangen 
kann. Ein foldhes, die Wolköbetriebfamkeit in ihrem Ins 
nerften erfchütterndes Abgaben » Syflem vernichtet Die 
Urbedingungen ded Volks-Wohlſtandes, und eben das 
durch wird es fo drüdend für das Wolf, drüdender noch 
als felbft die höchften Abgaben erhoben von dem Ein- 
tommen. on 

Wenn Jemand, bemerkt in dieſer Hinfiht Craig 
(a. a. ©. IU. Einteit.), auf ſolche Art befteuert wird, 
daß er die Abgabe von feinem gewöhnlichen Aufwande 
erübrigt, dann werden bie Genuͤſſe, benen er entjagt, 
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einen genauen Maaßſtab feines Steuerbeitrags abgeben. 
Er wird freilich eines Theils feiner gewohnten Genuͤſſe 
beraubt, und die Summe, welche er erübrigt, wird von 
der Regierung audgegeben, aber die Steuer verurfadyt 
doc) den Bürgern Feine Einbuße über jene Entbehrung 
hinaus. Anders verhält ed fi mit Steuern, welche das 
Kapital verringern und dadurch, daß fie den zukünftigen. 
Ertrag verhindern, die Quellen des Tünftigen Genuffes 
verftopfen. Solche Steuern berauben die Individuen nicht 
allein fo vieler Werthe als die Steuer beträgt, fondern 
auch aller derjenigen Vortheile, welche in einer Reihe von 
Sahren aus ber Werwendung des Kapitald gezogen wers 
den würden. Sie haben fogar eine noch nachtheiligere Wir⸗ 
tung, denn, da der Eigenthümer wahrfceinlich einen Theil 
dieſer Weberfchüße jährlid zu feinem Kapitale hinzuge- 
fügt haben würde, fo verhindern fie zugleich, dad ver⸗ 
mehrte Einkommen zu erlangen, ad fein angehäuftes 
Kapital hervorgebraht haben würde. In manden Faͤl⸗ 
len kann aud) die Verringerung feined umlaufenden Ka- 
pitals einen Theil feines flehenden unfruchtbar machen. — 
Steuern, die dad Kapital treffen, find folglih druͤcken⸗ 
ber als Steuern gleichen Belaufs, die vom Aufwande 
bezahlt werden; in der Sprache. Adam Smith’s zu 
reden, entziehen diefelben den Tafchen der Leute eine weit 
größere Summe ur Öffentlihen Schatze ein⸗ 
bringen. — | 

So lange’ die zur Befriedigung des Staatöbedarfs 
erforderlihen Summen aus Dem gezogen werden, was 
fonft durch die Vermoͤgens-Beſitzer verzehrt worden wäre, 

® 
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fügt Craig Hinzu, wird das Fortſchreiten des’ National« 
reichthums nicht unmittelbar verhindert. Das Kapital 
hört nicht auf, einen jährlichen Zuwachs zu erhalten und 
diefee Zuwachs kann eben jo auf neue Spekulationen im 
Aderbau, in Manufakturen oder im Handel verwendet 
werden, ald wenn keine Steuern irgend einer Art erhos 
ben wären. Ein Theil des allgemeinen Volks⸗Einkom⸗ 
mens wird auf eine Weiſe verzehrt, bie von ber in etwas 
verfchieden ift, welche Statt: gefunden haben würde, wenn 
berfelbe in den Händen feiner Eigenthümer geblieben wäre, 
und wahrſcheinlich auf eine weniger vortheilhafte Weife; 
allein die Hülfsquellen der Nation, welche in der Faͤhig⸗ 
feit beftehen, den Öffentlichen Aufwand fortzufegen ober 
ſelbſt zu vergrößern, erleiden Dadurch Feine Verringerung. 
Da der Gefammt-Berbraud) dadurch nicht vermehrt wor: 
den ift, fo wird auch der Gefammt = Wohlitand nicht 
vermindert. Es koͤnnen noch eben fo viele Einwohner 
ihren Unterhalt finden, noch eben fo viel Arbeit gebraucht, 
noch eben fo viel Gewerke in Thaͤtigkeit gefegt werben, 
als vor Einführung der Steuer ber Zall war, und da 
alle Quellen des Einkommens der Individuen unverrin- 
gert bleiben, fo kann immer noch ein gleiches Einfommen 
vom Volke erhoben und zum Dienfle des Staates ver- 
wendet werden. Wenn dagegen durch die Wirkung einer 
Steuer dad Kapital der Nation vermindert wird, fo 
muß die Verfchleuderung der früherhin zu Aderbau, Ma- 
nufaktur und Handel beflimmten Mittel eine verhältniß- 
mäßige Verringerung des jährlichen Ertrags von Land 
und Arbeit zur natürlichen Folge haben. Solche Steuern 
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verwandeln einen Theil des Nationalvermoͤgens aus Ka⸗ 
pital in unmittelbaren Aufwand, aus fruchtbarer Anwen⸗ 
dung in unfruchtbare Verzehrung, und indem ſie derge⸗ 
ſtalt die Grundlagen des Wohlſtandes untergraben, er⸗ 
ſchweren ſie die Aufbringung der Mittel zur Deckung 
kuͤnftiger Staats⸗Beduͤrfniſſe. So lange die oͤffentlichen 
Abgaben aus Dem gezogen werden, was die Individuen 
feloft verbraucht haben würden, Tann den Kraftanſtren⸗ 
gungen des Staates kein anderes Ziel dev Beſchraͤnkung 
vorgefteckt werden ald die Weigerung des Volks, ſich fer 
neren. Entbehrungen zu unterwerfen, allein, wenn Das 
Kapital angerüuhrt wird, dann führt dad Befteuerungs- 
Syſtem jählingd zur Privat- Armuth und Staats-Schwaͤ⸗ 
he. Eine Nation, die den Aufwand mit ſchweren Steuern 
belegt, Tann mit einem eitelen Manne verglichen werben, 
der fparfam zu Haufe lebt, um draußen eine glänzende 
Figur zu maden, eine Nation, die das Kapital mit 
@teuern belegt, mit dem Verſchwender, den, weil er 
jährlich mehr al& fein Einfommen verbraucht, gar bald 
in's Verderben geräth. Jener kann feine Lebensweife von 
Fahr zu Jahr fortfegen, und bei feinem Tode feinen Kin⸗ 
bern ein unverringertes Vermoͤgen binterlaffen, dieſer 
verwirrt feine Angelegenheiten täglich mehr und mehr, und 
verſinkt mit progrefjiver Schnelligkeit in Armuth und Elend. 

Ricardo (Principles of politic. economy and 
taxation VII. 1) ift der Meinung, Auflagen griffen nicht 
darum nothiwendig das Kapital an, weil fie aufd Kapi- 
tal gelegt find, und eben fo wenig das Einkommen, weil 
fie auf das Einkommen ruhen. - „Wenn ih," „fagt ee,” 
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„von Tauſend Pfd. St. jaͤhrlichen Einkommens Einhun⸗ 
dert Pfo. an Auflagen zahlen muß, ſo wuͤrde dies eine 
Beſteuerung meines Einkommens ſeyn, ſobald ich mich 
begnuͤge, die uͤbrig bieibenden Neunhundert Pfd. bloß zu 
verzehren, dagegen aber mein Kapital angreifen, wenn 
ih fortfuͤhre Tauſend Pfd. auszugeben.” Dieſe Bemer- . 
kung mag allerdings wahr ſeyn, nur rechtfertigt ſie, wie 
Lotz gezeigt, eine umſichtsloſe Anwendung des Kapitals 
als Maaßſtab fuͤr die Vertheilung der oͤffentlichen Abga⸗ 
ben auf keinen Fall. Denn, was, wie Ricardo am 
Ende felbft zugefteht, nicht vom Kapitale genommen 
werden darf, darf auch nicht nach dem Verhaͤltniſſe des 
Kapital = Befißes ausgetheilt werden. Der Maapftab für 
die Vertheilung einer Steuer kann nirgends gefucht wer⸗ 
den, als in der Eigenthümlichkeit des Gegenftandes felbft, 
auf welchen die Steuer zu legen iſt. — 

Kapital ift ftetd und allenthalben Vorbedingung 
der Produktion. Wie lange koͤnnte wohl ein Steuer- Sy 
fiem dauern, was die Quelle verftopft ober allmählig 
austrocknet, welche Landwirtbfchaft, Induflrie und Han⸗ 
bei fortwährend befruchtet, welche vorzugsweiſe mitwirkt 
zum Gebeihen, zur Entwidlung und Belebung jeglichen 
Zweigs der Werthichaftung Würde nicht bei fortgefeßter 
Befolgung diefes Syſtems Die Nation von Jahr zu Jehr 
immer mehr verarmen? wuͤrde ſonach nicht die Finanz⸗ 
Wirthſchaft gleich dem Saturn ihre eigenen Kinder ver⸗ 
ſchlingen und ſich ſelbſt verzehren? 


1. Snöbefondere. 


Bon bes Abzugs » Steuer. 


Als eine befondere Gattung ber Öffentlichen Abga⸗ 
ben, welche das Wermögen bei unverändertem Beſitzſtande 
treffen, ift bie bier und da noch vorlommende Abzugs⸗ 
Steuer zu betradhten. Man verfteht darunter die Ab⸗ 
gabe, welche bei Verpflanzung des Wermögend von dem 
einen Orte zum andern erhoben wird. In der Regel 
findet diefe Abgabe bloß Statt beim Abzuge bed Ders 
mögend in’d Ausland, indeß find auch die Falle nicht 
felten, wo man Abzugsgeld von Jedem erhebt, der felbft 
innerhalb des Landes aus einer Stadt in die andere, oder 
aus einem Bezirke zum andern zieht. 

Eine Abgabe diefer Art, fie mag Fremde treffen 
oder @inheimifche, ift dem Intereſſe eines jeden Staa⸗ 
tes zuwider, denn fie flört gewaltfam ben wechfelfeis 
tigen Verkehr der Völker und der Einzelnen, wirkt der 
Einbringung fremder, die Anduftrie belebender, Kapitale 
entgegen und gibt zu Retorfionen Anlaß, die den Natio- 
nalmwohlitand gefährden. Die Freiheit dagegen, mit feis 
nem Vermoͤgen abziehen zu Tönnen warn umd wohin 
man will, zieht Kapitaliften und thätige, unternehmenbe 
Köpfe aus der Fremde in's Land, ein Vortheil der un- 
berechenbar groß ift und überfchwenglih den Verluſt 
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aufwiegt, welcher aus der Entbehrung ber Atzugs · Steuer 
für den Öffentlichen Schag erwachſen mag. - 

| Gegen das Recht der Regierung, Abzugsgeld zu 
erheben, wird von Eggers angeführt, baß ein ſolches 
Recht mit ber natürlichen Zreiheit ſtreite, daß es ein 
Ueberbleibfel ber Idee fey, die Menſchen hätten eine 
Art von Verpflichtung. auf fih, in bem Staate gu: schen 
und zu flerben, in. dem fie geboren worben, eine Ber 
pfihtung, von ber fie bush die Zurädlaffung eines 
Iheils ihres Vermoͤgens ſich losfanfen müßten, und dag 
man vergefie, daß der Hinwegziehende durch die von 
ihm bewirkte größere Geld - Zirkulation dem Staate bes 
reits vergolten habe, was er ihm fchuldig fey. 

Zur Erhaltung ded Kapitald im Lande, bemerkt 
Lüder (a. a. O. UI. 604) fehr richtig, bebürfen wir 
des Abzugs- Rechts nicht; das Kapital erhält ſich felbft 
im Lande. Begüterte Bürger koͤnnen nicht wie Zugvoͤgel 
davon ziehen. Nicht ohne Verluſt können wir unfer Eis 
gentbum in Elingende Münze verwandeln, unb der Ab- 
zug aus dem Lande ift gewöhnlich mit großen Koften 
verbunden. Können wir unfer Kapital im Lande bes 
nußen, es vortheilhaft darin anlegen, fo denkt Keiner 
von und an dad Hinwegziehen, Tönnen wir aber das 
nit und haben wir Hoffnung im Auslande den mit 
dem Abziehen verbundenen Werluft in kurzer Zeit drei 
und ſechs und zehnfach zu erfegen, jo Bann bad Abs 
zugögeld und nicht binden, und fo follte man es auch 
nicht einmal verfuchen, durch dieſes Hecht Jemand zu 
binden, da bei der großen Verkettung der zivilifisten Nas 


tionen mit einander kein Volk allein gerotunen kann. Das 
Land, das nicht alle feine Kapitale felbft anzulegen im 
Stande ift, ‚genießt von dem nicht angelegten "Theile 
berfelben auch nicht den mindeflen Vortheil, aber ihm 
eröffnet fi die Ausficht zu einem Gewinne, nimmt das 
in ‚den Gewetben des Audlandes andelegte Kapital und 
damit auch daB Cinkommen des Auslandes u: Die wohl- 
habenderen Nachbaren koͤnnen uns einen Berdienſt geben, 
ben fie, weniger wohlhabend oder am, und zu geben, 
air im Stande 1. — 
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Swettes Ropiter 


Bon der unmittelbaren Beſteuerung des Stamm⸗ Vermögen 
bei veränbertem Beſitzſtande. 


I. Ueberhaupt. 


Vieifaltig und mannigfach ſind die zffentüichen Ab⸗ 
gaben, welche die Finanzkunſt neuerer Zeit erfunden hat 
zur Beſteuerung des fachlichen Stamm-Vermoͤgens beini 
Uebertritte deſſelben von der einen Hand zur andern und 
in Beziehung auf dieſen Uebertritt. Die am haͤufigſten 
in den Finanz⸗Budgets vorkommenden Steuern dieſe 
Art aber find: 

1. die, welche wegen VWeräaußerung, Verpfaͤm— 

dung ꝛc. des Vermoͤgens und 

2. ſolche, welche bei Vererbungen 
geforbert und erhoben werden. . 


II. Inöpefondere 


a. Bon ber BBefleuerung des Gtammvermögend bei beffen - - 
Beräußerung. und Verpfaͤndung. 


Eine Hauptgattung von Steuern viſer Art bilden 
die, welche beim Uebertritte von Vermoͤgens-Beſtand⸗ 
theilen irgend einer Ark von der einen Hand zur andern 
unter der Benennung - von Stempet, -Einregiftrk 
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rungds oder Eintragungsd » Gebühren erhoben 
werden. 

Die Freiheit, fein nugbares Eigenthum zu veräus 
Gern, fagt Buͤſch, ift eins der eriten und angenehmen 
Erforberniffe des Eigenthbumd-Rechtd. Freie Völker fin- 
ben daher etwas Verhaßtes in den Abgaben auf die 
Veränderungen des Befißed und willigen ungern oder 
gar nicht in biefelben. 

Die Eintragung von Verträgen über Kauf, Tauſch, 
Miethe, Darlehn, Berechtigungen, Erbichaften ıc. in bie 
Gerichts⸗ und Hppothefen- Bücher dient zur Sicherung 
des Eigenthums und rechtlicher Anſpruͤche, nuͤtzt mithin 
Denen, welche dergleichen Eigenthum und Anfpräche he 
ben. Nicht unbillig ift ed, daß Diejenigen, welche, nicht 
gufrieden mit dem allgemeinen Schutze der Gefehe, für 
fid) und ihre Angelegenheiten noch eine befonbere Garantit 
der Öffentlichen Behörden verlangen, ber Regierung die 
Mühewaltung und Koſten vergüten, welche bie Leiſtung 
einer folhen Gewähr veranlaßt. Beſchraͤnkt ſich daher 
die Eintragung Abgabe bloß auf den Betrag biefer Ber 
gütung, dann ift fie Feine Steuer, fondern nur Erſatz 
für begehrte Dienftleiftung. | 

Gewöhnlich aber iſt e& der Regierung bei Auflegung 
und. Erhebung diefer Abgabe nicht ſowohl um ben beſon⸗ 
dern Schuß der betreffenden Geſchaͤfte als vielmehr um 
das Einfommen zu thun, mas die Abgabe den Finanzen 
gewährt. Denn ein gerichtlich eingetragenes Gefchäft 
wird, wenn ed nicht an und für fich gültig ift, durch 
die Eintragung ober Bezahlung der Abgabe nicht gültig 
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gemacht, auch wird der Schutz nicht bloß Denen darge⸗ 
boten, welche ihn begehrten, fondern dieſe Wohlthat wird 
Allen, bie gewiſſe Gefchäfte abzufchließen Willens, auf: 
gedrungen; ja ed verfagt fogar bie Regierung für an fich 
gültige Verträge der Art den Schutz, den fie der Natur 
der Sache nad) zu leiften verbunden ift, indem fie die 
Rechtöbeftändigkeit derfelben von der Bezahlung der Eins 
tragungs = Steuer abhängig madht. 

Abgaben folher Art, find fie einigermaßen beträcht- 
lich, erfcheinen eben fo widerrechtlich als unweife, denn fie 
find alsdann ein mächtige Hinderniß des freien Verkehrs, 
wirken der möglichen Entwidlung der werthfchafienden 
Kraft deg Volkes entgegen und fchlagen Öfterd dem Na- 
tionalwohlitande tiefe Wunden. Nicht das Einkommen 
nämlich, fondern das Kapital der Bürger, und zwar gar 
oft nicht einmal das bereitS erworbene, fondern das, 
was fie erſt zu erwerben haben, wird bei diefer Beſteue⸗ 
rungs=- Methode in Anfprudy) genommen. Unzaͤhlige Ge- 
Ihäfte müffen da unterbleiben, wo Jeder, der fein Ei: 
genthum verkaufen, verfchenten, vertaufchen oder verpfän- 
den will, dies nur unter ber Bedingung zu thun ver: 
mag, dab ein Zheil davon dem Fisfud anhrim falle. 
Bedeutend muß dad Grund» Eigentbum an Zserth ver- 
lieren da, wo Jeder bei Kauf: und Mieth: Verträgen 
auf die Eintragungs-Abgabe Rücdfiht nehmen und den 
Kauf- oder Mieth- Preis darnad) beftimmen muß. 

Das Drüdende diefer Gattung von Steuern erhellt 
fhon daraus, daß eine gleichmäßige Vertheilung der⸗— 
felden ihrer Natur nad) und wegen ihrer Abhängigkeit 
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von bloß zufälligen, ganz individuellen Berhältniffen durch⸗ 
aus unmöglich if. Es koͤnnen dergleichen Abgaben dem 
Einzelnen oft an einem Tage mehr koſten als feine ganze 
übrige Steuer- Quote von mehreren Jahren und fie tref- 
fen ihn dann vielleicht das ganze Keben hindurch nicht 
wieder; eben fo läftig find dieſelben durch ihre plöß- 
fiche plumpe Grfcheinung als gehäffig durch die Emtbeh- 
tungen, welche fie im Hausweſen nöthig machen, das fie 
in die Ausgabe Eines Jahres übertragen fol. 

Das öffentliche Hypothekenweſen ift eine vortreffliche 
Anftalt, bie Höhe der Eintragungs- Abgabe aber hat 
ſolche hin und wieder verpeftet, indem der Gläubiger 
gewöhnlih den Betrag derfelben vom Darlehng zurüd- 
behält, oder durch wucherliche Zinfen zu dedien bemüht 
if. Man kann der Entrichtung dieſer Abgabe nicht aus- 
weichen, ohne Vorſichtsmaaßregeln zu unterlaffen, welche 
oft zur Sicherung des Vertrags unentbehrlich, und den- 
noch ift diefelbe in manchen Rändern, namentlich in Frank⸗ 
reih, fo hoch, daß fie öfters vom bloßen Eintommen 
des Steuerpflichtigen nicht beftritten werden ann; ihre 
Berichtigung erfordert dort in vielen Fällen ein Kapital, 
was entweder gekündigt oder geliehen werden muß; wie 
manche Forderung bleibt daher in Gefahr, wie häufig 
geht fie wohl ganz verloren, weil man die Eintragungs« 
Steuer hat vermeiden wollm. Abgaben der Art von 
dem Vermögen gefordert, was der Schuldner bei Zah⸗ 
lungs = Unfähigkeit den Gläubigern überläßt, bei Verkaͤu⸗ 
fen, melde die Roth gebietet, ſolche Steuern, von dem 
Ungluͤcklichen erhoben, welcher der Verarmung entgegen 








— 4 — 


eilt, find widerfinnig, ungerecht und empörend, es find 
verwerfliche Kunſtgriffe, von unwiffenden Finanzkünftlern 
erfonnen, zur Bereicherung der Staatskaſſe und Vermeh⸗ 
sung des öffentlichen Einkommens. (Bgl. Boffe Ueber 
ſicht d. franz Staatswirthſch. B. 2. ©. 32 u. Lo 
Handb. d. Staatswirthſch. TIL 295). 

Ale Auflagen auf die ‚Veräußerung von Ver 
mögen, fagt Adam Smith und nah ihm Lüder, 
vermindern den Kapitalwerth des Eigenthums und ſchwaͤ⸗ 
chen ſomit die Fonds fuͤr produktive Arbeit, ſie alle wir⸗ 
fen mehr oder weniger fo wie Verſchwendung. Auf Kor 
fien des Kapitald der Nation, das nur produltiven Ar- 
beitern gewidmet ift, vermehren fie dad Einfommen der 
Regierung, von der felten andere als unproduftive Men- 
fchen unterhalten werden. Sind diefe Abgaben aud) dem 
Werthe des, feinen Befißer verändernden, Eigenthums 
ongemefien, jo find fie dennoch ungleih, da von zwei 
Gütern gleichen Werths das eine zehnmal feinen Beſitzer 
verändern kann, während dad andere in denfelben Hän- 
den bleibt. Richten fich aber diefe Abgaben, wie die 
meiften Stempel- und Eintragungs - Gebühren, nicht nad) 
jenem Werthe, dann find fie ungleich in einem nod) weit 
höheren Grade. 

Abgaben, auf die Veräußerung des Vermögens ges 
legt, urtheilt Efhenmayer (Vorſchl. 3. e. einfachen 
Steuerfuft. S. 80) find felbft in finanzieller Hinfiht ver- 
werflih, denn ihr Ertrag ift fo ungewiß und unbeflimmt, 
daß die Finanzwirthſchaft denſelben nidyt einmal unge: 
fähr berechnien kann, weil es bloß vom Zufalle abhängt, 
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ob viel oder wenig — oder wie viel — aus dieſer 
Quelle in die Staatskaſſe fallen wird, und eine ſolche 
ungewiſſe Steuer ſollte die Finanz⸗Verwaltung nie in ihr 
Syſtem und in ihre Berechnung aufnehmen. Betrachtet 
man aber dergleichen Abgaben von Seiten bed Rechts, 
fo ergibt fid) daraus die größte Unbilligkeit. Erhaltung 
des Eigenthums odet vielmehr Sicherung beffelben ift 
der Urzwed des Zufammentretens der Menfchen in eine 
gefellfhaftliche Verbindung ; wie kann fich daher eine durch 
die Regierung veranlaßte unmittelbare 'NWerminderung des 
Eigenthums ‚mit der. Sicherung deffelben vertragen? Treibt 
man diefe Abgaben auf eine beträchtliche Höhe, dann ger 
räth der Nationalwohlftand nicht einmal bloß in Still- 
ftand, fondern fogar in's Sinfen. Das Gefammt - Ei- 
genthum der Bürger bildet das National: Kapital, mit 
deſſen Hülfe fih die Vürger ein Einkommen erwerben ; 
ſchmaͤlert man ihnen dies Kapital, dann fchmälert man 
zugleich aud) die Summe des National- Erwerbs. — 
Auch Craig ift bemüht gewefen, die Nachtheile 
audeinanderzufegen, welche jede auf die Veräußerung des 
Vermoͤgens gelegte Öffentliche Abgabe zur nothwendigen 
Folge hat. Steuern von Verkäufen, fagt Derfelbe (a. a.‘ 
. ©. 11 92), fallen nach der Befchaffenheit des Eigen- 
thums und nad) der Art und Weife, wie fie erhoben wer: 
den, bald auf den Verkäufer, bald auf den Käufer. Im 
erftern Falle find fie, weil fie ohne Möglichkeit, ſich des- 
halb an irgend einer andern Perfon erholen zu koͤnnen, 
bezahlt werden, direkte, im leßtern Falle, wo fie alle- 
mal erſetzt werden, fobald der Gegenftand an den Ver— 
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braucher gelangt, welcher der Ießte Käufer ift, find fie 
indirekte Steuern. Jede Auflage auf den Verkauf 
beweglichen Eigenthums gehört zur letzteren Klaſſe. — 
Wenn man die Folgen in Betracht zieht, die wahrfchein- 
lich aus direkten Verkaufsſteuern ſich ergeben werben, 
jo iſt zuvoͤrderſt klar, daß, wenn fie fo beträchtlich find, 
daß ihre Umgehung einen bedeutenden Gewinn verfpricht, 
eine olcye Umgehung kaum verhindert werden kann. Da 
fein feftbeftimmter Werth von irgend einer Ari des Ei 
genthums befteht, fo koͤnnte der im Kaufbriefe erwähnte 
Preis von dem wirklich entrichteten fehr verſchieden ſeyn, 
und wenn beide Parteien ihr Geheimniß zu bewahren 
wüßten, fo Eönnte ber Betrug, wenn man ihn auch) arg- 
wöhnen möchte, body) kaum je bewiefen werden. .Diefe 
Leichtigkeit der Umgehung dürfte wohl die Wohlfeilheit 
der Hebungsart überwiegen, bie doch der einzige diefem 
Zweige der Staatd- Einnahme inwohnende Vorzug zu 
feyn ſcheint. — Es ift ein wichtiger Vorwurf, welcher 
der Verkaufs: Steuer gemacht wird, daß fie, in fo weit 
fie fi nicht auf die Verbraucher des Gegenftanded über- 
tagen läßt, eine divefte Belaſtung des Kapitals if. 
Wenn ber Kaufmann, ber feine Waaren mitteljt oͤffent⸗ 
licher Verſteigerung verkauft, fünf Prozent weniger als 
ihren Werth empfängt, fo ift es klar, daß .er in Zolge 
der Steuer um. diefe fünf Prozent drmer wird, daß er 
gerade fo viel meniger Kapital behält, mit ‘welchem er 
wieder Waaren oder Grundftücde kaufen oder andern Kauf: 
leuten Darlehne geben Tann. Die-folchergeftalt an feinem 
Kapitale Neaͤtzte Summe bildet kein Kapital fuͤt irgend 
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einen Dritten, fondern geht ald an den oͤffentlichen Schatz 
entrichtet unmittelbar in Ausgabe über. Daſſelbe findet 
Statt beim Verkaufe von Grund: Eigenthum. Das vom 
Käufer eingezahlte Geld, welches früherhin in irgend einer 
Geſtalt umlaufendes Kapital war, überfteigt um den Be- 
trag der Steuer dad, was von dem Verkäufer in Em- 
pfang genommen nachher fein umlaufendes Kapital wer: 
den fol. Diefer Mehr-Betrag geht in's Staats -Ein- 
kommen über und bildet einen Theil Deffen, was waͤh— 
vend des Jahres aufgezehrt wird. Und eine ganz ähn- 
fihe Kapital = Verminderung findet Statt bei jdglichem 
Verkaufe von Häufern, nachdem folhe aus den Händen 
der Bau =» Unternehmer gekommen find. Ermwägt man 
namlich, daß ein Haus niemald aud dem Theile des Ver⸗ 
mögens angefauft wirb, welcher für bie jährlihe Aus- 
gabe beftimme ift, fondern aus Dem, was früher Ka- 
pital war, fo wird man auch einrdumen müffen, daß, 
was Geld aus ber Zafche des Käufers nimmt, ohne es 
in die des Verkäufers zu bringen, allemal das Kapital 
ded Landes vermindern muß, und daß folglich der erfte 
Verkauf eines Haufes, obgleih die Steuer dem Käufer 
zur Laft fallt, Keine Ausnahme von der allgemeinen Re⸗ 
gel macht. 

Nichts, fügt Craig hinzu, kann fo fehr als eine 
Verkaufs: Steuer in geradem Widerfpruche ftehen nat dem 
großen Ziele eined Finanz» Syftemd, der Begründung 
eines Steuer-Maaßes, was in Verhältniß -fteht zu den 
Fähigkeiten der verfchiedenen Bürger. Es find gewöhn- 
lich nicht die Reichen, fonbern vielmehr die Arnten, welche 
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ihre Haͤuſer und Ländereien verkaufen, folglich find es 
auch nicht Jene fondern Diefe, welche von der Steuer 
getroffen werben. So lange ſich Iemand fein Haus oder 
Srundflüd erhalten kann, bezahlt er der Regierung nichts, 
aber in dem Augenblide, da Unglüd oder Unverſtand 
ihn zwingen, ſich in eine fchlechtere Behaufung zu bege- 
ben, oder ſich von Landesbefißungen zu trennen, bie viel 
leicht durch eine lange Reihe von Generationen auf ihn 
herabgekommen find, in demfelben Augenblide tritt der 
Staat hinzu, niht um fein Ungemach zu lindern, fon= 
dern um fein Elend zu vermehren und fein Werderben 
zu befchleunigen. 


b. Bon ber Befleuerung bes Stanım Vermögens bei deſſen 
Vererbung. 

Nicht minder Prinziplos und unpolitifh, wie die 
Abgaben, welche bei Werdußerung des Vermoͤgens 
erhoben werben, ift die Belteuerung des Vermögens in 
Fällen der Vererbung, m ben Fällen, wo daſſelbe 
nad) dem Tode des Befigerd auf Andere übergeht. Die 
Erbſchaftsſteuer, fie mag nahe oder entfernte Verwandte 
oder ſelbſt Solche treffen, die mit dem Erblaffer in gar 
feinem verwandtſchaftlichen Verhältniffe ftehen, trifft im- 
mer das Kapital, nie dad Einkommen, vermindert fo- 
nach die Fonds für die Werthſchaffung und ſchwaͤcht Die 
Duelle, woraus der Nation ihr Einkommen zufließt. 
Wahre Graufamkeit aber ift es, in Fallen, wo bie Frau, 
die in ihrem Gatten, die Kinder, die in ihrem Water 
ben Ernährer verloren, einen Nachlaß geerbt, ber zu 
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ihren Fortlommen unentbehrlih, eine Abgabe zu fordern, 
welche ihnen einen Theil diefes Nachlaſſes raubt. 

Wie ſehr muß nicht zugleich die Betriebfamkeit des 
Volks dur) eine Steuer leiden, welche den Grundfag 
ausfpriht, daß das Wermögen der Bürger nur bis zum 
Ableben des zeitigen Beſitzers vom Staate garantirt feyn, 
nachher aber theilweife dem Fiskus anheim fallen folle, 
wie ſehr muß nicht der hinfichtlic) der Wermehrung des 
Nationalreihthums fo wichtige Sinn für Sparfamfeit 
durch eine Geſetzgebung der Art gelähmt, ja fogar er: 
flidt werden, wie fehr das Cammeln und Erwerben 
nüßlicher, die Werthſchaffung befruchtender, Kapitale da⸗ 
durch an Reiz verlieren! 

Es find indeffen die Urtheile, welche von ben ſtaats⸗ 
wirthihaftlihen Schriftftelleen über die Zulaͤſſigkeit und 
Anwendbarkeit diefer Befteuerungs- Methode gefällt wor⸗ 
den, keineswegs übereinftimmend ausgefallen, denn, wah- 
rend die Einen folche für unbedingt verwerflich erklärt, 
haben Andere. fie mehr oder weniger empfehlen zu müffen 
geglaubt. " | 

Wenn, fagen Einige, die Bemerkung Hug o' s (Na- 
turrecht, Ite Aufl. $ 287) richtig ift, daß dad Erbredjt 
eine. pofitive Einrichtung und eine Wohlthat des Staates 
ift, welde um fo weniger nothmwendig und natürlich er- 
fheint, je geringer und fihwächer die Verbindung zmi- 
Shen dem Erblaffer und dem Erben ift, dann kann man 
darin eine Rechtfertigung jener Art Abgaben finden, welche 
in mandyen Staaten von dergleichen Erbſchaften erhoben 
werden. Es fönne fogar, meinen fie, eine foldye Erb: 
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ſteuer für das Gemeinwohl und die Rationalmohlfahrt 
ſehr nuͤtzlich ſich bewähren, wenn fie dazu diente oder 
benußt würde, das von felbft immer wieberfehrende Miß⸗ 
verhaͤltniß zwifchen Reichen und Armen im Staate fort 
und fort auszugleichen oder wenigftens zu mildern. Zu 
diefem Zwecke wäre eine Abgabe von Erbfchaften gewiß 
empfehlenöwerth, befonderd wenn fie bei den naͤchſten Ver⸗ 
wandten z. B. den unmittelbaren Deözendenten ganz weg- 

file, aber bei Erben von einem entferntern Grabe der 
| Verwandtſchaft flufenweife bid zu einer ziemlich großen 
Quote fliege. Der Ausdrud: lachende Erben zeige 
recht eigentlich an, wie wenig wehe man thue, wenn Die 
Gefeßgebung bier eingreife. Dadurch allein ließe fich eine 
folche Abgabe populär machen, gegen die fonft die ge- 
meine Anfıcht jo fehr fey, daß Jemand die Bemerkung 
gemacht habe, man koͤnne ficher darauf rechnen, daß eine 
Abgabe, zu welcher man von dem, was man fchon in 
der Zafche und fauer verdient hat, zahlen muß, ungleid) 
weniger Zadler finden werde, als wenn man bona va- 
cantıa und Erbichaften, die Semandem. bloß durch Zu: 
fall zufonmen, dem gemeinen Saͤckel zufpreche. 

Buͤſch (a. a. O. 1.550) findet gegen die Erb: 
ſchafts⸗ Steuer, in fo fern fie bloß auf. die Kollateral- 
Erbſchaften und auf ſolche eingefchränkt wird, Die ben 
entfernteren Verwandten zufallen, nichts zu erinnern. Iſt 
je ein Fall, jagt Derfelbe, wo der Staat mit fröhli- 
hen Gebern zu thun zu haben glauben kann, fo ift es 
diefer. Das, was ihnen an ihrer Erbſchaft durch dieſe 
Abgabe entzogen wird, ift der Theil eines Zuwachſes zu 
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ihrem Gluͤcke, ber ihnen keine Mühe und Arbeit gekoſtet 
bat. Wenn ihr Erblaſſer das, was ihnen ber Staat 
abzieht, weniger verbient oder befeffen hätte, fo wuͤrden 
fie auch volllommen zufrieden geweſen feyn. 

Say (Cours complet d’econ. polit. V.) rechnet 
die Erbfhaftsfteuer zu ben am wenigften läftig fal- 
lenden Abgaben, weil fie von einem Gute genommen 
werde, beffen Beftimmung nicht zum Voraus feſtgeſetzt 
war, das der Erbe nicht zu feinen gewöhnlichen Mitteln 
gerechnet hatte und wovon man ihm im Augenblide des 
Empfangs, d. h., wo das Verlangte in feine Hände ge- 
langt, einen Theil abfordert. Dieſe Steuer, meint Say, 
fen nur bei übermäßiger Steigerung ungerecht und nach⸗ 
theilig. 

Biel gleiher als die Gewerbſteuner, bemerkt 
Schmalz (Handb. d. Staatswirthſch. S. 320) ift die 
Erbfhafts- Steuer, da fie vom bloßen Gewinn 
gegeben, fich leicht auf Prozente ſetzen laͤßt; und Doch 
iſt allenthalben dieſe Steuer fehr verhaßt geweſen, weil 
fie in das Innere der Kamilie eindrang, und fo mandyes 
um ihrentwillen unterfucht werden mußte, was man als 
Privats Angelegenheit nicht gern Öffentlich bekannt fah. 
Die Verkürzung des Staates babei ift auch um fo leicy- 
ter, je größer die Steuer ift, und darum iſt biefelbe 
auch immer nur ald Neben: Steuer gebraucht worden. 

Der Mann, fagt Efhenmapyer (a. a. O. ©. 81) 
foll von ber Erbſchaft feiner Frau eine Abgabe entrich- 
ten; dies ift unbillig, weil ed das Eigenthum, dad Ka⸗ 
pital unmittelbar vermindert, aber noch weit härter ımd 
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unbilliger iſt es, wenn die Frau, die in ihrem Manne 
ihren Ernaͤhrer verloren hat, von ſeinem Nachlaſſe, der 
jetzt ihr volles Eigenthum, ihr einziges Kapital iſt, von 
dem ſie leben muß, eine Abgabe leiſten ſoll. Eben ſo, 
wenn die Abgabe den hinterlaſſenen Kindern abgefordert 
wird, beſonders wenn fie noch unerwachſen und “unver- 
forgt find. — ° 

Die Erbſchaftsſteuer, urtheilt Lotz (Hanbb. d. Staats⸗ 
wirthſch. III. 301), wahrſcheinlich hervorgegangen ans 
dem Grundſatze des Feudalweſens des Mittelalters, daß 
der Gutsherr der geſetzliche Erbe wenigſtens eines Theils 
feines verſtorbenen Hoͤrigen ſey, möchte ſich freilich damit 
beſchoͤnigen laſſen, daß mit dem Tode des Erblaſſers 
deſſen Nachlaß dem Staate angehoͤre, und der Staat, 
wenn er dieſen Nachlaß ganz oder zum Theil an ſich 
nimmt, Niemand in ſeiner Gerechtſame beeintraͤchtige, 
auch am allerwenigſten den Fortgang der Betriebſamkeit 
ſtoͤre, weil deren Grundkraft durch den Tod des fruͤhern 
Beſitzers des nachgelaſſenen Vermoͤgens ohnedieß erlo⸗ 
ſchen ſey. Inzypifchen möchte dieſes Argument hoͤchſtens 
auf den Nachlaß ſolcher Erblaſſer paſſen, welche ohne 
alle Erben verſtorben ſind, und deren Nachlaß ſich der 
Fiskus als herrenloſes Gut aneignen mag. Auf ſolche 
Erblaſſer hingegen, welche in Familien-Verhaͤltniſſen leb⸗ 
ten, paßt es auf keinen Fall. Die Kette, welche dieſe 


Verhaͤltniſſe um den Verſtorbenen und feine ihm überle- 


benden Zamiliengfieder fchließen, muß der Staat forg- 
fültig pflegen, wenn er ben regelmäßigen Fortgang ber 
Bolfsbetriebfamkeit nicht flören will. Wie mandif Un- 


“ 
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Ihrem Gluͤcke, der ihnen Beine Mühe und Arbeit gekoſtet 
bat. Wenn ihr Erblafler das, was ihnen ber Staat 
abzieht, weniger verbient ober befeffen hätte, fo würben 
fie auch volllommen zufrieden geweſen jeyn. 

Say (Cours complet d’econ. polit. V.) rechnet 
die Erbfchaftsfteuer zu ben am wenigſten laͤſtig fal- 
lenden Abgaben, weil fie von einem Gute genommen 
werde, deſſen Beftimmung nicht zum Voraus feſtgeſetzt 
war, dad ber Erbe nicht zu feinen gewöhnlichen Mitteln 
gerechnet hatte und wovon man ihm im Augenblide bes 
Empfangs, d. b., wo dad Verlangte in feine Hände ge- 
langt, einen Theil abfordert. Diefe Steuer, meint Say, 
fen nur bei übermäßiger Steigerung ungerecht und nad) 
theilig. 

Viel gleiher als die Gemwerbiteuer, bemerkt 
Schmalz (Handb. db. Staatswirthſch. S. 320) iſt die 
Erbfhafts- Steuer, da fie vom bloßen Gewinn 
gegeben, fich Leicht auf Prozente feßen Idßt; und doch 
iſt allenthalben dieſe Steuer fehr verhaßt gemefen, weil 
fie in das Innere der Kamilie eindrang, und fo manches 
um ihrentwillen unterfucht werben mußte, was man als 
Privat: Angelegenheit nicht gern Öffentlich bekannt fah. 
Die Verkürzung bed Staates dabei ift aud) um fo leich- 
ter, je größer die Steuer ift, und darum ift diefelbe 
auch immer nur ald Neben: Steuer gebraucht worden. 

Der Mann, fagt Efhenmayer (a. a. O. ©. 81) 
fol von der Erbfchaft feiner Frau eine Abgabe entrich- 
ten; dies ift unbillig, weil e& das Eigenthbum, bad Ka⸗ 
pital unmittelbar vermindert, aber noch weit härter ımd 
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unbilliger iſt es, wenn die Frau, die in ihrem Manne 
ihren Ernaͤhrer verloren hat, von ſeinem Nachlaſſe, der 
jetzt ihr volles Eigenthum, ihr einziges Kapital iſt, von 
dem ſie leben muß, eine Abgabe leiſten ſoll. Eben ſo, 
wenn die Abgabe den hinterlaſſenen Kindern abgefordert 
wird, beſonders wenn ſie noch unerwachſen und “unver: 
forgt find. — ° | 

Die Erbſchaftsſteuer, urtheilt 206 (Handb. d. Staats⸗ 
wirthſch. III. 301), wahrſcheinlich hervorgegangen aus 
den Grundfaße des Feudalweſens bed Mittelalters, daß 
der Gutsherr der gefeßliche Erbe wenigftens eines Theile 
feined verftorbenen Hörigen fey, möchte ſich freilich Damit 
befhönigen kaffen, daß mit dem Tode des Erblaſſers 
defien Nachlaß dem Staate angehörte, und der Staat, 
wenn er biefen Nachlaß ganz oder zum heil an ſich 
nimmt, Niemand in feiner Gerechtfame beeinträchtige, 
auch am allerwenigften den Fortgang der Betriebfamkeit 
flöre, weil deren Grundkraft durch den Tod des frühern 
Beſitzers des nachgelaffenen Vermoͤgens ohnedieß erlo- 
fen ſey. Inzpifchen möchte biefed Argument hoͤchſtens 
auf den Nachlaß ſolcher Erblaffer paffen, welche ohne 
ale Erben verftorben find, und deren Nachlaß fich der 
Fiskus als herrenlofes Gut aneignen mag. Auf folde 
Erblaffer hingegen, welche in Familien Verhältniffen leb⸗ 
ten, paßt es auf Feinen Tal. Die Kette, melche dieſe 
Verhaͤltniſſe um den Verſtorbenen und feine ihm überle- 
benden Familienglieder fchliegen, muß der Staat forg- 
fältig pflegen, wenn er ben regelmäßigen Fortgang der 
Volksbetriebſamkeit nicht ftören wil. Wie mandf ‚Un: 


“> 
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ternehmung, Die diefes oder jenes Zamilienglied, im Ber: 
trauen auf die künftige Erbſchaft des abgegangenen Glie- 
des feiner Familie unternommen haben mag, würde auf- 
gegeben werden mäflen, oder vieleicht gar nicht Statt 
finden koͤnnen, wollte der Staat jenes Band nicht ach- 
ten. Wohin würde ed führen, wenn der Staat, wie er 
es wirklich thut, von dem Kamilienvater fordern wollte, 
daß .er die Seinigen ernähre und groß ziehe, und daß 
überhaupt jede Zamilie ſich ber Ihrigen annehme, nach 
Jenes Zode aber die Lebteren durch) : Entziehung eines 
Theils des Nachlafies ihrem Schicfale zum Theil Preis 
geben wollte? würde ber Staat nicht alle : Betriebfam- 
keit felbft vernichten, wenn er dem Befiber feine Befis- 
Rechte nur bis zu feinem Tode garantiren, ihm aber 
die Freude und den Troſt verfagen wollte, is feinen 
Nachkommen und angehörigen Familiengliedern fortzule 
ben? — Selbſt bei Kollateralfällen, wo fih für 
eine Erbſchaftsſteuer noch das Meifte fagen. läßt, fragt 
man wohl mit Recht: wie kommt der Staat dazu, 
da miterben zu wollen, wo er nicht ‚miterworben hat? 
Stehen die Kollateralen nicht dem Erblaffer in vielen 
Fällen fo nahe, als feine Kinder, und thut der Staat 
etwas, das einen befondern Dan? und Anfprüce auf 
einen befondern Lohn begründet, wenn er Diefen zufom- 
men läßt, was ihnen ihr Erblaffer ausdruͤcklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend befchieden hat? Wohl mag. es feyn, daß auf 
biefe Weile ſich Vermögen oft in manchen Händen mehr 
anhäufen kann, als die Hände zu faffen vermögen; aber 
liegt im Weſen und im Zwecke des Staates eine ſolche 
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Vermoͤgens⸗-Kuralel? Geſteht der Staat überhaupt Je⸗ 
manden Erbrecht zu, dann darf er gewiß dieſes Zuger 
ſtaͤndniß nicht durch folche Forderungen bedingen, wie 
er es in der Hebung einer Erbfchaftöfteuer thut. 
Steuern auf den Erdlaß, fagt der Britte Craig 
(a. a. ©. IL 82), fcheinen in der That durch fehr wiche 
tige Gründe empfohlen zu werden. Sie werden gerade 
in einem Zeitpunkte entrichtet, der dem Steuerpflichtigen 
der bequemfte ift, auch Eönnen fie keine Verarmung, 
ſondern bloß eine unbedeutende Werminderung des eben 
erroorbenen Vermögens veranlaffen, indem die befteuerte 
Perfon nad) Entrichtung ihres Beitrags an den Staat 
reicher verbleibt, als fie zuvor war. Cine Steuer fol 
her Art kann kaum ald eine Laft für irgenb Jemand 
betrachtet werden. Der Verſtorbene iſt dahin gegangen, 
wo Reichthum nichts vermag, und der Eintritt ſeines 


Erben in den Beſitz iſt nur für eine kurze Periode ver⸗ 
ſchoben, waͤhrend welcher der Ertrag des Nachlaſſes dem 
Staate zugeeignet ward. Da kein beſtimmter Zeitpunkt 


vorhanden war, wann der Nachfolger irgend einen guten 
Grund hatte, den Beſitz zu erwarten, ſo wird eben ſo 
wenig der Erbe, indem die Erbfolge ihm ein neues Ver⸗ 
mögen zuführt, ald der Kegatar, indem er eine fchäßbare 
Schenkung empfängt, fi) kaum darüber beklagen, daß 
der neue Erwerb in etwas gefchmälert, oder daß der 
Zeitpunkt des Beſitzes etwas hinausgerädt wird. Auch 
eigen ſich feine ſehr bedenkliche Einwuͤrfe gegen die Rach⸗ 
forfhungen, welche zur Ausmittelung des Werths eines 
jeden Nachlaffes erforderlich find. Jemand zu zwingen, 





den Stand feiner Privat: Angelegenheiten waͤhrend feines 
Lebens zu enthällen, kann drüdend und ungerecht feyn, 
aber, wenn ber Zod feinen Entwürfen ein Ziel geſteckt, 
wenn feine höhere Kunft, Wiſſenſchaft und Scharffinn 
für ihn nichts mehr gelten, dann fcheint weder Bedruͤckung 
noch Ungerechtigkeit darin zu liegen, daß man in den 
wirklichen Werth des Eigenthums eindringe, was er fei- 
nen Erben hinteriaffen hat. Nachdem diefer Werth aus⸗ 
gemittelt worden, kann nichts leichter feyn, ald nad 
irgend einer allgemeinen Regel, die man für die gerech⸗ 
tefte erfannt hat, das Maaß der Steuer in Verhaͤltniß 
zu dem Betrage des Eigenthums zu befleuern, was auf 
jeden feiner Erbfolger gefallen ift. 

Die angeführten Gründe, welche allerdings zur Em- 
pfehlung der Befteuerung von Erbfchaften fehr geeignet 
find, findet auh Craig gewichtvoll, allein, fügt er 
hinzu, bei aufmerffamer Erwägung derfelben wird man 
doch manche Irrthümer darin entdeden. In vielen Faͤl⸗ 
Jen nämlich) mag eine Erbfchaftöfteuer wenig Ungemach 
veranlaffen, aber in andern Fallen muß fie um fo grö- 
feren Druck zur Folge haben und mehr Unheil veran- 
lafien als irgend eine andere Art, den Staatsbedürfnif- 
fen Genüge zu leiften. Diefer Druck ift bei der Erbfolge 
in gerader Linie am fühlbarften, aber er befchräntt fich 
nicht bloß auf diefe. Es kann 3. B. der Fall feyn, daß 
Jemand nicht allein feine Kinder, fondern aud) feine E1- 
tern und Gefchwifter durch feinen Fleiß unterhalten hat. 
Nie wird fi) aber eine allgemeine Regel feftitellen laſſen, 

wornach man bergleichen Fälle von andern unterfcheiden | 
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und fie von der Steuer ausnehmen Könnte. Noch iſt zu 
bemerken, daß, wenn die Steuer beträchtlich Toäre, mand)e 
Auswege erfunden werden würden, mittelft Webertragung 
auf Andere gegen Empfang einer Berjchreibung auf die 
Zinfen als ein Sahrgehaft und mittelft anderer Auswege 
das als Geſchenk unter Lebenden erfcheinen zu laffen, 
was wirklich ein Vermaͤchtniß wäre. Diefe Umgehun⸗ 
gen würden fehr leicht feyn, und wenn zu ihnen allge 
mein Zuflucht genommen würde, ſo müßte die Erbfchaftd 
fteuer eine fehr ungleiche, mithin fehr druͤckende Laft für 
das Volt werben. Der Haupt-Einwurf gegen ſolche 
Steuern ift jedoch, daß fie ganz und gar auf das 
Kapital fallen. | 
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Dritted Kapitel. 


Bon ber unmittelbaren Befteuerung des Stamm:Ber 
mögens bald bei unveränbertem Befisftande, bald bei 
Veränderung beffelben. 


In die Rubrik diefee Steuern gehört daB ganze 
Heer ‚von Öffentlichen Abgaben, welche unter den Ra- 
men: Sporteln, Gerihtsgebühren, Stempel- 
taren ꝛc. bei den Berhandlungen ver flreitigen und will- 
kuͤhrlichen Gerichtöbarkeit fo wie bei den Ausfertigungen 
der verfchiedenen Verwaltungs - Behörden vorkommen. 

Nothwendig in jedem Staate find öffentliche Anftal- 
ten zur Aufrechthaltung des Rechts und der Sicherheit 
der Bürger, ‚und billig iſt es, daß jeder Etaatögenofie 
zu den Koften derfelben beitrage, gleich viel er mache von 
ihnen Gebrauch oder nicht, denn in jedem Augenblicke 
ann er in den Fall Eommen, fie zu gebrauchen; deshalb 
müffen auch die Koften diefer Anftalten größtentheils aus 
dem allgemeinen Staatd- Einfommen beftritten wer: 
den. Es wird aber der Umfang ſolcher Koften zum Theil 
durch die Menge und die Art der Dienfte bedingt, welche 
dergleichen Anftalten den Einzelnen leiften, und in fo fern 
diefe Einzelnen die Mühe und Arbeit, welche fie veran- 
laſſen, verfchulden, ober befondere Privat: Bortheile da- 
von ziehen, ift es billig, daß fir jene Mühe und Arbeit 
insbefondere vergüten, daß fie in diefem Verhaͤltniſſe zur 
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Grhaltung der Anflalten beitragen. Solches ift nament: 
lich der Fall bei der Prozepführung, der peinlichen wie 
ber bürgerlihen. Mit Recht bezahlt im Kriminal-Pro- 
zefle Der. Die Mühe und Koften, welcher fchuldig befun- 
den worden, und im Bivil-Prozeffe die Partei, dur) 
deren Nachläfjigkeit oder Schuld der Rechtöftreit entftan- 
den; denn ungerecht wäre ed, Koften, welche Einzelne 
dem Staate veranlaßt, dem gefammten fteuerpflichtigen 
Publitum aufzubürben. 

Werden aber dergleichen Gerichts - Abgaben fo hoch 
getrieben, daß fie zugleid) eine mehr oder minder ergie- 
bige Quelle für die Finanzen abgeben, dann find fie feh- 
lerhaft und verwerflih, indem fie alsdann aufhören, 
bloßer Erſatz veranlaßten Koften= Aufwandes zu feyn und 
die Natur wirkliher Steuern annehmen, was fie nicht 
find und nicht feyn ſollen. Wer zur Entſchuldigung fol: 
her Auflagen anführt, daß fie ja lediglich zur Erhaltung 
der Rechts =-Anftalten beftimmt und nur Dazu verwendet 
würden, daher auch von denen bezahlt werden müßten, 
welche ſich ihrer bedienen, der ift in Irrthum, denn bie 
Rechts » Anftalten find, wie bereits bemerkt worden, nicht 
bloß zum Nugen Derer errichtet, die fie wirklich brau- 
den, ſondern für Alle, die fie möglicher Weife brauchen 
innen. Sollen daher auch Einzelne die ihnen nüßende 
Gerichtöhandlung bezahlen, dann darf ihnen doc nicht 
mehr dafür abgenommen werben, als fie nach der Ana- 
logie anderer ähnlicher Dienſte werth iſt. 

Eine Befteuerung biefer Art ift nicht allein prin- 
ziploß, weil fie ſich nicht nad) der Fähigkeit der Bürger 
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richtet, zu den Staatölaften beizutragen, fondern über: 
dieß auch hoͤchſt ungleich, da das Bedürfniß gerichtlicher 
Handlungen lediglich) von zufälligen Umfländen und Ber: 
hältniffen abhängt; fie ift aber zugleich auch ungerecht 
und unmeife, weil fie, im Widerfpruche mit dem weient- 
lichen Zwecke der bürgerlichen Gefellfchaft, die Erlan- 
gung des Staats-Schuged und die Sicherfiellung des 
Eigenthbums in hohem Stade - erfchmert. 


Aus aͤhnlichem Geſichtspunkte zu betrachten und nach 
gleichen Grundfägen zu beurtheilen find alle Abgaben, 
welche bei Verhandlungen bloß adminiftvativer Gegen- 
ftande hin und wieder vorkommen, bei Gefuchen um Ber: 
leihungen irgend einer Art, bei Beſchwerden über ver- 
meintlihe Mißbräuche der öffentlichen Verwaltung. Sol⸗ 
chen Gefuchen follte die Regierung in ben meiften Fällen 
ganz unentgeltlich ihr Ohr leihen, denn wie mag es fich 
rechtfertigen laffen, wenn fein Hülfsbedürftiger vor der 
Obrigkeit fol erfcheinen Fönnen, ohne daß es ihm Stem- 
pel Eoftet, wenn Der, welcher gegründete Beſchwerden 
vorzufragen oder nügliche Vorſchlaͤge zu thun hat, nicht 

ohne Koften angehört werden darf. 


Nur da und dann follten demnah, wie Jakob 
raͤth, Gerichtöfporteln und billige Zaren für Regierungs⸗ 
Handlungen Statt finden, wo und mann befondere Bor- 
theile für Den, ber ihrer bedarf, daraus hervorgehen. 
Und Das Einkommen davon füllte unmittelbar zur Unter- 
haltung oder Berpollfommnung, folder obrigkeitlicher An⸗ 
flalten verwendet werden, welche vergleichen Dienfte lei- 
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ſten, nie aber in die allgemeine Staatskaſſe fließen und 
eine befondere Quelle bilden für die Finanzen. 

Wie unverträglich überhaupt eine Beſteuerung fol- 
her Art mit der möglich höchften Entwidlung der werth: 
Thaffenden Kräfte des Volks fey, wie fehr feine Betrieb⸗ 
famfeit und fein Verkehr darunter leiden müffe, leuchtet 
Jedem ein, der die Bedingungen kennt, unter denen 
allein Induſtrie und Handel gedeihen, der e8 weiß, daß 
fie nur blühen und Früchte tragen koͤnnen unter ber Aegide 
der Freiheit und eines vollkommen geficherten Rechtszu⸗ 
flanded, — 
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B. Bon ber mittelbaren KBefleuerung ded Stamm: 
Vermögens durch Belaſtung der Rente. 


I. Ueberhaupt. 


Iſt es und, wie wir hoffen dürfen, durch die vor: 
hergehende Erörterung gelungen, die Unftatthaftigfeit und 
Vermwerflichkeit jeder unmittelbaren Befteuerung des 
Stamm-Vermoͤgens oder Kapitalftods, bei unverän: 
bertem fowohl wie bei verändertem Befisftande 
deffelben, Elar und überzeugend darzuthun, dann bleibt 
und nunmehr noch zu prüfen übrig, ob und in wie weit 
es väthlich feyn könne, auf mittelbarem Wege, d. h. 
durch Abgaben, welche die Rente zu treffen beftummt 
find, dad Stamm-Wermögen einer Befteuerung zu un 
terwerfen. 

Die Rente oder ber Rein - Ertrag irgend eines 
der Kapitalftöce, welche dad Gefammt : Stamm - Vermö- 
gen eined Volks bilden, befteht in demjenigen Zheile fei- 
nes Roh: Ertrag, welcher übrig bleibt nad) Abzug 
defien, was nothmwendig aufgervendet werden muß, um: 
ſolchen Roh-Ertrag zur Erſcheinung zu bringen. 

Soll die Rente der verfchiedenen Kapitalftödle im 
Lande als Grundlage einer allgemeinen Befteuerung be= 
nugt und angewendet werden, Dann bedarf ed vor allem 
einer genauen Grmittelung diefer Rente nach den einzel: 
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‚nen Quellen, woraus folche hervorgegangen; dieſe Quel⸗ 
fen aber find, wie bereit gezeigt worden: 1. Grund 
und Boden, 2. menfhlihe Arbeit und 3. ge: 
fammelter Güter-Borrath (Kapital im en 
gern Sinne). 

Könnte ed bei Vornahme folder Ermittelung auf 
irgend eine Weife gelingen, der Wahrheit nur einiger: 
maßen nahe zu kommen, dann würde man allerdings in 
der Rente einen fo vorzüglichen Gegenftand allgemeiner 
Befteuerung erkennen müffen, daß man verfucht feyn 
Tönnte, die Renten- Steuer als die einzige Abgabe 
im Lande der Finanzverwaltung anzuempfehlen, und fo- 
mit auf Abfchaffung aller fonftigen Arten der Befteue- 
rung anzutragen; man wuͤrde alödann mit Recht den 
Regierungen rathen Eönnen, den Gefammt: Bedarf an 
Öffentlichen Abgaben auf die Beſitzer von Kapitalftöden 
zu vertheilen und diefe Befißer nach Maafgabe und Ber- 
haͤltniß ber ihnen aus ihren Kapitalftöcken zufließenden 
Renten zur Befteuerung heranzuziehen. Das Abgaben: 
weſen würde folchergeftalt in hohem Grade vereinfacht 
und das ganze Beſteuerungs-Geſchaͤft ohne große Mühe 
den Vorfchriften der Nationalökonomie angepaßt werden 
Einnen. — 8 ftehen aber leider, wie aus der nad): 
folgenden Unterſuchung Bar und deutlich hervorgehen wird, 
der gehörigen Grmittelung der Rente ftetd und überall 
fo große, ja umüberfteigliche Hinderniffe im Wege, daß 
ed wohl nirgendwo gelingen dürfte, den Zwed in Diefer 
Hinſicht in dem Grade zu erreichen, wie erforderlich ift, 
um bie Rente ald Grundlage einer allgemeinen Be: 
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ſteuerung gelten zu laſſen oder gar die nach Maaßgabe 
und im Verhaͤltniſſe derſelben auferlegte Steuer zur einzi⸗ 
gen Abgabe im Lande zu erheben. 

Um die mit der Ermittelung der Rente vom Stamm⸗ 
Vermoͤgen verknuͤpften Schwierigkeiten in's volle Licht zu 
ſetzen, erſcheint es nothwendig, die Natur der verſchie⸗ 
denen Arten von Renten abgeſondert zu eroͤrtern und 
bei jeder derſelben die vorzugsweiſe zu beruͤckſichtigenden 
Hinderniſſe darzuſtellen, welche ihrer genauen Erforſchung 
und ſomit auch ihrer gerechten und gleichmaͤßigen Beſteue⸗ 
rung im Wege ſtehen. — 


‘ 
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II. Insbeſondere. 


Erſtes Kapitel. 
Von der Beſteuerung der Boden⸗Rente. 


1. Ueberhaupt. 


Die Grund-, Land- oder Boden-Rente iſt 
derjenige Theil des rohen Ertrags vom Grunde und Bo⸗ 
den, welcher übrig bleibt nad) Abzug des Koften - Auf: 
wanded, der zur Kervorbringung dieſes rohen Ertrags 
bat gemacht werden müffen, es ift diefelbe der Rein: 
Ertrag, welder dem Eigenthümer des Bodens als 
ſolchem zu Theil wird und man bat diefen Rein: Er- 
trag lediglich ald ein Gefchen? der Natur zu betrachten, 
was dem Eigenthümer der im Boden haftenden Natur: 
Kraft ganz umfonft dargeboten, was ihm ganz mühelos zu 
Zheil wird. Unter Grund und Boden aber find alle und jede 
Theile der Erd-Oberfläche, mithin aud das Waſſer in 
Seen und Flüffen, nicht ausſchließlich Länderei, zu verftehen. 

Die Arbeit des Ur: Produzenten, des Hervorbrin⸗ 
gers von rohen Erzeugniffen, bringt nicht felbft etwas 
Neues hervor, fondern fie ift bloß ein Hulfsmittel für 
die fchaffende Tchätigkeit der Natur. Der Ur: Produzent 
ift, wie ein geiſtvoller Schriftfteller ſich ausdrüdt, nur 
die Hebamme, welche die Frucht diefer ewig ſchwangern 
Mutter zu Tage fördert; feine Arbeit felbft wirft in der 

P) 
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Regel Leinen Hein- Ertrag, Feine Rente ab, wie man 
täglidy an dem Verdienſte Dever fehen kann, welde für 
Lohn das Feld beftellen, aber fie ift eine nuͤtzliche Hülfe 
für das Gedeihen der Empfängniß, des Wachsthums 
und ber Geburt der Früchte, welche die Natur aus ihrem 
reichen Schooße ſpendet. Der Ueberſchuß, den der Grund- 
eigenthümer über die Koften der Beftellung aus der Ernte 
erhalt, ift demnah reine Rente bes Bodens, jene 
Koften aber müflen zuvor insgefammt von deſſen rohen 
Ertrage abgezogen werben, eben weil fie Dafür ausgege⸗ 
ben worden waren, den Boden in den Stand zu feben, 
feine Produftionskraft zu entfalten. Nur fehr weniger 
Boden ift von der Befchaffenheit, daß er fortdauernd 
von felbft die Früchte trägt, welche er hervorzubringen 
geeignet ift, der bei weitem größere Theil macht zur Bes 
dingung feiner Zragbarkeit, daß er aufgelodert, zu Zei- 
ten gebüngt und der Saame eingebracht werde. - Die Bo⸗ 
denrente enthält mithin in der Regel nicht den Rein⸗ 
Ertrag der natürlihen Früchte des unbeftellten Bodens, 
jondern vielmehr den Rein= Ertrag der durch Menfchen- 
Hand in freie Thaͤtigkeit gefegten Naturfraft beffelben, 
nad) Abzug der zu feiner Beftellung erforderlichen Koften. 

Das die Grund Rente wirklich reiner Ertrag fey, 
erhellt fchon aus dem Umſtande, daß fie gänzlid weg⸗ 
fallen kann, ohne daß dadurch die Ur- Produktion, der 
fie. entfloffen, Unterbrechung erleide. Mag nämlich der 
Landeigner mit dem, was er ald Grundrente bezieht, 
noch fo verſchwenderiſch umgehen, mag er baffelbe ver: 


nichten, vergraben oder in's Ausland fenden, die Urs 
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Produktion felbft auf feinem Grunde und Boden wird 
Darunter pofitiv nicht im mindeſten leiden, fie wird 
defien ungeachtet ihren ungeflörten For: jang haben, denn 
es werben ja bderfelben durc jenes Verfahren eben fo 
wenig ihre Kapitale ald den Arbeitern ihre Löhne entzo- 
gen, und fo lange dies nicht der Fall, Tann aud bie 
Produktion felbft dadurch Feine Störung erleiden. 

Wie ausgemacht ed indeffen bleibt, daß die Grund: 
tente reiner Ertrag iſt und daß fie wegfallen kann, ohne 
baß daraus der Ur=Erzeugung eig unmittelbarer 
Nachtheil erwaͤchft, fo würde man doch gar fehr irren, 
wollte man daraus folgern, Daß die Regierung bei Be: 
fleuerung des Bodens die ganze Grundrente oder doch 
wenigftend den größten Theil derfelben in Anſpruch 
nehmen dürfe. Denn die Boden-Rente ift ja der ganze 
Gewinn, der dem Grundeigener als ſolchem zu Theil 
wird, jede Verminderung dieſes Gewinns hat daher eine 
Schmälerung feines Kapitalſtocks zur unmittelbaren Folge, 
deffen Werth einzig und allein durch die Größe jener 
Rente beftimmt wird. 

Erwaͤgt man vollends, daß die Grundrente gewoͤhn⸗ 
lich die einzige Hülfs- Quelle für den Grundeigner ift zur 
Berbeflerung und Vervollkommnung der Boden = Kultur, 
dann überzeugt man fich bald, daß die Entziehung der 
ganzen Grundrente oder des größten Theils derfelben ſtets, 
wenn gleich nicht unmittelbar, doch mittelbar hoͤchſt nachthei- 
(ig und verderblic) auf die Ur - Produktion felbft wirken müßte: 

Allerdings ift, wie gezeigt worden, die Grundrente 
ein bloßes Geſchenk der fhaffendeg Natur, und ungeflört 
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kann die Boden - Kultur ihren bisherigen Fortgang haben 
ſelbſt da, wo fie großentheils ober gaͤnzlich dem Grund⸗ 
beſitzer entzogen wird; wenn aber dieſes Geſchenk der 
Natur von ber Finanzgewalt in ſolchem Grade in An 
ſpruch genommen wird, daß davon nur ein fehr unbebeu- 
tender Theil in des Landbauerd Händen verbleibt, wie 
vermag berfelbe dann feine Kräfte mit Liebe und Eifer 
der Veredelung und Vervollkommnung bed Bodens zu 
widmen, wie ift er dann im Stande, durch Anlauf von 
Ader= und Haudgeräth, durch Anfhaffung von Waaren, 
dienlich zur Berbefferung feines Zuftandes, die flädtifche 
Betriebfamkeit zu unterftügen und zur Belebung des Ver⸗ 
kehrs im Allgemeinen beizutragen, wie mag er vollends 
nur hieran denken Eönnen ba, wo er neben der ſchweren 
Abgabe vom reinen Ertrage feines Bodens nod) vom 
rohen Ertrage deſſelben den Zehnten abzuliefern genöthigt 
und überdieß noch mit drüdenden Feudal-Laſten aller 
Art, mit Dienflen und Frohnden befhwert ift. 

Wie hoch Ubrigend die Befleuerung der Boben- 
Rente getrieben werden Eönne, ohne fchädlihen Einfluß 
zu aͤußern auf die Kultur der befteuerten Grundftüde, läßt 
fid) nicht wohl im Allgemeinen beftimmen; die Erfahrung, 
welche im Preußifhen Staate gemaht worden, hat ge= 
zeigt, daß fie von weniger ald Ein bis zu ſechs und 
fiebenzig Prozent des reinen Ertrags fleigen Tann, 
ohne abſolut nachtheiligen Einfluß auf die Kultur des 
befteuerten Bodens zu dußern. (Vgl. Krug Web. d. Na⸗ 
tionalteiht. d. Preuß. Staats: B.1. $ 190). Dringend 
nothwendig in dieſer Hinſicht aber iſt uͤberall die Feſt⸗ 
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ſetzung eines nie zu uͤberſchreitenden Maximums. Wo ein 
ſolches Maximum der Beſteuerung, was in keinem Fall 
uͤberſchritten werden darf, nicht feſtgeſetzt iſt, da bleibt 
aller Grund-Befitz hoͤchſt ſchwankend, da iſt der Werth 
aller Grundſtuͤcke unbeſtimmbar und Aecker, die heute hun⸗ 
dert Thaler gelten, koͤnnen morgen kaum fünfzig Thaler 
werth ſeyn. Wie nachtheilig aber eine ſolche Unzuverlaͤſ⸗ 
ſigkeit des Guͤterwerths auf Wohlſtand und Verkehr wir- 
ken muͤſſe, ſpringt in die Augen. 

Die dingliche und fixe Beſchaffenheit der Grundren⸗ 
ten⸗Steuer macht, daß ſie durchaus nicht als Einkom⸗ 
mens, ſondern lediglich als Stamm-Vermoͤgens— 
Steuer angeſehen und behandelt werden kann. Denn es 
kommt ja bei dieſer Abgabe durchaus nicht auf die Be: 
nugungs=Art des Grundes und Bodens an, es ift ganz 
gleichgültig, wie weit der jedesmalige Beſitzer die Kultur 
und Bewirthſchaftung deſſelben treibt, oder ob er die 
Produktions Kraft des Bodens ganz unbenugt läßt. Die 
natürlichen Probuktiv- Kräfte des Bodens allein, deren 
mögliche Benutzung in der Macht eines jeben Befigers 
fteht, machen bier denjenigen. Kapitalftod aus, welcher 
der Beiteuerung unterworfen wird. 

Die Grundrenten: Steuern, fagt Friedr. v. Rau: 
mer, find die Antipoden des Zundirungs: Syflemd, d. 
b. bier nehme ich bloß die Binfen, um das Kapital zu 
bekommen, dort vertilge ic) dad Kapital, um Die Zinfen 
zu erhalten. Wenn daher auf ein Grundflüd ein Malter 
Korn, deſſen Geldpreis fünf Thaler beträgt, als Grundſteuer⸗ 
uote gelegt wird, dann fällt in demſelben Augenblicke Der 
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Kapitalwerth deſſelben um Einhundert Thaler, und der Kre⸗ 
dit des Grundſtuͤcks vermindert ſich um eben dieſe Summe, 
ja es iſt der Fall denkbar, daß durch allmaͤhlige Steige: 
rung der Abgabe, Kapital und Kredit gleich Null werden. 

Auh Jakob hat die Grundrenten= Abgabe unter 
die Stammvermdgend- Steuern Hlaffifizirt, aber 
irrig bezeichnet derfelbe den Linterfchied zwifhen Rein- 
Ertrag (Boden-Rente) und reinem Einfommen 
vom Grunde und Boden, wenn er unter dem erftern 
das reine Einkommen der Arbeiter und der Kapitale 
mit einbegreift. Die Differenz zwifchen dem Arbeitölohne 
und dem Unterhaltungs = Aufwande des Arbeiterd macht 
allerdings des Lebtern reines Einkommen aus, aber 
dies geht der Boden-Rente nihtd an, da diefe nur in 
Dem befteht, was nad) Abzug der wirklich zu machen: 
den Auslagen vom Ertrage des Bodens übrig bleibt. 
Aller Arbeitslohn und aller Verlags- Zins gehört daher 
auch keinen Falls zum urfprünglichen Ertrage des Bodens. 

Das Wefen der Grundrenten = Steuer beſteht 
in der Abgabe eines Theils deffen, was die Natur Durch 
ihre im. Ur= Stoffe oder Ur-Vermoͤgen liegenden Kräfte 
an Rente gewährte. Grund - Steuer aber wirb die Ab⸗ 
gabe von der natürlichen Rente des Ur⸗Vermoͤgens um 
dbeöwillen genannt, weil ber Ertrag des Grundes ‚und 
Bodens der allein Rücficht verdienende Theil jened Ver⸗ 
mögend ift, in deſſen Größe ſich die übrigen /Beſtand⸗ 
theile defjelben faft verlieren. Nicht der Landbau al- 
fein jedoch, fondern auch die Jagd und der Fiſch— 
fang koͤnnen dieſer WBefteuerung unterworfen werben ; 
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denn Die Jagd wie der Fifchfang gewähren den Kein, 
Ertrag, die Rente, aus einem Gegenftande, den die Na- 
tur aus eigener Kraft erzeugt und immer wieder erneuert, 
in fo fern er nicht Durch Uebertreibung gemißbraucht wird. 

Anders verhält es fi mit dem Bergbau Die 
Minerale, Foſſile und unterirdifchen Produkte koͤnnen 
nur gewonnen werden, indem ein Zheil des Ur-Vermoͤ⸗ 
gend, wozu fie gehören, felbft verzehrt wird: Aller 
Bergbau, fagt daher Benzenberg mit Recht, ift Ab- 
bau, er vernichtet fich durch feinen Betrieb. mit der Zeit 
felbft, weil das Abgebaute ſich nach Naturgefegen nicht 
wieder erzeugt und die leeren Räume füllt; darum bat 
auch die franzöfifche Gefeßgebung den Bergbau der Grund» 
befteuerung entzogen. Daffelbe gilt aber nicht bloß von! 
den unterirdifchen Erzeugniffen, Tondern auch von den über: 
irdifehen, die von gleicher Befchaffenheit find, 3. B. von 
Steinbruͤchen, Kalkbruͤchen, Porzellan: Erde, Bernftein ıc., 
welche dad franzöfifche Gefeg inkonfequenter Weife der 
Grundfteuer unterworfen bat. Die Abnugung eines 
Zheild des Ur-Vermoͤgens ift Fein Ertrag deffelben; 
wohl kann Daraus eine Rente gezogen werden, aber Feine 
ngtürlihe, fondern nur eine induftrielle, eine 
Arbeits: Rente, indem entweder die dem Ur-Vermoͤ⸗ 
gen antriffenen Gegenftände ein Material abgeben. zur 
nutzbaren Thätigkeit des Menfchen, wie z. B. Marmor- 
blöde, Kalk, Metalle ꝛc. ober aber, indem fie durch den 
Gebrauch felbft unmittelbaren Nutzen oder Vergnügen ge: 
währen und um deswillen zugleich ein Tauſchmittel ab- 
geben, vie Arfenit, Edelſteine ꝛ. Der Ertrag, den 
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folche Arbeit liefert, Tann vom Staate in Anſpruch ge 
nommen werben, aber nicht im Wege der Grundrenten- 
Befteuerung, welche nie den Kapitalſtock felbft angreifen 
darf, aus welcher die Rente gezogen wird. Ueberdieß 
ift der Ertrag, den alle jene Arbeiten abwerfen, nicht 
allein bedingt durch die Zeugungskraft der Natur, fon: 
dern noch weit mehr durch den Willen der Menfchen und 
duch deren Verkehr, wovon ed abhängt, wie ſtark oder 
Ihwac der Abbau feyn fol. Schon hierdurch unterfchei: - 
det fid) die von dergleichen Dingen gu forbernde Abgabe 
fehr wefentli von der Grundrenten - Steuer. (Bel. 
die ‚geiftreiche Beurtheilung von Benzenberg’s Schrift 
über den Kataſter im Hermes N. IV.). 
Ehen fo fehlerhaft ift ed, wie in manchen Ländern 
gefchieht, die Haäuſer-Rente ald Srund- Rente 
zu betrachten und als folche der Grundbefteuerung zu un- 
terwerfen; offenbar muß es zur größten Berwirrung füh- 
ren, wenn, nad dem Beifpiele des franzöftfcyen Steuer- 
Katafterd die Grund- und Wohnungsſteuer als 
einerlei Abgaben behandelt und erhoben werden. Nur 
der Grund und Boden, worauf die Gebäude ftehen, kann 
und Darf mit der Grundſteuer belegt. werden, weil die 
Erzeugung der natürlichen Bodenrente durch dergleichen 
lediglich vom freien Willen des Menfchen abhängenbe 
Anlagen verhindert wird, unb darunter die Staatöfafle 
nicht leiden kann, welder da, wo einmal diefe Beſteue⸗ 
vungö= Methode eingeführt ift, von aller Bodenrente im 
Lande ihr Antheid gebührt. Die Gebäude felbft aber ge 
‚hören unflvetig zum flehenden Kapitale der Nation 
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und. wenn folche ihrem Cigenthümer eine Rente abwerfen, 
fo iſt diefe Rente nicht Grund - Rente, ſondern viel⸗ 
mehr Kapital Rente. 

Mit Recht wird im Hermes (a. a. 9.) bemerkt, 
bat Benzenberg die franzöfifche Geſetzgebung der In⸗ 
tonfequenz befchuldigt, daB fie Mühlen: und Fabril-Ge- 
bäude kataſtriren läßt, Hingegen alle Tandwirthfchaftliche 
Gebäude von der Grundfteuer befreit hat, aber nicht, 
daß die leßteren der Grundfteuer ebenfalld unterworfen, 
fondern die erfteren vielmehr gleichfalls Davon ausgenom⸗ 
men werben müflen , ift dad Wahre. So ausgemacht es 
ift, daß die Grundfleifer nur vom unbeweglichen Vermoͤ⸗ 
gen erhoben werben kann, eben fo unrichtig ift es, fie auf 
alle8 unbeweglihe Wermögen auszudehnen, dad eine 
Rente gewährt, namentlich auf dasjenige, was nur durch 
feine kuͤnſtliche Verbindung mit dem Boden erft unbeweg- 
lid) geworden if. In diefe Klafle aber find infonderheit 
die Gebäude zu flellen. 

Ale und jede Gebäude dienen entweder bloß zur 
Wohnung, zum Bergnügen und Luxus, oder zum Be: _ 
triebe -eined Gewerbes. In Betreff dieſes lehtern ift an 
fi) Elar, daß fie nur Mittel zum Zwecke find, daß fie 
nicht felbft eine Rente abwerfen, fonbern nur ein Theil 
des Verlags find, der in die Gewerbe geftedt worden. 
Wenn der Staat die Rente des Gewerbes befteuert, dann 
geräth er mit ſich felbft in Widerſpruch, im fo fern er, 
uͤberdem noch die Mittel zur Hervorbringung eben dieſer 
Rente belaftet, und er wird zugleich ungeredyt, weil er 

außer Stange ift, zu beurtheilen, welcher Theil deö Ber: 
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lags bei den verſchiedenartigen Gewerben auf Gebaͤude 
oder auf bewegliche Materiale und Juſtrumente zweck⸗ 
maͤßig angelegt werden muß. Der Papiermuͤller z. B. 
wendet feinen ganzen Verlag faſt auf den Bau der Pa⸗ 
piermühle, waͤhrend ber Juwelier ein viel größeres Ka- 
pital in den Schränken feiner Wohnftube verfchließt. Alle 
Gebäude, die nur Snftrumente eines Gewerböbetriebs 
find, önnen fo wenig einer Grundfleuer unterworfen 
werben ald der Kammer des Schlofierd oder der Pinfel 
des Malers. Was aber die Wohngebäude betrifft, fo 
muß dabei Jedem fogleich einfallen, daß, da nur ein 
unbedeutender Theil der Nation ohne Gewerbe lebt, zum 
Betriebe jeglichen Gewerbes aber die Wohnung ein un= 
entbehrliches Beduͤrfniß if, von der Wohnung, in fo 
fern fie Verlag für den Gewerbs- Betrieb ift, gar Feine 
Steuer entnommen werden kann. Will man aber auch 
hiervon abjehen, fo fpringt doch in die Augen, daß Die 
Mohnung zwar zu einem Maaßſtabe und einer Erhe- 
bungs-Art der Eintommenfteuer in der Vorausſetzung 
gemacht werden kann, daß jeder Menſch wohnen muͤſſe 
und nad Verhältniß feines Einkommens wohnen werbe, 
daß aber die Wohnung felbft Eein Gegenfland der Be— 
fleuerung feyn kann, weil diefelbe Fein Einkommen, fon- 
dern im Gegentheil eine Ausgabe, ein Bebürfniß if. Die 
Frage übrigens, ob die Erhebung einer Mieths⸗ oder Woh⸗ 
nungöfteuer an fid) zu billigen fey, oder nicht? ift Bier, 
"wo es fi lediglich um die Vefleuerung der Grund⸗ 
Rente hapdelt, der Ort nicht, zu unterfuchen. 
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DI. Snöbefondere, 


1. Bon der Ermittelung der Boden: Rente und ber Entwerfung bes 
Katafters zum Behufe ber Beſteuerung biefer Rente. 


Da die Grundrente, wie gezeigt worden, ein wirk- 
licher reiner Ertrag ift, fo kann ihre Fähigkeit zur 
Defteuerung wohl keinem Zweifel unterliegen, es fragt ſich 
nur: ob es Mittel gebe, fie genau zu erforfchen und fie 
fomohl vom rohen Ertrage, woraus fie hervorgegangen, 
ald auch von den übrigen Gattungen des reinen Ertrags, 
wozu bie Benußung des Bodend Gelegenheit gibt, gehoͤ⸗ 
tig zu trennen. ‚ So viel wenigftend bleibt ausgemadit, 
daß diefe Srmittelung Äberall mit den größten Schwierig: 
keiten verknüpft ift, denn, was beim erften Anblide reis 
ner Ertrag fchien, erkennt man öfters bei genauerer Prü- 
fung als rohen und mas Anfangs Grund - Rente 
zu feyn fchien, zeigt fich oͤfters bald nachher ald Rente 
vom ftehbenden oder umlaufenden Kapitale. 

Wie unentbehrlic) in dieſer Beziehung, eben fo ſchwierig 
ift daher die Entwerfung eines Katafters, worin die geſammte 
Grund » Rente im Lande, von allem übrigen reinen Ertrage 
forgfältig getrennt, nad) dem Mittel- Ertrage gewiffer Jahre 
genau verzeichnet ifl. Kein Staat in Europa hat einen ſol⸗ 
hen Katafter aufzuweiſen; allenthalben findet fich entweder 
toher Ertrag mit reinem vermifcht, oder ein Theil der Rente 
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vom flehenden Kapitale ald Grundrente aufgeführt. Bei 
diefer mangelhaften Einrichtung der Katafter ift ed dann 
nicht zu vermeiden, daß ein und berfelbe Kein - Ertrag 
unter verfchiedenen Namen und Rubriken doppelt befteuert 
wird. So wird 3. B. Öfters der Ertrag des Kapitals, 
was der Kapitalift dem Landbauer dargeliehen, und wo: 
mit diefer fein Gut verbeffert hat, einmal vom Landbauer 
ald Grund - Rente befteuert, und dann wieder vom 
Kapitaliften als Kapital: Rente. 

Bei Entwerfung eined Katafterd der Grundrenten- 
Steuer kommt ed vor allem darauf an, daß die verfchie- 
denen Gattungen von Rein- Ertrag, welche beim Grunde 
und Boden vorkommen, genau von einander Tabgefondert 
und gefchieden werden, denn nicht der ganze reine Er- 
frag, fondern nur ein Theil, und öfters ein fehr kleiner 
Theil deffelben ift Grund» oder Boden-Rente. Der 
ganze beim Grunde und Boden. vorfommende ‚Ertrag 
nämlich beftebt: 

Eritens, aus dem Ertrage, welcher dem Eigen- 
thümer des Bodens ald Erzeugniß der Naturkräfte zu 
heil wird. 

Zweitens, aus.den Zinfen und Gewinnften von 
dem im Boden ftedlenden ſtehen den und dem darauf 
verwandten umlaufenden Kapitale. 

Drittens, aus der Arbeitö- Rente, db. 5. 
dem Theile des Arbeitölohns, welcher dad nothmendige 
Bedärfniß der bei folher Produktion befchäftigt gewefe- 
nen Arbeiter überfteigt. 

Bon dieſen drei verfchiedenen Gattungen bed Rein- 
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Ertrags, welche bei der Boden-Benutzung vorkommen, 
iſt bloß die erſte, naͤmlich das, was als Geſchenk der 
Natur zu betrachten und dem Grundeigner als ſolchem 
zu Theil wird, reiner Ertrag des Bodens oder Grund⸗ 
Rente; das übrige ift zwar auch zeiner Ertrag, aber 
nicht für den Grundeigener als ſolchen, fondern zum 
Theil für den Kapitaliften, zum Theil für die Arbeiter 
und kann mithin bier, wo bloß von Beſteuerung des 
Rein= Ertrag des Bodens die Rede ift, nicht in Be 
tracht kommen. 

Der Umfland, daß der gefammte reine Ertrag, 
wozu ‚Die Bodenkultur Gelegenheit gibt, oͤfters dem Ei⸗ 
genthümer des Bodens allein zu Theil wird, ift Schuld, 
daß bei Vertheilung der Grundrenten= Steuer jene ver: 
ſchiedenen Gattungen ded Rein» Erfrags nicht immer forg- 
fältig genug von einander getrennt und geſchieden wer⸗ 
den, wodurd dann gar oft eine große Ungleihheit und . 
Mangelhaftigkeit der Beſteuerung herbeigeführt wird. 

Fließt nämlich) hin und wieder der gefammte reine 
Ertrag, welchen die Urproduktion gewährt, dem Grund: 
eigener zu, dann gefchieht folched bloß darum, weil ber: 
felbe mit der Eigenfhaft des Grundeigeners zugleich 
die des Kapitaliften und bie des Arbeiterd ver 
bindet. In Fällen des Art hat zwar der Grundeigener 
da, wo die Rente des Stamm-Wermögend ber Be- 
fteuerung zur Unterlage dient, den ganzen Rein - Er- 
trag zu befteuern, aber es dürfen dennoch die verſchiede⸗ 
nen Quellen, woraus ihm berfelbe zufließt, nicht mit 
einander vermifcht, fondern eine jede diefer Quellen muß 
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abgefondert berüdfichtigt werden, weil die Grundfäße 
durchaus verfchieden" find, wornach bei deren Beſteuerung 
zu verfahren. Ad Grundrente darf nichts anderes 
zur Steuer herangezogen werden, als der Rein- Ertrag, 
welcher vom Boden allein herrührt, ed muß genau 
davon getrennt werden, was unabhängig vom Boden nur 
dem Kapitale und der Arbeit fein Entftehen verdankt. 

Eine Trennung der Art ift jedoch öfters amench- 
mend fehwierig, bisweilen fogar unmöglic), denn ed kommt 
hier darauf an, zu unterfuchen, welchen Antheil am Ge- 
fammt: Erttage des Bodens den Kräften der Natur und 
welcher den ſchon längft vorher darauf verwandten Kräf- 
ten des Menfchen, dem Kapitale und der Arbeit gebühre. 
Srundftüce, die faft allein der Natur überlaffen gar keinen 
Ertrag geben, Finnen durch Anwendung von Kapital 
und Arbeit zu eben fo hohem Ertraga gebracht werden, 
ald andere, deren Ertrag haupfächlid einem Geſchenke 
der Natur zuzufchreiben ift.- Bei der großen Schwierig- 
feit der Trennung jener Antheile bleibt daher oft nichts 
weiter übrig, als Den ganzen reinen Ertrag ber Laͤnderei 
ohne Rüdficht auf feinen Urfprung, ald Grundrente an⸗ 
zufegen und zu befteuern. Hieraus allein fchon ergibt 
fih, daß man beim beften Willen oft nicht dahin ges 
Isugen ann, Gleihheit in die Beſteuerung der Grund- 
vente zu bringen, und in ben meiften Faͤllen ſchon zufries 
den feyn muß, wenn es gelungen, dieſer Gleichheit nur 
einigermaßen nahe gefommen zu feyn. 

Iſt e8 nun aber aud irgendwo den Bemühungen 
der Sinanz- Verwaltung wirklich geglüdt, Die angebeute- 
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ten Schwierigkeiten zu überwinden und die eigentliche 
Grundrente von den übrigen Gattungen des Rein: Er- 
tragd des Bodens gehörig zu trennen, ſo Tann e& ihr 
dennoch keineswegs zukommen, die ganze zur Zeit ber 
Entwerfung des Katafterd wirklich Statt findende 
Grundrente ald Norm der Befteuerung anzunehmen, fon: 
dern fie darf vielmehr, um Fünftigen gerechter Beſchwer⸗ 
den Über Ungleichheit der Beſteuerung vorzubeugen, nur 
die bei einer gewöhnlidhen vernünftigen Be: 
ftellung des Bodens mögliche Grundrente als 
Norm in diefer Hinficht feftfegen. 

Bas heißt aber, fragt 2. vo. Seutter (Die Be- 
fleuerung d. Völker c. ©. 21) mit Recht, der ge 
wöhnliche Ertrag des Bodens? wo fängt er an, wo 
ift Die Scheide .von dem, was Snduftrie und Spekula— 
tion gethan? etwa in der Natur- Bonität? Aber ift 
irgend ein Punkt auf der europäifchen Erde noch fo jung 
und entoölfert, daß er ganz rein natürlich wäre? ift 
nicht aller heutige gewöhnliche Ertrag ein Erbe der Kul- 
tur, der Induftrie, der Spekulation von Laufenden der 
Sahre? was, wo find die Räume, Kräfte, Stoffe der 
Natur, in denen fie begonnen hat? wie hat fie angefan- 
gen, wie fteht fie jest, wie, wo wird fie morgen feyn? 
und wer bürgt für diefes morgen? Iſt nicht aller hen- 
tige Ertrag, als das Unfrige, in feinen unermeßlichen 
Abftufungen, ein Erbe der Vergangenheit, wozu Feiner 
der Unfrigen aud) ein Tauſend-Theilchen hinzugefügt? 
beruht er nicht in allen feinen Verhältniflen auf der Zahl 
und Art des Zufammenmwohnens, der Werbindung und 
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Zheilung, ber Bildung und Wechfel: Hülfe der Natur: 
und Menichen= Kräfte? und find bie Naturs Kräfte nicht 
bereits überall, Dank dem Himmel, mehr oder minder 
in das Kapital der Menfchheit aufgelößt? 

Bei Bollziehung des Grundfteuer - Gefeges in Frank⸗ 
reih ward die Befchaffenheit der einzelnen Grundflüde, 
welche gerade zur Zeit der Einführung jener Abgabe Statt 
fand, der Abfhägung des Kein: Ertragd zum Grunde 
gelegt, und es ward ſonach die Rente von dem auf die 
Urbarmachung und Berbeflerung des Bodens verwandten 
Kapitale und Arbeit in den Ertrag mit einbegriffen, Da- 
bei wurde jedoch zugleich die Zuficherung ertheilt, Daß 
Feder fein Grundſtuͤck nad Gefallen verbeffern Tönne, 
ohne Beforgniß, deshalb in Zufunft höher befteuert 
zu werden. Wenn aber, wird fehr richtig im Hermes 
(N. IV) geurtheilt, die Klugheit dies für die Zukunft 
beftimmt hat, mit welchem Rechte kann für die Vergan⸗ 
genheit das Gegentheil gefhehen? Wenn A vor zwei Jah- 
ven Zaufend Thaler dafür ausgegeben hat, feine fandi- 
gen Aecker mit Lehm zu überfahren, oder einen Bruch 
zu entwäffern, B aber für eine gleiche Summe Geldes 
Getraide aufgefauft und noch auf dem Boden hat, mie 
kommt A dazu, daß er dafür, daß feine Aecker und Wie⸗ 
fen im Durchſchnitte nicht bloß ihm, fondern auch dem 
Lande zehn Prozent mehr an Ertrag kuͤnftig bringen, 
für alle Zeiten zehn Prozent Grundſteuer mehr geben fol 
als B, deffen Aeder und Wiefen in ber Befchaffenheit 
geblieben find, wie die des A früberhin waren? Wenn 
G ein Kapital geborgt hat, um auf einen nadten Felſen 
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Erde zu bringen und ihn mit Weinreben zu bepflanzen, 
buch) deren Wartung ald Winzer er nur eben den Un- 
terhalt feiner Familie und die Zinfen des erborgten Ka- 
pitald erwirbt, mit welchem Rechte nimmt ihm der Staat, 
unter dem Namen Grundfleuer, einen Theil des erflern 
ober des le&tern und befteuert dadurch die Arbeit oder 
das Kapital, aber nicht den Boden, der gar nicht vor- 
handen war, und den Iener erft ſchuf? Auf der ans 
dern Seite, mit welchem Rechte Tann ein Grundbefißer, 
dem es gefällig geweſen ift, von 250 Morgen gleich gu: 
ten Landes 100 Morgen ald Wiefe, 100 als Weide 
und 50 als Teich zu benugen, vom Staate verlangen, 
daß derſelbe für diefe dreierlei Gegenftände ſich mit dreierlei 
fehr verfchiedeuen Sägen der Grundfteuer begnügen folle, - 
da ed nur an ihm liegt, daß er nicht alles ald Wiefe 
benugt, wobei er und das Land gewinnen würde? Ober 
aus welchem Grunde verlangt Der, welcher aus Be 
quemlichteit oder zur Schaafweide einen Theil feines ur⸗ 
baren Aderd hat zur Lehdung werden laffen, oder aus 
Sagdliebhaberei ihn mit. Buſchwerk bepflanzt hat, daß 
Diefer tragbare Ader nicht mehr ald folder, fondern „nur 
als Lehdung oder Waldung Elaffifizirt werden fol? Noch 
mehr, dem franzöfifchen Steuer-Geſetze zufolge foll Die 
Abſchaͤtzung nach der in jeder Provinz gebräuchlichen Be⸗ 
ſtellungsart gemacht werden; heißt das nicht, Provinzen: 
weife die höhere Induſtrie derjenigen Landeötheile be: 
fieuern, bie andern vorangefchritten find , Wenn die 
nämliche Gefeggebung die Belteuerung der Induftrie der 
Einzelnen verbietet, wie mag das Gegentheil im Großen 
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zu rechtfertigen ſeyn? wo liegt der zureichende Grund, 
baß gerade ber zufällige Augenblid der Abſchaͤtzung bie 
Befchaffenheit einer an ſich veränderlichen Sache auf im» 
mer feftftellen fol? — 

Es muß, wie bereit8 ermähnt worden, bei Entwer- 
fung bes Kataflerd der Grundſteuer die bei einer ge 
wöhnlidhen vernünftigen Beltellung des Bodens 
mögliche Grundrente zur Norm der Beſteuerung dienen. 
Die vernünftige Beſtellung aber befteht in derjenigen Bear: 
beitung, ohne welche der Boden feine natürliche Frucht: 
barkeit nicht entwideln Tann und in ber Auswahl derje⸗ 
nigen Saamen = Arten unter den gewöhnlichen, für welche 
er befonders geeignet if. Denn zu einer ungewöhnlichen 
Anftrengung, zu Unternehmungen, welche befondere Kennt- 
niffe und Verlag erfordern, und zu Bemühungen außer: 
grdentliher Art kann der Staat feine Bürger weder zwin⸗ 
gen noch ſolche vorausfegen, aber daß dad Gewöhnliche 
ihnen’nicht unbefannt fey, und daß fie ald Vernunftwe⸗ 
jen den Regeln der Vernunft gemäß handeln, dies muß 
er von ihnen annehmen. Ob fie auch wirklich fo han⸗ 
bein, darum braucht er fich nur erft dann zu befümmern 
wenn fie durch unvernünftige Handlungen feine eigenen 
Rechte oder die Rechte der Mitbürger fören; außer 
dem find fie ihrer eigenen Handlungen Meifter, müffen 
aber auch alle natürliche Folgen derfelben auf ſich nehmen. 
Wie daher jeder Grundbefiger feinen Boden wirklich bes 
nuge, davon braucht der Staat gar Feine Kenntniß zu 
nehmen, aber auch fein Antheil an der Bodenrente, die 
Davon Dernünftigerweife zu ziehen ift, kann durch Diefe 
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! .. 
privative Benugung im mindeften nicht gefährdet werben. 
Möge Jeder mit feinem Boden in der Wirklichkeit ma- 
chen, was er will, aber ganz undbhängig davon ift der 
Antheil der mittlern Bodenrente, ben er als Grundfteuer 
an den Staat. zu entrichten hat, und deren Ausmittelung 
einzig und allein nad) der natürlichen. Befchaffenheit des 
Bodens erfolg. So ift ed eined Jeden Sache, daß 
Niemand fein Grundeigenthbum unbenugt liegen laffe, oder 
ſchlechter benuge, als es nach feiner Natur geeignet ift. 
Ganz untragbar ift nur der Eahle Feld, der Gletjcher, 
das Meerufer, über das die Fluth ſich wälzt, felbft Sand- 
dünen find zu Weidepflanzungen gefhidt. Mit Recht 
hat daher die franzöfifche Gefeggebung verordnet, daß 
fein Boden für ganz untragbar ausgegeben werden bürfe, 
fondern auch der fchlechtefte mit einer Grundfteuer zu be= 
legen jey. Das. Gefeb muß aber noch weiter gehen und 
beftimmen, daß jeder Boden in diejenige Klaffe des Ka- 
tafter8 zu fegen fen, in welche er nach feiner natürlichen 
und urfprünglichen Eigenfhaft gehört, ohne alle Rüd- 
fiht darauf, wie er biöher benugt worden und was ber 
Befiser zu feiner Veränderung gethan habe. Keine Ver: 
änderung wird vermuthet‘ und daher überall davon aus⸗ 
gegangen, daß alles von je her fo gemefen fey, wie es 
ſich findet. Iſt aber die Veränderung fichtbar, notorifch, 
oder wird folche erwiefen, dann muß auf denjenigen Zu⸗ 
fand zurücgegangen werben, der vorher vorhanden war. 
Mögliche Werbefferungen verdienen gar Feine Ruͤckſicht, 
aber Kultur » Hinderniffe dürfen eben.fo wenig dem Grunde ' 
und Boden feinen Werth nehmen, wenn biefelben mit 
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gewöhnlichen landwirthichaftlihen Kenntniffen und einem 
mäßigen Verlage zu heben geweſen wären, wofür das 
Geſetz einen nad dein Werthe des Grundflüds, ober 
wo mehrere im Gemenge liegen, nad) dem Werthe aller, 
proportionirlihen Maaßſtab angeben muß. So mag Je 
der thun, was ihm beliebt, dem Staate wird dennoch 
fein Recht. Wer tragbare Wiefen ald Hütung benugen, 
oder gute Aecker im Walde liegen laflen, oder einen 
Sumpf nit durch Gräben austrocknen will, wird feinen 
Willen haben, aber dem Staate die Grundfteuer geben, 
die eine Wiefe oder ein Ader von gleicher Güte zu ent- 
richten hat. (Vgl. Hermes N. IV). 

Als ein faft unentbehrliches Hülfsmittel zur Entwer⸗ 
fung richtiger Katafler der Grundrenten - Steuer ift fer- 
ner die Vermeſſung des Flähengehalts der Län- 
dereien zu betrachten. Zwar ift wie Soden ridtig be 
merkt, der Flächengehalt Fein Grabmeffer des Ertrags, 
diefer hängt vielmehr lediglih von dem Klima, der Bo⸗ 
den=Befchaffenheit fo wie der Induftrie des Bearbeiters 
ab, und der Ertrag ift ed doch am Ende, nad) welchem 
die Staats-Quote für die Finanzen berechnet werden 
muß, fey auch der Flächengehalt, welcher er wolle. Den- 
noch ift nicht zu leugnen, daß bie Abſchaͤtzung des Rein- 
Ertrag durch diefe Operation gar fehr erleichtert wird. 
Iſt aud) die Vermeflung, urtheilt Los, nicht gerabe 
nothwendig zur Auffindung bes reinen Ertragd des Grund: 
eigenthums, und koͤnnte vielleicht auch ohne fie diefer Er- 
trag von ſachkundigen Schägern gefunden werben, fo= 
bald man nur die Ausſaat-Beſtellungs- und übrigen 
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Bewirthichaftungskoften und. den gewöhnlichen Ertrag des 
Grundſtuͤcks kennt, fo ift es doch nicht zu verkennen, 
daß die Ausmeffung felbft die Abfchäßung des Rein: Er- 
trags unendlich erleichtert. Würde der Abfchäßer ohne 
bie vorhergegangene Vermeſſung genöthigt feyn, die müh- 
fame Upnterfuhung über den Rein- Ertrag bei jedem 
Grundſtuͤcke in allen einzelnen Punkten vorzunehmen, dann 
braucht er da, wo die Vermeſſung vorliegt, ſich eigent- 
lich nur an die natürliche Befchaffenheit des Bodens zu 
halten, und den Rein » Ertrag eines im Detail abge: 
ſchaͤtzten Grundſtuͤcks mit Beruͤckſichtigung des Flaͤchen⸗ 
gehalts auf andere von gleicher Art uͤberzutragen; ja er 
kann in manchen Faͤllen vielleicht ganze Diſtrikte von 
gleicher Guͤte im Allgemeinen abſchaͤtzen. Es liegt daher in 


der Natur der Sache, daß einer jeden Belegung des Grund⸗ 


eigenthums mit Steuern, wenn die Vertheilung der letztern 
nur einigermaßen richtig ausfallen ſoll, eine Vermeſſung 
der einzelnen zu belegenden Grundſtuͤcke vorangehen muß. 
Noch verdient in Bezug auf Entwerfung von Ka⸗ 
taftern der Grundrenten- Steuer det Umſtand nicht außer 
Acht gelaffen zu werben, daß in den meiften neuern Staa- 
ten Europa’3 die Entrichtung der öffentlichen Abgaben 
nicht in Naturalien, fondern in Geld verlangt wird, 
wenn glei Geſchichte und Statiftit lehren, daß bei 
mehreren Völkern auch die Grundfteuer in Natur erho: 
ben worden. Faft allenthalben betrachtet man daher ge- 
genwärtig als fteuerbaren Rein: Ertrag des Bodens 
nicht fowohl die Erzeugnifle deflelben als vielmehr den 
nach beitimmten Durchfchnittds Preifen berechneten Geld: 
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werth bed ausgemittelten reinen Natural Ertrag. Nas 
mentlich hat die franzöfifche Geſetzgebung beftimmt, daß 
im Katafter ſowohl der reine Ertrag der Grundftüde als 
die davon abzugebende Grundfteuer nur in Geld, und 
zwar in Silbergeld, ald dem Regulator des Preifes aller 
übrigen Geldforten, ausgedrückt werbe. 

Es muß ſonach der Entwerfung eines Kataſters 
der Grundrenten- Steuer, fol derfelbe auf richtiger Baſis 
beruhen, nothmwendig vorangehen: 

1. eine genaue Wermeffung alles fleuerbaren 

Bodens, 

2. eine auf die Ergiebigfeit fämmtlicher fleuer- 
barer Srundftüde geftüste Berechnung ihres rei⸗ 
nen Natural-Ertrags, 

3. eine ſorgfaͤltige Ausmittelung des nach Geld be— 
rechneten Werths der erforſchten Natural⸗Grund⸗ 
Rente. 

Ohne dieſe Vorbereitungen iſt es durchaus unmoͤg⸗ 
lich, eine nur einigermaßen auf Gerechtigkeit und Billigkeit 
geſtuͤtzte Beſteuerung der Grundrente zu bewirken; mit wie 
großen Schwierigkeiten aber dieſe Vorbereitungen ver⸗ 
knuͤpft und wie unvollkommen gewoͤhnlich trotz allem Be- 
muͤhen der Finanzverwaltung der Zweck in dieſer Hinſicht 
erreicht werde, geht aus der nachfolgenden Eroͤrterung 
klar und deutlich hervor. 

Was zuvoͤrderſt die Vermeſſung betrift, fo gehört 
folche unftreitig zu den weitläufigften, verröidelteften und 
zugleich Poftfpieligften Unternehmungen. In Frankreich 
wurde biefelbe im Jahre 1808 auf Einhundert eilf Mil: 
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lionen Franken berechnet und in Meklenburg, einem Lande 


von etwa 270 Quadratmeilen, Eoftete fie, wie Menzel 
(Neue Meklenburger Staatöfanzlei Th. IL) berichtet, 
nicht weniger als Acht mal hundert Zaufend Thaler. - 

Noch fehmwieriger aber und wichtiger ift die Unter- 
ſuchung, wie groß in jedem einzelnen Falle die Ergiebig⸗ 
Leit ded Bodens fey, oder mit andern Worten, welchen 
Antheil die Natur an deffen Erzeugniffe habe? Es muß 
zu dem Ende eben fo ſehr auf die phyſiſche Lage des 
Grundſtuͤcks, ob daffelbe 3. B. in einer fruchtbaren oder 
unfruchtbaren Gegend belegen, ob es Ueberſchwemmun⸗ 
gen, Gewitter und Hagelfchlag befonderd auögefegt ift, 
ald auf die innere Beichaffenheit des Bodens Rüdficht 
genommen werden. In Anfehung viefer leßtern aber ift 
öfter8 weder die bloße Befichtigung des Grundftüds, noch 
bie Kenntniß mehrerer Ernten hinreichend, um ein rich) 
tiges Reſultat zu liefern, fondern ed muß vielmehr da, 
wo eine auffallende WBerfchiedenheit der Produktion ſich 
zeigt und es zweifelhaft wird, ob der Grund davon in 
der natürlichen Befchaffenheit de8 Bodend oder etwa in 
einer befonders erhöheten oder. vernachläffigten Kultur 
liege, fogar eine chemifche Unterfuchung der Erdoberfläche 
vorgenommen werden. Died Verfahren ift aber, wie 
man leicht einfieht, eben fo Eoftfpielig als mühfam, und 
kann daher nur in höchft feltenen Fällen in Anwendung 
Tagemıen. 

Nicht minder ſchwierig ald die Unterfuhung der 
Ergiebigkeit des Bodens ift endlich die Ausmittelung bes 
nach Geld berechneten Werths der erforfchten Natural 
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Grundrente. Vor allem zu beruͤckſichtigen hierbei iſt die 
topographiſche und merkantiliſche Lage des zu beſteuern⸗ 
den Bodens. Dieſelbe Quantitaͤt roher Erzeugniſſe kann 
in der einen von allen Abſatz-Maͤrkten ausgeſchloſſenen 
Gegend kaum halb ſo viel gelten als ſie in der Naͤhe 
eines ſchiffbaren Stroms oder einer bedeutenden Haupt⸗ 
ſtadt gilt; wollte man nun bloß die Quantität der Na⸗ 
tural:Rente zum Maaßftabe der in Metallgeld zu ent- 
richtenden Abgabe annehmen, dann würden die Lände- 
reien jener Gegend gerade doppelt fo ftarf als die Laͤn— 
bereien diefer zur Steuer herangezogen werden und Die 
Regierung würde fich folchergeftalt einem wohlverdienten 
Vorwurfe der Uegerechtigkeit ausſetzen. 

Zur Begründung einer moͤglichſt gerechten und gleich⸗ 
mäßigen Befteuerung der Rente vom Grunde und Bo⸗ 
den ift es daher unerläßlih, daß in jeder Gegend des 
Landes der Geldwerth der rohen Erzeugniffe, welche ur⸗ 
fprünglich die Grundrente bilden, nad) einem Durch⸗ 
ſchnitte gewiſſer Iahre genau audgemittelt und der hier- 
nach berechnete Geldwerth der einzelnen Grundrenten als 
Gegenftand der Befteuerung im Katafter aufgeführt werde. 
Beträgt 3. B. in einem Lande, wo der fünfte Theil des 
reinen Boden Ertrags ald Steuer abgegeben werden fol, 
der als Grundrente audgemittelte Natural- Ertrag einer 
Länderei fünf Malter Kom, der nad) einem Durchſchnitte 
beitimmter Sahre berechnete Geldwerth eines Maltkes 
Korn in einer gewiffen Gegend aber vier Thaler, Dann 
muͤſſen zwanzig Thaler ald Gegenfland der Befteuerung 
und vier Shaler ald Steuers Beitrag von der Länderei 
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im Katafter aufgeführt werden. Dagegen duͤrfen bei einer 
andern Länderei von gleichem Umfange und gleicher Er- 
giebigfeit, die aber in einer Gegend belegen, wo der 
Durchſchnitts-Werth des Malters Korn kaum zwei Tha- 
ler beträgt, nur zehn Thaler ald Beftenerungs = Gegen- 
fland und nur zwei Thaler ald Steuer: Quote im Kata- 
ſter angeſetzt werden. 

Es wuͤrde ſonach der Steuer-Kataſter fuͤnf Haupt⸗ 
Kolumnen fuͤhren muͤſſen, wovon die erſte eine moͤg⸗ 
lichſt⸗ genaue Bezeichnung alles ſteuerbaren Grund -Ei- 
genthums im Lande, Die zweite die muthmaßliche Grund: 
rente der einzelnen Ländereien in Natur, die Dritte den 
Betrag der davon zu entrichtenden Steuer - Quote in 
Natur, die vierte den Gelbwerth ber in der zweiten 
Kolumne aufgeführten Natural- Grundrente und die fünfte 
den Theil diefer in Geld auögeworfenen Natural Srand- 
vente enthalten müßte, welcher als Steuer = Quote wirk⸗ 
lich abzugeben ift. | 

Theorie und Erfahrung lehren fattfam, mie müh- 
fam, Zoftipielig und langwierig überall die Entwerfung 
eined nach dem angedeuteten, unferd Beduͤnkens einzig 
richtigen, Grunbfägen bearbeiteten Kataſters iſt und wie 
wenig es noch zur Zeit der Regierung irgend eined Lan⸗ 
des hat gelingen wollen, ihren Zweck in diefer Hinſicht 
zu erreichen. Ungeheurer Aufwand ift Dazu erforderlich 
Ad dennoch find große Ungleichheiten und Willkuͤhr al- 
lee Art dabei unvermeidlih. Gejegt aber auch, dieſe 
Schwierigkeiten feyen glüdlich. befiegt, obwohl nicht ab- 

zuſehen, wie ſolches zu bewerkſtelligen, gefebt es jey ein 
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fuͤr die Gegenwart brauchbarer Kataſter wirklich zu Stande 
gekommen, ſo wuͤrde derſelbe doch nur fuͤr wenige Jahre 
paſſend und brauchbar bleiben, denn die Natur, die Ka⸗ 
pitale, die politiſchen und merkantiliſchen Verhaͤltniſſe, 
bewirken in dieſer Beziehung einen ſo vielfachen und ra⸗ 
ſchen Wechſel, daß man, um gerecht zu ſeyn, die Arbeit 
immer von neuem wieder beginnen muͤßte. Es leuchtet 
aber Jedermann ein, daß ein fo koſtſpieliges und fo muͤh—⸗ 
fam vollendeted Werk nicht nach kurzen Zeiträumen wie⸗ 
derholt werben kann. 

Ueberdieß wuͤrde, wollte man von Zeit zu Zeit im⸗ 
mer wieder eine neue Umlegung der Grundſteuer vorneh⸗ 
men, die Verbeſſerung der Boden-Kultur dadurch gar 
ſehr gehindert werden. Niemand, der einige Kenntniß 
von der Sache beſitzt, aͤußert in dieſer Hinſicht Sar- 
torius, wird leugnen, daß durch eine periodiſch wie⸗ 
derkehrende neue Veranlagung der Grundſteuer dem An⸗ 
baue des Landes geſchadet werde. Jeder Thaͤtige wuͤrde 
von irgend einem koſtbaren Aufwande zu ſolchem Zwecke 
abgeſchreckt werden, denn er oder ſeine naͤchſten Nachkom⸗ 
men haͤtten die Ausſicht, ſofort eine hoͤhere Abgabe als 
bisher zu entrichten. Wollte man aber auch eine längere 
Friſt feftfegen, binnen welcher Peine Veränderung in ber 
Steuer Statt finden follte, etwa von 25 oder 50 Jah⸗ 
ten, fo wäre freilich dadurch in etwas dem Uebel abge- 
holfen, allein auch bei diefer Methode wäre nicht ges 
vermeiden, daß nicht die Zeit der neuen Umlegung ber 
Grundfteuer immer eine fehr gefürchtete Zeit feyn wuͤrde. 
Kurz vor ihrem Eintritte möchte. ed Niemand gevathen 
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finden, auf Perbefferungen fich einzulaffen, weil er fos 
gleich eine höhere Steuer zu zahlen hätte. Ueberdem 
aber würben bei einer folchen Umlegung der Abgabe alle 
diefelben Gebrechen wieder eintreten, welche bei der erften 
Anlage unvermeidlich waren. Nach) Gunft und Ungunft 
würde verfahren werden, und, wenn der Wille aud) noch) 
fo gut wäre, fo würde doch, bei den Mängeln jeder 
Abſchaͤtzung, die nun einmal nicht zu vermeiden find, 
periodiſch die Unzufriedenheit ftet3 wiederkehren, die von 
jeder Anlage einer Grundfteuer unzertrennlicd) if. Das 
fhlimmfte aber von allem wäre, daß der Preis der 
Grundſtuͤcke felbft, bei einer nur einigermaßen bedeuten: 
den Abgabe, ganz abgefehen von allem andern, was auf 
defien WBeränderung Einfluß hat, dadurch allein fchon 
ungewiß und einem Schwanken unterworfen werben würde, 
fo daß Niemand zu fagen vermödhte, was ihm von fei- 
nem Boden eigentlich gehöre, weshalb Dann ſchwerlich wine 
folhe Maafregel ald empfehlungswerth zu betrachten wäre. 

Im Königreiche Hannover hat die Anlage der neuen 
Grundfteuer in Gemäßheit der Verordnung v. 3. 1825 
nad) Rehberg's Verfiherung (S. Deffen Eonftitutio- 


nelle Phantafien 1832) eine Million Thaler gekoftet. 


Das Geld, jagt diefee Schriftfteller, ift theils aus der 
Landes-Kaſſe, theild von einzelnen Gemeinden bezahlt, 
welche damit ihre Bedruͤckung theuer erkauft haben. Die 
Million ift mit Arbeit abverdient; die Grundſaͤtze aber, 
nach denen gearbeitet worden, find Feiner wirkfamen ftän- 
difchen Prüfung unterzogen worden. Die Kommiffarien, 
unter fi) uneins, find nicht von den Ständen abgehört 
19 
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worden. Die. Provinzialftände haben Einreden vorges 
bracht, fie waren aber durch die Beflimmungen, wie 
weit fie eingreifen bürften, gelähmt. Da nun bie Ber» 
zögerung der Cache die Unzufriedenheit von allen Seiten 
vermehrte, fo beeilte man fi, fie zu beendigen, wie es 
auch immer ausfallen möchte ine Ständeverfammlung, 
die fi) von allem Einfluffe und von kleinlichen Rüdfich- 
ten frei erhalten Tann, wird aljo das Gefchäft wieder 
ganz von neuem anfangen müflen. 

Um ben zahllofen Schwierigkeiten zu entgehen, welche 
bei jeder Abfchägung der Boden-Rente, die auf Erfor- 
fhung der Ertrags- Fähigkeit der Grundftüde beruht, 
unvermeidlich find, ift hin und wieder der Verſuch ge 
macht worden, den beabfichtigten Zweck auch auf andern 
Wegen zu erreihen. So hat man bald im Kaufpreife 
der Ländereien, bald im Pachtzinſe derfelben einen 
Maaßſtab zu folder Abſchaͤtzung zu finden geglaubt und 
daher die praftifche Anwendung dieſes Maaßſtabs in Vor: 
ſchlag gebradht. Wir wollen verfuchen in der Kürze dar⸗ 
zuftellen, wie unräthlich es feyn dürfte, nach diefem Vor⸗ 
ſchlage zu verfahren. 

Was zuvörderft die Methode der Abſchaͤtzung des 


Boden-Ertrags duch den Kaufpreis betrifft, fo liegt 


derfelben die Anficht, zu welcher fi) auch mehrere ſtaats⸗ 
wirthichaftliche Schriftfteller, namentlih Krehl, Jakob 
und Fulda bekennen, zum Grunde, daß fi) im reinen 
Ertrage der Ländereien ald Zind des Grundkapital be 
trachtet, der Kapitalwerth nußbarer Grundftüde für ihren 
Beſitzer audfpreche, daß mithin die Grundfteuer ein ge- 
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wiſſes Prozent des wahren Kapitalwerths ſeyn muͤſſe. 
Mit Recht wird jedoch hiergegen von Lotz erinnert, daß 
der reine Ertrag zwar das Element ſey, was dem mitt⸗ 
lern Kapitalwerthe der Grundſtuͤcke zur Baſis diene, oder 
doch dienen ſolle, daß aber ſolches in der Wirklichkeit 
ſich nicht alſo verhalte; in dieſer diene vielmehr der reine 
Ertrag nur zur Beſtimmung des angemeſſenen Werths 
der Grundſtuͤcke oder der Preiſe, die ſie im Verkehre 
haͤtten; der wirkliche Preis weiche ſehr oft von dem Kapi⸗ 
tal⸗Preiſe des reinen Ertrags der Grundſtuͤcke bedeutend ab, 
und deshalb koͤnne eine nach dieſem Preiſe beſtimmte Grund⸗ 
ſteuer niemals eine ganz treffende Renten⸗Steuer feyn. 
In der That entſcheidet uͤber den Preis der Grund⸗ 
beſitzungen wie über den Preis aller andern in ben Ver⸗ 
kehr kommenden Dinge nur das Werhältniß der Ange: 
bote zur Nachfrage und dieſes Werhältniß regulirt fich 
keineswegs bloß nach dem Ertrage der Grundftüde, fon: 
dern zugleich nach vielen anderen Momenten. Eine Vers 
theilung der auf die Grundftüde zu legenden Steuer bloß 
nad) dem Verhältnifie ihres Preifes muß daher offenbar 
gar fehr von der Wahrheit abweichende Refultate geben. 
Malchus findet die Hauptichwierigkeit der Anwen: 
dung bdiefer Methode in der Auffindung eines mittlern 
Kaufpreifes der Grundftüde und bemerkt zugleich, daß 
eine konſequente Durchführung bderfelben eine getrennte 
Kataflrirung und Beftenerung der Boden- Rente und ber 
Pacht⸗ Rente oder des landwirthfchaftlihen Gewerbes er» 
heifhe, eben dadurch aber, abgejehen von ber Schwie⸗ 
rigkeit einer Sonderung beider, zu einer Komplikation in 
| 9° 
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der formellen Behandlung des Geſchaͤfts Anlaß gebe, die 
in vielen Faͤllen nicht ohne nachtheiligen Einfluß auf die 
materiellen Ergebniſſe bleiben koͤnne. 

Es iſt uͤbrigens dieſe Methode der Abſchaͤtzung der 
Boden-Rente ſowohl im Großherzogthume Baden (S. 
Grundfteuer- Ordnung v. 20 Jul. 1810) als im Herzog⸗ 
thume Naffau (S. Edikt v..14 Febr. 1809 d. Ein- 
führung eines direkten Stener- Syflems betxeffenb) be- 
reits zur praßtifchen Ausführung gefommen. 

* Nicht minder zweifelhaft erfcheint die Anwendbarkeit 
der zweiten in Borfchlag gebrachten Methode, nad) wel- 
cher der Pachtzins ber Ländereien bei Abſchaͤtzung bes 
Kein = Extragd zum Grunde gelegt werden fol. Die 
Sröße der Pachtzinfen ift eben fo wie die Größe des 
Kaufpreifes der Grundflüde von der Einwirkung einer 
Menge drtlicher und fonftiger Urfachen abhängig, fo daß 
diefelbe den wirklichen reinen Ertrag des Bodens in gar 
vielen Fällen. entweder überfteigt oder unter ihn herab⸗ 
finft. Bei großen Gütern ift gewöhnlid der Pachtſchil⸗ 
fing relativ weit kleiner als bei folchen von geringem 
Unmfange oder gar bei einzelnen Ländereien. 

Ueberdieß bleibt es immer audnehmend fchwierig, 
auch nur mit. einiger Beſtimmtheit den jährlichen Pacht⸗ 
zind der Grundftücde im. Lande auszumitteln, zumal da, 
wo bie Eigenthümer großentheild felbft Die Bebauer ihrer 
Ländereien find. Zu den Urfachen, welche diefe Ermit- 
telung befonderd erfchweren, zählt Adam Smith na- 
mentlih den Umftand, daß manche Gutäbefiger bei Er- 
neuerung. der Pachthontrakte ſich flatt. einer Erhöhung 
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des Pachtſchillings eine beflimmte Summe ald Weinkauf 
bezahlen laften, um deren Betrag der erftere fich vermin- 
dere, daß andere fich neben dem in Geld ftipulirten Pacht⸗ 
zinfe noch Raturallieferungen in Getraide, Vieh und fon- 
fligen Erzeugniffen vorbehalten, noch andere aber ihre 
Pächter in der Art und Weife der Bewirthichaftung mehr 
oder weniger befchränfen. — Trotz den angeführten Män- 
geln ift diefe Methode der Abſchaͤtzung in England bei Ver: 
theilung der Land-Taxe in Anwendung gebracht worden. 
Melche der beiden eben erwähnten Methoden’ der 
Befteuerung des Grund - Eigenthbumd übrigens in einem 
Lande adoptirt werden mag, fo viel bleibt nach dem, 
was oben über die Natur der Grundrente entwickelt wor: 
den, ausgemacht, daß auf dem einen wie auf dem an- 
dern Wege nicht die Rente des Bodens, fondern viel- 
mehr der Gefammt-Ertrag,. welchen derſelbe gewährt, 
von der Finanz Behörde in Anſpruch genommen wird. 
Cine Befleuerung, welche lediglich die Rente ded Bodens, 
mithin nur einen Theil jenes Gefammts-Ertrags, zu 
treffen beflimmt ift, Bann eben fo wenig auf den Kauf= Preis 
ald auf den Pacht: Preis der Grundſtuͤcke bafirt werben. 
Die Unftatthaftigkeit einer öftern Wiederholung ber 
Abſchaͤtzung der Boden⸗Rente erfennend, hat man fich 
in den meiften Ländern dadurch zu helfen gefuht, daß 
der im Katafter aufgeführte Betrag als eine mehr oder 
weniger fländige Größe betrachtet worden, und daß man 
bald ausdruͤcklich, bald ftillfehweigend die darauf gegrün- 
dete Abgabe ald eine fire, auf dem Boden haftende Be⸗ 
ftenerung hat gelten laflen. Statt jedoch auf dieſem 
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Bege dem Ziele näher zu kommen, hat man ſich davon 
nur noch weiter entfernt. Jede auf dem Boden haftende 
fire Abgabe nämlich ift vom Tage ihrer Einführung an 
für den Befiger des Bodens, worauf fie gelegt worden, 
nicht fowohl eine Abgabe von feiner Boden Rente 
als vielmehr eine Abgabe von dem in feinem Grunde 
und Boden ruhenden Kapitalftode Es wird ber 
GSrundbefiger durch eine ſolche Befleuerungs Methode ges 
zwungen, einen Theil der in feinem Eigenthume befind- 
lichen Kräfte der Natur dem Staate abzufreten, und er 
behält fortan hinfichtlich dieſes Theils jener Natur - Kräfte 
bloß dad Recht der Nubnießung gegen alljährige Ent: 
rihtung der darauf haftenden Grund= Abgabe; er ift in 
diefer Beziehung fortan nicht mehr als Eigenthümer, fon: 
dern nur ald Verwalter ded abgetretenen Theil der in 
feinem Boden liegenden Natur- Kräfte zu betrachten. 
Es beruht nämlich überall der Werth desjenigen 
Kapitalftods, welcher dem Grundeigener ald ſolchem zus 
gehört, einzig und allein auf der Größe der Rente, 
welche ihm davon zu Theil wird, jegliche bleibende 
Schmälerung dieſer Rente muß daher auch eine verhälte 
nißmaͤßige Verminderung feines Kapitalftods zur unmit- 
telbaren Folge haben. Wird alfo 3. B. der fünfte Theil 
der Boden- Rente ald fire Steuer vom Staate ausge⸗ 
fhrieben, dann nimmt diefe Befteuerung den Grundeis 
genthümern geradezu ben fünften Theil ihres im Boden 
haftenden Kapitalftods, es ift gerade fo, als wenn ber 
Staat fih ausdrüdlic den fünften Theil des gefamm- 
ten Grund - Vermögens hätte abtreten laſſen. Denn bie 
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Grundeigenthuͤmer bleiben fortan gewiſſermaßen nur Vgr⸗ 
walter des durch die Beſteuerung ihnen entzogenen Fünf: 
theils ihres Boden-Kapitals. 

Eine ſolche fixe, bleibende Beſteuerung der Boden⸗ 
Rente druͤckt, wie leicht zu begreifen, auf eine hoͤchſt 
empfindliche Weiſe die Grundeigenthuͤmer, welchen ſie 
zuerſt auferlegt worden, waͤhrend ſie alle ſpaͤtere Erwer⸗ 
ber von Grund und Boden dieſer Beſteuerung gänzlich 
entzieht, denn letztere wußten ja zur Zeit ber Erwerbung 
recht wohl, daß eine folche Ddinglihe Abgabe auf dem 
Boden hafte und werden daher nicht unterlaffen haben, 
bei Verabredung des Kauffhillings den Betrag des Paf: 
fiv - Kapitals in Abzug zu bringen, wovon Die fire Grund» 
venten- Steuer als jährlicher Zins zu betrachten iſt, fie 
werden ſich wohl gehütet haben, einen Kaufpreis für 
das Grundftüc zuzugeftehen, welchen fie zugeflanden haben 
würden vor Einführung der gedachten Abgabe. 

Alle und jede firirte Grundfteuern müffen fonad) im 
Fortgange der Zeit und im Verkehre mit Grundflüden die 
Natur der Steuern gänzlich verlieren und fih in Staats— 
Renten verwandeln, fo daß diefelben nur zur Zeit ihrer 
erften Einführung, und zwar nicht nach ihrem jährlichen Be: 
frage, fondern vielmehr nad) dem Kapitale, wovon eben 
diefer Betrag’ zu derfelben Zeit die Rente ausmacht, als 
direkte oder unmittelbare Stamm-Vermoͤgens— 
Steuern wirken und auch nur als foldye angefehen und 
beurtheilt werden koͤnnen, nicht aber als Abgaben gelegt 
auf den Kein: Ertrag ded Bodens, 
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2. Bon bes Beſteuerung ber Boden: Rente mittelft der foge- 
nannten Grundfteuer. 


In faſt allen Ländern Europa's fehen wir die Bo- 
denrente durch eine Abgabe befteuert, welche im Zinanz- 
bußget gewöhnlich unter der Benennung Grundfteuer 
oder Landtare vorkommt. Lange Zeit hindurch hat 
diefe Abgabe als eins der vorzüglichften und paſſendſten 
Mittel gegolten zur Dedung des Staats - Aufwandes, zur 
Befriedigung des Öffentlichen Bedarf. Man rühmte in- 
fonderheit von ihr, daß fie vor allen übrigen Abgaben 
fih auszeihne duch Gerechtigkeit im Prinzipe, 
duch GleihheitlihEkeit in der WVertheilung, 
durch Einfachheit, Wohlfeilheit und Sicher— 
heit der Erhebung, fo wie bejonderd dadurch, Daß 
ihr Eein Steuerpflichtiger entgehen Eünne, weil das Ob⸗ 
jeft nicht zu transportiren oder zu verhehlen fey, und 
daß bei der Unmöglichkeit zu defraudiren, die Sittlichfeit 
des Volks durch fie nicht im mindeften gefährbet werbe. 

Prüft man indeß etwas näher die Natur und dad 
Mefen diefer Abgabe, dann überzeugt man ſich bald, daß 
ihr keineswegs jenes Lob in dem Grade gebühre, wie 
man ihr foldyes fo häufig gefpendet, und daß Die vor: 
zuglihen Eigenfhaften, weldhe ihr angerühmt werben, 
derfelben nur zum Theil und immer nur bedingungsmeife 
zubommen. Nicht für gerecht Eönnen wir dad Prinzip 
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erfennen, worauf diefe Steuer beruht, denn nicht das 
Einkommen, fondern der Kapitalftod, das Stamm- 
Vermögen ift das Objekt, was bei ihrer erften Ein- 
führung getroffen wird; nicht gleichheitlich ift die 
Vertheilung dieſer Abgabe, denn die Ausmittelung der 
wahren Boden-Rente ift, wie oben bargethan worden, 
10 ausnehmend ſchwierig und Eoftfpielig, daß ed durchaus 
unmöglich ift, fie periodenweife zu wiederholen, was doch 
bei der großen Wanbdelbarkeit ihres Betrags unumgäng- 
lich nöthig wäre zur Bewirkung einer Gleichmäßigfeit der 


Vertheilung. Ueberdieß ift die fogenannte Gleichmäßigkeit 


der Grundbefteierung immer nur eine folche in Bezug auf 
den Grund und Boden felbft, deſſen Ausdehnung und 
angenommenen Geldwerth, aber in Bezug auf das Ver: 
mögen der Eigenthümer ift fie fletd eine hoͤchſt ungleich: 
mäßige Abgabe, da fie den großen und den Eleinen, den 
verjchuldeten wie den fchuldenfreien und ben überdem 
noch Kapital befigenden Grundbefiger, ruͤckſichtlos auf: · 
alle diefe Umflände, nad) einem allgemeinen und außer- 
halb gelegenen Maaßftabe trifft. 

Die Lobpreifer diefer Befleuerungss Methode fcheinen 
ben wichtigen Punkt nicht gehörig beachtet und gewürdigt 
zu haben, daß die Grundfteuer, wenigftend da, wo fie, 
wie es faft allenthalben der Fall ift, als fire, dingliche 
Abgabe eingeführt worden, eine Direkte Beſteuerung des 
Kapitalftods ift, fie fcheinen von der Idee ausgegan— 
gen zu feyn, daß diefelbe, wie man allerdings im erften 
Augenblicke" verfucht ift zu glauben, eine Abgabe fey, 
welche lediglich vom weiprünglich reinen Ertrage, welchen 
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Grund und Boden. gewährt, gefordert und entrichtet 
werde. Nur fo läßt es fich erklären, daß felbft fehr aus- 
gezeichnete ſtaatswirthſchaftliche Schriftfteller, welche ſich 
unummwunden gegen jegliche Steuer - Belaftung des Stamm- 
Vermögens audfprachen, dennoch Fein Bedenken gefragen 
haben, der Grundfteuer ald einer der vorzüglichiten und 
paffendften Abgaben das Wort zu reden. 

Allerdings wird in der Regel bei Einführung einer 
Grundſteyer die Boden = Rente der Befteuerung zum Grunde 
gelegt, aber fie dient dabei alddann lediglid) als Maaß- 
ftab der Abfchäsung des im Grunde und Boden enthal: 
tenen Kapitalftods; nicht jene Rente, ſondern viel- 
mehr diefer Kapitalftod ift und bleibt immer das eigent⸗ 
liche Objekt der Befteuerung. 

Dant den Fortfchritten, welche dad Studium der 
Nationalötonomie in unfern Tagen gemacht, wird ber 
Charakter der Grundfteuer ald einer Abgabe vom Stamm: 
Vermögen immer mehr anerkannt, bie Begriffe über 
die Natur und das eigentliche Weſen biefer Abgabe wer- 
den immer Elarer und man gelangt allmählig zu der Ueber- 
zeugung, daß disfelbe mit dem Prinzipe der National- 
oͤkonomie, was lediglich das reine Einkommen burd 
‚ die Befleuerung zu erfaffen geftatteg, in direktem Wider⸗ 
fpruche ſtehe. 

Mit Umfiht, und Klarheit iſt der Charakter der 
Grundfteuer als einer wirflihen Stamm-⸗Vermoͤgens— 
Steuer von anerkannten Sachkennern, namentlid) von 
Fulda, Soden und Zaharid erörtert und darge: 
than worden, und nicht minder beachtungswerth find 
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die Gruͤnde, welche von Andern zur Vertheidigung dieſer 
Anſicht und zum Beweiſe der Unvertraͤglichkeit jener Ab⸗ 
gabe mit dem Prinzipe der Nationaloͤkonomie vorgebracht 
worden. 

Es trifft dieſe Steuer, ſagt Fulda (a. a.O. 54167) 
nur das Eigenthum am Grunde und Boden — das Ei⸗ 
genthum an dem wichtigſten Zweige des Naturfonds — 
und der Grundeigner iſt Derjenige, der ſie fuͤr dieſes ſein 
Eigenthum durch einen Theil der Fruͤchte oder den Geld⸗ 
Erloͤs entrichtet, welchen er davon erhaͤlt. Sie iſt eine 
wahre Vermoͤgens⸗Steuer von dieſem Vermoͤgens-Theile 
und als ein verhaͤltnißmaͤßiger Abzug vom reinen Er⸗ 
trage des Bodens, fo lange als Diefer einmal gefchäßte 
reine Ertrag jedes Grundſtuͤcks ald eine unveraͤnderliche 
Sröße angefehen wird, und der Abzug felbft ein beftimm- 
ter Theil deſſelben bleibt, in ihrer Wirkung nichtd anders 
denn ein Grundzins, der auf dem Befiße des Bodens 
haftet, vertheilt auf ale Grundftüde nad) Verhaͤltniß 
ihres reinen Ertrags. Würden Feine Kulturkoften in Ab- 
zug gebracht, dann wäre fie, als ſolcher Grundzins, ein 
verhältnißmäßiger Theil des rohen Ertrags, unb würde 
bloß der Flächenraum zum Maaßſtabe der Wertheilung 
genommen, dann wäre fie ein folher Grundzins, unbil- 
fig vertheilt auf alle Grundftücde. Jener reine Ertrag 
aber, den wir bier ausfchließend im Auge behalten, ift 
die Rente des Naturfonds, fo weit als ſolche in den 
Händen des Grundeigenthümers bleibt, und wo fich die 
Grundſtuͤcke noch unter den Händen ber erften Befiger- 
greifer, ihrer Exben oder Legatarien befinden; er iſt in 
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Kapitalgewinn oder eigentlich Kapital⸗Rente verwandelt 
fuͤr Denjenigen, welcher das Grundſtuͤck und mit ihm 
die Rente gegen Erlegung eines Kapitals erkauft hat. 
Die feſte Grundſteuer iſt daher im erſtern Falle ein Ab⸗ 
zug von der Boden-Rente, im letztern ein Abzug von 
gedachter Kapital- Rente. Sie vermindert bei ihrer An⸗ 
lage dem Grundbefiger, dem fie zuerft auferlegt wird, 
diefe feine Grund= oder dieſe feine Kapital- Rente und 
fomit in beiden Fällen dad Kapital, was ihm der fpätere 
Käufer bei Ermerbung des Grundſtuͤcks, das diefe Rente 


. trägt, erlegt, indem jeder Käufer feine Kauf: Bedingun- 


gen auf die Größe diefer Rente gründen wird. Wie ein 
jedes Realrecht zum Betriebe eined Gewerbes mit einem 
Kapitale, defien Zinfe Dem daraus zu ziehenden reinen 
Ertrage glei) kommt, von Demjenigen erkauft wird, ber 
ed von dem Befiger deffelben an fi) bringen will, fo 
auch das Realrecht auf Beziehung einer Rente vom Na⸗ 
turfonds, der durch das Gebiet eined Landes befchränkt 
ift und nicht über baffelbe erweitert werden kann. Ka⸗ 


‚pitale im engern Sinne, ald aufgefammelte Vorraͤthe 


zum Behufe neuer Güter- Erzeugung und ſomit als Folge 
zwedmäßiger Sparfamkeit, laffen eine unbegrenzte Ber: 
mehrung zu. In dem in Eigenthum übergegangenen und 
begrenzten Naturfonde oder Grundkapitale aber liegt ein 
ſolches natürliche Realrecht. Diefe Steuer wird ſonach, 
iſt fie allgemein, den Kapitalwerth der Grundſtuͤcke der 
ganzen Nation herabdrüden, fo lange ſolche Grund= oder 
Kapitalrenten aus dem Grundfgpitale gezogen werben 
koͤnnen, und find die Grundftüde nach Einführung der 
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Abgabe veräußert, dann wird fie eben: deshalb den Kaͤu⸗ 
fern ſolcher veraͤnderter Renten nicht mehr zur Laſt fal⸗ 
fen. Sie wird zinen Einfluß auf die Preife der Grund⸗ 
ſtuͤcke felbft, nicht aber. auf. die Preife der Produkte ha⸗ 
ben, Die. auf ihnen; gemonnen werben, indem Vorrath 
der gewonnenen Prodickte und Konkurrenz der Kaͤufer 
und Verkaͤufer derſelben von ihr unabhaͤngig und nach 
wie. vov. ihrer: Einführung . diefelben ‚bleiben ‘werden. — 

" VBründlicher noch und ausführlicher als Fulda hat 
ſich Graf Soden über: den. Charakter der Grundftener 
ausgefprochen und mit bem ihm eigenthümfisben Scharf: 
finn bie .Unverträglichkeit derfelben mit dem Prinzipe der 
Nationaloͤkonomie darzuthun ſich bemuͤht. Die allgemeinfte 
der ſogenannten direkten Auflagen, ſagt dieſer Schrift⸗ 
ſteller Nationaloͤk. III. 163), iſt die Land-⸗Taxe, die 
Grund-Steuer „oder diejenige Auflage, welche auf 
Urſtoff, auf ſogenanntes unbewegliches National⸗ 
Bermögen, als Grund-Eigenthum .und Gebäude, nad 
einem gewiffen angenommenen Preife deflelben gelegt if 
und darauf unbemeglich .hafte.. — Der Urftoff ift al 
lerdings der allgemeinfte und bedeutendite Theil 
des National- Vermögens‘; aber nicht ber befteuerbare. 
Bon ihm kann der Staat feinen bedürfnißmäßigen An⸗ 
theif nicht nehmen, ed fey dann, daß er ſich einen ver- 
haͤltnißmaͤßigen Antheil des National = Grundvermögend 
aneigne. — Das Staatäbedürfnig heifht Produkt- 
ſtoff, Genußmittel, diefe Liefert der. Urftoff durch bie 
produktive Kraft, aba. er enthält fie an fich nicht. 
Der Adler, das Gebäude, find Feine Genußmittel für den 
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Staat, an ihnen läßt fi alfo Fein Staats: Antheil den⸗ 
en, wohl aber an den Genußmitteln, welche fie liefern. — 
Eine unwandelbare Grundfleuer nah dem Preife 
bes Grund - Eigenthumsd ift unmöglich, denn diefer Preis 
hängt von dem wandelbaren SKapitalftoffe ab. Ob 
dad Grundeigenthum, an das die Auflage gekettet ift, 
viel oder wenig Genußmittel erträgt? das hängt von 
dem Grade der Produktio- Kraft, aljo von dem Fleiße 
des Bearbeiter, von den NRatursCreignifien, ber Witte 
rung und von dem übrigen Vermögen bed Bearbeiters, 
feinem Kapitalſtoffe, alfo von feiner Fähigkeit ab, dem 
Boden die Empfänglichkeit zur Hervorbringung einer be⸗ 
flimmten Produkten Maffe zu geben. Der Landbauer 
A, der taufend Pfd. Getraide auf dem nämlidhen Fild- 
heninhalte baut, auf dem ber Landbauer B nur fuͤnf 
hundert hervorbringt, zahlt bei der Grundſteuer nicht 
mehr als dieſer. Die Grundſteuer nimmt alſo nicht, weil 
etwas vorhanden iſt, und dem Staate davon ſein An⸗ 
theil gebuͤhrt, ſie nimmt — weil ſie nimmt. Irrig iſt 
ihr angebliche Prinzip von Gleichheit und Gered- 
tigkeit in der Gigenfchaft einer unmwandelbaren Auf: 
lage. Diefe Gleichheit und Gerechtigkeit würde felbft durch 
eine jährliche Steuer-Regulisung nicht gerettet wer: 
den Zönnen, denn auch fie vermöchte nicht den Antheil zu 
beftimmen, den Natur-Ereigniffe, der Grad der Produk⸗ 
tionskraft, Ungluͤcksfaͤlle, Vieh⸗-Verluſt, Krankheit des 
Landbauers, Mangel an Kapitalſtoff, oder Benutzung 
fremden Kapitalſtoffs an dem aggenblicklichen poſitiven 
Werthe des Grundeigenthums hatten. 
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Den weſentlichen Vortheil, fährt Soden fort, ben 
man fich in der Grundfteuer dachte, fuchte man in ihrer 
Gewißheit, So wie ſich in dem Vorhergehenden ihre 
Unvereinbarkeit mit den Nationalökonomie Gefeben aus- 
fpriht, fo faͤllt auch dieſe Gewißheit. Der Etaat kann 
immer nur nehmen, wo etwas iftl. einer Behart- 
lichkeit ungeachtet fieht er ſich ja bei Kalamitäten, welche 
den eigentlichen befleuerbaren Gegenftand vermindem 
oder verfchlingen, 3. B. bei Ueberſchwemmungen, Hagel: 
ſchlag zc. gezwungen, bie Auflage zu erlaſſen. Worzüg- 
lich ift alfo die Grundſteuer von der Finänzgefebgebung 
deshalb gewählt worden, weil der Gegenſtand nidt 
der Auflage entgehen kann, weil fie leicht überfehbar, 
leicht erhebbar if. Doch diefe Leichtigkeit der Erhebung, 
diefe Unmöglichkeit, der Auflage zu entgehen, Tann bie 
Verlegung des Nationalöfonomie = Prinzips nicht rechtfer⸗ 
tigen, fie kann den Staat nicht berechtigen, da zu neh⸗ 
men, wo fih Fein Staats-Antheil denken läßt, ober 
mehr zu nehmen, als ihm nad) dem beredyneten Staats⸗ 
bedürfniffe gebührt. Daß aber die direkte Auflage der 
Srundfteuer mit und neben andern direkten und inbi- 
rekten Auflagen, ohne Verlegung des Nationalmohlitan- 
des nicht beftehen könne, daß bei einem folchen Auf- 
lagenfyfteme das Staatöbedürfniß auf eine ungerechte 
Weiſe erhoben, daß vom Staate oft da, wo er nichts 
zu erheben hat, genommen, anberwärts aber fein An- 
theil ihm entzogen werden muͤſſe — dieſe Wahrheit 
drang ſich endlih hHem menſchlichen Geiſte gewaltfam 
auf und erzeugte wunderbarer Weiſe, ein allen Natio⸗ 
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nalwohlftand vernichtendes Ertrem, das phyfiofrati- 
fhe Syſtem. 

Die Phnfiotraten, bemertt Soden, gingen von 
der Anficht der Schöpfer der Grundfteuer aus: daß das 
National- Vermögen im Urſtoffe beflehe; fie glaubten 
alfo, die Gerechtigkeit und zugleih die Sicherheit des 
Auflagen : Syftems zu einigen, indem fie daffelbe mittelft 
einer alle andere verfchlingenden Zerritorial= Auflage 
ifolirten. Ste erkannten den Irrthum ihrer Vorgänger: 
den Urftoff ald die Maffe zu betrachten, von welcher 
der Staat fein Bebürfniß nehmen koͤnne, und das Aner- 
Eenntniß dieſes Irrthums ift allerdings eine Wohlthat, 
die ihnen die gefellige Menfchheit verdankt. Sie ahnten 
alfo, daß der Produft- Stoff, die Erzeugniffe, nad 
dem Nationalökonomie -Prinzipe der einzige befteuerbare 
Gegenftand fey. Aus der Mifchung jenes Irrthums, den 
fie mit den Urhebern der Grundfteuer theilten, und dieſer 
Ahnungen, festen fie ihre Syſtem mit einer einzigen Ber: 
ritorial=Auflage zufammen, und aus einer ſolchen Mi: 
- Thung fonnte Wahrheit nicht hervorgehen. Das Prin- 
zip der Nationalöfonomie ift meltbürgerlih. Die Phy— 
fiofraten denken fich einen Staat mit einer chinefifchen 
Mauer umgeben, alfo hermetifh verfchloffen. In diefem 
hermetiſch verfchloffenen Staate find viele Ideen richtig, 
die offenbar falfche Refultate geben, fobald das Siegel 
gebrochen if. Der Kalkül der Phyſiokraten war folgen- 
der: der Urftoff bringt unmittelbar oder mittelbar alles 
wirklihe National- Vermögen hervor, es tt alfo richti- 
ger und zuverläffiger, daß der Staat den Antheil, ben 
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er bedarf und ber ihm gebührt, fogleihb am Ur: 
fprunge nehme. Go weit treffen fie mit ihren Vor: 
gängern zufammen; es ift aber, vaifonnirten fie weiter, 
nicht gereht, daß er ihn vom rohen (Brutto) Ertrage, 
alfo ohne Abzug des Aufwandes an Kapitalftoff und 
Produktiv= Kraft nehme, er darf ihn nur vom reinen 
Ertrage, alfo nad) Abzug bes Aufwandes an Kapital: 
ftoff und Produktio- Kraft nehmen; und in fo weit 
naheten fie fich wieder dem Nationalötonomie - Prinzipe. 
Die Territorial: Auflage ſollte alfo ihrem Spfteme 
gemäß zwar nicht den Urftoff, aber die Urprodukte 
und einzig diefe, jedoch aud) diefe nurin ihrer Eigen: 
Schaft ald Kapital-Stoff treffen. — Die Urprodukte — 
fo fchloffen fie — find die unentbehrlichiten; alfo ihr Werth 
abjolut. Der Landbauer wird natürlich) die Summe ber 
Auflage zu den Preis feines Urprodufts fchlagen; Der 
induftrielle und Tommerzielle Produzent werden diefen 
Preis ihrem oͤkonomiſchen Probuktivfraft-Werthe bin- 
zufügen; das induftrielle Produkt wird alfo die Zerrito- 
tials Auflage mit bezahlen; der Staat wird mithin fei- 
nen gebührenden Antheil an jedem Produkte, alfo am 
sefammten National = Vermögen erhalten. — So 
weit die Phyſiokraten! Ihr Raifonnement . wäre aller- 
Dingd richtig, wenn der Staat hiernad) dasjenige, was 
ihm gebührt, da und fo erhielte, wo und wie es ihm 
gebührt, denn er darf fich den ihm gebührenden Theil 
Des National» Bermögend nur da und fo zueignen, 
daß das. Prinzip der National: Dekonomie, heiterer Le⸗ 
bens· Genuß und Zortfchritt im Wohlitande, nicht ver: 
Ä 20 
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legt werde. Soll aber bie Zerritorial= Auflage einzig 
feyn, fo muß fie nothwendig beträchtlich werben, ' der 
Landbauer muß alfo aud) den Preis der Urprobufte um 
die nämliche Summe erhöhen. Allein in dem nämlichen 
Berhältniffe muß des Preis aller Produktiv» Kraft, aller 
anderen Produkte, denen die Auflage abgenommen wird, 
fallen; bie übrigen Produzenten werden alfo Doppelt 
verlieren, indem fie für den erhöheten Preis der Urpro- 
dukte eine größere Probuktivfraft oder mehr Produkte 
bingeben muͤſſen. — Urprodufte allein haben abfolu- 
ten Werth, alle andern Produkte nur relativen. Die 
fer einzige Sag fpricht die Unvereinbarkeit des phyſio⸗ 
Fratifchen Syſtems mit dem National Dekonomie - Prin- 
zipe aus. Zwiſchen biefen beiden Gattungen von Werth 
ift richtige Ausgleihung an fi) unmöglid. Der pofi- 
tive und verglidhene Werth ruhen auf einander, find 
alfo abgleichbar, der abfolute und relative haben 
durchaus nichts mit einander gemein. Es bleibt alfo bei 
der Schäßkung bed Urprodukts in Betracht bes abfo- 
Iuten Werths gänzlich unbeflimmbar, wie viel von dem 
durch die außfchließende Xerriterial= Auflage erhoͤheten 
Preife der Urprodukte auf die übrigen Produkte über- 
gehe? Denn zwifchen beiden eriftirt, bei der gänzlichen 
Verſchiedenheit bed Prinzips, gar kein Vergleichungs⸗ 
Maaßſtab. ES iſt alfo nicht beftimmbar, der wie vielfte 
und daß genau Derjenige Staats-Antheil, welcher auf 
jedem Stoffe haftet, durch die mittelft der Territorial⸗ 
Auflage erfolgende Preis: Erhöhung der Urprodukte auf 
die übrigen Produkte übergehe. Dies muß aber der Fall 
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feyn, außerdem hört die Auflage auf, gerecht zu feyn, 
außerbem wird nicht mehr das National= Vermögen, fon- 
bern der Menſch befteuert, deſſen Eriftenz; es ift aber 
die Probuktiv- Kraft des Menfchen kein Gegenftand der 
Befleuerung, benn der Staat Fann zwar in den von ber 
National = Dekonomie gebilligten Fällen die Probuktiv- 
kraft des Staatöbürgers felbft in Anfpruch nehmen, nicht 
aber von ihr Abgaben erheben. — 

Craig findet an der firen Grundfteuer nichts wei⸗ 
ter zu loben ald die Leichtigkeit und. Wohlfeilheit der 
Erhebung, im übrigen erklärt er fie für eben fo unge: 
recht ald unpolitiih. — Unter allen Arten, fagt Der- 
felbe (a. a. O. II), wie Land beftenert, ja in der That 
unter allen Arten, wie ein Öffentliches Einkommen erho- 
ben werben kann, ift diefe ohne Zweifel die am wenig⸗ 
ften koſtſpielige. Da abne Ueberſicht für immer hinvei- 
veichend ift, fo müflen die urfpränglichen Koſten diefer 
Meberfiht, wie groß fie auch immer Anfangs feyn moͤ⸗ 
gen, in einem fehr geringen Verhältniffe zu der Summe 
ftehen, welche in einer Reihe von Jahren die Steuer in 
den" öffentlichen Scha bringen wird. Auch kann der 
Koften = Aufwand der Erhebung nicht beträchtlich feyn, 
denn ein Hebungs=- Beamter mit feinem Bevollmaͤchtig⸗ 
ten würde hinreichen, die Beiträge eines fehr ausgedehn-: 
ten Landſtrichs zu empfangen und der Staatskaffe zu über- 
machen. Die Steuer würde demnach aus der Zafche 
des Volks fehr wenig mehr nehmen als fie in den Staatö- 
ſchatz lieferte. Ihr Betrag würde auch volllommen be- 
flimmt feyn, fie ließe fich in Zerminen erheben, wie es 
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gerade ben Steuerpflichtigen am bequemften wäre, und 
e8 würde jeder Grundbefiger feine Ausgaben dem Be— 
trage feiner Landrente anpaflen, weldyer ihm nad) Ent⸗ 
richtung der Steuer noch übrig bliebe — Alle diefe Vor⸗ 
theile haben indeß wenig Gewicht gegen die Ungerechtig⸗ 
keit, die von jeder Landſteuer unzertrennlich ift, gegen 
die Betrügereien, die Dabei begangen werden und gegen 
die daraus hervorgehende Ungleichheit und Bedrüdung, 
welche bei ihrer erſten Einführung unvermeiblich find. 
Wenn namlich, fahrt Craig fort, eine Abſchaͤtzung 
ber Ländereien zum Behufe einer fortwährenden Befteue- 
rung berfelben vorgenommen werden fol, dann ift es 
unmöglih, ſich gegen zahllofe Mißgriffe zu bewahren, 
die aus Unwiſſenheit und Nachläfjigfeit vorfallen, oder 
gegen noch beträchtlichere Serungen, die aus Betrug, Be- 
ftehung und Mißbrauch der Made herrühren. Eine bloß 
vom Zufalle geleitete Beauffichtung durch Leute, die bei 
dem Ausfalle der Steuer wenig befheiligt find, wird dem 
Zweck, den wahren Werth der Ländereien in Gewißheit 
zu bringen, verfehlen, bei dem wichtigen Einfluffe, den 
der Stand der Kultur, der Wohlſtand der benachbatten 
Städte, bie Leichtigkeit der Ausfuhr und mande andere 
Umftände auf diefen Werth dußern, und Doch muß jede 
Abſchaͤtzung, die mit Beiſeitſetzung diefer befonderen Rüd- 
fihten bloß auf die gegenwärtige Ertragd: Summe fieht, 
im Laufe fehr weniger Jahre außergrdentlid) ungleid) wer- 
den. Aber Died würde noch die unerheblichfte Quelle 
des Irrthums ſeyn. Da die Steuer von beftänbiger 
Dauer feyn fol, da fie augenblidlih auf den relativen 
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Werth des Grundeigenthumd einwirken muß, fo wird es 
ein Gegenftand vor aͤußerſter Wichtigkeit für jeden Grund⸗ 
befiger feyn, feine Ländereien unter ihrem wirklichen 
Werthe angefegt zu erhalten. Diefen Zweck zu erreichen, 
würde man jede irrige Datftellung der Sachverhaͤltniſſe 
anwenden, faljche Zeugniffe beibringen und unrichtige Zins- 
bücher vorlegen, während man durch Gefälligkeiten ober 
vielleicht durch unmittelbare Beftechung jeden laftigen Arg⸗ 
wohn befehwichtigte. In andern Fällen würde ber Schuß 
der Großen und Mächtigen zur Belgaung dienen für 
bie Gefälligkeit der Steuer- Beamten Und die Feindfchaft 
jener Mächtigen würde gegen .flvenge, ober, wie man es 
nennen würde, ärgerlihe Nachforſchung angebroht were 
den. Auch gibt ed Fein Mittel, wie Beamte, die ents 
fehloffen waren, pflichtmäßig zu verfahren, mit Erfolg 
die Betrügereien entdecken Eönnten, welche hier vorfallen 
würden. Niemand würde fein eigenes Intereſſe dadurch, 
daß die Ländereien feines Nachbard unter dem wahren 
Werthe angefegt würden, fo ſehr gekraͤnkt erachten, daß 
er aus freiem Entichluffe fich jener Schähung widerſetzte; 
und dad Amt eines Angebers ift zu gehäffig, als daß es 
allgemein aus Bemweggründen eined ftrengen Gemeinfinns 
übernommen werden koͤnnte. Die Grundftäde der Gerin⸗ 
geren, ber Bedeutungslofen und aller der Regierung Ans 
ſtoͤßigen würden demnad) ungefähr nach ihrem wahren 
Werthe angeſthlagen werden, waͤhrend die der Betruͤger, 
der Reichen und der Maͤchtigen mehr oder weniger ſteuer⸗ 
frei ausgehen wuͤrden. Schon am erſten Tage nach einer 
ſolchen Abſchaͤtzung wuͤrde ein voͤlliger Wandel in den 
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Preiſen Statt finden, für welche verfchiebene Güter ver, 
kauft werden Eönnten; das eine Gut wuͤrde beträchtlich 
heruntergefegt feyn, das anbere würbe beinahe feinen vori- 
gen Werth behalten. 

Auch Zaharid trägt kein Bedenken, die Grund: 
fteuer ſchlechthin zu dem verwerflihen Abgaben zu zäh: 
len. Obwohl, fagt Derfelbe (a. a. O. V. 436) ımter al- 
len Steuern vieleicht diejenige, von welcher ber allge - 
meinfte Gebrauch gemacht wird, obwohl nah der Mei- 
nung Vieler eine der beften, ja nad) der Lehre der Phy⸗ 
fiofraten fogar die ausfchließlich zu billigende Steuer, ift 
fie dennoch mit dem Grundfage der verhältnißmäßi- 
gen Zertheilung ber Öffentlichen Abgaben ſchlechthin un- 
vereinbar. Nicht das iſt der Sinn dieſer Behauptung, 
baß die Grundfteuer mit dem Ertrage ber Ländereien 
nicht in Verhaͤltniß geſetzt werden könne, oder doch häufig 
nicht im Verhältniß ſtehe — nein, mag fie auch in biefer 
Beziehung fowohl in thesi als in hypothesi nichts zu 
wuͤnſchen übrig laffen, — fie ift und bleibt dennoch eine 
Höchft ungleiche Abgabe. Man denkt fih nämlich bei 
dieſer Heuer die Sache offenbar fo, daß der Grund und 
Boden der Gegenftand der Beſteuerung ſeyn koͤnne und 
folle; man geht alfo in der That, ohne fidy’s oft felbft 
zu geflehen, von den Anfichten der Phyſiokraten aus. 
Aber, weder diefe noch irgend eine andere Erwerbs: 
Quelle darf und fol ein Gegenftand der Biſteuerung feyn, 
fondern die Abgaben follen das Einkommen d. i. Die 
Gefammtheit der Einnahme der einzelnen Staatögenofjen 
treffen. Indem man aber ben Grund und Boden, oder 
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die Grundrente ‚befteuert, belaftet man offenbar eine ein⸗ 
zelne Einnahme Quelle und zwar definitiv. Ich fege 
ferner voraus, daB man biefe Einnahme: Quelle ver- 
haͤltnißmaͤßig belaftet habe. Allein ſteht besiegen 
die Steuer mit dem Einkommen ber Grunbeigenthü: 
mer in Verhaͤltniß? Ih will 3. B. annehmen: A be 
figt drei Morgen, B ſechs Morgen und C zwölf Mor- 
gen Aderfeld. Alle diefe Zelder find gleicher Güte, lies 
gen gleich hoch In ber Steuer. Alle Drei A, B und C leben 
allein vom Ertrage ihrer Grundſtuͤcke. Ic frage nun, 
ob man unter biefen Vorausſetzungen behaupten koͤnne, 
dag das Einkommen bed A und das des B und bad 
des C verhältnißmäßig befteuert ſey? Bleibt benn 
dem A nach Abzug der zu feinem Lebend= Unterhalte 
nothwendigen Auögaben fo viel übrig als dem B? als 
dem C? Ich Habe abfihtlih nid 

gedacht, mit melden die Wertheil 

auf die einzelnen Grundſtuͤcke, die K 

ſtuͤcke, verbunden ift, nicht der Ge 

eroige Geſchaͤft koſtet. Und doch find diefe Bedenken 
auch in fo fern beachtungewerth, als, was ſchwer voll- 
ziehbar, felten theoretiſch richtig if. Was wird wohl bie 
Nachwelt über unfere Heutige ſtaatswirthſchaftliche Seis⸗ 
heit uetheilen?. Ich fuͤrchte nicht das Beßte. — Quan- 
tum est in rebus humanis inane. 

Bor allen andern Abgaben, wird in der fehr gedle⸗ 
genen Schrift: Zum Verſtaͤndniß unferer Zeit 
Eeipz. 4834) geurtheilt, gibt die Grundfleuer Veran: 
laffung zu Klagen, die ſchwer zuruͤckzuweiſen find theils 
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wegen der Ungleichfoͤrmigkeit ihrer Veranlagung, theils 
wegen der Unbrauchbarkeit des dabei angewandten Grund: 
maaßed, endlich wegen ber Erheblichkeit der Anfprüche, 
denen der Grund-Befig noch außer der Steuer unter- 
worfen if. Die Veranlagung ber Grundſteuer ſelbſt 
ſchreibt ſich faſt durchgaͤngig von einer Zeit her, in wel⸗ 
cher die Begriffe von dem wirthſchaftlichen und finan⸗ 
ziellen Werthe der Grundſtuͤcke eben ſo ſchwankend als 
dunkel waren, und die Beſteuerung uͤberhaupt noch mehr 
oder weniger mit dem Bede⸗-Weſen zuſammenfloß. Da: 
her die Mannigfaltigfeit und Verſchiedenheit der Ele⸗ 
menfe, aus denen diefe Abgabe in vielen Provinzen und 
einzelnen Diſtrikten unter vielerlei Namen zufammenge- 
fest ift, Daher aucd) die große Abweichung in dem Ber⸗ 
hältniffe der Steuern zu dem wirklichen Ertrage, und 
endlich eben daher das eingewurzelte, vererbte und ver 
Eaufte Vorrecht der Steuer: Freiheit vieler Güter. Zu 
diefen mannigfaltigen Anomalien, wodurd) die Grund: 
fleuer häufig drüdend werden Tann, gefellt fi) eine Er 
findung der neuern Wirtbfchafts- Kunde, um den Betrag 
ber Grundfteuer nad) einem eingebildeten Grundbmaaße 
ber Gleichförmigkeit abzumelfen. Dies Grundmaaß heißt 
Rein- Ertrag und ift, wie man ihn aud) immer Eon- 
firuiren mag, .ein eben fo ſchwankendes und unbeftimm- 
bares Ding ald der Ertrag ſelbſt. Der letztere iſt nicht 
nur von einem Jahre zum andern, fondern auch in ver: 
- fehiedenen größeren Beiträumen gar mancherlei Werth: 
Veränderungen unterworfen, je nachdem die ‚natürliche 
Sruchtbarfeit, der Einfluß der Witterung, der Betrieb 
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fleiß des Befigerd, die Größe und angemeffene Verwen⸗ 
dung der Anlage = und Umlaufd-Kapitale, endlich der 
fleigende oder fallende Preis der Produkte eine voruͤber⸗ 
gehende oder dauernde Wirkung hervorbringen. Aller 
Scharffinn fcheitert an dem Beſtreben, eine durchſchnitt⸗ 
liche Mittelzahl zu erfinden, der die Gefammtheit jener 
Bedingungen auf eine. fo erträgliche Weife genügen kann, 
um einen Rein: Ertrag herauszubringen, wovon der Staat 
fodann den fechöten, fünften oder vierten Shell in, An- 
fpruch nehmen barf, ohne gegen den einen oder andern 
Beſteuerten ungerecht zu erfcheinen. Nimmt man feine 
Zufluht zu neuen Ermittelungen, legt man ein neues 
Satafter an, fo macht man das Uebel noch ärger, in- 
dee: man einen großen Aufwand an Zeit und Geld her- 
beiführt, um eine veränderliche, unbeſtimmbare Größe zu 
entdecken. Man wird aber in vergeblihen Verſuchen 
fortfahren, fi) und die Befteuerten zu ermüden, bis man 
ſich entfchließt, zu erkennen, daß die Grundfteuer nicht 
eine Eintommen=, fondern eine Stamm-Vermoͤ— 
gens-Steuer iſt und nur von dieſem Standpunkte 
aus gleichfoͤrmig behandelt werden kann. Bis dahin wird 
die Klage uͤber die unverhaͤltnißmaͤßige Buͤrde der Grund⸗ 
ſteuer nicht aufhoͤren, und man wird hieraus ein Motiv 
nehmen, dieſe Steuer, ſo wie uͤberhaupt die direkten 
Abgaben, moͤglichſt zu ermaͤßigen, und wenn es ſeyn 
muß, lieber die indirekte Beſteuerung zu erhoͤhen. — 

Nachdem wir bisher mit Prüfung der rein⸗theore⸗ 
tiichen Frage über die Natur und das Wefen der Grund- 
fleuer uns beichäftigt, gehen wir nunmehr zur Unterfu: 
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hung zweier in praktiſcher Beziehung. hochwichtigen Fra 
gen uͤber, deren Loͤſung von den ſtaatswirthſchaftlichen 
Schriftſtellern neuerer Zeit zwar haͤufig verſucht worden, 
hinfichtlich deren Beantwortung jedoch die Stimmen der⸗ 
ſelben bis zum heutigen Tage noch getheilt geblieben, die 
Fragen naͤmlich: 

1. Ob die Einfuͤhrung dieſer Veſtene 
rungs-Art da, wo fie bisher noch 
nicht Statt gefunden, raͤthlich? ımd 

2. Wie von Seiten.der Finanz - Berwal- 
tung mit Diefer Abgabe zu verfahren 
fey da, wo fie al& fire und dingliche 
Steuer bereit feit mehreren Genera 
tionen beffanden? — 
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3. Unterfuhung ber Frage: | Ob bie Einführung einer. Srunk 
senten : Befteuerung ba, wo fie bisher noch nicht ' 
Statt erfunden, raͤthlich? 


Zur Beantwortung ber Frage: ob die Einführung 
einer Grundrenten » Steuer in Ländern, wo ſolche bisher 
noch nicht Statt gehabt, raͤthlich ſey oder nicht, dürfte 
ed beinahe hinreichen, auf dasjenige zu verweifen, was 
bereit3 oben bei @rörterung der Natur des Stamm- 
Vermoͤgens ımd ber Methode, daffelbe zu. befteuern, ent- 
wit und vorgetragen worben. Die Gründe, womit 
wir dort die Unſtatthaftigkeit einer Beftenerung des Stamm: 
Vermögens darzuthun bemüht gemwefen, müffen nothwen⸗ 
dig aud) Anwendung finden auf bie Grundrenten= Steuer, 
eine Abgabe, welche, „ obgleich dem Anſcheine nach bloß 
den Rein-Ertrag bes Bodens erfaffend, ‚dennod) in der 
Wirklichkeit das Stamm - - Vermögen ſelbſt, zwar nicht 
direkt oder unmittelbar, aber doch indirekt oder mittelbar, 
trifft. Iſt es uns, wie wir hoffen, durch die vorherge⸗ 
hende Unterfuhung gelungen, die Wahrheit, daß bie 
Grundventen- Steuer. in Der That einen Zweig der Be 
ftenerung bed Stamm⸗Vermoͤgens bilde, in's gehörige 
Licht zu flellen, dann wird man auch keinen Anftand 


nehmen koͤnnen, bie Einführung diefer Abgabe da, wo 


fie zeither wach nicht Statt gefunden, fir unpolitifch und 
den Nationdlbopiftend gefährdend anzuerkennen. 
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Indem Wir jedoch fülchergeftalt die Verwerflichkeit 
dieſer Beftenerungs = Art geradezu auszuſprechen, kein 
Bedenken finden, müflen wir uns zugleich ernftlich gegen 
die etwaige Mißdeutung unferer Worte im Voraus ver- 
wahren, als gehe unfer Streben dahin, auch alle Be- 
fteuerung des Cinfommens vom Grunde und Boden 
für verwerflih und unpolitifch zu erklären. Solches ift 
keineswegs unfere Abſicht. Wir haben vielmehr bei ge- 
genwärtiger Unterfuhung lediglich den reinen Ertrag 
des Bodens, die Rente beffelben, nicht aber das reine 
Einkommen, was folher gewährt, wer Augen ge 
habt. Was die Beſteuerung des reinen Einkommens 
vom Grunde und Boden betrifft, fo wird davon weiter 
unten in dem Abfchnitte die Rede feyn, welcher 2 Das 
Örterung Wer Einkommen⸗ Steuer insbeſondere ges 
widmet iſt. 


Zur feftern Begründung unferer Anfiht und zur 
näheren Grläuterung des in Rede flehenden in. prakti- 
[her Beziehung hochwichtigen Gegenſtandes erlauben wir 
uns, den Leſern einige Urtheile mitzutheilen, welche von 
bewährten ſtaatswirthſchaftlichen Schriftſtellern in dieſer 
Beziehung gefaͤllt und ausgeſprochen worden. 


Dei Anlegung einer neuen Grundſteuer ſagt Sar- 
torius, (a. a. O. ©. 61), entſtehen nicht nur faſt un⸗ 
beſiegbare Schwierigkeiten, ſondern man bleibt auch da⸗ 
bei fo wenig folgerecht, daß man, bei genauer Erwaͤ⸗ 
gung der Sache, fie kaum wird verthejbigen Fönnen. 
Die Haupt» Schwierigkeiten, in.die man MB Anwen⸗ 
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dung biefer Beftenerangs- Methode verwidelt, find Tiny 
fich folgende: | 

1. Die vorgmehmende Abſchaͤtzung des Rein: Er- 
trags fämmtlicher Grundſtuͤcke muß entweder hoͤchſt ans 
vollfommen ausfallen, oder fie ift, wenn fie nur einiger- 
maßen genau feyn fol, mit fo bedeutenden Koften ver- 
bunden, daß, bei bereits vorhandenen großen Öffentlichen 
Bedärfniffen, dafür nicht leicht Rath zu fchaffen fteht. 

2. Da man genöthigt ift, bei jeder vorzunehmen 
den Abſchaͤtzung auf den jebt vorliegenden Zuftanb des 
Bodens und befien Ertrag Rüdficht zu nehmen, fo kann 
ed nicht fehlen, Daß man den Fleißigen und Einfichts- 
v weit mehr ald ben Zrägen druͤckt, jenen ftraft 
und diefen belohnt. 

3. Es würde, wenn gleich bei der erften Anlage 
noch fo genau und gerecht wäre verfahren worden, durch⸗ 
aus nicht zu vermeiden ſeyn, daß nicht, nach einiger 
Zeit, dieſelben lagen über die größten Ungleichheiten 
von nehem wieder laut werben würben. 


⸗ 4. Um dieſe, bereits während der Abſchaͤtzung ent⸗ 


ſtandenen oder nachher entſtehenden Ungleichheiten zu ver⸗ 


— meiden, bliebe nichts anders uͤbrig, als von Zeit zu Zeit 


zu einer neuen Abſchaͤtzung feine Zuflucht zu nehmen; da- 
Durch aber würde der auf die Fortfchritte des Aderbamß 
zu wendende Fleiß gelähmt und es würden die Dazu be- 
flimmteg Kapitale mehr oder weniger ihm enfzogen werden. 

5. Wollte man folgerecht verfahren, fo wäre un⸗ 
umgängtifgpehig , baß man, was bei jeder billigen Ein- 
kommenße verſtattet wird, auch bei dieſer, die den 
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veinen Ertrag aus bem Grunde und Boden treffen fol, 
ben Steuerpflichtigen vergönnte, indem man fie nämlich 
berechtigte, die an Andere von ihren Grundftüden zu 
zahlenden Renten, und die Zinfen von den aufgenomme- 
nen Kapitalen bei Berechnung des zeinen Ertragd und 
der davon zu erlegenden Steuer in Abſatz zu bringen, 
wodurch entweder das öffentliche Einfommen leiden, oder 
Andere, die doch nicht zu belaften beabfichtigt wurde, 
befteuert wuͤrden. 
6. Mit einer ſolchen Grundrenten-Steuer verhält 

es ſich ganz anders, als mit jeder andern Abgabe. Nicht 
nur wird duch eine neue Grundfteuer das Einkommen 
ber jegigen Grundbefiger und ihrer naͤchſten Erben „ge 
fehmälert, fondern das Grundftüd felbft wird im Ka⸗ 
pital=Werthe herabgefebt; Beides aber gilt nur für 
die jetzigen Beſitzer und deren Erben, und fonft gar 
nit. — | 

Ausführliher und gründlicher neh als Sarto- 
rius hat fich der brittifhe Staatögelehrte Craig über 
die Nachtheile geäußert, welche die Einführung der Grund- 
renten= Steuer allenthalben, wo fie von der Regierung 
angeordnet wird, zur nothmwendigen und unaußbleiblichen 
Folge haben muß. ine forfdauernde, auf den Grund 
und Boden gelegte Steuer, fagt Derfelbe (a. a. DO. IT, 
trifft die Klaffe der Grund-Eigenthümer hoͤchſt ungleich, 
indem fie lediglich von den gegenwärtigen Eigenthuͤmern 
bezahit wird, mit gänzlicher Sreilaffung der fünftigen An- 
kaͤufer. Land gewinnt wegen feiner dauernden heit, we⸗ 
gen der Ausficht auf eine Steigerung bed Werte in einem 
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‚im Wohlftanbe fortfchreitenden Lande, und vieleicht auch 
wegen ber mit feinem Beſitze verknuͤpften öffentlichen Ach⸗ 
tung, allezeit einen Preiß auf dem Markte, der in Ver⸗ 
haͤltniß zu defien jährlichen Ertrage etwas höher ift ala 
ber des Geldes. So läßt ſich Land gegenwärtig unge- 
führe der Kaufjumme des breißigjährigen Ertrag gleich 
ſchaͤtzen, während auf Binfen auögelicehenes Geld fünf 
vom Hundert einbringt. Diefer Unterfhied im Tauſch⸗ 
werthe, der aus der Vergleihung der Vortheile ent- 
ipringt, worin eine Gattung des Eigenthums den Vor⸗ 
zug vor der andern hat, kann von Feiner Steuer aufger 
faßt werden. Bleiben die Binfen vom Gelde diefelben, 
fo wisd der Preis des Landes, nachdem eine Grundfteuer 
auferlegt worden, immer nod) wie zuvor dem gefammten 
. reinen Ertrage von dreißig Jahren gleich bleiben. Da 
aber diefer reine Ertrag durch die Steuer eine Werringe- 
rung erleiden wird, fo muß der Preis eines jeden Land- 
befißes verhältnigmäßig abnehmen. Wenn der reine Land- 
zins durch eine Steuer von vier Schilling auf das Pfd. 
Sterl. von „Hundert Pfd. Sterl. jährlich auf achtzig her⸗ 
untergebradht wird, fo kann der Landbefiß, der früherhin 
drei Tauſend Pfd. werth war, ferner nicht höher als 
-für zwei Zaufend vier Hundert Pfd. verkauft werden. 
Em Grundeigenthuͤmer alfo, der fein Land zu veräußern 
wuͤnſcht, wird auf einmal eines Fünftheild feines Eigen- 
thums beraubt feyn. Anftatt, während feines Beſitzſtan⸗ 
des zwamig Pfd. Sterl. jährlich zu bezahlen, und diefe 
jährliche Iglung als eine Buͤrde auf den Ländereien ru- 
ben zu lain, findet er fich genöthigt, mit ſechshundert 
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Pfd. Sterl. den Werth der Steuer für immer zu be- 
zahlen, während fein Nachfolger von allem Beitrage frei 
ift. Allerdings zahlen die Ländereien fortwährend bie 
zwanzig Pfd. jaͤhrlich an den Staat; aber der neue Ei- 
genthümer, der in der Herabſetzung des Preiſes einen 
Erſatz erhalten hat, gewinnt daffelbe veine Einfommen 
von feinen zweitaufend vierhundert Pfd., was er vor ber 
Anlegung bderfelben Summe im Lande gewonnen haben 
würde, im Fall, baß Feine Steuer auferlegt worden 
wäre, Im Laufe weniger Jahre kommt eine zahlreiche 
Klaffe von Bürgern an die Reihe, welche denfelben Schuß 
von der Regierung genießen, wie die früheren Landbe⸗ 
figer, diefelbe dauernde Sicherheit aud dem Wefen ihrer 
Beſitzungen, diefelben Ausfichten auf Reichtum and bem 
zunehmenden Wohlitande ded Landes und denfelben Rang 
in der Geſellſchaft nach der öffentlichen Meinung, ohne 
daß fie in irgend einem Grade der Steuer unterworfen 
wären, durch welche das Eigenthum der diteren Grund» 
befiger wefentlic) verringert worden ift. Derjenige, mel- 
her Land kaufte vor Einführung der Steuer, bezieht 
bloß ein reines Einkommen von achtzig Pfd. jährlich, 
während ein Anderer, genau unter benfelben Umſtaͤnden, 
ausgenommen daß fein Ankauf wenige Monate oder Wo: 
chen fpäter Statt fand, hundert Pfo. von derfelben Summe 
Geldes zieht, die ganz auf die namliche Weife angelegt 
wurde. 

Noch größer, bemerkt Craig, ift die Härte bei 
einem Grumdbefiger, der unglüdlicherweife in Schulden 
veridelt iſt. Er..und feine Gläubiger fing, eigentlich 
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gemeinfame Befißer des Guts, deſſen Ertrag jährlich 
zwiſchen ihnen getheilt wird, Er ift freilich der Verwal⸗ 
ter, der alle Mühe der Bewirthfchaftung und dagegen 
auch den ganzen Ertrag des Guts zu beziehen hat, aber 
in jeden Jahre ift fein Einkommen nur dasjenige, was 
von dem Landzinfe übrig bleibt, nachdem der Zins feiner 
Dfandbeichreibungen bezahlt ift. Und dennoch wird er bei 
Einführung einer Grundfteuer ald der Empfänger und 
Eigenthümer. des Ganzen angefehen; Fein Abzug wird rüd- 
ſichtlich des Zinfed gemacht, welchen er. jährlich. feinen 
Glaͤubigern bezahlt; er wird fonac für ein Einfommen 
befteuert, was er nicht genießt. Wenn ein Landbefig, 
der drei Zaufend Pfd. Sterl. werth iſt, und Hunbert 
Pfd. einträgt, für eine Schuld von Zaufend Pfd. ver- 
pfänbet ift, fo bleibt das freie Einfommen des Eigen— 
thuͤmers, nach Entrichtung der, Zinſen ſeiner Schuld, nur 
funfzig Pfd. jaͤhrlich. Deſſenungeachtet wird er hinſicht⸗ 
lich, der Steuer fo angeſehen als wenn er Hundert Pfd. 
freien Landzinſes einnaͤhme, und folglich wird er, waͤh⸗ 
rend andere Sanbbefiger mit sier Schillingen vom Pfunde 
befteuert merden, gezwungen ſeyn, art Schillinge vom 
Pfd. ſeines wirklichen Einkommens zu bezahlen. Waͤh⸗ 
vend er diefe Bedruͤckung leidet, bieibt fein Gläubiger, 
ber benfelben Schutz ‚von ber Regierung genießt und Der, 
obwohl er nicht als Eigenthuͤmer des Landbeſi hes er⸗ 
ſcheint ‚ fein Eigentyum doch eben fo feſt in den .nämli- 
chen Ländereien. gefihert hat, ganz und gar fleuerftei. 
Vergeblich wäre ed, wenn Semand unter folchen unglüd» 
lichen Berhältniffen ſuchen wollte, dieſer Ungerechtigkeit 
21 
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dadurch zu entgehen, daß er ſeinen Landbeſitz veraͤußerte 
und ſeine Schulden abtruͤge. Vor Einfuͤhrung der Steuer 
hätte er feine Ländereien für drei Tauſend Pfd. verkau⸗ 
fen tönnen, was ihm nad Abzahlung feiner Schuld 
einen Ueberſchuß von zwei Zaufend Pf. gelafien haben 
würde, ber ihm nad gemöhnlihem Zinsfuße Hundert 
pfd. jährlich abgeworfen hätte; allein durch die Wirkung 
der Steuer wird der Werth feines Landbeſitzes ſofort 
auf zwei Tauſend vierhundert Pfd. heruntergebracht, 
wornach dann der Zins bloß fiebenzig Pfd. beträgt. So 
fange er fein Land behält, ſinkt fein freies Einkommen 
von funfzig Pfd. auf dreißig Pfo. jährlidy, wenn er daſ⸗ 
felbe veräußert, fo wird fein Vermögen von zwei Zau- 
fend Pfd. auf Eintaufend vierhundert Pfd. vermindert, 
und der Zins, den daffelbe abwirft, von Hundert Pfd. 
auf fiebenzig Pfd. In dem einen Falle bezahlt er vier 
zig, im andern dreißig vom Hundert feines ‘reinen Ein- 
kommens, während die Einkünfte reicherer Landbefiger 
bloß auf zwanzig vom Hundert finfen, und während 
weber fein Gläubiger noch Derjenige, ber fein Land kauft, 
einen Heller zu den Staatö- Ausgaben beiträgt. 

Wuͤrde die Gefepgebung, fügt Craig hinzu, biefe 
Ungerechtigkeit gewahr, fo häfte fie Fein Mittel ihr ab- 
zuhelfen, fie koͤnnte auch nicht den ‚Schuldner ermaͤchti⸗ 
gen, die Steuer von den jährlih an feinen Gläubiger 
zu bezahlenden Kapitalzinfen abzuziehen. Wenn nämlich 
ein fefter gefeglicher Zinsfuß Statt findet, der nicht über- 
Ihritten werben darf, fo. muß eine foldhe gefeßliche Er- 
mächfigung unmittelbar eine Kündigung bed auf Pfand 
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auögeliehenen Kapitals veranlaflen, welcher der Schuld- 
ner, an der Anleihe eines ähnlichen Kapitald gerade durch 
die Wirkung dieſes Gefebes behindert, unvermögend feyn 
würde, anders zu genägen ald dadurch, daß er feinen 
Landbefis zu dem Preife verkauft, auf welchen er durch 
bie Steuer herabgebracht worden. Und, wenn fein den 
Zinsfuß befchräntendes Gefeg vorhanden, fo wird ber 
Schuldner gezwungen feyn, mit feinem Gläubiger ſolche 
Bedingungen einzugehen, die diefen auf gleichen Fuß mit 
andern Kapitaliften ſetzen. Würde aber dad Geſetz noch 
weiter gehen und anordnen, daß, bei Abzahlung jedes 
auf Grundeigentbum vor dem Zeitpunkte der Geſetz⸗Ver⸗ 
fügung angeliehenen Geldes, eine Summe in Verhaͤltniß 
mit dem Steuer: Ertrage von dreißig Jahren zuvor von 
dem Kapitale abgezogen werden folle, fo würde dies 
bloß eine Webertragung der Ungerechtigkeit von einer 
Klaſſe der Einwohner auf die andere feyn. Diejenigen 
Kapitaliften, welche ihr Geld auf die Sicherheit der Laͤn⸗ 
dereien geliehen hätten, würden fehr hart befteuert wer: 
ben, während andere, die eine anderweitige Sicherheit 
vorgezogen, oder ihr Eigenthum fo angegeben hätten, 
daß fie Zind= und Handelögewinn zugleicdy daraus zoͤgen, 
fteuerfrei feyn würden. Auch würde ein ſolches Geſetz 
am Ende nicht einmal erfprießlich für die Landbefiger ſeyn. 
Die Beforgniß, daß demnädhft neue Grundſteuern ein- 
geführt und neue Abzüge von dem Kapitale und den 
Zinfen der Pfandverfchreibungen verlangt würden, müßte 
unfehlbar künftige Anleihen auf ſolche Sicherheit ausneh⸗ 
mend erſchweren. Der Drang ihrer Geld- Beduͤrfniſſe 
21 * 
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würde die Lanbdbefitzer gar bald verleiten, höhere Zinſen 
zuzugeſtehen, oder geradezu die Klauſel im Darlehns⸗ 
Kontrakte einzuraͤumen, daß es ihnen verwehrt ſeyn ſolle, 
irgend einen Theil kuͤnftiger Steuern: vom Kapitalzinſe zu- 
ruͤckzubehalten; und went alle ſolche Klauſeln durch Straf: 
geſetze verboten wuͤrden, ſo wuͤrden Praͤmien für. bie An⸗ 
leihen bezahlt und beſondere Verſchreibungen auf hinzu⸗ 
kommende Zinſen ausgegeben werden; auf dieſe oder an⸗ 
dere Art wuͤrde der Schuldner genoͤthigt ſeyn, ſeinen 
Glaͤubiger nicht allein mit andern Kapitaliſten ‘auf, glei- 
chen Fuß zu fegen, fondern ihn auch. für die Gefahr und 
Unbil zn entichädigen, welche ‚möglicherweife: ‚aus einer 
folchen gefegwidrigen und wucherlidgen Vereinbarung ent⸗ 
fpringen koͤnnten. — Es muß fonach jeber-Grundfteuer, 
wenn fie nicht: Durch eine gleichmäßige Belteuerung aller 
anderen :Gattungen non. ‚Figenthum. ausgeglichen wird, in 
hohem Grade druͤckend und ungerecht -erfcheinen:: 

Den Hier, mitgesheilten Urtheilen ſachkundiger Staats⸗ 
männer über, den in Frage. ftehenden Gegenfland - Eönn- 
ten wir nody manche andere hinzufügen von wicht minde⸗ 
rem Gewichte, aber bie angeführten ‚dürften, wie wir 
glauben, ſchon hinreidhen ‚zur Begründung unferer An- 
ſicht, daß die neue Einführung. von- Grundrenten «Steuern 
Beinen. Fals.:zu den Finanz Operatignen . zu rechnen fen, 
“ welche den Megierungen, zu einpfehlen. 
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4. Mnterfudjung der Frage: ob eine bereits feit langer Beit ein⸗ 
geführte Grundbrenten = Steuer beizubehalten 
ober abzufchaffen? 


Echwieriger und verwidelter noch ald die Löfung 
der im vorhergehenden Abfchnitte erörterten Frage ift die 
Unterfuhung, wie binfichtlih der Grundrenten - Steuer 
da zu verfahren fen, wo diefelbe als eine fire und flän- 
dige Abgabe bereits feit mehreren Generationen beftan- 
den? ob fie dort beizubehalten oder abzufchaffen, und im. 
erftern Sale, ob fie für unveränderlich erklärt oder pe: 
tiodenweife abgeändert und modifizirt werden folle ? 

Wir haben gezeigt, dab die Grundrenten= Steuer 
zur Zeit ihrer erften Einführung eine dad Stamm: 
Vermögen, niht das Einkommen treffende, und 
fomit eine eben fo ungerechte als unpolitifche, dem Prin⸗ 
zipe ber National: Defonomie widerfprechende, Abgabe ge- 
weſen. Aber bie Ungerechtigkeit, welche der Staat gegen 
die damaligen Grundbefiger begangen, von deren Eigen: 
thum ſich derfelbe eine feftftehende Rente vorbehalten, ift 
Feine Ungerechtigkeit mehr gegen die jebigen Beſitzer des 
Bodens; der Verluft, welchen die früheren Grundbefiger 
durch Einführung diefer Abgabe an ihrem Stamm Ber: 
mögen erlitten, iſt kein Verluſt mehr für Diejenigen, 
welche in fpäterer Zeit durch Kauf: oder Erbfchaft zum 
Beſitze des Bodens gelangt find. Die Ungleichheit der 
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in ber Vergangenheit durch Zufall oder Willkuͤhr feſtge⸗ 
festen Grundrenten: Steuer ift im Laufe der Zeit Tängft 
ausgeglichen und aufgehoben worden. 

Abgaben, welche feit undenklicher Zeit von der Grund- 
rente entrichtet werden, find in der That und ihrer Na- 
tur nach nichts anders ald Reallaften, Erbzinfen, welche 
der Staat als Zinsherr von den Befißern bed Bodens 
als Zinspflichtigen zu fordern hat. Wie in Anfehung der 
ihm gebührenden Grund- Zinfen, fo ift der Staat aud) 
in Anfehung dieſer Grund- Steuern als der erfte Glaͤu⸗ 
biger des Beſitzers der Länberei zu betrachten, worauf 
der Zins oder die Steuer ruht: beide, die Steuer 
und der Zins find fonach ald die Rente eines auf dem 
Grundſtuͤcke haftenden Kapitals anzufehen, deſſen recht⸗ 
mäßiger Beſitzer der Staat iſt. Won der Zehnt- Ab: 
gabe unterfcheidet fich die fire Grundfteuer gewifler- 
maßen nur dadurch, daß jene erftend nicht vom mitt- 
lern, dem Durchſchnitts-Ertrage, fondern vom 
wirklichen und zweitend nicht vom reinen fondern 
vom rohen Ertrage entnommen wird. 

Ganz grundlos find daher in der Regel die Kla- 
gen, weldye man fo häufig von Seiten der Grund: Ei- 
genthümer über Druck und Ungleichheit der Grundren⸗ 
ten- Steuer in foldhen Ländern vernimmt, wo feit vielen 
Generationen bereitd diefe Abgabe ald fländig gegolten 
und unverändert fortbeftanden hat. Nicht fie, die jegi- 
gen Grundeigenthuͤmer, haben Urfache, darüber Klage 
zu führen, daß. ein Theil ihrer Bodenrente vom Staate 
in Anfprud) genommen wird, denn ber aus der ſtaͤndi⸗ 
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gen Beſteuerung ihnen erwachſende Verluſt iſt ihnen ja 
bei Erwerbung des Grundeigenthums bereits im Preiſe 
vollſtaͤndig verguͤtet worden, es haben dieſelben mithin 
eben ſo wenig Urſache, uͤber Ungleichmaͤßigkeit dieſer Ab⸗ 
gabe ſich zu beſchweren, als Diejenigen ſich uͤber eine 
ſolche beſchweren dürfen, welche als Zins- oder Zehnt⸗ 
pflichtige einen verhaͤltnißmaͤßig groͤßern Theil von ihrer 
Boden-Rente den Zins- oder Zehnt⸗Berechtigten all⸗ 
jaͤhrlich abzugeben haben als Andere von der ihrigen. Der 
Staat ſteht hinſichtlich der ſtaͤndigen Grundrenten⸗ 
Steuer zu jenen Abgabepflichtigen ganz in dem naͤmlichen 
Verhaͤltniſſe, wie die Zins- und Zehntberechtigten zu ben 
Zind- und Zehnt-Verpflichteten. Diejenigen, welche ge: 
rechte Urfache hatten über bie durch Einführung der ftän- 
digen Grundrenten Steuer erlittene Wermögend - Berau- 
bung ſich zu beklagen, find laͤngſt dahin gegangen, ihre“ 
Erben und Nachkommen aber, wie fehr fie auch wegen 
der durch diefe Beſteuerungs-Methode erlittenen unver: 
haͤltnißmaͤßigen Schmälerung ihres Wermögend zu be: 
bauern ſeyn mögen, koͤnnen bennod eben fo wenig auf 
eine beöfalfige Entfhädigung von Seiten des Staates 
ober ihrer Mitbürger Anſpruch machen, ald die Erben 
und Nachkommen derjenigen Geld : Kapitaliften, welche in 
Folge einer in früherer Zeit angeordneten und von ihren 
Vorfahren entrichteten Kapital: Vermögens: Steuer eine 
unverhälnißmäßige Werminderung ihres in Geld-Kapi- 
talen beftehenden Vermoͤgens erlitten haben, berechtigt 
ſeyn koͤnnen, eine besfalfige Entſchaͤdigung zu begehren 
vom Staate oder ihren Mitbürgern. 
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In England wird die Grundfteuer (Land -tax) ſchon 
feit undenklicher Zeit als unabänderlicher Grundzins be- 
trachtet und im Sahre 1798 ift fogar feftgefegt worden, 
daß nicht nur der Abkauf derfelben erlaubt jeyn, fon- 
dern daß auch jeder Dritte das Recht haben folle, Diefe 
Hebungen durch Erlegung ded Kapitalwerths an fich zu 
faufen, fobald der Zahlungspflichtige verfäume, folches 
binnen der gefeslich angeordneten Frift zu thun. Der 
Kapitalmertb wurde nicht in Wechſeln oder Banknoten, 
fondern in Drei= Prozent Stods nad) dem Marktpreije 
abgetragen. 

Wie ungerecht es feyn würde, die Ländereien, wor: 
auf bisher Fein Erbzins haftete, mit einem folchen zu 
befhweren, bloß damit dad Grundeigentbum im Lande 
überall auf gleihmäßige Weife belaftet werde, eben fo un: 

j gerecht und unpolitiſch wäre e&, in denen Provinzen, wo 
feit undenklicher Zeit fire Grundfteuern herkoͤmmlich, dies 
felben mit einem Male ohne Erſatz abzufchaffen, um bie 
dortigen Grundeigenthümer mit ben Grunbeigenthümern 
anderer Provinzen gleich zu ftellen, wo Abgaben der Art 
zeither nicht Statt gefunden. Eine ſolche Verzichtung deö 
Staates auf ihm zuftehende Real: Rechte wäre in der 
That nichts anders ald Aufopferung eines Theils des 
Staats-Vermoͤgens, fie wäre nicht Großmuth, fondern 
Berfhwendung, nicht ein Akt der Gerechtigkeit, fondern 
vielmehr ein Akt der Ungerechtigkeit gegen die übrigen 
Steuerpflihtigen, welche dad Defizit, was dadurch in 
ben öffentlichen Kaffen entftehen würde, durch neue Ab⸗ 
gaben zu decken genöthigt feyn würden. 
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Aus diefem Gefihtöpunfte zu betrachten und nad) 
den entwidelten Grundfäßen zu beurtheilen, dürfte dann 
auch die in Rede ftehende praktifh wichtige Frage feyn: 
ob es raͤthlich ſey oder nicht, eine feit langer Zeit in 
einem Lande beftehende Grundrenten: Steuer unverän- 
dert beizubehalten, ober folche periodenweife abzuändern 
und zu modifiziren? 

Es geht, wenn man tiefer in die Natur und das 
eigentlihe Wefen der Grund = Rente dringt, als eine 
über allen Zweifel erhabene Wahrheit hervor, daß die- 
felbe, fobald der Boden, deſſen Rein Ertrag fie ift, 
aus dem Eigenthums-Beſitze feines erften Benutzers tritt, 
nicht mehr als Grund= Rente, fondern vielmehr als 
Kapital: Rente erfcheint und alddann auch nur nad) 
Deren Geſetzen beurtheilt werden darf. Wer z. B. auf 
eine Länderei, die von ihm zuerft in Kultur geſetzt wor⸗ 
den, zwei Zaufend Thaler zu deren Verbeſſerung verwen⸗ 
def hat, und jährlich zwei Hundert Thaler reinen Ertrag 
Davon zieht, mag vielleicht Hundert Thaler auf die Ka- 
pital:Rente und die anderen Hundert Thaler auf bie 
Grund- Rente rechnen können, verkauft er aber die Laͤn⸗ 
berei, dann wird er wohl vier Zaufend Thaler dafür 
befommen, weil der Käufer dabei berechnen wird, wel- 
hen Ertrag er überhaupt mit vier Zaufend Thaler fich 
werde verjchaffen Eönnen, und eben diefer Käufer wird 
alsdann die ganzen zwei Hundert Thaler ald Kapital: 
Rente anfehen Eönnen und muͤſſen. 

In der natürlichen Ordnung ber Dinge felbft liegt 
es, daß nach Verlauf einer Reihe von Jahren der Rein: 
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Ertrag ber einzelnen Ländereien nicht mehr auf gleich- 
mäßige Art beftenert erfcheinen Tann, Die Kapitale und 
Arbeit, welche feitdem auf den Boden verwendet worden, 
tönnen fo fehr verfchieden feyn, daß von zwei Morgen 
Landes, deren Grundrente zur Zeit der Entwerfung des 
Katafters volllommen glei) war, jeßt der eine gerade 
boppelt fo hohen reinen Ertrag liefert ald der andere. 
Wird nun in einem ſolchen Falle die im Kataſter aufge- 
führte Grundrente als Maapftab der jegigen Befleuerung 
angenommen, dann ſcheint daraus allerdings eine große 
Ungleichheit der Beſteuerung hervorzugehen, denn beide 
Morgen werden alddann, der großen Verſchiedenheit ihres 
Rein: Ertragd ungeachtet, die nämliche Abgabe entrichten. 
Es ift jedoch diefe Ungleichheit in der That nur ſcheinbar, 
nicht wirklich; fie verfchwindet, wenn man erwägt, baß 
die Srundftüde, fobald fie aus den Händen Desjenigen 
gekommen, welcher fie zur Zeit der Entwerfung des Ka⸗ 
taſters befaß, Kapitale geworden, und daß die Boden: 
Renten berjelben alddann nicht mehr als folche, fondern 
vielmehr als Kapital: Renten zu betrachten find. 
Wegen der Ungleichheit der Beſteuerung, weldye aus 
ber Unveränderlichteit fämmtlicher im Katafter feftgefeg- 
ten Grund Renten in der Zolge der Zeit nothwendig 
hervorgeht, bie aber in der That nur fcheinbar iſt, kann 
fih der eine Theil der Grundbefißer eben fo wenig be- 
Magen ald der andere einer Begünftigung rühmen. Denn, 
was die fpäteren Befiber des in Verhältniß des Rein⸗ 
Ertrags fcheinbar zu hoch angefehten Bodens betrifft, 
jo dürfen fie ſich über die fernere Werbindlichkeit, dieſe 
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höhere Steuer zu entrichten, keineswegs befchweren, weil 
ja bei Erwerbung ihres Grundeigenthums die zu entrich- 
tende Abgabe ohne Zweifel ift in Anfchlag gebracht und 
der Preis deſſelben verhältnigmäßig darnach iſt vermin- 
tert worden. Wollte nun die Finanz-Verwaltung die 
gedachten Grundbefißer auf einmal von dieſer Verbind⸗ 
lichkeit losfagen und die Steuer nad) Verhältniß der ihnen 
jegt zu Theil werdenden Grundrente herabfegen, dann 
würde fie ihnen dadurch offenbar ein Geſchenk machen, 
deffen Größe dem Kapitalmerthe des Ermäßigungs - Be- 
trags gleich) Fame. Betrüge z. B. die Herabfegung bei 
einer Länderei ein Malter Korn, der Geldpreis bdefielben 
aber fünf Thaler, dann wäre die Ermäßigung der Steuer 
als ein Gefchent von Einhundert Thalern zu betrachten, 
vorauögefegt, daß der übliche Zinsfuß im Lande fünf 
vom Hundert ausmache, denn um fo viel ungefähr würde 
das Grundflüd hierdurch an Werth gewinnen. Eine 
Schenkung der Art aber wäre nicht ald eine Großmuth 
fondern vielmehr als eine Ungerechtigkeit zu betrachten 
gegen alle übrige Abgabenpflichtige. 

Ehen fo wenig aber koͤnnen auf der andern Seite 
die fpäteren Beſitzer desjenigen Bodend, wofür im Ka- 
tafter eine im Werhältniffe der ihnen zufliegenden Grund- 
rente fcheinbar zu niedrige Steuer: Quote angefegt wor: 
den, und die nach unferer Theorie diefelbe auch ferner- 
bin unverändert zu entrichten haben, fich einer Begün- 
ftigung in diefer Hinficht rühmen, denn es ift ja bei Er- 
werbung ihres Grundeigenthums auf dieſen niedrigen 
Steuer -Sag ohne allen Zweifel Rüdfiht genommen und 
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der Preis deſſelben darnach verhältnißmäßig erhöhet wor: 
den. Wollte der Staat die Steuer: Quote dieſer Laͤnde⸗ 
reien nad) Verhaͤltniß der ihren Befigern wirklich zu Theil 
werdenden Grundrente erhöhen, dann würde er Diefe 
Grimdbefißer um den ganzen Kapital: Betrag der Eteuer: 
Erhöhung aͤrmer machen, er würde ihnen einen Theil 
ihres Vermögens rauben, die Abgabe würde offenbar, 
was fie dem nationalöfonomifchen Steuer = Prinzipe zu- 
folge nie feyn darf, eine Befteuerung des Kapitals, 
niht des Einkommens feyn. j 

Allenthalben nämlih muß die eine bisher geringer 
belaftete Hufe, alles übrige gleich angenommen, lediglich 
der geringern Befteuerung wegen bie andere höher bela- 
ftete um fo viel an Werth übertreffen, als der Unterfchied 
der Befteuerung zu Kapital angefchlagen ausmacht. Iſt 
3. B. dieſer Unterfchied zwei Malter Korn, der Preis 
des Malters aber fünf Thaler und der gewöhnliche Zins- 
fuß im Lande fünf vom Hundert, dann muß ber Werth . 
der geringer befteuerten Hufe den Werth der andern um 
zwei Hundert Thaler übertreffen. Würde nun ploͤtzlich 
jene Hufe mit einer ihrem gegenwärtigen Sein: Ertrage 
angemefienen Abgabe befchmwert, dann müßte der zeitige 
Befiger derfelben in dem vorausgefebten Falle um zwei 
Hundert Thaler ärmer werden, während die Befiker an- 
derer Hufen, deren Grundrente feit Entwerfung des 
Katafters nicht zugenommen, an. ihrem Vermögens - Be: 
ftande keine Verminderung erleiden würden. 

Der Schaden, welchen die fpäterhin vorgenommene 
Sleihftelung des im Verhaͤltniſſe der alsdann Statt fin- 
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denden Grundrente zu niedrig im Kataſter angeſetz⸗ 
ten Bodens mit demjenigen, welcher nach eben dieſem 
Verhaͤltniſſe darin richtig aufgefuͤhrt worden, den Be⸗ 
figern des erſten zufügen wuͤrde, wäre. ſonach dem Ge⸗ 
winne aͤhnlich, der, wie gezeigt worden, den Befibern 
der Laͤndereien zu heil werden muͤßte, deren Steuer⸗ 
Quote man darum ermaͤßigen wollte, weil ihre Grund⸗ 
rente ſeit Entwerfung des Kataſters fich vermindert hat; 
wie für Dieſe die Herabſetzung der Steuer. eine unver⸗ 
diente Wohlthat, jo wäre für Jene die Erhöhung der: 
felben eine unverdiente Härte; auf bie eine‘ wie auf bie 
andere Weiſe würde dem Grunbfaße der Gleichheit, wo⸗ 
von doc jede Beſteuerung nothwendig ausgehen muß, 
offenbar zumider gehandelt werden: „In biefer Bezie⸗ 
hung” fagt Struenfee (Staatswirthichaftl. Abhandl. 
DE. 93) mit Redt „kann man es als eine allgemeine 
Kegel der Finanzwirthſchaft. annehmen, in den Grund⸗ 
ſteuern nichts zu aͤndern, Keinem, der gedruͤckt zu ſeyn 
vorgibt, Erleichterung zu geben, Keinem, der zu leicht 
taxirt iſt, mehr aufzulegen. Hier it der Fall, wo Alles 
beim Alten bleiben muß.“ 

‚Nicht aber die ‚Gerechtigkeit. allein, , au; die Politik 
gebietet, daß die in einem..vor längerer Zeit: entworfenen 
Ratafter aufgeführten Grundrenten als umwandelbare Nor- 
men der Beſteuerung angefehen und als folche von ber 
Megierung. felbft gefesmäßig erklärt werben. . Dem ge⸗ 
fchieht dies nicht, fo muß jeder Grundeigner abgefchreckt 
werden, "den Rein- Ertrag feined Bodens durch Anwen: 
dung. von Kapital und Arbeit möglihft zu erhöhen, in⸗ 
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dem er ja alsdann gewärtigen muß, baß bei einer bem- 
nächfligen Revifion der Grundrenten- Steuer ein Theil 
feiner der Urproduftion zugewandten Fonds vom Staate 
als Eigenthum in Anfpruch genommen und ihm entzogen 
merbe. Einen Berluft der Art hat er nicht zu beforgen, 
widmet er feine Kapitale irgend einem andern Zweige 
der Werthſchaffung, denn, wird aud) dad Einkommen, 
was hierbei ihm zu Theil wird, mit öffentlichen Abgaben 
belegt, fo bleibt doch fein Kapital unberührt, fo fteht 
ed ihm doch in den meiften Fällen frei, daſſelbe aus bie 
fem Zweige der Werthfchaffung wieder zurüdzuziehen und 
auf anderweite Weiſe vortheilhaft zu benugen. 

Eine Wandelbarkeit der im Katafter der Grund- 
renten - Steuer. einmal feftgefegten Normen muß allenthal- 
ben gleich verderblich wirken auf die Werthfchatfung, wie 
auf den Kredit des Landmannd, auf jene, indem da⸗ 
durch die Kapitale von der Anlegung im Aderbau, dem, 
wo nicht wichtigften, doch ficherften und unentbehrlichiten 
Fundamente des Nationalmohlitandes, verbrangt werben, 
auf dieſen, indem fie den Werth alles Grunbeigen- 
thums ſchwankend und ungewiß macht; denn es liegt, 
wie oben dargethan worden, ſchon in der Natur der 
Grundrenten=- Steuern, daß fie den Kapitalwerth des ge= 
fammten Grund-Vermögend nicht in dem BVerhältniffe 
ihrer wirklichen Nominal= Größe, fondern um die ganze 
Summe vermindern, von welcher diefer Nominalwerth 
als Zind erfcheint. 

Die Unveränderlichleit der englifchen Grunbfteuer, 
fagt der berühmte brittifhe Agronom Arthur Young 
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(Politic. Arithmetic p. 9), können wir nicht hoch genug er: 
heben; ihr verdanken wir hauptfächlicd, die Kultur: Verbef- 
ferungen, welche unfere Nachbaren fo fehr bewundern. 
Kaufe ich ein Landgut, das aus oͤden und elend angebau- 
ten Grundſtuͤcken befteht, das jährlich nur hundert Pfd. 
Sterl. dem Eigenthümer und fünf Pfd. Sterl. an Land- 
fteuer dem Staate einbringt, dann Tann ich durch Ver: 
befierungen des Bodens die jährliche Einnahme von bie 
fem Gute auf Zaufend Pfd. Sterl. erhöhen und die Steuer 
bleibt unverändert diefelbe. Welches Syſtem könnte wohl 
dem Landmanne mächtigere Beweggründe bdarbieten zur 
Berbefferung feines Bodens und der Wirthſchaft? 

Es follte demnach, unferd Dafürhaltens, die im Ka- 
tafter als KRein- Ertrag des Bodens einmal angenom- 
mene Grundrente auf ewige Zeiten unverändert ald Norm 
der Befteuerung des Bodens dienen, und ed dürfte von 
biefer Regel nur in den feltenen Fällen abgewichen wer- 
den, wo eine fo bedeutende Veränderung der inmittelft 
eingetretenen Umftände nachgewiefen werben Könnte, baß 
die Beibehaltung diefer Norm die fernere Produktion ded 
Grundſtuͤcks unmöglich machen, oder mit andern Worten, 
daß alsdann ber reine Ertrag beffelben verfchlungen, viel- 
leicht gar überfchritten würde. Ein Fall der Art wäre 
3. B., wenn durch's Verfanden oder Wegſchwemmen eined 
Theils der Länderei die Produktion der Iegtern, mithin 
auch die Boden-Rente derfelben, eine beträchtliche Ab- 
nahme erlitten hätte oder wohl gar gaͤnzlich verſchwun⸗ 
den wäre. | 

Indem wir und jedoch im Worhergehenden frei und 
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und unummunden zu Gunften der Unwandelbarkeit einer 
feit längeres Zeit beflandenen Grundrenten- Steuer aus⸗ 
forechen zu müflen geglaubt, haben wir immer bloß die 
im Kataſter angefegte Natural» Quote ber Beſteue⸗ 
rung vor Augen gehabt, ganz anderd aber verhält fich 
die Sache hinſichtlich der darin aufgeführten Geld-Wer- 
th.e der abzugebenden Natural- Duoten. Wollte man 
biefe Geld - Werthe ‚ebenfalls auf ewige Zeiten unver: 
ändert ald Norm der Befteuerung gelten. und fortwaͤh⸗ 
rend nach ihnen die in Geld zu entrichtenden Steuer⸗ 
Beitraͤge erheben laſſen, dann würde aus ſolchem Ver⸗ 
fahren gar bald das größte Mißverhältniß, die fchreiendfte 
Ungerechtigkeit ‚hervorgehen, denn ed haben allenthalben 
die politiſchen und merkantiliſchen Konjunkturen, es haben 
die. Zeitverhaͤltuſſe und Lokal-Umſtaͤnde auf den Geld: 
preiö der Naturalien einen fo wichtigen und weſentlichen 
Einfluß, daß nad) Verlauf gewiffer Perioden eine Revi⸗ 
fion und Abänderung der im Katafter als Grundlage in 
diefer Hinfiht angenommenen Durchfchnitts = Preife nicht 
nur ſehr nuͤtzlich, fondern. fogar durchaus nothwendig er⸗ 
ſcheinen kann. 

Setzen wir. z. B. den Fall, daß in einem vor Ent⸗ 
dedung Des neuen Welttheils entworfenen Steuer⸗Kata⸗ 
ſter ‚die Natural⸗ Quote eines Grundſtuͤcks auf drei Mal- 
fer Korn , der Preis eines Malters- diefer Frucht⸗ Sat: 
fung, aber. auf Einen Thaler feftgefeßt. worden, fo könnte, 
nach jener denfwürbigen Epoche die im Katafler aufge 

führte Natural - Grundrente immerhin unveraͤndert als 
Norm der Naturals Beftenerung beibehalten werden, aber 
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ber in Metallgeld ausgeworfene Betrag berfelben müßte 
nothwendig erhöht werben, weil die edelen Metalle feit- 
dem fo beträchtlich an ihrem Tauſchwerthe verloren ha⸗ 
ben, daß der Staat, wollte er eine folche Erhöhung un- 
terlafien, in dem zu erhebenden Metall- Gelde bei weitem 
nicht den vollen Werth des ihm gebührenden Antheils 
der Natural= Grundrente erhalten würde. 

Wäre nun aber die Regierung irgend eined Landes, 
wo bereits eine Reihe von Generationen hindurch die Erhe⸗ 
bung von Grundrenten : Steuern Statt gehabt, endlich zu 
ber Erfenntniß gelangt, daß ed dem National = Snterefje 
zufage, fölche Steuern für dinglihe und unveränderliche, 
den Grundgefaͤllen ähnliche, Abgiften vom Grunde und 
Boden zu erflären, dann dürfte fie auch, unfers Be: 
dünfens, Leinen Anfland nehmen, einen -Schritf weiter 
zu gehen und nad) dem Beifpiele Großbritanniens Die, 
Ablösbarkeit diefer von ihr felbft für fir und unver: 
aͤnderlich erklaͤrten Grund- Abgabe auszufprechen und den 
Hflichtigeregu geftatten. Denn die nämlichen Motive, 
welche die Abläsbarkeit anderer firen Grund - Abgaben, 
wie Zehnten, Erbzinſen ⁊c. anrathen, ſprechen alsdann 
mehr oder weniger auch fuͤr die Abloͤsbarkeit der in Frage 
ſtehenden Abgabe. Eine Finanz: Maafregel der Art, welche 
den Staafögenoffen die erfreuliche Ausficht eröffnete, ihr 
Grundeigenthum allmählig von diefer in unzähligen Fal- 
len höchft druͤckenden dinglichen Laſt gänzlich) zu befreien, 
koͤnnte nicht fehlen, fehr wohlthätig auf den Werth des 
Grundbefiges im Lande und fomit auf den Nationalwohl- 
fand überhaupt einzuwirken, und die Geldfummen, welche 

22 





— 338 — 


auf folhem Wege in die Staatökaffe flöffen, würden eine 
ergiebige Hülfsquelle bilden Eönnen zur Abtragung der 
Öffentlichen Schuld oder zu”fönftigen dem National: In: 
tereffe entfprechenden Verwendungen. 

Die Ideen, welche der hier vorgetragenen Theorie 
der Befteuerung der Boden-Mente zum Grunde liegen, 
find ihrem Wefen nad) von und bereitd vor mehr als _ 
zwanzig Jahren (in der Zeitſchrift: Weftfalen unter 
Hieronymus Napoleon herausgegeb. d. G. Haffel 
u. K. Murbard Jahrg. -1812 B. 1) dem Publitum 
mitgetheilt und bdargeftellt worden, wir haben folche ge: 
genmwärtig nur weiter auszuführen und zu entwideln uns 
bemüht. Seit jener Epoche find die Grundfäbe, worauf 
dieſe Theorie beruht, in den ſtaatswirthſchaftlichen Schrif- 
ten neuerer Zeit wiederholt erörtert und nach allen Zei- 
ten geprüft worden und es fcheint in der That ihre Echt⸗ 
beit immer allgemeiner anerfannt werben zu wollen. Denn 
die Anfichten, welche unlangft Deftütt de Zracy, 
Sartorius, Craig, Fulda und And in diefer 
Beziehung geäußert, flimmen mit den Aunfrigen faft in 
allen Punkten überein. In der Vorausfehung, daß es 
den Lefern intereffant feyn dürfte, die eigenen Urtheile 
ber gedachten ausgezeichneten Schriftfteller über dieſen 
hochwichtigen Gegenftand zu vernehmen, um biefelben 
mit dem unfrigen genauer vergleichen zu koͤnnen ,wollen 
wir ihnen ſolche in der Kürze hier mittheilen. 

Es unterliegt wohl keinem Zweifel, fagt Deſtuͤtt 
be Zracy (in ſ. Kommentar zu Montesquieus 
Geiſt d. Gefege B. 2), daß der eigentliche Bezahler der 


⸗ 
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Grundfteuer Derjenige ift, welcher das Grundſtuͤck im 
Augenblide der Steuer= Einführung befist, und daß der: 
felbe fie auf einen Dritten übermähen Tann. Was man 
aber noch nicht genug beachtet hat, iſt der Umitand, 
daß dieſer Beſitzer weniger dafür anzufehen ift, als hätte 
er eine Portion von feinem: Jahres » Ginfommen 
verloren, denn dafür, als hätte er die Porklon.von feis 
nem Kapitale eingebüßt, woraus, dem gegenmärtigen 
Zinöfuße gemäß, der Steuer- Betrag ald jaͤhrlicher Er- 
trag hervorging. Der Beweis hiervon liegt darin, daß, 
wenn ein Grundflüd von 3000 Gulden Netto- Ertrag 
60,000 Gulden gilt, und heute: mit einer immermähren- 
Den Abgabe von Wanzig Prozent belaftet wird, daſſelbe 
gleich. morgen, bei forfbeflehender Gleichheit ‚aller Um- 
fände, im Verkaufe nicht höher, ald um 48,000 Gulden 
anzubsingen ſeyn wird. Auch ald Beftandtheil einer 
maffe, welche noch fonflige unverändert gebliebene MR ni 
enthälg, wird es nur noch zu 48,000 Gulden angefchla- 
gen wenige - In der That iſt es, wenn der Staat er- 
Elärt hat, daſtder, fuͤr immer, den fünften. Theil bes 
Boden: Ertrags in Beſchlag nehme, : gerade fo viel, als 
hätte er fid) zum Eigenthümer vom Fünftel-alles Lände: 
rei⸗Fonds erklärt, denn. der Werth jedes Grunbftüds 
fteht immer in genauem Verhaͤltniſſe mit feinem Ertrage. 
Hieraus folgt, daß, menn fpäferhin, nach erfolgter Steuer- 
Ausſchreibung, alle einzelne Ländereien ihre Eigenthuͤmer 
gewechfelt.haben, die Steuer in der That von, Nieman- 
dem weiter entrichtet wird, Da die Ankäufer nicht mehr 
bezahlt haben als was uͤbrig war, fo. find fie zu Seinem 
22 * 
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Berlufte gekommen: Da die Erben nur gerade fo viel 
erheben Eonnten und aud) erhoben haben, ald was noch 
vorhanden war, fo müffen fie das fehlende Mehrere eben 
fo anfehen, "als hätte es ihr Erblaſſer verzehrt oder ver- 
foren, wie er es denn au wirklich verloren hat. Fer— 
ner folgt hieraus, daß, wenn der Staat auf eine von 
Alters heräfir alle Zukunft ausgeſchriebene: Grundſteuer 
gänzlich ober theilweiſe verzichtet, er den munmehrigen 
Eigenthuͤmern ein reines und offenbares Geſchenk mit 
dem Kapitale macht, deſſen Ertrag er zu erheben auf 
hört. Es ift für fie ein wirklicher Fund, ein Glüdlöge- 
winnft, worauf fie fo wenig: einen «Recht& = Anfpruch ha⸗ 
ben als jeder andere Staatsbuͤrger, den Keiner von ihnen 
bat in dem Kontrafte, Kraft beffen er Eigenthuͤmer ge 
worden, auf dieſes Kapital gerechnet. — Nicht völlig 
fo würde die Sache ftehen, wenn die Steuer ur- 
ıglih nur für eine beſtimmte Anzahl: von Dahren 
wäre auögefchrieben worden. Alsdann wäre deng Eigen- 
thümer in der That bloß die jener Anzahl War Annui⸗ 
täten entſprechende Kapital - Portion ‚entöfien worden. — 

Daß das eine Grundſtuͤck niches, oder, verglichen 
mit einem anderen-an Güte'und Ertrag gleichen ‚- weniger 
an Grundfteuer zahle, -das- it, bemerkt Sartorius 
(a. a. ©. 59) auf dem’ erften Anblick Höchft” empärend 
und veranlaßt den Wunſch, eino folche Grundabgabe 
einzuführen, wodurch Ale, Mm gleichem Verhaͤltniſſe zu 
ihrem aus dem Boden zu ziehenden Einkommen befteuert 
würden. Mit andern Worten; man will eine Alle in 
ienem gleichen Werhäftniffe Yu dem aus ihren Grund— 
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ſtuͤckken zu ziehenden reinen Einkommen treffende Steuer 
einfuͤhren. Dies iſt die gemein verbreitete Anſicht der 
Sache; wie wenig man aber dieſer Vorſtellung bei der 
praktiſchen Anwendung treu bleibe, vielmehr einer andern 
wirklich folge, das wird fich aus dem Folgenden befrie- 
Digend ergeben. Die andere Anficht ift die, daß man 
die vorhandene Grundfteuer ald eine feftftehende und un- 


abänderliche Rente, welche der Staat fi vom Grunde - 


und Boden vorbehalten hat, betrachtet, die in der Ver: 
gangenheit durch Willführ und Zufall feflgefeßt worden, 
deren Ungleichheit aber mit der Zeit durch die verfchie- 
denen Uebertragungen aus einer Hand in Die andere, 
durch Kauf, Verkauf, Erbfchaft ꝛc. fic) laͤngſt ausgegli: 
chen hat, weshalb fie dann nicht mehr als ungleich be: 


trachtet werden Tonne. Diefe Anficht ift keineswegs fo' 


verbreitet, fie wird aber felbft bei Denen, die der e 
ven ergeben find, immer wieder vorherrfchend, wenn fie 
anders nicht zu einer ftetd von neuem vorzunehmenden 
Abſchaͤtzung ihre Zuflucht nehmen und eben damit den 
Preis aller Grundſtuͤcke einer ſteten Ungewißheit unter⸗ 
werfen wollen. 

Jede alte Grundſteuer, äußert der elbe Schrift— 
ſteller an einem andern. Orte (S. 99), bat vor einer 
neuen den Vorzug, daß Durch die Uebertragungen bie erften 
unvermeiblichen Ungleichheiten Tängft ausgeglichen find, 
und daß die nachfolgenden Befiger eigentlich nicht mehr 
von ihr gedrückt werden. Soll aber die Grundſteuer in 
ihren Wirkungen dieſe wohlthätigen Folgen zeigen, dann 
iſt erforderlich: 
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1. daß fie wirklich im Allgemeinen unveränderlich fen, 
daß Feine neue Zufäße und Umlegungen berfelben yerio- 
diſch Statt finden. Denn hierdurch würden alle die Uebel, 
welche von einer neuen Grundfteuer unzertrennlich find, 
ja nod) größere, wieder herbeigeführt werden, indem man 
etwa zu gleichen Prozenten zu ber alten Grundfteuer die 
neuen Zufäge hinzufügte. Geſetzt nämlich, ed wäre vor 
hundert Zahren die Grundfteuer alfo veranlagt worden, 
daß von zwei Aedern der eine, nach Abzug der Grund- 
ſteuer, noch fünf Thaler reinen Ueberſchuß behalten hätte, 
der andere aber nur zwei, und ed würden nun auf gleiche 
Meife jedem Ader noch zwei Thaler Grundfteuer zuge- 
legt, fo wäre die nothwendige Folge, daß der Inhaber 
des erflern noch drei Zhaler, der des andern aber nichts 

d.- — Es Eönnte gar wohl gefchehen, daß durch 
Befe neuen Zufaße zu einer alten Grundfteuer einzelne 
Inhaber gänzlid außer Stand gefeht würden, das Land 
ferner zu bauen, während andere, vermöge ber inzwifchen 
eingetretenen Weranderungen, etwa im Abfaße der Pro- 
dukte, den Anbau ferner und mit Glüd ſich widmen 
Eönnten. — Zwar Tann noch ein Ader gebaut wer: 
den, auch dann, wenn gar fein Rein- Ertrag übrig 
bleibt, indem der Inhaber fo viel an Steuern und 
darauf haftenden Reallaften abgeben muß, daß jener da= 
von verfchlungen wird, doc muß er immer fo viel dar- 
aus ziehen, daß er gleihfam als ein Zagelöhner mit 
den Seinigen darauf leben kann. Freilich wird der An- 
bau ſolcher Ländereien Eeine große Fortfchritte machen, 
allein es lebt deren fleißiger Inhaber doc beſſer darauf 
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als ein wirklicher Tageloͤhner und das aus mehreren 
Gruͤnden; kommt aber nun eine neue bedeutende Laſt 
hinzu, ſo iſt er außer Stande, ſie ferner zu tragen, und 
er muß dem Anbaue vielleicht gaͤnzlich entſagen. Dem— 
nach ſtaͤnde jene Ausgleichung nur zu erwarten, zwenn 
die Grundſteuer unveraͤnderlich waͤre; jedoch wird nur in 
ſo fern deren Unveraͤnderlichkeit empfohlen, als nicht 
durch gewiſſe Natur-Erſcheinungen der fruͤhere Ertrag 
ganz oder groͤßten Theils und dauernd vernichtet wuͤrde, 
während andere Natur-Erſcheinungen, deren nachtheilige 
Wirkungen nur auf einige Zeit dauern, die Benachthei— 
ligten zu einem-Erlaß auf einige Zeit berechtigen koͤnn— 
ten; ferner wird vorauögefegt, DaB man nicht folche 
Grundſtuͤcke der Steuer unterworfen hätte, die feinen nad): 
haltigen Ertrag gewähren, wie Zorfitechen, Steinbrüche, 
Bergwerfe ꝛc. wovon Feine Abgabe weiter erhoben mer: 
den kann, wenn der Ertrag ganz aufhört. — Auf an: 
dere Geſuche um Herabſetzung der alten Grundfteuer we- 
gen Veranderung im Abfag, wegen eines fchlechten An- 
baus ıc. würde aber feine Rüdficht zu nehmen. feyn, vor- 
auögefegt, daß fie ſchon lange eingeführt uyd auf die zu 
benugende Oberfläche beſchraͤnkt wäre. 

2. Es wird angenommen, daß die Grundfleuer alt 
wäre, d. h. daß fie unverändert durch mehrere Geſchlech⸗ 
ter hindurch beflanden hätte, denn eben dadurch allein 
würde fie die bemerkten Vorzüge erhalten haben. 

3. Die alte Grundfteuer darf nicht fo groß feyn, 
daß fie von dem Anbaue des Landes abfchredi. Dies 
wird aber, wäre es auch urfprünglich der Fall geweſen, 
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gewiß nicht zu beforgen ſeyn, wenn bie Abgabe bereits 
eine lange Reihe von Jahren beftanden hat. 

Unter folchen Vorausſetzungen, behauptet Sarto- 
rius, wäre es ein nimmer zu vertheibigended Beginnen, 
die Grundfteuer neu zu veranlagen, um die Idee zur 
Ausführung zu bringen, daß fie eine Abgabe von dem aus 
dem Grunde und Boden zu ziehenden Einfommen ſey, 
ald wodurch ganz unnüßer Weife die größten Verwir— 
rungen und Veränderungen im Beſitze, Erwerbe und Ein- 
tommen, in fo fern leßtered aus dem Boden gewonnen 
wird, und ein ganz unverantwortliche® Schwanken im 
Zaufchwerthe der Grundſtuͤcke veranlaßt würden. 

Nur zwei Gründe, meint der gedachte Staaföge- 
lehrte, dürfte e8 geben, die überwiegend genug feyen, die 
Regierung zu vermögen, von der alten Grundfteuer ab- 
zuweichen und eine neue einzuführen. Diefe wären: ein- 
mal, wenn neue große dauernde Öffentlihe Beduͤrf⸗ 
niffe entfländen, welche mit dem Ertrage der alten Grund- 
fteuer, mit der Erhöhung anderer, oder der Hinzufügung 
neuer Abgaben durchaus nicht gededit werben Tönnten; 
dann bleibe nichts übrig, als zu einer Erhöhung jener 
feine Zuflucht zu nehmen, oder fie ganz neu um- und 


“ anzulegen. Denn eine gänzliche Befreiung von der Grund: 
"ftener, oder eine berhältnißmäßig zu andern unbedeutend 


Heine Abgabe vom Boden, koͤnne eigentlich nur unter der 
Vorausfegung geringer Öffentlicher Beduͤrfniſſe oder bei 
der Möglichkeit, die größeren auf andere Weiſe ald durch 
Srundfleuern zu deden, leicht vertheidigt werden. Wollte 
man aber bei größeren Bedürfniffen höhere gleiche Pro- 
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zente zu ber bereits beflehenden unb etwa feit langer Zeit 
vorhandenen Grundfteuer ausfchreiben, dann würde dies 
zu den empörendften Yngleichheiten und Ungerechtigkeiten 
führen; ein ſolches Verfahren wäre durchaus verwerflid). 
Aus denfelben Gründen erfcheine das in einigen Ländern 
befolgte Verfahren, zufolge deſſen man ein fogenanntes 
Simplum der Grumdfteuer annimmt, dieſes aber nad) 
Umſtaͤnden immer verdoppelt und verdreifacht, wenig 
empfehlenswerth; denn, wenn dadurch Alle auf eine gleiche 
Weiſe zu den größern Öffentlichen Beduͤrfniſſen beitragen 
follten, fo würde vorausgefeßt, daß die urfprängliche 
Anlage der Grundfteuer vollig gleich und gerecht vertheilt 
geweſen wäre, weil, im entgegengefegten Falle, durch 
die Erhöhung derfelben die Ungleichheit nur noch weit 
Drüdender gefühlt werden würde. Es ſey aber ald ers 
wiefen zu betrachten, daß eine foldhe gleiche urfprüngliche 
Anlage über alle menfchliche Kräfte hinausgehe. Ferner 
werde dabei vorausgefeßt, daß ſtets baffelbe gleiche Ver - 
haͤltniß zwoifchen der AbgadE und dem aus dem Grunde 
und Boden zu ziehenden Einkommen geblieben wäre, wels 
ches noch weniger angenommen werden Eönne, um fo 
weniger, wenn bie Befißer fi) bei dem einen Grund- 
ftüde verändert haben, bei dem andern nicht. 

Ein anderer gültiger Grund, der zu einer neuen 
Beranlagung der Grundſteuer auffordern koͤnnte, würde 
nad) der Anficht diefes Schriftftellerd dann entftehen, wenn 
mehrere Lanpfchaften, die bisher verfchiedenen Landesher⸗ 
ren angehört hatten, nun Einem unterworfen, oder wenn 
verſchiedene Provinzen ein und beffelben Landes, die bis⸗ 
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ber hinfichtlich ihrer Abgaben ganz von einander getrennt 
waren, höherer Rüdficdyten wegen enger zu Einem Gan- 
zen vereint werden follten. Wenn alddann, wie nid) 
anders zu erwarten wäre, die jegt vereinten, vormals 
aber einander fremden, Landestheile bisher Grundfteuern 
unterworfen waren, die an Größe fehr von einander ab- 
wichen, fo würden die Einwohner der verfchiedenen Pro- 
vinzen feit der Vereinigung es wiünfchenswerth finden, 
daß Alle in Bezug auf die Abgaben, und fomit auch hin: 
fichtlich der Grundfteuern, auf eine gleiche Weiſe herbei- 
gezogen würden. Um aber den Streit zu enffcheiben, 
ob und in welchem Verhältniffe der eine Landeötheil mehr 
an Grundſteuern zahle ald der andere, würde man, weil 
jeber leicht behaupten möchte, er zahle zu viel, und kei⸗ 
ner, ev zahle zu wenig, zu dem mißlichen Hülfsmittel 
einer neuen Abfchägung des Ertrags wiederum feine Zu- 
fluht nehmen muͤſſen. Sobald aber die neue Abgabe 
gehörig vertheilt fey, wäre es rathſam, fo fort wieder 
zur Unveränderlidhkeit derfelben überzugehen, damit 
die Grundeigenthümer darüber Gewißheit erhielten, was 
fie eigentlihd an Grund und Boden befäßen, damit der 
Preis deflelben, fchon allein aus dieſer Urſache, nicht 
einem ewigen Wechfel und Echwanfen unterworfen bliebe. 

Bei den größten, ja ungeheuerften Bedürfniflen, fügt 
Sartorius hinzu, die je ein Volk zu befriedigen ge- 
habt, bat man gleichwohl in Großbritannien fehon 
feit langer Zeit feine Erhöhung der Grundfteuer vorge: 
nommen. Man muß die politifche Weisheit der Britten 
immer mehr beiwundern, je näher man ihre Berhältniffe 
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kennen lernt, wie wenig naͤmlich daſelbſt Syſteme, meiſt 
eber die richtige Anſicht der Sache, die Gerechtigkeit und 
praktiſche Ausfuͤhrbarkeit vorherrſchend geweſen iſt. Daß 
von allen einſichtsvollen Britten die nicht eingetretene 
Erhoͤhung der Grundſteuer als das vortrefflichſte Huͤlfs⸗ 
mittel zur Befoͤrderung des Anbaus des Landes betrachtet 
wird, iſt bekannt. Daß wir in unſern Berhältniffen 
nicht im Stande find, in diefem wie in manchem andern 
jenem Beifpiele zu folgen, ift einleuchtend. Bei und 
findet fich weder ein folcher Kunftfleiß, noch ein folcher 
auswärtiger Handel, noch ein foldher Lurus, ber mit 
Eteuern belegt werden Könnte; wir werden verhaͤltnißmaͤ⸗ 
Big immer größere Grund= Abgaben zu entrichten haben, 
um unfere Öffentliche Beduͤrfniſſe zu befriedigen, aber Maaß 
und Ziel ift auch hier zu halten, und das Beifpiel ift 
doc auch nicht ganz für und verloren! — 

Mit diefer Anficht des deutſchen Staatögelehrten 
über Befteuerung der Grundrente flimmt die des Eng- 
länderd Craig in den KHaupt= Punkten vollfommen über- 
ein. Die Ungleichheit ber Belaftung, fagt Derfelbe 
(a. a. O. IM), welche bei jeber Einführung von Grund- 
fteuern Anfangs unvermeidlih, hört im Laufe der Zeit 
allmählig auf, empfunden zu werden. In einer Reihe 
von Jahren geht ein großer Theil der Ländereien auf 
neue Beſitzer über, welche für fie einen der Steuer, mit 
welcher fie belaftet find, angemefienen Preis bezahlen. 
Wenn die Eteuer hoch ift, fo wird der Preis des Grund- 
ftüds niebrig feyn, und der neue Eigenthümer kann ſich 
nicht über Härte beklagen, wenn er genöthigt ift, ber 
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Regierung jaͤhrlich den Betrag der Summe zu entrichten, 
für welche er einen Erſatz in der Wohlfeilheit des Ans 
aufs gefunden hat, Ex wird in der That nicht befteuert, 
indem die ganze Forderung der Regierung bereits Durch 
feinen Vorgänger abgetragen worden. Die Auögleihung 
einer Grundfteuer, welche lange Zeit nach ihrer erften 
Einführung erfolgt, würbe demnach eine neue Ungerech- 
tigkeit unter _dem Anfcheine von Billigkeit feyn. Dieje- 
nigen, welche wohlfeil Fauften, weil ihre Ländereien hoch 
angefegt waren, würden durch eine ſolche Auögleichung 
Eigenthum erlangen, wofür fie den Werth nicht herge- 
geben hätten. Andere, die wegen der Mäßigfeit bes 
Steuer: Anfaged einen hohen Preis für ihre Grundflüde 
bezahlten, wirden ungerechter Weife jener Begünftigung 
beraubt werden, welche fie gefauft hatten und welche fie 
berechtigt waren, als einen Theil ihres Grundbefiges an: 
zuſehen. Diefe Auögleihung wuͤrde abermals den rela- 
tiven Werth der Grundftüde verwirren, indem fie einige 
fteigerte, andere ſinken ließe, fie würde abermald Härte 
und Ungerechtigkeit veranlaffen, vollfommen dem ähnlich, 
was, obgleich Anfangs graufam genug, durch die Zeit 
gelindert und hinweggeräumt war, fie würde eine fchwere 
Steuer auf eine Klaffe von Randbefigern legen, nicht um 
dem Staatöfchage eine neue Hülfsquelle zu eröffnen, fon- 
dern nur, um eine andere Klaffe von Eigenthümern zu 
bereihern. — Einige Grundftücde find vielleicht, indem 
fie durch) gerade Abſtammung von dem Vater auf den 
Sohn übergingen, fchon feit der erften Einführung der 
Grundſteuer bei denfelben Familien geblieben, allein dies 
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gibt Beinen zureichenden Grund ab, um ben relativen 
Werth ber Ländereien zu verwirren, ber fo lange obpe 
gewaltet hat. Jeder Grundegeuthuͤmer hat fih gewöhnt, 
das, mas von feiner Landrenten nach Bezahlung ber 
Stewer Gibrig, blieb, -al8 den Gefammtbetrag ſeines jaͤhr⸗ 
lichen Boden⸗Ertrags und Lasjenige, wofuͤr ſeine mit Der 
Steuer beſchwerten Laͤndereien verkauft werben konnten, 
als :den Tauſchwerth feines Grundſtuͤcks zu betrachten. 
Diejenigen, welthe hody zur / Steuer angefegt find, ha⸗ 
ben aufgehört, einen Theil: der Landrente als ihnen ge 
hoͤrig anzufehen, Diejenigen, weiche der Regierung wenig 
bezahlen, :: haben ſich gewöhnt, biefe Erleichterung. als 
einen ihnen durch eine lange Verjährung geficherten Be- 
fiß zu betrachten. Beide Haben ihre Ausgaben nad) Maaß⸗ 
gabe ihres reinen Einkommens geregelt, ſo wie Beide in 
ihren und. der Welt Augen in Verhaͤltniß zu dem gegen- 
wärtigen Tauſchwerthe ihret verſchiedenen Grundſtuͤcke für ° 
wohlhabend galten. Daß vor einen Jahrhunderte bie 
eine Familie beeintraͤchtigt, die andere unbilliger Weiſe 
beguͤnſtigt worden, iſt kein Grund, die Umſtaͤnde dieſer 
Zamilie gegenwärtig: zu ändern. Warum ſollten wir das 
aus der Vergleichung ſich ergebende Verhaͤltniß des Ver⸗ 
moͤgens von Individuen verwirren, feſtgeſetzt wie es iſt 
durch eine lange vor der Geburt dieſer Individuen ent⸗ 
richtete Abgabe? warum folltenwir, wenn Fein oͤffentli⸗ 
ches Heil daraus entfpeingen Bann, Einigen unerwarteten 
Reichthum befcheren, indem wir, Andere aͤrmer machten? 
- Auh Fulda Spricht ſich unbedenklich zu Gunften 
der Unwandelbarfeit der Grundrenten- Steuer auß. 





Die Frage Über. die Veraͤnderlichkeit oder Unveränderlich- 
feit der Grundſteuer, fagt Derſelbe (a. a. O. $ 170), 
über welche fo entgegengeſehte Anfichten herrfchen, möchte 
fi für die fegtere : entſcheiden. Die Unveraͤnderlichkeit 
. einer ſolchen einmal.:angeorbueten Steuer febt fie in ih⸗ 
ren ‚Wirkungen in die: Safe her Real:Laften, die auf 
dem Boden haften,. welche die Fortfehritte der Boden⸗ 
Sultur nicht hemmen und die. felbfl losgekauft werden 
koͤnnen. Die Beränberlileit, dapegen macht die Werthe 
des Grundeigenthums ſchwankend und halt von bedeu- 
tenden Kultur⸗Verbeſſerungen ab. Jede auch noch fo 
gleichfoͤrmige Anlage und Vettheilung derſelben wird un⸗ 
gleich, ſobald die Grundſtuͤcke nach ‚der geſchehenen An: 
lage wieder veraͤußert werden, indem ſich der neue Grund⸗ 
eigenthuͤmer dieſer Laſt ſchon bei Erlegung des Ankaufs⸗ 
Kapitals entzieht. Die Geſetzgebung der meiſten Länder 
geftattet in neuerer Zeit. zum Vortheil . der Bodenkultur 
die Loskaufung der. früher. für. unablösbar erklärten feſten 
und unveräukerlishber Neal: Laften, welche auf Dem Grund⸗ 
eigentbume haften, aber der Gefähpflichtige wagt es mit 
‚Grund nicht, diefe Loskaufung zu bewerfftelligen, inbem 
er, ſo lange die Grundſteuer nicht unveränderlih, fon- 
dern ſtets von dem reinen Ertrage und den Bebürfniffen 
des Staatd abhängig ſeyn ſoll, erwarten muß, daß der 
Staat in bdiefer Steuer num Ddiefelbe ſchwankende Forde⸗ 
rung an ihm macht, welche biöher zwiſchen ihm und dem 
Gnutsherrn getheilt wurde. | 

Nah Adam Smith hat rim veraͤnderliche Grund⸗ 
ſteuer, eine Auflage auf die Landrente, welche ſteigt und 
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faͤllt, weſentliche Vorzuͤge und. weſentliche Nachtheile. 
Eine Landſteuer dieſer Art, ſagt der berühmte Schotte, 
iſt nicht nur weit gleicher vertheilt als eine unveraͤnder⸗ 
liche, es Tann auch mittelft derſelben manchem der Land⸗ 
voirthfchaft. und der Nationalwohlfahrt nachtheiligen Webeln 
entgegengearbeitet oder vorgebeugt, und manche Verbeſ— 
ferung im Landbau bewirft werben. Dagegen hat wieber 
die -veränderliche Landfare Nachtheile, welche die unver 
‚änderliche nicht hat. In jedem Bezirke mäffen Beamte 
angeftellt werden, welche die. Regifter über die Pachtfon- 
trafte führen, es muͤſſen auch von Zeit zu Zeit Lände- 
reien, welche die Eigenthümer felbft bewirthfchaften wol- 
(ten, tarirt werden. - Die Erhebungskoften bei einer ver- 
aͤnderlichen Landfteuer find höher, und die Steuer felbft 
ift niht fo beflimmt; auch ift folhe mit mehr Unbe— 
quemlichkeiten, Beſchwerden und Pladereien verknüpft als 
die unveränderliche.. Der flärkfte Einwurf aber, den man 
-gegen die veränderliche Landfteuer gemacht hat, ift ber, 
daß fie dem Fortgange des Ackerbaus hinderlich fey. 
Wird, fagt man, mit dem höheren Ertrage des Bodens 
auch die Abgabe ftärker, fo wird auch der Eigenthuͤmer 
weniger geneigt feyn, fein angelegtes Kapital zu vergrb- 
Bern, er würde mit der Staatöregierung, Die nichts zur 
Berbefierung hergibt, die Früchte der Werbefferung thei- 
fen muͤſſen. Wenn der Landmann Kapital und Fleiß 
zur Verbeſſerung - feines Bodens angemanbt hat, und 
dann aus der Erfahrung lernt, daB er, mas er anwandte, 
größtentheild zum Vortheile der Regierung anwandte, fo 
‘wird fein Gifer, den Boden ferner zu verbeffern, auf 
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lange Zeit erkalten, ſo wird der vom Landbaue in ſo 
hohem Grade abhaͤngende Wohlſtand des Volks unter⸗ 
druͤckt werden, und ed wird dann auch die Regierung 
die Fruͤchte verlieren, die ihr aus einer der ergiebigſten 
Quellen, wenn gleich auf Nebenwegen, doch gewiß zu⸗ 
gefloſſen ſeyn wuͤrden. — Aber dieſer Einwurf laͤßt ſich 
heben. Das zu verbeſſernde Grundſtuͤck duͤrfte nur von 
einigen Grundeigenthuͤmern und Paͤchtern aus der Nach⸗ 
barſchaft mit Zuziehung der Steuerbeamten taxirt, und 
die davon zu bezahlende Steuer nach dem Anſchlage auf 
eine ſolche Reihe von Jahren feſtgeſetzt werden, daß der 
Eigenthuͤmer oder Pächter fuͤr ſeine aufzuwendenden Ko— 
ſten auf eine hinreichende Entſchaͤdigung ſicher rechnen 
koͤnnte. Bei dieſer Einrichtung wuͤrde dann der wichtige 
Vortheil gewonnen werden, daß das Intereſſe der Re 
gierung mit dem Fortgange des Ackerbaus recht auffal⸗ 
lend verknuͤpft und die Regierung dadurch zu einer groͤ⸗ 
Bern Fuͤrſorge für den Landbau bewogen werden würde. 
Allein eben diefed Vortheils wegen dürfte ber zur Ent- 
ſchaͤdigung zugeflandene Zeitraum nicht länger feyn, als 
er. zu dieſem Zwecke durchaus nothwendig wäre. Eine 
auf ſolche Art eingerichtete Landfteuer fönnte auf Feine 
Art dem Kontribuenten läftig werben, oder ihn von Ver⸗ 
befferungen abfchreden, auch würde fie bei allen Veraͤn⸗ 
derungen im Zuſtande der Gefellfchaft, bei der Zunahme 
wie bei dem Verfalle des Aderbaus, bei jedem Wech—⸗ 
fel im Preife des Silbers und bei allen Weränderun- 
gen des Münzfußes ohne irgend eine Verfügung von 
Seiten der Regierung ſich von felbft der jebesmaligen 
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Lage ber Dinge anpaffen und in jeder gleich gerecht und 
billig fyn. — ¶ 

Während indeß Tracy, Sartorius, Craig, 
Zulda und Andere fi) beflimmt zu Gunften des von uns 
vertheidigten Prinzips der Unveränderlichleit der Grund: 
renten - Befteuerung binfihtlih der im Katafter einmal 
feftgefegten Natural- Quoten auögefprohen, Adam 
Smith aber die Frage unentſchieden gelaffen, hat e8 zu-- 
gleich nicht an Solchen gefehlt, welche jenes Prinzip ernft- 
lich angefochten und beftritten haben. Mehrere fehr acht: 
bare ſtaatswirthſchaftliche Schriftfteller, namentlih Say, 
Benzenberg, Lob, Jakob, Malhus, Schön, 
gehören zu dieſer Klaſſe. Wor allen ift Los bemüht 
gewefen, die Gründe zufammenzuftellen, welche befonders 
geeignet feheinen, die Unhaltbarkeit jenes Prinzips darzu- 
thun und einer Veraͤnderlichkeit der Grundrenten- 
Beiteuerung dad Wort zu reden. 

Ein Haupt -Umftand, fagt diefer Schriftfteller (Handb. 
d. Staatsw. I. 234), der die Grundbefteuerung in neue 
Berwillungen zieht, ift das immer beliebter werdende 
Streben, dieſer Abgabe den Charakter der Unveräns 
derlichkeit aufzudrüden, worin man das eigentliche 
Palladium der Grundeigenthümer vor Weberlaftungen zu 
fehen glaubt. Es ift indeß diefer Strebepunkt der Tendenz 
der Grundfteuer-Regulirung eigentlich fremd, vielmehr 
fcheint es mir weſentlich nothwendig zu feyn, daß die Grund- 
fleuer, wie jede andere Steuer, mit den wechfelnden For- 
men und Ergebniffen der Volksbetriebſamkeit ſowohl übers 
haupt, ald mit dem jedesmaligen Zuſtande der Betrieb⸗ 
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famkeit und des daraus hervorgehenben Einkommens jedes 


Einzelnen, möglihft gleihen Schritt halte. Daß fo et⸗ 


was durchaus rechtlich fen, ift wohl Feine Frage, und 
eben fo wenig ift es wohl zu bezweifeln, daß es auch 
ftaatöwirthfchaftlich fich rechtfertigen laſſe. Nur darin, 
daß man dem Grundfleuerweien den Charakter der Ver⸗ 
änderlichkeit zu erhalten ſtrebt, Liegt die Möglichkeit, es 
dahin zu bringen, daß die Grundfteuer den regelmäßigen 


Fortgang der Volköbetriebfamkeit nie ftöre und in der . 


Vertheilung der Abgabenlaft die nöthige Gleichmäßigkeit 
fi) immer erhalte. — Freilich hat die veränderliche 
Grundfteuer manche Nachtheile, welche bie unveränber- 
liche nicht begleiten. In jedem Bezirke müflen Beamte 
angeftellt werden, welche die Regifter über die Steuern 
führen, wodurch fi) dann die Hebungs = Koften der Steuern 
etwas vergrößern. Es find ferner von Zeit zu Zeit Ne 
vifionen erforderlich, welche neue Abfchägungen der be⸗ 
fteuerten Grundftüde erheifchen. Auch glaubt man, eine 
veränderliche Steuer koͤnne dem Fortgange und ber 
Ausbildung des Aderbaus und der Gewinnung ber Er⸗ 
‚zeugniffe des Bodens überhaupt in fo fern hinderlich feyn, 
als Niemand einem Gewerbszweige feine Kräfte und feine 
Kapitale widmet, wenn er weiß, die Werbefferungen wer- 
den nicht ihm allein zu gut kommen, fondern es werbe 
auch der Staat einen Theil jener Erzeugniffe in Anfpruch 
nehmen, ungeachtet er für deren Gewinnung nichts ge= 
than hat. Doc, alle diefe VBedenklichkeiten verfchwinden, 
wenn man fie einer genauern Würdigung. und Betrach⸗ 


fung unterwirft. Alles was der Freilaſſung des Grund⸗ 
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eigenthumd von Abgaben überhaupt entgegenfteht, fteht 
auch der Unveränderlichkeit der Grundfteuer entgegen. Die 
‚gegen bie Beränderlichkeit erregten Bedenklichkeiten erfchei- 
nen gewiß um fo eher gewichtlos, wenn man bei der 
Bertheilung der Grundfteuer fi nicht an die wandelba- 
ten Preife der Grund -Erzeugniffe hält, fondern an dieſe 
Erzeugnifle felbft. Auf jeden Fall wird eine veränder- 
liche Grundſteuer Teinen Befiger von den Veränderungen 
und Verbeſſerungen feines Grundeigenthbums zuruͤckhalten, 
wenn er auch die Steuer-Revifion und dabei eine Er- 
hoͤhung feiner Abgaben zu beforgen hat. Werden nur 
ſolche Reoifionen nicht gar zu häufig vorgenommen, fo 
dag nicht im Volke die Idee fi erzeugt, der Fiskus 
belauere alle Schritte der Betriebfamkeit, und wolle felbft 
da Gewinn von Privat: Unternehmungen ziehen, wo viel 
leicht felbft der Unternehmer noch Teinen Gewinn gezo⸗ 
gen hat, fondern ſich zur Zeit bloß mit der Ausficht 
und Hoffnung auf defien Bezug beruhigen muß, fo wird 
gewiß um ihrentwillen keine Berbefferung unterbleiben. 
Werden die Revifionen nur von Zeit zu Zeit in beftimm- 
ten Terminen vorgenommen, und Tann daher ber Grund: 
eigenthämer nur mit einiger Zuverläffigkeit darauf rech⸗ 
nen, baß er den Lohn feiner Werbefferung eine ausrei⸗ 
chende Zeit hindurch ernten werde, fo wird er ſich durch 
die Veränderlichkeit der Steuer nicht nur nicht von ben 
Berbeſſerungen zurüdhalten laffen, fondern er wird fie 
gewiß troß ber bevorftehenden Revifion vornehmen, fo 
oft und fo lange er kann. Denn um einer Abgabe von 
zwanzig Prozent willen entfagt gewiß Niemand einem zu 
23 * 
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erwartenden Gewinne von adtzig Prozent. Alfo, aus 
diefem Grunde fteht offenbar der Veranderlichteit der 
Grundſteuer nichts im Wege. 

Außerdem aber, fuͤgt Lotz hinzu, daß der Charakter 
der Veraͤnderlichkeit der Grundſteuer hiernach der Ver⸗ 
beſſerung der Boden⸗-Kultur nichts ſchadet, läßt er ſogar 
noch manches fuͤr ſich hoffen. Aus einer ſolchen Grund⸗ 
ſteuer⸗ Einrichtung entſpringt einmal der ſehr wichtige Vor⸗ 
theil, daß das Intereſſe der Regierung mit der Verbeſſe⸗ 
rung des Landbaus recht innig verknuͤpft wird, und daß 
die Regierung dahin getrieben wird, zu ihrem eigenen 
Beſten, dieſem Zweige der Volksbetriebſamkeit ihre be⸗ 
ſondere Fuͤrſorge zu widmen. Da die veraͤnderliche Grund⸗ 
ſteuer keineswegs nur den Zweck hat, beſſer bebaute 
Stuͤcke in höhere Steuer zu legen, ſondern auch ſchlech—⸗ 
ter gewordene Stüde herabfest, fo wird außer dem ans 
gedeuteten Vortheile Durch Die Weränderlichkeit zweitens 
nod) das gewonnen, daß Grundftüde, welche durch Ver⸗ 
nachlaͤſſigung ihres Beſitzers oder natürliche Ereigniſſe in 
ihrem Ertrage herabgefommen feyn mögen, alfo bei der 
Zortdauer der unveränderlihen Steuer, wegen ihrer zu 
hoben Belegung ganz unbebaut liegen bleiben, und dem 
Gemeinweſen überlaffen werben möchten, im Privatbefiße 
verbleiben, fortgebaut werden und der Nation ein Einkom⸗ 
men gewähren koͤnnen, was biefe außerdem ganz würde ent- 
behren müffen. — Mit einem Worte, wenn man die Gründe, 
welche ſich für die Veränderlichkeit und Unveraͤnderlichkeit 
der Grundſteuer anführen laffen, Taltblütig und unbefangen 
gegen einander abwägt, fo wird ſich immer am Ende Eein 
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anderes Refultat ergeben, als: daß, wenn auch die Ver⸗ 
änderlichkeit der Grundſteuer mit einigen Bedenklichkeiten 
begleitet ſeyn mag, doch immer eine folche Steuer-Be- 
legung weit weniger flörend auf den Wohlſtand einwir⸗ 
Ten werde, ald eine unveränderlihe. — Zwar glaubt 
Young vorzüglich in der Unveraͤnderlichkeit der engli- 
fhen Landtare den Grund des hohen Flors der engli⸗ 
Then Landwirtbfchaft zu finden. Allein fhon Adam 
Smith hat bie Unzuverläffigkeit Diefes Raifonnements 
bemerkt. Wirklich beruht auch die Blüthe ber englifchen 
Landwirthſchaft auf ganz andern Bedingungen, als auf 
der Unveränberlichkeit der Landtare. Hätten jene Bedin- 
gungen nicht gewirkt, fo wuͤrde, troß-.der Unveraͤnder⸗ 
lichkeit der Grundfteuer die Bodenkultur in England fid) 
eben fo wenig verbeffert haben, als dies in anderen Laͤn⸗ 
dern der Fall ift, wo die in England wirffamen Mittel 
nicht vorhanden find. Und im Gegentheile zeigen meh- 
vere deutſche Länder, namentlih Sachſen, daß auch 
bei einer veränderlichen Grundfteuer die Landwirthfchaft 
zu einem fehr hohen Grade von Vervollkommnung gebei- 
hen Eönne. Der Flor ded Landhaus in einem Lande 
hängt überhaupt nur ab von feinem wachfenden Wohl: 
ftande, von dem Gewinne, welchen dad landwirthfchaft- 
liche Gewerbe feinen Unterthanen bei einem leichten und 
vortheilhaften Abfase ihrer Produkte gewährte. Wo dies 
nicht der Fall, da wird zuverläffig die unveränderlichfte 
Grundfteuer auch nichts leiften. 

uebrigens gefteht Lotz felbft, daß bei einer verän- 
derlihen Grundſteuer die Preife des Grundeigenthums 
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weniger ftete und feſt bleiben, als bei einer unveränder- 
lihen, aber er hält unter allen Momenten, welche man 
für die Vorzüge der Unveraͤnderlichkeit aufftellt, dieſes für 
das am wenigften gewichtige.e Auch bei ber Unveränder- 
lichkeit der Grundſteuer, fagt er, ifl dem Grundeigenthume 
ein durchaus feſter Stand feiner Preife nicht zu erhal- 
ten; und, wenn das Grundeigenthbum in dieſer Bezie- 
hung dad Loos aller im Verkehre befangenen menfhlichen 
Befisthümer heilt und nach ber Natur der Sache theilen 
muß, wie würbe fi) wohl um deswillen eine befonbere 
Begünftigung des erftern rechtfertigen laſſen? Jeden Falls ’ 
geht man offenbar zu weit, wenn man in der Enunzia⸗ 
tion der Weränderlichkeit der Grundſteuer eine Ungerech⸗ 
tigkeit gegen den Grundeigenthümer fieht, namentlich ge= 
gen Denjenigen, ber fic) bei dem Ankaufe feines Befig- 
thums in bem dafür gezahlten Preife nad) der damals 
gerade darauf haftenden Grundfteuer gerichtet haben mag. 
Nicht das Freilaffen eines Theils des Volks von großen, 
von Allen zu tragenden, Öffentlichen Laften ift gerecht, fon» 
dern bloß gerecht ift das Heranziehen Aller zu jenen Las 
fien, und wenn die veränderliche Grundfteuer diefen End⸗ 
zweck hat, wie kann wohl in ihre und durd fie Jeman⸗ 
dem Unrecht gefhehen? Alle die Fragen und Eröttes 
rungen über Recht und Unrecht bei einer veränderlichen 
Steuer find weiter nichts, als leere Einftreuungen, durch 
weldye man diefen oder jenen Volksklaſſen Begünftigun- 
gen zutheilen oder erhalten will, welche ihnen nicht ge: 
bühren. Daß ein Grundeigenthümer feinte Befißung noch 
fo lange nur mit einer fich gleich bleibenden Abgabe bes 
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fteuert haf, gibt Keinem ein Recht, in alle Ewigkeit hin 
fo etwas zu fordern. Hat er in der Hoffnung und Bor: 
ausſetzung ber ewigen Dauer einer ſolchen Berechtigung 
für fein Gut mehr bezahlt, als außerdem, fo mag er 
deshalb zwar zu bedauern feyn, allein jene Mehrzahlung 
begründet feine Anfprüche auf Unveränderlichkeit feiner 
Abgabe eben jo wenig, ald irgend eine mißlungene Spe- 
kulation Iemanden berechtigt, dafür Erfag vom Staate 
zu fordern. Wohin würde es wohl führen, gäbe man 
fi im bürgerlichen Leben ber von Struenfee verthei- 
digten Idee bin, ed im Grundfteuerwefen überall nur 
beim Alten zu laffen? Stellt der Staat in feiner We: 
fenheit das Bild eines lebendigen, ſtets fortſchreitend be- 
wegten, Weſens dat, wie fol ihm diefer Charakter gerade 
in der wichtigften Bedingung feines Zortfchreitend, im 
feiner Finanzwirthſchaft, abgeftreift werden, ohne fein 
ganzes Leben und Wirken mit ſich felbft- zu entzweien? 

Geſtuͤtzt auf die von Lotz angeführten Gründe be- 
hauptet Malchus (a. a. O. $ 50), es koͤnne ein richti⸗ 
ges Verhaͤltniß zwifchen Steuern, die auf einem beftimm- 
ten Ertrage oder Einkommen haften, und biejem Ein: 
fommen nur in fo fern erhalten werden, ald die Steuern 
den Veränderungen folgen, welche nad) längeren oder 
Fürzeren Zeitabfchnitten ſowohl in der Größe als in ber 
Bertheilung des Ertrags Statt finden. Ein foldes Zol- 
gen und eine ſolche periodifhe neue Auögleihung aber 
zwifchen beiden, fagt Derfelbe, ift vorzugsweiſe in Anſe⸗ 
hung der Grundftener wefentliches Bebürfniß wegen ber 
Veränderungen, welche in längeren oder kuͤrzeren Zeitraͤu⸗ 
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men, fowohl in ber Größe des Ertragd, ald in der Ver⸗ 
theilung und im Befiße des Grundeigenthumd Statt fin- 
den. Weberhaupt erfordern die Veränderungen in allen 
Verhältniffen, die nad) dem Zeitpunfte der erſten Umlage 
diefer Steuer Statt gefunden haben, und periodiſch im- 
mer wieder eintreten, daß die Veraͤnderlichkeit ber 
Grundfteuer zum SPrinzipe erhoben werde, ohne beflen 
Beachtung die Gerechtigkeit und Gleichmäßigkeit der Steuer- 
Vertheilung und durch beides zugleich dad Intereſſe der 
Steuerpflichtigen und da3 Zortfchreiten der Kultur des 
Bodens unausweichlich gefährdet werden muß. — Cine 
Affimilirung der Grundfteuer mit einer bloßen Grund 
rente, die wie andere Grundlaften auf dem Boden haftet, 
kann bei der gänzlichen Verſchiedenheit des rechtlichen 
Fundaments, auf welchem die Pflicht zur Entrichtung 
der erſtern und zur Leiſtung ſolcher Abgaben beruht, we⸗ 
der als begruͤndet, noch uͤberhaupt als zulaͤſſig betrachtet 
werden. Es wuͤrde eine ſolche Umwandlung der Grund⸗ 
ſteuer in eine unveraͤnderliche Grundrente, außerdem, daß 
ſie der erſtern ihren ſtaatsrechtlichen Charakter abſtreifte, 
alle Ungleichheiten verewigen, die in der Belaſtung des 
Grundeigenthums Statt finden, uͤberhaupt nur zwiſchen 
deſſen Ueberlaſtung oder deſſen Freilaſſung von aller Steuer 
die Wahl laſſen, das erſtere aber das Intereſſe der Grund⸗ 
beſitzer und des Landbauers, das letztere jenes des Staa⸗ 
tes gefaͤhrden. 

Eine Beſorgniß, daß die Veraͤnderlichkeit der Steuer 
den Zufluß von Kapitalen zu dem landwirthſchaftlichen 
Gewerbe hemmen koͤnne, meint Malchus, wuͤrde nur 
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in den Fällen gerechtfertigt feyn, wenn entweder bie 
Steuer-Revifionen fid) in zu Eurzen Intervallen folgten, 
und hierdurch den Landwirthen die Aüsficht entzögen, bie 
Früchte der von ihnen bewirkten VBerbefferungen genießen 
zu koͤnnen, ober wenn dergleichen Revifionen die Steuer 
auf eine unverhältnigmäßige Höhe fleigerten. Und felbft 
in diefem Falle möchte der gefürchtete Fall nur’in fo fern 
eintreten, ald die Steuer nicht nur die ganze Landrente 
abforbire, fondern felbft einen Theil des Betriebö- Kapi- 
tals angreife, und als die im landwirthichaftlichen Ge- 


werbe angelegten Kapitale einen unverhältnißmäßig ge: 


ringern Gewinn als diejenigen abwerfen, Die in andern 
Gewerben befhäftigt find, die Erfahrung aber lehre, daß 
die größere Stabilität ded Grundbeſitzes und die größere 


materielle Sicherheit, welche derfelbe gewährt, die Kapi⸗ 


tale felbft unter minder günftigen Umfländen in bem 
Grundeigenthume fefthalte, und daß Landwirthe nicht fo 
leicht zu andern Befchäftigungen übergehen, zu welchen 
überdieß der bloße Befiß von Kapital allein nicht ges 
nüge. Es könne zugegeben werden, daß die Veränder- 
lichkeit der Steuer , unter eintretenden Umftänden, Nach⸗ 
theile zur Folge haben Eönne, die bei ihrer Unveraͤnder⸗ 
lichkeit nicht Statt finden, dagegen gewähre fie aber aud) 
Vortheile, die bei diefer leßtern entweder überhaupt nicht, 
oder doch nicht in gleihem Maaße erreicht werden koͤn⸗ 
nen; unter biefen insbefondere auch jenen der Möglichkeit 
der fortdauernden Bewirthſchaftung folder Grundſtuͤcke, 
deren Produktionsfähigkeit fi) durch phyſiſche und andere 
Urfachen fo fehr verringert habe, daß wegen ber Größe 
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der urfprünglichen Steuer ihre fernere Beftellung nicht 
weiter moͤglich ſeyn könnte, — 

Nachdem wir in der voraudgefhidten Darftellung 
die von den Gegnern der Unmwandelbarkeit der Landfleuer 
vorgebrachten Gründe den Leſern umſtaͤndlich mitgetheilt, 
wollen wir es nunmehr ihnen felbft - überlaffen, dieſe 
Stände mit denen forgfältig zu vergleichen, welche wir, 
geſtuͤtzt auf gewichtige Autoritäten, zur Vertheidigung 
derfelben entwidelt, damit fie aus einer unbefangenen Ge- 
geneinanderftellung beider ein befriedigended Refultat zie- 
ben mögen. Wir unfers Orts geftehen aufrihtig, daß 
auch die reiflichfle und genauefle Prüfung jener Gegen- 
gründe nicht vermocht hat, uns in Feſthaltung der bereits 
vor zwanzig Jahren in dieſer Hinfiht ausgefprochenen 
Meinung wankend zu machen. Die Gegner würden als 
lerdings Recht haben, unferer Theorie vorzumwerfen, daß 
eine unveränderlihe Grundrentens Steuer im Laufe der 
Zeit die Landbefißer hoͤchſt ungleichmäßig treffen müßte, 
wenn jener Theorie zufolge diefe Grund= Abgabe die ein- 
zige Steuer-Gattung wäre, welche ven Landbefißern auf- 
erlegt werben koͤnnte. ine Behauptung der Art ift und 
jedoch nicht einmal in den Sinn gekommen, wir haben 
vielmehr die feit mehreren Generationen in einem Lande 
eingeführten Grundrenten = Steuern ganz aus der Reihe der 
Ööffentlihen Abgaben freien zu müflen geglaubt 
und diefelben für wirklihe Staats Renten erklärt, 
ald welche fie au in „England ſchon feit undenklicher 
Zeit anerkannt und behandelt worden. Won einem zu 
befteuernden reinen Eintommen der Landbeſitzer kann 
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fomit auch erft die Rede feyn nach) Abzug diefer Gattung 
von Staatörenten, und, da bie Größe jenes reinen Eins 
kommens allenthalben nad) Zeit und Umftänden fehr ver- 
aͤnderlich ift, fo leidet ed auch Beinen Zweifel, daß bie 
von folhem Einkommen zu entrichtende Öffentliche Ab⸗ 
gabe verändert und modifiziert werben müffe nach Maaf- 
gabe jener Größe. Es fällt ſonach der unferer Theorie 
gemachte Vorwurf einer bei ihrer praßtifchen Anwendung 
nicht zu vermeidenden Unverhältnißmäßigkeit ber Grund» 
befteuerung von felbft weg. 

Das Prinzip der Unveränderlichkeit der Grundſteuer 
muß nad unferer Anficht wenigftens fo lange in jedem 
Lande gelten und aufrecht erhalten werben, als dafelbft 
entweder der Grund und Boden (die Kräfte 
der Natur) der einzige Vermögens - Beftandtheil, der 
einzige Kapitalftod ift, deflen reiner Ertrag ober 
Rente einer direkten Abgabe unterworfen ift, wo alfo 
die beiden anderen Beftandtheile des Vermoͤgens, die bei- 
den anberen Kapitalftöde, nämlih die Kräfte des 
Menfhen (die Arbeit) und die Kräfte des ge- 
fammelten Güter -Vorraths (dad Kapital im 
engern Sinne) binfichtlih ihrer Rente Teinerlei direl- 
ten Abgabe unterworfen find, ode Mals daſelbſt Die 
Rente der oben gedachten beiden andern Vermögens: Be: 
ftandtheile, wie es faft allenthalben heut zu Tage der 
Fall ift, nad) ganz andern Prinzipen befteuert find als 
Die Rente des Bodend, In dem einen wie im andern 
Falle rechtfertigt offenbar jede Erhöhung ber bisherigen 
Grundftener die Beſchwerde bed Landbefigers über Ver⸗ 
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letzung des Eigenthumd- Rechts und über ungleichmäßige 
Beftenerung. Würde 3. B. in Zolge einer Grundfleuer: 
Erhöhung dad Stamm⸗-Vermoͤgen eines Landbefigers um 
zehn Prozent vermindert, während bad Stamm - Bermö- 
gen der Geld- Kapitaliften von der Beſteuerung unbe: 
rührt bliebe, dann würde erfterer mit vollem Rechte Die 
Regierung ber Ungerechtigkeit befchuldigen, und darauf 
beftehen koͤnnen, daß auch die Geld -Kapitaliften gleich 
ihm den zehnten Theil ihres Stamm-Vermoͤgens dem 
Staate zum Opfer braͤchten. Denn ed wäre gar fein 
vernünftiger Grund vorhanden, weshalb der eine Ver: 
mögend =» Beftandtheil, der eine Kapitalftod, follte begün- 
fligt werden auf Koften des andern. 

Ganz anders aber geftaltet fi die Sahe, wenn 
die Steuern, flatt auf dem Vermögen bafirt zu feyn, 
dad Einkommen zu erfaflen beftimmt und berechnet 
find, wenn fomit alle Steuern lediglich ald Abgaben vom 
reinen Einfommen betrachtet werden, unter denen 
fein anderer Unterfhied Statt findet, ald daß einige 
direkt oder unmittelbar von dem erforfchten, andere 
indire?t oder mittelbar von dem zwar vorhandenen, 
aber von der Steuerbehörde nicht genau zu erforfchenden 
. reinen Einfommen des Volks erhoben werden. In die 
fem Falle Finnen die Abgaben nicht anders ald nad) dem 
Verhältniffe des reinen Einkommens eines Jeden, es ent- 
fpringe folches aus einer Quelle, aus weldyer ed molle, 
vertheilt werden. Die bisherigen Grundfteuern werden 
dann ald Staatörenten angefehen, und ihren Stand be- 
halten, indem fie Eihenthums- Theile des Staates an 
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den Grundflüden der Privaten vorftellen, welche, wenn 
fie nicht abgefauft werden, unveränderlid) bleiben. Was 
die Regierung aus diefen Renten und aus Domainen oder 
ähnlihen Quellen bezieht, wird zur Befriedigung des 
Staatöbedarfd verwandt. Wenn aber diefe Mittel nicht 
ausreihen, dann wird das Volk zur Aufbringung bed 
Sehlenden durch Abgaben verbunden feyn, und dieſe wer: 
den nad) keinem andern gerechten Prinzipe als nad) dem 
Maaßſtabe des reinen Einkommens eines Jeden zus 
fammenzubringen ſeyn. Laßt nun der Ertrag der Grund» 
ftüde nad) Abzug ber Staatörenten noch ein reines Ein- 
fommen übrig, ed falle ſolches dem Grundbefiger oder 
dem Grundheren ald Zins, Zehnt ꝛc. zu, dann wird Die 
Abgabe alle Diefe, welche ein reine Einfommen aus dem 
Boden beziehen, verhältnißmäßig treffen, jo wie fie alle 
Diejenigen trifft, welche aus ihren Kapitalen, Gewerben 
oder Zalenten und Arbeitöfräften ein reines Einkommen 
zu beziehen haben. Man wirb alsdann nicht mehr fagen 
Eönnen, daß dad Vermögen der Grundbefißer dadurch 
mehr angegriffen worden ald dad Vermögen ber übrigen 
Klaſſen. | 

Wenn ein gleiches Kapital im Lande das nämliche 
Einfommen gewährt, ed mag in Grundftüden oder in Ge⸗ 
werben angelegt feyn, dann verändert fich deſſen Größe 
nicht, man mag einen fo beträchtlichen Theil bes Einkom⸗ 
mens davon nehmen ald man will. Zieht Jemand 3. 3. 
aus feinem Grundftüde ein Einfommen von Zaufend Tha⸗ 
ler und ein Anderer eben fo viel Zinfen von einem Kapitale, 
für welches das Grundſtuͤck zu kaufen ift, dann wird weber 





— 366 — 


das Grundftüd von feinem Kapitalwerthe, noch bad Kapis 
tal von feiner Größe etwas verlieren, wenn von Jedem 
ein Zehntheil als Abgabe für den Staat erhoben wird. 
Denn, wo man aud) dad Kapital anlegt, immer trägt es 
nur Tauſend Thaler und wird nad) Abzug ber Öffentlichen 
Abgabe Neunhundert Thaler tragen; Zaufend Thaler Ein- 
fommen werben daher allenthalben im Lande, wenn bie 
Binfen fünf Prozent ftehen, zwanzig Zaufend Thaler ko⸗ 
ften, und wenn von allem Einkommen ein Zehntheil als 
Abgabe entrichtet werden muß, fo wird von einem aus⸗ 
geliehenen oder in Grundftüden angelegten Kapitale von 
Zwanzig Zaufend Thaler Niemand mehr ald Neunhundert 
Thaler für fi behalten. Die Grundſtuͤcke Fönnen daher 
in diefem Falle nicht mehr am Kapitalmerthe verlieren, 
fobald alles Einkommen im Lande mit dem Grund- Ein- 
kommen gleich befteuert wird. Denn, wo Jemand aud) 
fein Kapital anlegt, immer trifft das daraus hervorge⸗ 
hende Einfommen eine gleiche Abgabe. — Imeinem Lande 
alfo, wo die Regierung, wie ed faft allenthalben rath⸗ 
fam feyn dürfte, mit dem PMane umgeht, eine beſſere 
Regulirung der öffentlichen Abgaben auf den Grund 
beö reinen Einkommens eines Jeden einzuleiten, kann fie 
ohne alles Bedenken bie bisherige Grundſteuer beim Alten 
lafien und ihre Unveränderlichkeit dem Volke zufi- 
hern. (Vgl. d. Rezenſ. v. Kreyfigs Schrift: Weber 
Regulirung d. Grundfteuern, in d. Hal. Allg. Lit. Zeit. 
1825). 
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5. Gchlußbetrahtung über die Befteuerung der WBoben : Rente. 


Nachdem wir im Vorhergehenden die Grundzüge einer 
möglichft vollftändigen Charakteriftil der Boden- Rente und 
ihrer Befteuerung entworfen, fey es und vergönnt, die 
Lefer noch infonderheit auf die hohe Wichtigkeit dieſes 
Abgaben- Zweig und auf die Nachtheile aufmerkjam zu 
machen, welche Irrthümer und Fehler von der Finanz: 
verwaltung in dieſer Hinficht begangen für die Betrieb- 
ſamkeit, den Verkehr und die Werthichaffung ber Völker 
zur unauöbleiblichen Folge haben; es fey und geftattet, 
beim Schlufle unferer Unterfuchung über dieſen Gegen- 
fand noch mit wenigen Worten der Gefahren zu geden- 
ten, welche von Mißgriffen der Art für den National- 
wohlftand überhaupt zu beforgen find. 

Die Wahrheit von Montes quieu's Behauptung, 
daß zur Beflimmung keiner Sache mehr Weisheit und 
“ Klugheit erfordert werde, ald zur Beſtimmung des Theile 
vom Bermögen, den man ber Nation nehme und des 
Theils, den man ihr laffe, wird ihrem ganzen Umfange 
nach nicht beſſer erfannt und gewürdigt, als bei tieferem 
Gindringen in die Natur und dad Wefen der Grund- 
fleuer, bei Erörterung ihrer Theorie und Bergleichung 
diefer Theorie mit der in den meilten Ländern Europa’s 
noch bis zum heutigen Tage befolgten Praris. 
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Verfhmwunden find zwar die Traͤume ber Phyſio⸗ 
kraten, welche eine einzige, alle fonftige Beſteuerung aus- 
fhließende, Zeerritorial: Steuer in Vorſchlag gebracht, 
laͤngſt ſchon hat die Theorie diefer ſtaatswirthſchaftlichen 
Schule einer befiern Lehre, wozu Adam Smith die 
Bahn gebrochen, weichen müflen, aber dennoch ſcheint 
der Zeitpunkt noch ziemlich fern zu liegen, wo die prak⸗ 
tifhen Finanzmänner, erleuchtet durch das Licht, was 
die Fadel echter Theorie und geprüfter Erfahrung ver- 
breitet, endlich einmal ber Beſteuerung der Grundrente 
diejenige Sorgfalt und Aufmerkfamteit widmen werden, 
deren fie fo fehr bedarf und welche fie zugleich in fo 
hohem Grade verdient. Denn faft allenthalben erbliden 
wir noch in diefer Beziehung die Regeln der National- 
oͤkonomie faft gänzlih außer Acht gelaflen und den Er- 
frag von Grund und Boden auf eine Weife befteuert, 
die eben fo hinderlich ift dem Fortfchreiten ‚der Boden⸗ 
Kultur, ald hemmend den Aufſchwung und die Lebendig- 
keit des National= Verkehrs. 

Der Landbau ift und bleibt der Grundpfeiler des 
Nationalwohlftandes, die ficherfte Baſis feines Aufbluͤ⸗ 
hend, und die Maffe der Grundbeſitzer bildet fafl allent- 
halben den wicdhtigften und anfehnlichften Theil der Be⸗ 
völferung. Kat nun aber, wie nicht zu leugnen, jede 
Belteuerung des Vermögens oder Einkommens diefer größ- 
ten Maffe der Staatögenoffen mehr oder weniger Einfluß 
auf ihre Betriebfamkeit und ihren Verkehr ſowohl unter 
einander als mit den übrigen -Gewerbtreibenden, dann 
Tann ed auch Feinem Zweifel unterliegen, daB Werth: 
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ſchaffung und Handel einer Nation überhaupt in ganz 
vorzüglichem Grade betheiligt find bei der Art und Weiſe, 
wie die Boden-Rente im Lande mit Öffentlichen Abga- 
ben belaftet if. Gewiß dürften daher auch bei keinem 
andern Zweige der Befteuerung fo wie bei diefem Weis⸗ 
beit, Umfiht und Mäßigung dringend zu empfehlen 
feyn den Regierungen nicht minder wie den Vertretern 
und Stimmführern der Völker. | 


24 
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3weites Kapitel. 


Bon der VBefteuerung der Arbeits : Rente. 


1. Ueberhbaupt. . 


Nicht die fchaffende Kraft der Natur allein ift es, 
welhe Dinge und Güter in's Dafeyn ruft, fondern es 
verdanken auch der fhaffenden Kraft ded menſchlichen 
Geiftes unzählige Dinge ihr Dafeyn, unzählige Güter 
ihr Entftehben. Die perfönlichen Kräfte, Talente und Ge 
ſchicklichkeitn des Menfchen find nicht minder wie die 
Kräfte der aͤußeren Natur ein Beftandtheil des Stamm- 
Vermögens des Volks und es bilden folche daher eine 
zweite Haupt: Quelle des reinen Ertragd. Die werth- 
ſchaffende Anwendung diefer Kräfte heißt Arbeit und 
die Rente, welche aus berfelben hervorgeht, wird Ar⸗ 
beits-Rente genannt. 

So lange das Werth-Erzeugniß der Arbeit bloß 
hinreichend iſt zur Erhaltung und Erneuerung der fchaf: 
fenden Kraft des Menfchen, wirft die Arbeit keine Rente 
ab, kann fie mithin auch Fein Gegenftand der Befteue- 
tung feyn, erft dann vermag fie leßtered zu werden, 
wenn fie einen Weberfchuß darbietet über den zur Bele- 
‚ bung jener Kraft nothwendigen Bedarf. 

Arbeits - Rente ift fonach der reine Ertrag, wel: 
cher von dem rohen Ertrage irgend "einer menfchlichen 
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Erwerbs⸗Thaͤtigkeit übrig bleibt nach Abzug ſowohl deſ⸗ 
fen, was zum Erſatze der auf die Erwerbung der’ Ar- 
beitö- Fähigkeit verwendeten Wor- Auslagen erforderlich, 
ald auch des Aufmandes, welcher zur Ynterhaltung und 
Kortdauer eben derfelben Gattung von Erwerbs⸗Thaͤtig⸗ 
keit nothwendig if. Vor allem hat man daher, um bie 
Rente einer Arbeit zu ermitteln, nicht bloß dad ge- 
fammte dabei nöthig geweſene Betriebs - Kapital, fondern 
überdieg noch die gewöhnlichen Zinfen dieſes Kapitals 
von dem Brutto-Ertrage der Arbeit in Abrechnung zu 
bringen. 

Nah Behr’s Erklärung (a. a. O. S. 102) um 
faßt die Arbeits-Rente den rechtmäßigen Ertrag von aller 
und jeder, ſowohl Lörperlicher als geiftiger, mechanifcher, 
kuͤnſtlicher und wiffenfchaftlicher Arbeit, gleich viel fie 


werde zum eigenen Wortheile oder für fremde Zwecke ges 


gen Belohnung unternommen, und es ift, urtheilt ber 
genannte Staatögelehrte, durchaus Fein hinreichender, 
rechtlicher oder wirthfchaftliher Grund aufzufinden, aus 
welchem der reine Ertrag irgend einer diefer verfchiedenen 
Arten menfchlicher Kraftäußerung, alfo auch ber Gewinn 
ans Kunft= oder wifienfchaftlichen Arbeiten, bei der Steuer: 
Anlage nicht in verhälnißmäßigen Anſpruch zu nehmen 


wäre. Diefem Anfpruche unterliegt fonac) auch die Rente ' 


der Zagelöhner, der Xerzte, Chirurgen und Hebammen, der 

Advokaten, der Schriftfteller und endlich jene aller Klaf- 

fen von Kirchen- und Staatöbeamten. Denn bei-. allen 

dieſen ift, ihre Staatsbuͤrgerſchaft vorauögefegß, der zmei- 

fahe Grund der Steuerpfliht, Theilnahme am Nation 
| 24 * 
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nal: Eintommen und Theilnahme an den Sarantie:An» 
ftalten des Staates vorhanden, fomit aud bad Begruͤn⸗ 
dete, und zwar nad) Maafgabe jener Theilnahme. 

Wie die Boden-Rente, fo ift au die Arbeits 
Rente als ein bloßes Natur= Gefchent zu betrachten und 
bildet als ſolches auf ganz ähnliche Weiſe wie jene einen 
Beftandtheil des reinen, mithin befteuerungsfähigen 
Gefammt -Ertragd der Nation. Denn, wie der Grund 
Eigener feinen Rein: Ertrag, die Boden-Rente, bloß 
den Naturkräften des Bodens, eben fo verdankt der Ar 
beiter den feinigen lediglid den von der Vorſehung 
ihm verliehenen geiftigen und phyſiſchen Kräften. Zwi⸗ 
fhen beiden findet nur der, in Bezug auf Beiteuerung 
allerdings fehr wefentlihe, Unterfchied Statt, daß ber 
Grund - Eigener feinen Rein = Ertrag unmittelbar umb 
ganz umfonft aus dem Schooße der Natur empfängt, 
der Arbeiter aber, um einen folchen von der Ausübung 
feiner fchaffenden Kraft zu erlangen, zuvor einen Koften« 
Aufwand zu machen genöthigt ift; denn, wie die Ermer- 
bung der Arbeitö- Fähigkeit, fo macht auch die Anfchaf: 
fung ber Stoffe, woran die Arbeit fich außert, überall 
einen mehr oder minder anfehnlihen Koften Aufwand 
nöthig, welcher von dem Werth-Erzeugniffe der Arbeit 
zuvor in Abzug gebradht werden muß, ehe von einem 
Kein: Erfrage, einer Rente derfelben, die Rede ſeyn 
kann. Der Land« Eigener z. B., welcher fein Grundflüd 
verpachtet, erhält im Pachtzinfe die ihm gebührende Bo- 
‚den: Rente ganz mühlos und ohne alle Koften; nicht fo 
ber Arbeiter; mühfelig muß berfelbe öfterd die Geſchick⸗ 
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lichkeit erwerben zur Ausuͤbung feiner werthichaffenden 
Kraft und fehr Loftfpielig ift öfters die Anſchaffung des 
Materialö, woran fich diefe Kraft zu äußern hat. 

Es betrifft indeß diefer Unterfchied zwifchen Boden- 
und Arbeits-Rente nur die Entflehungs-Art, nicht 
die Natur und das Wefen der Rente. Iſt der Betrag 
der Schaffungskoften des Arbeits Erzeugniffes einmal 
vergütet, dann erfcheint der’ nun übrig bleibende Werth⸗ 
Betrag ganz fo wie die Boden-Rente als wahres Ges 
ſchenk der Natur, ald wirklicher reiner Ertrag, fähig, 
. benugt zu werden ald Mittel zur Dedung des äffentli- 
hen Bedarfs. Wenn aber, wie wir gezeigt haben, die 
Erforfhung der echten Boden-Rente mit großen Schwier 
tigkeiten verknüpft ift, dann ift die Ausmittelung der 
wirklihen Arbeitö-Rente noch weit größern Schwierig» 
teiten unterworfen , und die Entwerfung einer fehlerfreien 
Steuer: Rolle für die unmittelbare (direkte) Belaftung 
der gefammten Arbeitö-Rente im Lande dürfte ein Pro: 
blem ſeyn, deſſen vollftändige Löfung wohl nirgend zu 
erreichen. Denn ſtets und überall erjcheint Der Gang 
der menfchlichen Betriebfamkeit, in fo fern ſich dabei die 
wertbichaffende "Kraft des menfchlichen Geiftes Außert, 
weit regellofer und freier, aber zugleich auch weit unbe: 
ftändiger und fteten Schwankungen mehr unterworfen als 
dee Bang der fchaffenden Kraft der Natur. Und bie 
Nachtheile, welche aus einer ungleihen und fehlerhaften 
Befteuerung der Arbeitd » Rente hervorzugehen pflegen, 
find in der Kegel noch dbrüdender, für den Merkehr und 
die Werthſchaffung im Allgemeinen noch folgenreicher, al 
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die Nachtheile, welche aus Irrthuͤmern und Mißgriffen 
erwachſen, bie bei Befteuerung der Boden-Rente Statt 
gefunden. 

Ueberhaupt bürfte es, wie im Hermes (N. XVID 
richtig bemerkt wird, noch zweifelhaft feyn, ob von einer 
Abſchaͤtzung der Arbeitö-Rente zum Behufe der Beſteue⸗ 
rung nur die Rede feyn Tönne? Denn, von ber bloß 
phyſiſchen Arbeit kann es, wie au) Jakob zugefteht, 
in einem hinreichend bevölferten Lande gar Feine Rente 
geben, bei allen, nicht auf bloßer Anwendung phufifcher 
Kraft beruhenden, Gemwerben aber ift dasjenige, was über 
den Arbeitölohn und über die gewöhnlichen Zinfen des 
Betriebs: Kapitald verdient wird, der Erfolg wo nicht 
des Gluͤcks, doch der Spekulation, welche Arbeit und 
Verlag fo anmendete, daB dadurch diefe Wirkung ber- 
vorgebracht werden konnte. , Die Spekulation ift jedoch 
nicht das Eigenthum der Menſchen, fondern Ausfluß 
der Thaͤtigkeit ihres geiftigen Weſens felbft; und da eine 
Rente nur vom Eigenthume gezogen werden Fann, 
jo ift es ‚uneigentlich gefprochen, wenn von einer Ind u⸗ 
ftrie=- Rente geredet wird, 

Es ift nämlid) unter Spekulation diejenige geiftige 
Kraft des Menfchen zu verftehen, durch welche er fich 
über die blinde Nothwendigkeit eines Naturwefend erhebt 
und, die Kräfte der Erfcheinungen im Raume und in ber 
Zeit, die Kegeln ihrer Verbindung und Zufammenwir: 
ung fo wie die Mittel möglicher Abanderungen erfen- 
nend, felbftthätig in den Naturgang eingreift, um den⸗ 

jelben nad) feinen Abfichten zu lenken. Durch die Spe— 
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kulation wird der Menſch innerhalb der Sphaͤre ſeiner 
Kraͤfte ſelbſt Schoͤpfer und bringt, die Form und die 
Verhaͤltniſſe der Dinge und ihrer Thaͤtigkeit veraͤndernd, 
ſich Vortheile zumege, bie er vermöge der ihm als bloßem 
belebtem Naturwefen zu Gebot ftehenden Kräfte fich nicht 
zu verfchaffen willen würde. Dies ift der Grund, war: 
um rohe, gemeine Arbeit zu befleuern, von je ber 
bedenklich gefchienen, weil fie Peine Rente gewährt, mits 
hin ihre Beſteuerung nur als eine Erhöhung bed Ar- 
beits⸗Preiſes wirken Tann. 

Der rohe oder Brutto-Ertrag einer menfchlichen 
Erwerbs = Zhätigkeit entfpringt faft immer aus dem Zu- 
fammenwirken der in ber Arbeit, dem Kapitale und 
der Spefulation enthaltenen Kräfte und aus ihrer 
Berfchmelzung mit einander; Seine dieſer verfchiedenen 
Kräfte laßt fi) abfondern von den übrigen. Die un- 
endlihe Mannigfaltigkeit eben diefer Verhaͤltniſſe aber, 
‚welche die Größe der Arbeitd- Rente beflimmen, muß e8 
in den meiften Fällen ganz unthunlich machen, ſolche zu 
meffen oder zu berechnen, denn wie verfchieden find nicht 
allenthalben die Fähigkeiten und Arbeits- Kräfte der Men- 
ſchen, wie mannigfaltig bei jedem Einzelnen! 

Der Grad aller menſchlichen Produktiv⸗-Kraft und 
fomit auch ihr Ertrag ift in der That ganz unbeflimm- 
bar, denn er wechfelt fortwährend nach bem Grade fo- 
wohl der Fähigkeiten als des Kapital: Befiged und nad 
fonftigen aͤußeren Verhaͤltniſſen. Der größere Umfang 
des einen Gewerbes wirft ganz andere Gewinnfte und in 
einem ganz anders fortfchreitenden Werhältniffe ab, wenn 
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mehrere Gehuͤlfen dabei gebraucht werden, als der des 
andern. Ein Gewerbe kann oͤfters nur dann groͤßere 
Gewinnſte gewähren und das gleiche kann, von verſchie⸗ 
denen Perſonen betrieben, dem Einen mehr als dem An— 
dern nur dann abwerſen, wenn ein groͤßerer Aufwand 
von natuͤrlichen Anlagen, von erworbenen Geſchicklichkei⸗ 
ten und von Sachkapital gefordert, oder das Gewerbe 
in einem groͤßern Umfange vermoͤge eines ſtaͤrkern Abſatzes 
der Erzeugniſſe betrieben wird. 

Nie und nimmer duͤrfte es daher irgendwo gelingen 
koͤnnen, die geſammte Arbeits-Rente im Lande in 
dem Grade zu ermitteln, daß daruͤber ein nur einiger⸗ 
maßen brauchbarer Kataſter angefertigt werden koͤnnte 
zum Behufe der Beſteuerung. | 

Auf zwei verfchievenen Wegen hat es die Finanz- 
Kunft verfuht, die Arbeits: Rente zu beiteuern, 
nämlich; 

Erftens, indem die Befugniß zum Betriebe 
eines Gewerbes im Lande zum Fundamente der Be- 
fteuerung gewählt worden, wobei dann die Art und 
Meife der Benutzung diefer VBefugniß nicht weiter in 
Betracht kommt. Die folchergeftalt von Seiten der Re: 
gierung den einzelnen Gemwerbtreibenden gegen Entrid) 
tung einer beftimmten Abgabe ertheilte Befugniß wird 
bald Patent, bald Lizenz genannt. 

Dder Zweitens, indem bie perfönlidhen 
Kräfte der Gewerbtreibenden fo wie die fte 
benden und umlaufenden Kapitale, welche ſich im 
Sewerbö : Betriebe rentiren, als Steuer: Kapital betrachtet 
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und die dem Staate zu entrichtende Abgabe auf eine 
Ausmittelung oder Schägung des muthmaßlichen reinen 
Gewinns bavon gegründet wird. Die nach diefer Me- 
thode erhobene Abgabe heißt Gewerbfteuer im en 
gern Sinne: 

Aus der nachfolgenden Erörterung dieſer oerfhie 
denen Befteuerungs- Methoden wirb fich ergeben, daß 
auf dem einen wie auf dem andern Wege der Zwed nur 
hoͤchſt unvollkommen zu erreichen fteht. — 
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DO. Insbeſondere. 


1. Bon der VBefteuerung ber Arbeitö-Rente mittelft Patente 
und Lizenzen. 


Die Patent: Steuer unterfcheidet fid) von der 
eigentlihen Gewerbfteuer wefentlih dadurch, daß Die 
Abgabe lediglih auf den Umfang des Gewerböbetriebs 
gegründet, diefer Umfang aber nad) der Bevölkerung 
des Betriebs- Orts bemeffen und hiernach die Klaffififa- 
tion oder Abftufung der Eteuer- Säge normirt ift, wäh: 
rend die eigentliche Gemwerbfteuer mehr die Gewerbe an 
ſich und deren muthmaßlihen reinen Ertrag in’ 
Auge faßt. 

Die Patentifirung der Gewerbe, urtheilt Malchus 
(a.a. ©. 8 55) gewährt den Vortheil, daß fie weder 
eine Ausmittelung noch Abſchaͤtzung der Größe des Be— 
triebs - Kapitald, noch eine ſolche ded Ertrags erfordert, 
deren Refultate ftetd in hohem Grade unficher find, ſo⸗ 
dann aud) jenen, daß die Abgabe fi in der Wirklich-' 
keit mehr an den Gewerbömann anhängt, den Betrieb 
fchont und durch die freiere Bewegung, bie fie demfelben 
geftattet, deffen blühendere Entwickelung begünftigt. Leber: 
dieß find die Formen und Normen für die Veranlagung 
einfacher, und dadurch, daß bei diefer Methode alles Ein- 
dringen in Die Gewerbs-Verhaͤltniſſe unterbleibt, fchont 











derfelbe auch in diefer Beziehung Die Steuerpflichtigen 
mehr als folches bei ber andern Methode möglich iſt. 
Es kann zwar, fügt ber gedachte Schriftfteller hinzu, 
nicht in Abrede geftellt werden, daß fowohl die Klaffi- 
rung der Gewerbe ald die Normirung und Abftufung 
der Steuer- Säge vwoilltührlih ift, daß der Umfang des 
Betriebs von Fabriken und Handel fo wie einer großen 
Anzahl von Gewerben, von der Größe der Bevölkerung . 
des Betriebs-Orts unabhängig, und daß diefe nur auf 
ſolche Gewerbs-Zweige von Einfluß ift, welche ſich auf 
die Befriedigung nothwendiger Bedürfniffe beziehen. Auch 
Tann die Rüge nicht ganz befeitigt werden, daß durch 
dad Zufammenwerfen folcher Gewerbe, zwiſchen welchen 
eine, oder doch nur eine fehr entfernte, Analogie Statt 
findet, in eine und diefelbe Klaffe, die Steuer an ſich 
ungleih wird und eben dadurch fich ungleihmäßig ver: 
theilt, daß fie, wegen des Einfluffes der Bevoͤlkerung 
der Betriebs- Orte auf die Klaffifilation den gleichen 
Betrieb des nämlichen Gewerbes ungleich erfaflen Tann. 
Indeſſen, meint Malchus, Fönne der Einfluß der Be⸗ 
völferung der Betriebs: Orte auf die angemeffene Höhe 
der Eteuer durch Ausklaffirung und abgefonderte- Be: 
fteuerung ſolcher Gewerbe, die von bemfelben ganz un⸗ 
abhängig find, gemildert werden, was in Anfehung der 
erwähnten möglichen Nachtheile durch die Mäßigfeit ber 
Tarif» Säge überhaupt bewirkt werde. 8 dürfte ſonach 
der Vorzug der Patent: Steuer vor der eigentlidyen Ge- 
werbfteuer, weil jene die Gewerbsthätigkeit mehr begün: 
fligt als dieſe, kaum zweifelhaft feyn. 


\ 
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Eine Beſteuerung der Gewerbsthaͤtigkeit duch Li: 
zenzen hängt fih, fo wie die Patent» Steuer, zunächft 
lediglich an die Befugniß zum Betriebe eines Gewerbes. 
Sie unterfcheidet fih von diefer letztern überhaupt nur 
dadurch, daß die Steuer-Säge nicht nad) Maaßgabe 
der Bevölkerung des Betriebs- Orts, fondern nach dem 
Umfange bed Gewerbes abgeftuft find, und daß bei meh⸗ 
reren Gewerben die Ertheilung einer Lizenz durch den 
Beſitz eines beftimmten Einkommens bedingt ift, mit deffen 
Größe jene der Abgabe fleigt. 

Eine Befteuerung dieſer Art findet im brittifchen 
Reiche Statt. Die Größe der Abgabe ift dort in der 
Kegel nad) dem Umfange bed Betriebs der Gewerbe re 
gulirt; jedoch beftehen auch für mehrere Gewerbe 5. B. 
für Seifenfieder, für Färber und Druder von Seidenzeus 
gen, Linnen» und Baummollen- Waaren ıc. fire Steuer: 
Säge, die, wie groß oder Hein ber Umfang des Betriebs 
feyn mag, die nämlichen bleiben. Bei andern Gewerben 
ift dad Recht zum Anſpruch auf Lizenz von bem Befiße 
einer beflimmten Größe von Einfommen abhängig, 3. B. 
bei Groß- und Kleinhändlern mit Getränfen, die, um 
eine Lizenz erhalten zu koͤnnen, den eigenthümlichen 
Beſitz einer jährlihen Rente von zehn Pfd. Sterl. nach 
weifen müffen, mit deren Größe jene der Abgabe fteigt; 
3. B. bei einer Rente von 15 Pfd. St. beträgt die Lizenz 
4 Pfd. 14 Schill., bei einer folhen von 20 Pfd. St. 
die leßtere 5 Pfd. 2 Schill. u. f. w. 

Von manchen ftaatswirthichaftlihen Schriftitellern 
iſt die Vorzüglichkeit der VBefteuerungsmethode durch Pa- 


⸗ 
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tente und Lizenzen mit mehr ober minder glädli- 
chem Erfolge angefochten und beftritten worden. Na⸗ 
mentlih hat Friedr. v. Raumer fich beflimmt dagegen 
ausgeſprochen. Normalfäge für einzelne Gewerbe, fagt 
Derfelbe, find fo falſch und trüglich, wie Normalſaͤtze 
zur Abfchagung des Grund-Wermögens. Wenn Schnei- 
der Rittergüter kaufen, dann gehören fie gewiß nicht in 
die niedrigfte, wenn Goldſchmiedte betteln, Diefe gewiß 
nicht in die höhere Klafje. Wozu alfo jene Beflimmun- 
gen? — Sie leiten Doch, meint man, wenigftens eini⸗ 
germaßen. Umgekehrt, erwidere id), fie verwirren ftets 
mehr oder weniger. Wenn der Steuer: Kommiffar erft 
aus der Zabelle entnehmen muß, wie ein Handwerker zu 
befteuern fen, fo ift er entweder von Natur unfähig, ihn 
nad) der vor Augen liegenden Größe und Einträglichkeit 
feines Gewerbes abzuſchaͤtzen, oder aber er verfleht «es, 
ift jedoch durch das Steuer: Schema gebunden, dann 
muß man diefes abfchaffen. : Ein Drittes gibt es nicht. — 

Hierauf mag mit Fulda (a. a. O. 8198) zu er- 
widern feyn, Daß allerdings Normalfäße für die einzel- 
nen Gewerbe nichts taugen, daß alfo der Goldfchmibt ver- 
möge feines Gewerbes nicht in eine höhere Klaffe gehört 
denn der Schneider, fondern daß folhe Klafien für alle 
Gewerbe in gleicher Art eröffnet werden müflen, in wels 
hen’ der Schneider die höchfte Stufe erreichen kann, ehe 
er Nittergüter erkauft und mit dem Beſitze derfelben als 
Grundeigenthuͤmer oder ald Landwirth von neuem ſteuer⸗ 
bar wird, und daß der Goldfchmibt in die am mindeften 
befteuerte Klaſſe fallen muß, che er betteln geht: Als: 
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dann leiten die Klaſſen und die Abſchaͤtzer haben nicht 
aus den Tabellen zu entnehmen, wie ein Handwerker zu 
beſteuern ſey, ſondern fie ſollen frei fein Arbeits⸗ und 
Betriebs-Kapital und den Umſatz des letztern oder feine 
daraus hervorgehende Arbeits- und Kapitalrente ſchaͤtzen 
und erſt dieſe Schaͤtzung fuͤgt ihn in ſeine Klaſſe. Auch 
ſoll kein vom Staate angeſtellter Kommiſſar ſchaͤtzen, ſon⸗ 
dern Buͤrger des Orts oder des Landbezirks und der 
Kommiſſar, oder wie er genannt werden mag, nur ihren 
Schaͤtzungen nach allen gehobenen Zweifeln folgen. Als⸗ 
dann wird man dieſe und andere Borwürfe einer folchen 
Steuer um fo weniger machen koͤnnen, je vollflänbiger 
die vorbereitende und in der Folge den Steuer: Sag 
beftimmende Klaffen - Eintheilung gegeben ift. 

Prüft man übrigens genauer die eigentlihe Natur 
der Patentfteuer, dann überzeugt man fi) bald, daß fie 
keineswegs, wie man wohl verfucht feyn könnte zu glau⸗ 
ben, den Zweck hat, ausfchließlich die Arbeits-Rente 
zu treffen, fondern vielmehr daneben zugleich ald Mittel 
bienen fol, den Verbrauch der induftriellen Erzeugniffe 
im Sande auf indirekten Wege zu befleuen. Denn, ins 
dem diefe Beftenerungs-Methode die Befugniß zum Bes 
triebe von Gewerben, welhe Waaren, beilimmt zur Be- 
friedigung des Lurus und Mohllebend, zur Erfcyeinung 
bringen, überall einer weit höhern Abgabe untermirft als 
die Befugniß zum Betriebe folcher, welche zur Befriedi⸗ 
gung unenfbehrlicher Beduͤrfniſſe dienen, hat fie eine Preis⸗ 
Erhöhung jener Lurus = Gegenftände zur unmittelbaren 
Bolge, welche zulegt immer den Verbrauchern derſelben 
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zus Laft fallt. Es find daher nicht die Gemerbtreibenden 
allein, fondern außerdem noch Die Verbraucher jener Ges 
genflände, welche in der Wirklichkeit die Patentfteuer zu 
bezahlen haben. (Bol. meine Abhandlung: Das Pa- 
tentfteuer = Gefea Weftphalend in ſtaatswirthſchaftlicher 
Hinficht geprüft und beurtheilt in der Zeitfchrift: Weft- 
phalen unter Hieronymus Napoleon, heraus: 
gegeb. v. G. Haffel u. 8. Murhard, Jahrg. 1812 
3.2. &.70). 

„ Sonberbar genug, bemerkt in biefer Beziehung der 
Hermes (N.XV), iſt die Patentfteuer exft mit der Ein: 
führung ber fogenannten Gewerbfreiheit und Abfchaffung 
der Innungen aufgefommen, alſo gerade mit der Ver⸗ 
nichfung des einzigen Titels, auf welchem fie beruhen 
tönnte. Denn zum Begriffe des Eigenthums gehört das 
Merkmal einer audfchließlihen Befugniß zur Berfügung 
über einen gewiflen Gegenftand. Befisen daher Innun⸗ 
gen bie ausfchließliche Befugniß zu einem beſtimmten Ge⸗ 
ſchaͤftsbetriebe, dann ift Diefe ihr Eigenthum, woran alle 
GSenoffen der Innung das Miteigenthum haben. Kann 
aber jeder Staatöbürger, fobald er nur das Patent loͤſt, 
ein Gewerbe treiben, dann befteht nirgend ein Auß- 
fchließungsrecht, noch ein Eigenthum, was befteuert wer: 
den koͤnnte. Selbft, wenn der Nachweis der zum gemel- 
nen Beſten erforderlichen Gejchidlichkeit zur Bedingung 
der Erlangung des Patents gemacht würde, bleibt die 
Sache für die Steuer diefelbe, da deren Natur durch 
diefe bloß polizeiliche Maaßregel nicht im mindeflen ver- 
ändert wird. Für die bloße Erlaubniß aber, feine Kräfte 
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und Geſchicklichkeit im Staate rechtmaͤßig zu gebrauchen, 
und damit zu erwerben, eine beſondere Steuer zu erhe⸗ 
ben, gebricht es an allem Fechtsgrunde, weil es zu den 
allgemeinen Pflichten der Regierung gehört, allen Staats 
Genoſſen dieſe Fahigkeit und Sicherheit zu gewähren. Die 
Patent-Steuer wäre daher nur zu rechtfertigen, in fo 
weit fie ald indirette Steuer erhoben werben könnte. 

Noch ift der Umfland nicht außer Acht zu laſſen, 
daß die Patent: Steuer gewöhnlich nicht die gefammte Ar 
beitö-Rente im Lande zu. erfaffen beſtimmt ift, fondern 
nur die, welche aus ber induftriellen und kommerziellen 
Produktion hervorgegangen. Es bleiben daher ſaͤmmt⸗ 
liche Urs Produzenten hinfichtlich ihres Arbeitslohns und 
ihrer SKapitalgewinnfte‘ von dieſer Abgabe gänzlid) ver- 
font, denn allenthalben, wo biefelbe eingeführt :ift, 
fpricht die Gefehgebung die gedachte Klafje der Produ⸗ 
zenten ausdrüdlich von der Verbindlichkeit [o8, zur Be 
treibung ihrer Induftrie ein Patent zu loͤſen. Es läßt 
fih daher auch diefe Methode der Befleuerung durchaus 
nicht als eine folche betrachten, welche den Zwed hat, 
ben gefammten Rein: Ertrag, den die Arbeits-Rente im 
Lande gewährt, auf eine allgemeine und gleich, 
mäßige Weiſe zu belaften. — 

So viel vom Verſuche, die Arbeits-Rente zu be 
feuern mittelft Patentifirung der Gewerbe, wir geben 
nun zur Pröfung der andern Methode über, wornach 
man ben eben gedachten Zweck zu erreichen beftrebt ift 
im Wege der fogenamnten Gewerbfteuer. 
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2. Bon ber Befteuerung ber Arbeits-Rente mittelft ber fogenannten 
Gewerbfteuer. 


Wie man den Rein-Ertrag der Kräfte der Na- 
tur (die Boden-Rente) durch die Grundfteuer zu 
erfaffen verſucht hat, fo ift man auch bemüht gewelen, 
ben Rein= Ertrag der Kräfte des Menfchen (die Ar- 
beits-Rente) durch die fogenannte Gewerbfteuer zu 
erfafſen. Es kann jedoch diefe Abgabe nie ausfchließlich 
auf die Arbeits-Rente, auf den Ertrag der angeborenen 
und erworbenen Kräfte des Menfchen, gelegt werden, fon- 
dern immer trifft fie zugleih die Kapital-Nente, ben 
Ertrag des gefammelten Güter-Vorraths, mit beffen 
Beihülfe erſt die menfhlihe Kraft ſich hat äußern und 
wirkfam zeigen können. Stets und immer vermifcht fich 
Daher mit dem Kein Ertrage der Arbeit der Kein- Er- 
trag des ihr zu Hülfe gekommenen Betriebs - Kapitals. 

Iſt indeß auch Eeinerlei Induftrie denkbar ohne Ver: 
lag, fo iſt doch leßterer nicht ein Beflandtheil der erftern, 
ondern nur ein Mittel zu ihrer Ausführung und zur 
Vermehrung ihrer Wirkfamfeit, in eben der Art, wie bei 
der Kultur des Bodens. Wie hier die Zinfen fämmtli- 
cher Betrieböfapitale abgerechnet werben müflen, um den 
Kein- Ertrag des Bodens zu finden, eben jo müffen auch 
Die Zinfen des auf induftrielle Unternehmungen verwende: 
ten Kapitald zuvor abgerechnet werden, um den Gewinn 


der letztern feftzuftellen. 
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Sollte daher die Gewerbſteuer im Stande ſeyn, 
die Arbeit: Rente gehörig zu erfaflen, dann wäre vor 
allem nöthig, genau von einander zu frennen, was von 
dem auögemittelten Brutto = Ertrage der Arbeit als wirk- 
lihe Arbeitö-Rente und was ald Kapital:Rente zu 
betrachten. Auch ift, wie bereit erwahnt, von dem 
Brutto Ertrage jeder menſchlichen Thaͤtigkeit nicht bloß 
ber Erfaß der auf die Erwerbung der Fähigkeit Dazu ver: 
wendeten Auslagen, fondern überdieß noch aller Auf: 
wand in Abzug zu bringen, welder zur Unterhaltung 
und zum Fortbeflande eben derſelben Gattung von’ Er- 
werböthätigfeit erforderlich ift. 

Außerdem wäre, dba individuelle Verhaltmiſe, wie 
z. B. die beſondere Induſtrie und Spekulation der Ar- 
beitenden, bei der Abſchaͤtzung der zu beſteuernden Ar- 
beitö-Rente nicht in Betracht gezogen werben Eönnen, 
noch erforderlich, daß die Durch folche Zufälligkeiten veran: 
laßte Erhöhung des Arbeits - Ertrags zuvor in Abrechnung 
gebracht wuͤrde, ehe von einem wirklichen Rein = Ertrage der 
Arbeit, einer Arbeits Rente, die Rede ſeyn könnte Man 
überzeugt fich aber bald, daß eine Abfonderung deſſen, was 
ber in Rede flehende Kapitalfttod (die Arbeit) an und. 
für fi) durch eigene Kraft einträgt, von dem Ertrage, 
welcher der Induſtrie und aͤußern Umſtaͤnden zuzuſchreiben, 
praktiſch unausfuͤhrbar iſt. 

Auch ſteht allenthalben einer moͤglichſt gerechten 
Beſteuerung der Arbeits-Rente mittelſt der ſogenannten 
Gewerbſteuer das Streben ber Steuerpflichtigen, die 
Seeuer⸗-Laſt von ſich auf Andere zu waͤlzen, gar ſehr im 
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Wege. Aus diefem Streben allein ſchon müffen felbft da, 
wo es wirklich gelungen ift, fammtlihe Gewerbs - Zweige 
in richtigem Werhältniffe zu einander zu befteuern, bin- 
nen Kurzem große Ungleichheiten entfpringen, weil der 
eine Theil der Gemwerbtreibenden mehr Kräfte ald der an⸗ 
dere befißt, die Abgabe von fich auf die Verbraucher der 
Paaren zu mwälzen, indem der Bedarf der Waaren oder 
Dienfte und die daraus hervorgehende Nachfrage unter 
den Ab= und Annehmern überall höchft ungleich und ver: 
fchieden ift. 

Jakob glaubte den Weg zur Abfchäßung des mitt: 
lern Werths der Arbeits-Rente dadurdy aufgefunden zu 
haben, daß er die Bedingungen der intenfiven und er- 
tenfiven Wirkſamkeit der Kräfte, die im Gewerbe arbeis 
ten, kennen zu lernen und nachzuzählen bemüht war. 
Allein dadurch kommen wir, wie im Hermes (N.XV) 
treffend gezeigt worden, noch um fein Haar weiter, fo 
lange wir 

1. noch keinen Maaßſtab haben, an welchem wir 
die Größe der fo unendlich verfchiedenen phnfifchen und ' 
geiftigen Kräfte abmeflen können, womit Gewerbe befrie- 
ben werben, und zwar nicht bloß ihre objektive, ſondern 

auch ifre fubjektive Verſchiedenheit; 

2. fo lange ed unmöglid) ift, das allgemeine Da⸗ 
feyn gewiffer Kräfte von der individuellen jebeömaligen 
Anwendung, mithin ‚ven Kapitalftod von der Induſtrie 
zu unterfcheiden, weil dad Dafeyn. der Kräfte überhaupt 
nur aus ihrer Wirkſamkeit zu erkennen ift, die jedesmal 
ſich individuell aͤußert; 

25 * 





— 388 — 

3. ſo lange aus dem eben gedachten Grunde es un⸗ 
moͤglich iſt, den Einfluß der mitwirkenden Umſtaͤnde auf 
den Ertrag von der abſoluten Wirkung des Kapitalſtocks 
abzuſondern; 

4. ſo lange das Verhaͤltniß in dem Erfolge der 
Zuſammenwirkung der beiderlei im Gewerbe arbeitenden 
Kräfte, der perſoͤnlichen und derjenigen des Betriebskapi⸗ 
told, noch nicht auf bewährte Regeln gebracht worden 
ift, endlic) 

5. fo lange die Erforfhung der Größe des Be 
triebd - Kapitald, ganz befonderd des idealen, im Kredite, 
nicht einmal abzufehen ift, noch die aus der Wervielfäl- 
tigung bed Umſatzes deſſelben reſultirende Erhöhung def: 
felben zu verfolgen, gehofft werden darf. 

Aus der Sache felbft werden fchwerlih Zar Prin- 
zipien für die Abſchaͤtzung des Kapitalftods der Gewerbe 
erfunden werden, weil der Kombinationen ber Wirkſam⸗ 
feit feiner Beftandtheile gar zu viele und weil dieſelben 
zu fehr zufällig find. Eben fo wenig find fie aber auch 
aus der Erfahrung zu abftrahiren, weil 

1. von dem, was ald Ergebniß derfelben fi) Dar- 
ftelt, die Individualität und der Zufall nie au trennen 
ift, hauptfächlid aber, 

2. weil ohne inquifitorifches Eindringen in den Ver⸗ 
kehr Aller gar Feine Notizen über das Verhaͤltniß des Er⸗ 
trags zum Kapitalftode fo wie über die Größe des lep- 
tern bei jedem Gewerbtreibenden und, felbft bei der fhärf- 
ften Inquifition, keine zuverläffige Angaben darüber zu 
erhalten find, | 
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3. weil jede» Gewerbö: Betrieb und jeder Kapital: 
ſtock deſſelben durchaus nichts Bleibendes, fondern in 
jedem Momente Veraͤnderliches iſt und 

4. weil alles Gewerbe nur einen relativen Ertrag 
geben kann, indem jeder Gewerbs⸗ Betrieb des Einzelnen 
nur im Verhaͤltniſſe zur allgemeinen Gewerbſamkeit ab⸗ 
und zunimmt, und eben deßhalb ſelbſt nur in der ver⸗ 
aͤnderlichen Größe des Gluͤcks für jeden einzelnen Zeit: 
punkt tarirt werden Tann. 

Wo daher auch eine Gewerbfteuer eingeführt ift, 
fehen wir überall, daß fie nach Feiner Regel, fondern 
sur nach Gutbünfen abgemeffen worden, und baß man 
fie deßwegen nur als eine Huͤlfoſteuer benugt hat, wobei 
ftetö die Hoffnung nicht vegfehlt worden, daß fie äls in- 
direkte Steuer wirden werde. 

Wenn hiernach, urtheilt der Hermes, eine Die 
Erfaffung der Arbeits-Rente bezwediende Gemerbfteuer 
fhon an ſich verwerflich erfcheint, fo wird fie es noch 
mehr dadurch, daß fie gar häufig den Kapitalſtock felbft 
angreift. Wem aud alle Stamm:PBermögens - oder 
Kapital- Steuern auf dem Kapitale ruhen, fo dürfen fie 
doch niemald den Kontribuenten nöthigen, fie von Dem 
Kapitalftode zu nehmen, fonbern ed muß berfelbe 
aus dem Ertrage des Kapitalſtocks die Laften be 
flreiten Eönnen, welche auf lebterem haften. Außerdem 
frißt ja die Steuer felbft den Theil befien, wovon fie 
entrichtet werden fol, auf, ber ihrem Wetrage gleich 
kommt, und vernichtet in fo weit ſich feldft mit dem 
National: Vermögen. Der Gewerbömann muß aber Die 
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Gewerbfteuer aus feinem Betriebskapitale hergeben, kann 


bamit alfo nun verhältnigmäßig weniger verdienen und 


muß dieſen Verluft in allen dem Fallen erleiden, wo er 
ihn weder durch Beſchraͤnkung feines Bedarfs, aljo durch 
erhöhete Sparſamkeit, zu erfegen, nod) von feinen Kun⸗ 
ben wieber einzubringen im Stande if. 

Gewiß mit Recht wird daher von Eſchenmayer 
und andern ſtaatswirthſchaftlichen Schriftftellern die Aus- 
mittelung des Grtragsverhältniffes der verfchiedenen Ge- 
werbe zu einander als eine ber fihwierigften und ver- 
wicelteften Arbeiten bezeichnet; auch hat ſolche noch Fein 
Finanzwirth und Fein Steuer- Syitem volltommen er: 
reiht. Es müßte diefelbe, wollte man ihre Genauigkeit 
erzielen, auf dem Kein: Ertrag der Arbeit eined jeden 
Einzelnen bafirt werden; die Staatöregierung aber wäre, 
um bahin zu gelangen, genöthigt, ganz vormundfchaftlich 
zu Werke zu gehen; fie müßte den Bürger in allen feinen 
Handlungen, in feinen Einnahmen und Ausgaben, ja 
felbft in feinen Bedürfniffen begleiten, fie müßte feine 
Lage, feine Umftände und feine phyſiſchen und moralis 
ſchen Kräfte berücfichtigen, fie müßte fogar in biefer 
Beziehung dem einzelnen Bürger feine Lebens- und Ver⸗ 
zehrungsweife vorfchreiben, weil der eine Bürger weniger 
Hang zur Sparfamfeit haben könnte als der andere, und 
dies alles, wenn ed auch wirklich der Regierung moͤglich 
wäre, was es nicht ift, wäre eine offenbare Ueberſchrei⸗ 
tung der Staatögewalt und eine unrechtmäßige Befchrän« 
fung der natürlichen Freiheit der Buͤrger. 

Man hat Gewerbs- oder Nahrungs: Steuern 
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aufgebracht, ſagt Schmalz, aber fie find allenthalben 
hoͤchſt drüdend erfannt worden. Wie wollte man aud) 
den dimfang des Gewerbes ber Einzelnen berechnen? 
"Man fhlug in Durchſchnitten an, und ließ den Anfän- 
ger fo viel und Den, deffen Gewerbe in Abnahme Fam, 
eben fo viel zahlen als Den, dem das feinige blühtee Auch 
bei der gleichen Zahl der Hände, welche Jeder befchäftigte, 
wie verfchieden Fann der Gewinn feyn! Die Ungleichheit 
it hier fo einleuhhtend, daß man nur felten eine folche 
Steuer anderd denn ald bloße Nebenfteuer betrachtet hat. 

Manche, bemerkt Sartorius, find wohl keck und 
dreift der Meinung, ed fey nicht fo gar fchwer, ben 
Umfung der Gewerbe und die Größe der daraus zu zie⸗ 
henden Gewinnfle audzumitteln und die Arbeits-Rente 
der Gewerbtreibenden verhaltnigmäßig zu befteuern. Eine 
folhe Dreiftigkeit kann jedoch nur durch die geringe Ein- 
fiht Derer entſchuldigt werden, welche zu einer folchen 
Anſicht fi) befennen. Denn, wenn man nur Hand an’s 
Werk legt, fo findet man fi fo fort von Allem ver: 
laſſen, was dazu dienen koͤnnte, bie einzelnen Gemerb- 
treibenden in einem gleichen Werhältniffe zu ihrem Ge- 
winnſte zu befteuern. Die verfchiedenen Gewerbe müßfen 
zunaͤchſt, nad) den wahrfcheinlih aus ihnen zu ziehenden 
Gewinnften, in ‚mehrere Ordnungen gebracht und größern 
oder geringern Steuern unterworfen werden, Dann aber 
wäre ferner anzugeben, wie und nad) weldhen Gründen 
bie Einzelnen, welche daffelbe Gewerbe. treiben, zufolge 
ihrer wahrfcheinlihen Gewinnſte verfchiebentlid zu be⸗ 
fienern fern möchten. Es gehört nun ſchon eine ziem⸗ 
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liche Dreiftigkeit dazu; feſtſetzen zu wollen, wie ſich z. B. 
eined Apotheferd Gewinn zu dem eines Schuhflickers ver- 
halte, und in wie fern beide Gewerbe verjchiepenen 
Steuern zu unterwerfen wären, und ed gehört nicht we 
niger dazu, wenn man fid) damit viel weiß, daß der Um⸗ 
fang der Gewerbe nad) der Gehülfen- Zahl abzumeffen 
fey, zu beflimmen, wie fi die Gewinnfle eines Apothe- 
kers mit Einem Gehülfen zu denen eines Schufters gleich: 
falls mit Einem Gehülfen verhalten. — Allerdings wird 
die Zahl der Gehülfen dazu dienen koͤnnen, Die, welche 
ſich mit dem nämlichen Gewerbe befaffen, einigermaßen 
gleich zu befteuern, wiewohl man auch babei zugleich auf 
andere weniger in die Einne fallende Gegenftände Ruͤck⸗ 
fiht zu nehmen haben wird; allein wer wollte wohl alle 
die mannigfaltigen bier zu beachtenden Rüdfichten ange 
ben Eönnen, und behaupten, daß er fie ftetd vor Augen | 
und im Herzen habend eine gleiche Befteuerung ihnen 
gemäß vorzunehmen vermöchte? | 
Eine Gewerbfteuer fol Beſtellerung des reinen Er 
trags feyn, welcher aus den einzelnen Gemwerben d. i. aus 
ber werthfchaffenden Anwendung von Fleiß und Kapital 
hervorgeht. Diefe Gewerbe aber find ihren Hauptgat⸗ 
tungen nach der Landbau, die Fabrikation, der Handel, 
die Privat: und .öffentlihen Dienftleiftungen. Soll die 
in Rede ftehende Steuer gerecht feyn, dann muß fie den 
Charakter der. Allgemeinheit an ſich tragen, d. h. fie muß 
fämmtlihe Zweige der. Gewerböthätigfeit erfaſſen. Ge 
woͤhnlich werden ihr jedoch nur die weiteren Werarbeitun- 
gen der rohen Stoffe. und die Handelögefchäfte unterwor- 
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fen, in der Abſicht, die daraus herworgehenden Geminnfte 


> zu treffen. Aber es ift alsdann, ‚wie au) Sartorius 





bemerkt, wenig folgereht, eim Menge anderer einträg- 
licher Beichäftigungen Davon auszufihließen. Wenn man 
58. einen Bankier diefer Abgabe unterzieht, fo übergeht 
man Andere, welche Geld auf Zinfen leihen und dabei 
große Gewinnfte machen, obwohl ſolches nicht ihr Haupt: 
geſchaͤft iſt. Ferner werden auch wohl Staatöbeamte, 
Gelehrte, Künftler, Advokaten, Notare und ähnliche Ar- 
beiter auögenommen, indem man fi begnügt, fe den 
Verbrauchs-, Perfonen = odes Einfommgnd - Steuern zu 
amterwerfen, was, wenn man folgeredyt bleiben will, 
nicht zu vertheidigen fleht. Auch dürfte das bedeutendfte 
Gewerbe des Volks, nämlich) das landwirthſchaftliche, 
bier nicht .überfehen werden; gleichwohl gefchieht ed, in- 
dem man anzunehmen fcheint, ſolches fey bereits durch 
die Grundfteuer hinlänglich belegt. Allein diefe wird ja 
eigentlich von dem Belige des Bodens bezahlt. Hat der 
GSrundeigenthümer fen Grundflüd verpadhtet, und macht 
auch der Pächter bedeutendere Geminnfle als der Hand⸗ 
werker, fo trägt dennoch diefer Pächter die Grundfteuer. 
nit; und baut der Grundeigenthümer fein Land felbft, 
fo wird er Hinfichtlid der Gewinnfte, welche er aus dem 
landwirthſchaftlichen Betriebe zieht, nicht befonderö be⸗ 
ſteuert. Eine alte unveränderlihe Grund= Abgabe bleibt 
naͤmlich, wie oben bei ber Lehre von der Befteuerung 
ber Boden-Rente ausführlich dargethan worden, keines: 
wegs eine Steuer vom Gewinnſte, fie iſt vielmehr eine 
Rente, welche ber Staat fi vorbehalten hat; nur, was 
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nach deren Abzug Abrig bleibt, gehört dem Eigenthümer, 
ber in Bezug auf jene Rente als ein bloßer Verwalter zu 
betrachten if. Hat fih ein Pachter zur Zahlung der 
Grundfteuer gegen den Eigenfhümer verbindlich gemacht, 
fo werden feine Gewinnfte dadurch nicht angegriffen, in= 
dem er dann einen geringeren Pactzind zahlen wird. 
Eben fo verhält ed ſich mit dem Grundeigenthümer in 
Bezug auf die an den Staat von feinen Ländereien zu entrich- 
tende Abgabe, indem er bei der Erwerbung, dem Kaufe, dar 
auf Ruͤckficht genommen haben wird. Anders verhält es 
fid) freilich mit eimer neuen oder erhöheten alten Grundfteuer 
in Bezug auf Die, welche zuerft Davon getroffen werdes. 

Aus dem Allem geht unferd Erachtens klar und 
deutlic) hervor, daß die fogenannte Gemwerbfteuer eben 
fo wenig als die Datentfteuer Das rechte Mittel iſt, 
Die Arbeitö- Rente im Lande auf eine hem nationalöfono- 
miſchen Prinzipe der Allgemeinheit und Gleichheit ange- 
meffene Art zu befteuern. Auch dürfte ed, bei den von 
uns angedeuteten, in der Natur der Sache felbit liegen= 
den, unendlihen Schwierigkeiten, wohl ſchwerlich Der 
Finanzkunſt jemals ‚gelingen, ein ſolches Mittel ausfindig 
zu machen, daher wohl der Zeitpunkt nicht gar fern liegen 
möchte, wo die Regierungen, die Belaftung des Rein- 
Ertrag der menſchlichen Kräfte (der Arbeitö-Nente) als 
unausführbar, wenigftend in dem Grade wie es erfor- 
berlich, anerfennend, ber Anwendung einer Beſteuerungs⸗ 
Methode gänzlich entfagen werben, von der es als aus- 
gemacht zu betrachten, daß fie nur auf hoͤchſt unvollkom⸗ 
mene Weiſe zum erftrebten Ziele führen kann. 


er 
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Beim Schluffe unferer Unterfuchung über die Natur 
und Das eigentliche Weſen der Gewerbſteuer glauben wir 
noch, um Mißverfländniß zu verhuͤten , die Bemerkung 
hinzufügen zu müffen, daß bei derjenigen Gewerbftener, 
wovon hier Die Rede gewefen, nit der Erwerb aus 
dem Gewerbö= Betriebe, alfo nicht das wirkliche Ein- 
tommen, was daraus den Gemwerbtreibenden zufließt, 
fondern vielmehr dee Gewerbs-Betrieb ſelbſt und das 
in den darin angelegten und darauf verwendeten menfc)- 
lichen ‘Kräften enthaltene Eigenthum der Staatögenoffen 
der Gegenftand ift, worauf die Steuer dad Abfehen hat. 
Wenn demnah bisher von Ermittelung des Rein-Er- 
trags der Gewerbe die Rede gemefen, fo war darun- 
ter Teineswegs die Ermittelung des wirflihen Ein- 
kommens verftanden, was ber Gewerbs- Betrieb über- 


haupt ben Einzelnen gewaͤhrt, fondern es follte vielmehr ° 


die Ermittelung jenes Rein » Ertrags nur ald Maaßftab be= 
nußt werden bei Befleuerung der im ewerbs - Betriebe fich 
Außernden menfhlichen Kräfte. Was das wirkliche Ein- 
Tommen betrifft, welches der Gewerbös Betrieb den Ge- 
werbtreibenden gewährt, fo Eonnte daffelbe hier, wo lebig- 
lich von Befteuerung der Hente, von mittelbarer Bes 
fteuerung des Stamm-Vermoͤgens, die Rede ift, eben 
fo wenig in Betradyt fommen als die Frage: ob und wie 
ſolches zu befteuern fey? Die Erörterung dieſes Gegenftan- 
des gehört vielmehr in den fpatern Abfchnitt unfers Werks, 
welcher audfchließlich der Beiteuerung des Einkommens 
gewidmet ift. 
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Dritte Kapitei. 


Von der Befleuerung der Kapital: Rente. 


I. Ueberhaupt. 


Der Rein: Ertrag, weldher dem Kapital: Befißer 
als folhem von feinem gefammelten Güter-Borw 
rathe (dem Kapital: Vermögen im engern 
Sinne) zu Theil wird, ohne alle Beziehung auf die 
Art und Weiſe der Verwendung des Kapitald, wird 
Kapital: Rente genannt. Wohl zu unterfcheiden ift 
diefe Rente von dem Gewinne, den die Verwen- 
dung des Kapitald dem Unternehmer gewährt; dies 
fer Gewinn ift in der That nichts anderd, als Lohn für 
Ausübung produftiver menſchlicher Kraft, gehört mithin 
zur Arbeits-Rente und kann bier, wo von reinem 
Ertrage des Kapitals Die zede ift, nicht in Betracht 
fommen. 

Der Kapital Befier kann aus feinem Güter-Bor- 
rathe einen Rein Ertrag ziehen entweder unmittelbar, 
indem er felbft das Kapital auf eine Gewinn bringende 
Weife anlegt, und alfo neben der Kapitals Rente zu⸗ 
gleich die Arbeits-Rente d. i. den Gewinn bezieht, den 
die Anwendung gewahrt, oder mittelbar, indem er 
fein Kapital Anderen zur Benugung überläßt und fid 
von ihnen die KapitalsRente ald Zinſe ausbedingt, 
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eben fo wie der Grund:Eigener den Rein-Ertrag des 
Bodens unmittelbar beziehen kann, wenn er felbft die 
Kultur defjelben übernimmt und alfo neben der Boden=, 
Rente zugleih die aus diefer Kultur erwachfende Ar: 
beits-Rente bezieht, oder mittelbar, wenn er fein 
Grundftü Anderen zur Benutzung überläßt, und ſich von 
ihnen dafür die Boden-Rente ald Pachtzins aus, 
bedingt. 

Wie dem Grund » Eigener die Boden- Rente und 
dem Arbeiter die Arbeits = Rente ald reines Geſchenk der 
Natur zufalt, fo fällt dem Kapitaliften die Kapital- 
Rente lediglich als Lohn früherer Sparfamfeit zu, und 
wie die Kultur des Bodens nicht aufgehoben wird durch 
Verminderung oder gänzliche Entziehung der Boden- Rente, 
wie die werthfchaftende Arbeit Feine Unterbrechung erlei⸗ 
det, wenn die Arbeits-Rente wegfällt, fo kann auch die 
Kapifäl: Rente dem Kapitaliften gänzlich, entzogen wer- 
den, ohne daß die wertbichaffende Arbeit, welche durch 
feine Kapitale unterhalten wird, dadurch fo fort in 
Stodung geräth. | 

Es unterliegt daher Feinem Zweifel, daB die Kapi- 
tal:Rente in der That reiner Ertrag ift, denn 
der Charakter des letztern fpricht fich nach unferer Theo⸗ 
rie eben darin aus, daß er ein Ertrag ift, welder vom 
Roh=- Ertrage übrig geblieben, nachdem die Schaf: 
fungskoſten deſſelben vollſtaͤndig erſtattet worden, welcher 
alſo auch wegfallen Tann, ohne daß die Werthſchaffung, 
der er fein Dafeyn verdankt, eine Verminderung oder Un: 
terbrechung erleidet. Findet aber über die Natur der Ka⸗ 
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pitalRente ald veiner Ertrag eined Kapitalflods der 
Nation kein Zweifel Statt, dann ift zugleich ihre Faͤ⸗ 
higkeit erwiefen, als Gegenftand der Befteuerung be⸗ 
nutzt, als Mittel zur Dedung des Staats-Aufwandes 
gebraucht zu werben. 

Das Kapital: Vermögen im engern Sinne 
ift doppelter Art, theild ftehend, theils umlaufend; 
jenes wenn ed, ohne den Beſitzer zu verlaffen, ihm 
einen Ertrag gewahrt, wie 3. B. Wohnhaͤuſer, Werk: 
ftätten, Wirthſchafts- Gebäude, Fabrik-Maſchinen, Ver⸗ 
beſſerungen der Boden-Kultur, ꝛc. dieſes, wenn ed Dem 
Beſitzer erſt dann einen Ertrag zu gewaͤhren vermag, 
wenn es aus ſeinem unmittelbaren Beſitze getreten und 
in die Hände Dritter übergegangen iſt, wie z. B. Geld⸗ 
Vorraͤthe, Febrikitoffe, zum Unterhalte werthſchaffender 
Arbeiter beftimmte Nahrungsmittel. 

Nicht alfo die Geld-Worräthe allein, wie wohl 
Manche wähnen, bilden dad Kapital- Vermögen 
eines Volks, was ihm eine Rente abzumerfen vermag, 
fondern alle und jede nicht zum unmittelbaren Verbrauche 
des Beſitzers beftimmte Güter -Worräthe, welge im Lande 
befindlich, find dahin zu vechnen. 

Als eine befondere Gattung des ftehenden Kapitals 
ift aud) das Wirthſchafts-Vieh zu betrachten, auf wel- 
hem in manchen Ländern eine SKapitalventen : Steuer 
haftet. Es dürfte jedoch diefe Abgabe, wenigftens ba, 
wo die Boden-Rente bereits ſtark belaftet ift, Feines 
wegs zu billigen feyn. Das Wirthſchafts-Vieh bildet 
zwar allerdings einen Theil des ftehenden Kapitald ber 
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Landwirthſchaft, aber nur felten ift davon eine Rente zu 
erwarten. Es ift nämlich daffelbe theils Betriebs- 
theils Nubungs = Vieh. Erfteres ift unbedingt Mittel 
zum Zwecke und wirft außer der Boden-Rente, welde 
der Landbay gewährt, Feinen reinen Ertrag ab, wenn 
man nicht etwa zufällige Lohnfuhren in Anrechnung brin= 
gen will, welche der Landmann vielleicht im Winter da⸗ 
mit verrichtet. Daffelbe gilt auch vom Nutzungs-Vieh, 
in jo weit es der Düngung wegen unterhalten wird. Die 
Nugung deſſelben ift gewöhnlich im Rein-Ertrage des 
Bodens bereit veranfchlagt, aljo auch in der Regel ſchon 
von der Grundrenten= Steuer mit getroffen. 

Wie fchwierig und vermwidelt allenthalben die Er: 
mittelung der Boden- und Arbeits-Rente ift, eben 
fo ſchwierig und verwidelt iſt auch die Erforſchung der 
Kapital: Rente im Lande. Was namentlich das Geld⸗ 
Kapital der Nation betrifft, fo iſt immer nur der Eleinfte 
heil deffelben von der Steuer- Behörde in Erfahrung 
zu bringen, am mühjamften aber, ja oft gar nicht von 
ihr zu ermitteln, ift der gerade den Haupt-Theil des 
Ganzen ausmachende Betrag derjeniget Bonds, welche 
in der Laudwirthſchaft und in Gewerben angelegt ſind, 
ſo wie derer, ſo im Handels-Verkehre umlaufen. Eine 
nur einigermaßen genaue Erforſchung dieſer Fonds iſt, 
ohne den Geiſt der Fiskalitaͤt dabei uͤberhand nehmen zu 
laſſen und den Privat-Verkehr der Buͤrger gewaltſam 
zu hemmen, nirgendwo zu bewerkſtelligen. Geſetzt in⸗ 
deſſen, man hätte ed wirklich dahin gebracht, Das ge- 
fammte Kapital-Bermögen eines Volks, was einen Er- 





trag zu liefern verfpricht, wenigſtens annäherungsweife 
zu ergründen, wie unendlich ſchwer bliebe e8 dann im- 
mer noch, die nad) Zeit und Umſtaͤnden wechfelnde Rente 
zu entdedien, welche daraus als reiner Ertrag den ein- 
zelnen Kapitaliften zu Theil wird. r 

Iſt aber hiernach die Zeftftelung eines mittlern oder. 
Durchſchnitts⸗-Betrags der gefammten Kapital-Rente im 
Lande fat unmöglih, fo muß auch jedes Beſtreben der 
Regierung fruchtlos erfcheinen, einen irgend brauchbaren 
Katafter der Kapitalventen-Befteuerung zu Stande zu 
bringen, um mit Hülfe deflelben den Rein= Ertrag, wel. 
chen die gefammelten Güter-Borräthe im Lande, bie 
Kapitale im engern Sinne, ihren Befißern ges 
währen, nad) dem Grundfaße der Gleichheit und Allge- 
meinheit einer öffentlichen Abgabe zu unterwerfen; aud) 
ift, To viel uns befannt, ein Verſuch der Art noch in 


feinem Lande mit Erfolg gemacht worden. Da e8 ale u 


lenthalben an einem brauchbaren Maaßſtabe gebricht zur 
gehörigen Abfchägung der Kapitalvente der Cinzelnen, fo 
hat man aud) nirgendwo eine allgemeine Beſteuerung 
berfelben in's Leben und zur Ausführung bringen koͤnnen. 

Gar fehr würde man übrigens irren, glaubte man 
in der Kapital-Rente eine befonderd ergiebige Huͤlfs⸗ 
Quelle für die Finanzen zu finden, denn nur mit ber 
äußerften Vorſicht und Schonung läßt fi) diefer Zweig 
des reinen Ertrags als Gegenftand der Befteuerung be— 
nugen, fol die Abgabe nicht binnen Kurzem die Werth- 
ſchaffung und den Verkehr des Volfs in hohem Grabe 
gefährden und großes Unheil zur Folge haben. Wirkt 
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gleich die Entziehung eines Theils der Kapital: önte 
nicht augenblidlich auf Werminderung oder Unter: 
brechung der Werthichaffung und des Verkehrs im Lande, 
fo äußert fie doch biefe nachtheilige Wirkung um fo ge 
wiſſer in der Zukunft. In dem VBerhältniffe naͤm⸗ 
lic), wie die Kapital-Rente von der Finanz= Behörde in 
Anſpruch genommen wird, müffen fi) die Kapitaliften 
aufgefordert fühlen, ihre Fonds, in fo weit es gefchehen 
kann, ber Befleuerung zu entziehen und am ſicherſten 
erreichen ſie dieſen Zweck, wenn ſie ſolche aus dem Lande 
ſchaffen, wo die Steuer auf ihnen laſtet. Mit der Ent⸗ 
fernung der Zonds aber muß auch die biherige Werth- 
ſchaffung allmählig abnehmen, die nur mit Hülfe jener 
Bonds Statt haben Eonnte, und mit der Verminderung 
der Werthfchaffung muß auch der. Verkehr überhaupt in, 
Stodung gerathen und eine dem Nationalwohlftande fehr 
empfindliche Abnahme erleiden. 

Richt immer wird es feeilih dem Kapitaliften ge- 
lingen, feine Fonds den Gewerben wieder zu entziehen, 
worin diefelben einmal angelegt find, und namentlich, ift 
ſolches der Fall bei den flehenden Kapitalen. Verge⸗ 
bens z. B. würde fich öfters der Manufaktur-Herr bes 

mühen, fein Kapital, was in ben Mafchinen und Gebäu- 
ben, vergebens der Grund - Eigener dad, was in der Ver- 
befferung der Boden- Kultur ftedt, wieder herauszuzie⸗ 
ben; in den meiften Fallen werben ſich dieſelben, wollen 
fie ihr Geſchaͤft nicht gänzlich aufgeben, die Beſteuerung 
ihrer Kapitale, wie läftig ihnen folche immerhin feyn 
mag, gefallen laſſen müffen, aber wohl werben fie fi 
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hüten, neue Fonds auf Ähnliche Weife anzulegen und 
ſich folchergeftalt für die Zukunft einer noch brüden- 
deren Steuer: Belaftung auszufegen. 

Mit Leichtigkeit dagegen vermag in ber Regel ber 
Befiger von umlaufendem Kapitale jene Fonds den 
Gewerben zu entziehen, bie zeither durch diefe Fonds wa⸗ 
zen befruchtet worden, ohne große Mühe wird es ihm 
häufig gelingen, der Beſteuerung dadurch zu entgehen, 
daß er feine umlaufenden Kapitale dem Auslande zuführt, 
wo Feine Abgabe darauf laftet, wo ihm mithin die Sa 
pital«Rente ganz ungefehmälert zu Theil wird. 

Erwägt man überbieß, vote unendlich ſchwierig es 
überall ift, die Maffe der im Umlaufe befindlichen, unter 
alle Zweige der Werthſchaffung und des Verkehrs ver 
theilten Kapitale gehörig zu ergründen, mit weldyer Leich⸗ 
tigkeit Ddiefelben fich bei vielen Gewerben zu verftedien 
wiffen, und wie fchwanfend nad) Zeit und Umſtaͤnden 
allenthalben der Betrag iſt, welcher dem Kapitafiften ald 
Rente zufließt, dann überzeugt man ſich bald, daß bie 
Beſteuerung biefer Rente nur ba zu rechtfertigen ift, wo 
fie mit folcher Umfiht, Schonung und Mäßigung vor- 
genommen wird, daß fie troß der Ungleichheit, welche 
dabei unvermeidlich, dennod Feine Veranlaſſung wird, 


der Bertbfchaffung im Lande die ihr biäher gewidmeten 


Fonds zu entziehen und folchergeftalt dem Fleiße der Na: 
tion dasjenige zu rauben, was ihm ganz vorzugsweiſe 
Leben und Gedeihen ſichert. 

Um der großen, faſt unuͤberwindlichen, Schwierig⸗ 
keit zu entgehen, welche die Erfaſſung der in den Ge 





“ 
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werben und im SBerfehre angelegten Fonds duch bie 
Kapitalrenten=&teuer überall darbietet, hat Jakob (a. 
a. ©.:$ 1054) den Vorſchlag gethan, dieſe Fonds von 
der gedachten Beſteuerung gänzlich zu verfchonen und 
folche lediglich durch Die Gewerbfteuer zu erfafien, fo 
daß die Kapitalcenten - Steuer bloß die ausgelichenen Ka- 
pitale treffen fole. Da aber alle Kapitale nur erborgt 
werden koͤnnen entweder zum unmittelbaren Berbrauche 
oder zum Verlage, fo folgt, daß, würde Jakob's Vor⸗ 
flag in Ausführung gebracht, die zum Verlage erborg⸗ 
ten Kapitale immer doppelt ‘angezogen werden wuͤrden, 
einmal bei der Kapitalventen= Steuer und das zweitemal 
bei der Gewerb-Steuer. Nun will zwar ber gedachte 
Schriftiteller den Gewerbtreibenden zugeftehen, fih an 
ihren Gläubigern zu erholen; allein dies feßt erſtens vor: 
aus, daß ihnen folches moͤglich, und zweitens, daß zuvor 
ausgemacht wäre, das Kapital fey, wenn auch in verdn- 
derter Geftalt, bei dem Schuldner noch vorhanden und 
nicht verzehrt. Da nun diejenigen Kapitale, welche von 
den Eigentbümern Telbft im Gewerbe angelegt worden, 
gewiß von der Kuapitalrenten- Steuer frei bleiben würden, 
fo müßte die unter der vorgefchlagenen Beſchraͤnkung ein- 
geführte Kapitalrenten-Steuer dahin wirken, daß die 
Befiber von Kapitalen letztere Lieber ſelbſt anlegen ald an 
Dritte verleihen würden, wodutch dann bie Maffe ber 
zu verleihenden Kapitale offenbar vermindert und in Zolge 
diefer Verminderung die ganze Steuerlaft binnen Kurzem 
Denen würde aufgebürbet werden, welche zu leihen fu- 
hen. Das it, wird im Hermes (N. XVII), mit 
26 * 
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Recht bemerkt, die Klippe aller Kapitalzenten « Steuern, 
daß nicht alle Kapitale damit zu erreichen find, und eben 
darum die erreichbaren nicht bloß um den Betrag der 
Steuer theurer werden müflen, fonbern zugleich nach dem 
BVerhältniffe der 'gefammten dadurch aus dem Umlaufe 
gebrachten Summe. Dies jedoch ganz bei. Seite gefeßt, 
würde es in gar vielen Fällen ausnehmend fchwierig, je 
oͤfters ganz unmöglich feyn, zu beilimmen, was denn ei- 
gentlich ein Gewerbs⸗ und was ein auögelichened Kapital 
fey? Eine Parthie Kaffee z. B., die ein Kaufmann dem 
andern, mit antizipirten Zinfen, auf ein Jahr Prebitirt, 
wozu fol diefelbe gerechnet werden; zu den Gewerbs⸗ 
oder zu den audgeliehenen Kapitalen? 

Indeß and) abgefehen von der großen Schwierigkeit 
einer gehörigen Ermittelung der Kapital- Rente iſt 
noch die Frage fehr zweifelhaft, ob es überhaupt räth- 
lich fey, dieſen Zweig ded reinen Ertrags eine. direkten 
Befteuerung zu unterwerfen. Was namentlid, die Rente 
von Geld-Kapitalen betrifft, fo fehlt es, wie wir fo- 
glei) zeigen werben, nicht an fehr triftigen Gründen, 
welche einer direkten Belaftung berfelben durch öffentliche 
Abgaben entgegenfiehen und ſolche wiberrathen, daher 
aud) die Anwendbarkeit diefer Befteuerungs Methode in 
gebachter Beziehung von ben bemwährteften Lehrern der 
Staatswirthſchaft fort und fort ift beftritten worden. 
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DB. Insbeſondere. 


Bon ber Beſteuerung ber Rente von Geld⸗Kapitalen. 

Beim erflen Blicke fcheint ed zwar, daß man bie 
Geld-Rente eben fo gut ald die Land- Rente mit die 
reiten Abgaben belegen könne, benn bie Gelb -Rente ifl 
wie die Land» Rente ein Rein = Ertrag, welcher übrig 
bleibt, nachdem der Unternehmer, welder das Geld: Ka- 
pital benußt oder angewendet hat, für feine Mühe, Ar 
beit und Gefahr Erfab befommen. Zwei Umftände aber, 
fast Adam Smith, machen zwifchen der Land = Rente 
und der Geld -Rente einen Unterfchied, um deffen willen 
eine direkte Auflage: bei Gelbzinfen weniger paffend ift 
als bei Landzinfen. Zuerft kann die Größe der Län- 
dereien, weldye Jemand -befißt, niemald ein Geheimniß 
feyn, fondern vielmehr auf das allergewiflefte ausgemit⸗ 
telt werden. Was für Geld-Kapitale aber Jemand be- 
fise, ift fait immer ein Geheimniß und kann faft nie mit 
einiger Zuverläfjigkeit auögemittelt werden. Letzteres Ei⸗ 
genthum ift überdieß fortwaͤhrenden Veränderungen unter: - 
worfen, kaum geht ein Sahr, oft geht nicht einmal ein 
Monat, und in manden Fällen geht Fein Tag vorbei, 
wo nicht der Betrag deſſelben fteigt oder fällt. Ein fol- 
ches Eindringen in die Angelegenheiten und die Privat- 
Verhältniffe der Einzelnen, als die Abficht, jene Auflage 
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dem Wermögen der Kontribuenten anzupaflen, erfordern 
würde, beſonders foldhe immer erneuerte Unterfuchungen, 
als nöthig wären, wenn man die fortmwährenden Schwan- 
kungen des Geld-Reichthums entdeden und die Auflage 
darnad) abändern wollte, würden durchaus unerträglich 
werben. Zweitens: Grund und Boden iſt ein Eigen- 
thum, was von dem Plage, wo ed befindlich, nicht weg- 
gebracht werden kann, Geld kann es leicht. Der Eigen: 
thümer von Grundfläden ift ein Buͤrger des Landes, in 
welchem die Grundftüde belegen, ber Eigenthümer eines 
Geld : Kapitals ift hinſichtlich deſſelben ein Weltbuͤrger 
und hängt an keinem befondern Lande; er kann leicht 
ein Land, wo er verdrießlihen Nachforſchungen unter- 
worfen wird, um zu einer druͤckenden Auflage gezögen zu 
werden, verlaffen, und mit feinen Kapitglen in ein an- 
dered Land wandern, wo er entweder feine Gefchäfte un- 
gehinberter treiben, oder fein. Vermögen ungeflörter ge- 
nießen kann. Indem. er, aber feine Kapitale aus dem 
Bande fchafft, entzieht. er demfelben zugleich. eine Huͤlfs⸗ 
Quelle, die deffen Fleiß bisher belebte. Durch angelegte 
Kapitale wird der Boden angebaut, durch ſolche werden 
die arbeitenden Hände befchäftigt. Eine Auflage, welche 
die Geld-Kapitale aus dem Lande treibt, würde, fo 
weit diefe Wirkung fich erſtreckt, die Quellen des Einkom⸗ 
mens für den Staat fowohl als für deſſen Einwohner 
austrocknen. Nicht bloß derjenige Theil des Einkommens, 
welder in Kapitalgewinnften befteht, fondern auch der, 
weicher aud der Landrente und dem Arbeitslohne fließt, 
würde dadurch vermindert werden. Darum haben aud) 
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die Staaten, welche bie aus Geld- Kapitalen hervorge 
henden Einkünfte zu befteuern verfucht haben, Eeine ſtrenge 
Unterfuchungen über den Betrag diefer Einkünfte ange- 
ftellt, fondern fi mit einer muthmaßlichen, und Daher 
mehr oder weniger willkuͤhrlichen Schaͤtzung derſelben be- 
gnügt. Die Außerfte Ungleichheit und Ungewißheit einer 
auf folche Weife vertheilten Auflage kann nur durch Die 
äußerfte Mäßigung derfelben wieder gut gemacht werden, 
nämlich dadurch, daß Jeder fih fo fehr unter dem 
Verhaͤltniſſe feines Wermögens bei der Auflage angefegt. 
findet, daß er fi) wenig darum befümmert, ob ihm auch 
etwad mehr zu entrichten zugemuthet werde als feinem 
Nachbar. 

Auf ähnliche Weiſe, aber noch beflimmter ald Adam 
Smith, hat ſich Craig gegen jede direkte Beiteuerung 
der Rente von Geld: Kapitalen ausgeſprochen. Wenn 
auch, fagt Derfelbe (a. a. O. HI), unter befondern Um⸗ 
fländen eine Steuer auf den Zins des Geldes nicht fehr 
ungerecht feyn mag, fo Eann fie doc kaum jemals nuͤtz⸗ 
lic) feyn, indem fie unmittelbar darauf gerichtet ift, das 
produftive Kapital der Nation zu vermindern. Ihre Wir⸗ 
fung ift im dieſer Hinficht fehr verfchieden von der Land⸗ 
ſteuer. Land ift, feiner Natur nach, bleibend, ed kann 
zwar feinen Eigenthümer wechſeln, heute kann das Kapi- 
tal bed Einen, morgen das des Andern darin angelegt 
werden, allein fein Befland muß derjelbe, und, wofern 
nicht die Steuer mehr als den ganzen Rein Ertrag ver: 
fchlingt, muͤſſen felbft feine produktiven Kräfte unverrin⸗ 
gest bleiben: , Im Umlaufe befindlihes Kapital dagegen, 
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auf Leinen Platz befchränkt, ſucht dasjenige Land auf, 
wo es feinem Eigenthümer das anſehnlichſte Einkommen 
gewährt, und Tann gewöhnlich auf Andere übertragen 
werden, wenn nicht ohne einige Unbequemlichkeit, fo doch 
ohne großen unmittelbaren Verluſt. Die meiften ziehen 
ed freitid vor, ihr Geld in ihrer Nachbarſchaft auszu- 
leihen, wo fie auf jede Veränderung hinſichtlich der Si- 
cherheit ein wachfames Auge haben können, als daß fie 
ed nad) entfernten Orten verfenden follten, und reiche 
Kapitaliften find in der Regel nicht fehr geneigt, mit 
ihrem Vermögen auszumandern. Allein diefe Ruͤckſichten 
koͤnnen durch größern Geminn aufgemogen werben, wie 
dad Beifpiel der Holländer zeigt, die faft allen fremden 
Staaten Anleihen. von großem Umfange machten. Eine 
Steuer, welche zulegt auf die Kapitaliften in Verhaͤltniß 
zu. ihren Einkuͤnften fallt, ift ganz baffelbe, was eine 
altgemeine Berminderung des Zinfes vom Gelde ift; und 
fomit iſt eine Steuer der Art ald eine Prämie zu betrach⸗ 
ten, gelegt auf die Ausfuhr des Handels: Kapitals. 
Sollte auch, fügt Craig hinzu, bie Steuer zu 
mäßig feyn, um eine beträchtliche Ausfuhr des Kapitals 
zu veranlaffen, fo würde fie doc gewiß immer groß ge 
nug feyn, um fremde Kapitale vom Einftrömen in’s Land 
abzuhalten. Wäre die brittifche Eintommenfteuer aud) von 
dem Zinfe erhoben worden, der Denjenigen zahlbar ift, 
die im Auslande ihren Wohnſitz haben, dann würde höchft 
wahrfheinli ein großer Theil des auswärtigen Vermoͤ⸗ 
gend, was jest in den brittiihen Fonds untergebracht, 
oder brittiſchen Unterthanen dargeliehen ift, ſchleunig zu- 
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ruͤckgefordert worden ſeyn. — Eine Steuer vom Geld⸗ 
zinſe bewirkt, indem ſie auf ſolche Weiſe die Ausfuhr 
des einheimiſchen Kapitals befoͤrdert und dem Einſtroͤmen 
auswaͤrtiger Kapitale hinderlich iſt, Verminderung der 
Fonds, durch welche der Gewerbfleiß in Schwung erhal- 
ten wird, Schmälerung des Vortheild, welchen Boden 
und Arbeit gewähren, mithin Erfchöpfung der wahren. 
Kräfte des Staates; ihre Wirkungen find ganz bdenjeni- 
gen gleich, welche fi im Gefolge der das National- Ka- 
pital angreifenden Steuern befinden; und wie ungerecht 
immerhin eine Landſteuer feyn mag, fo ift es doc felbft 
dem Sntereffe der Landeigenthümer angemeffener, fich ihrem 
Drude zu unterwerfen als Abhülfe dagegen von einer 
Maaßregel zu erwarten, welche, in jo fern fie zu einer 
Duelle des Staats: Einlommend gewählt wird, das Land 
arm machen und fomit den Werth ihrer Grunbftüde er⸗ 
niedrigen muß. 

Jakob halt zwar im Allgemeinen die Geld-Kapi⸗ 
talsRente für einen paffenden Gegenftand der Beſteue⸗ 
rung und eine Abgabe darauf nicht nur für gerecht, ſon⸗ 
dern auch den Grundfägen der Staatöwirthfchaft ange- 
meflen, nur hält er für nöthig, daß die Zinfen aller 
Kapitale gleich befteuert werden. Dennoch gefteht auch 
er die ungemein großen Schwierigkeiten zu, welche mit 
einer allgemeinen Befleuerung der Geld-Renten verbun- 
den find und raͤth daher, fehr gelinde dabei zu verfah- 
ren, auf baß die Beſteuerung nicht leicht ein Grund wer: 
den koͤnne, den Betrag der Zinfen zu verhehlen. Damit 
nun letzteres nicht möglich fen, empfiehlt er, daß ein be 
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fonderes Bureau eröffnet werben möge, wo alle auf Ein 
Jahr ober auf längere Zeit verliehene Kapitafe auf An- 
melden des Darleiherd eingetragen werden mäflen, und 
daß, um den Darleiher hierzu zu vermögen, ber Grund- 
ſatz jeftgeftellt werde: Kein auf Zinfen ausgeliche 
ned Kapital Tann gerihtlidh eingeflagt wer 
den, wenn ed nicht eingetragen ift und län 
ger als Ein Jahr geftanden hat, auch follen 
hypothekariſche und gerihtlihe Dokumente 
von den Gerihten nicht eher angenommen 
werden, als bis nadhgemwiefen worden, daß 
die Eintragung gefhehen ſey. — 3 _dürfte 
‚ indeß, wie Log mit Recht bemerkt, eine folche Anord. 
nung, abgeſehen von dem nachtheiligen Einfluffe, ben 
diefelbe auf den Verkehr und den Umlauf der Kapitale 
haben würde, Die richtige Befteuerung der Kapitaliften 
weder herftelen noch ſicher. Wie der Rezenſent von 
Jakob's Finanzwiflenfhaft in der Hal. allgem. Lit. Zei⸗ 
tung (1822 N. 48) fehr richtig bemerkt, würde eine 
ſolche Anordnung für Beide, den Schuldner und den Glaͤu⸗ 
biger, gleich nachtheilig feyn. Der Erſtere würde Anlei⸗ 
hen auf längere Zeit nur mit Mühe erhalten Eönnen, und 
fi ftetd zw wiederholten Erneuerungen bed Darlehns⸗ 
Vertrags verftehen müflen, der Legtere aber würde bie 
bei hypothekariſchen Forderungen aus dem Alter* entfprin- 
genden Vorzugsrechte verlieren. 

Nah) Fulda's Anfiht fol zwar die Rente der 
Geld - Kapitale nicht gaͤnzlich befreit bleiben von der Be⸗ 
fteuerung, zugleich werben aber von diefem Schriftfteller 
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mehrere. Umftände angeführt, welche ihm die moͤglichſte 
Schonung in diefer Beziehung raͤthlich zu machen fcheis 
nen. Es ift, fagt Derfelbe (a.a. O. $ 180) 

1. der Umstand, daß ſolche Kapitale größtentheils 
dem Auge des Staates verborgen find, es muß leßterer 
Daher bei Befteuerung der aus ihnen heroorgehenden Rente 
die Selbft -Schäsung zulaflen, welche um fo gewiſſer Ver⸗ 
heimlichungen zur Folge haben wird, je höher die Ab⸗ 
gabe if. Es ift 

2. die Gefahr nicht ohne Grund, daß folhe Kapi- 
tale, wird ihre Rente befteuert, und findet fi) in andern 
Ländern fichere Gelegenheit, ſolche unbeftenert anzulegen, 
der inländifchen Induftrie entzogen und der ausländifchen 
zugewendet werben. Es ijt 

3. der gefegliche Zinsfuß, wo ein ſolcher Statt fin= 
bet, welcher die Schonung biefer Kapital-Renten bei der 
Beſteuerung da erfordert, wo Angebot und Nachfrage 
nach Kapitalen den Zinsfuß höher ſtellt ald er gefeglich 
ift, und fomit der gefesliche Zinsfuß ſchon an fich Die 
Seld -Kapitaliften von der Benugung günftiger Konjunk⸗ 
turen ausfchließt. Endlich 

4. kann diefe Steuer für arme, alte und gebrech- 
liche Leute, welche von Beinen Renten aus wenigen auf- 
gefparten Kapitalen leben, eine fehr drüdende Abgabe 
werden. 

Ein Haupt» Gebrechen der direkten Beſteuerung der 
Geld-Rente ift und’ bleibt immer, daß fie in der Regel 
nicht Den trifft, dem fie zugedacht worden, nicht den Glaͤu⸗ 
biger, fondern den Schuldner. Jakob ift zwar der Mei⸗ 
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nung, es koͤnne bie Geld: Renten: Steuer fo eingerichtet 
werben, daß fie nicht bem Schuldner zur Laſt falle, fon- 
dern auf dem Gläubiger haften bleibe. Diefe Anficht Mi 
jedod im Hermes (N. XVI) fehr gründlich und wie 
uns duͤnkt, fiegreich widerlegt yoorden. Die Renten Steuer, 
heißt es dafelbft, wird immer nur bie Gläubiger derjeni⸗ 
gen Kapitale treffen, die zur Zeit der Auflegung bereits 
vorhanden waren, fie wird aber binnen Kurzem den Zins⸗ 
fuß erhöhen, oder, wenn biefer gefeglich firirt ift, vie 
Umgehung diefer Fixation veranlaffen, wobei der Schuld: 
ner abermals die Koften der Affefuranz des damit verbun- 
denen Riſiko tragen muß. SIafob felbft. behauptet feinen 
Satz nur unter der Vorausſetzung, daß alle Kapital 
Renten gleic) befteuert würden. Allein dieſe VWorausfegung 
kann nie zur Wirklichkeit kommen, theild weil die Zinfen 
der Kapitale nad) deren Befchaffenheit und auch nad) Lage 
der Umftände fehr verfchieden find, die höhere Beſteue⸗ 
rung der höher verzinfeten aber fchon die Folge haben 
würde, daß die Kapitale gerade Denen entzogen und ver- 
theuert würden, die jest die höchften Zinfen geben, weil 
fie diefelben am nöthigften bedurften, oder am wenigften 
fiher ftelen Fonnten. Diefe Erfcheinung wird Statt ha- 
ben, fo lange noch nicht ein folder Vorrath von Kapita- 
len im Lande ift, daß bie Zahl der Auöbietenden berje- 
nigen ber Suchenden wenigftens gleichkommt. Denn fo 
richtig es ift, daß, bei übrigens gleichen Umftänden, bie 
Höhe des Zinsfußes durd das Verhältniß des Vorraths 
und Bedürfniffes von Kapitalen fid) von felbft regulirt, 
fo ift doch nicht gu überfehen, DaB, fo lange noch we 
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nige Kapitaliſten Geld zu verleihen haben, ſie, wenn 
das Ausleihen beſchwert wird, durch eine kurze Zuruͤck⸗ 
haltung des Geldes Diejenigen, welche ſolches beduͤrfen, 
weit eher zur Uebernahme dieſer, nicht aus der Sache 
ſelbſt, ſondern aus einem fuͤr ſie zufaͤlligen Umſtande her⸗ 
vorgehenden Laſt vermögen koͤnnen, als fie ſelbſt dazu 
von jenen bewogen werden koͤnnen. Wer Geld borgt, 
beabfichtigt dadurch, ſich einen groͤßern Vortheil zu ver⸗ 
ſchaffen, als die davon zu entrichtenden Zinſen betragen. 
So lange daher dieſer Vortheil durch die Abgabe an den 
Staat noch nicht ganz abſorbirt iſt, wird er noch immer 
borgen, und die Abgabe nebſt den ohne ſie durch die 
Konkurrenz beſtimmten Zinſen entrichten; er wird ſich dazu 
verſtehen muͤſſen, weil Diejenigen, die Geld haben, es in 
der Regel nur verleihen, wenn ſie, die erſparte Arbeit 
eingerechnet, von der Verleihung mehr Vortheil haben, 
als von der Selbflbenugung Sobald alfo durch eine 
Zinfen- Steuer diefer Vortheil ihnen entzogen, oder. gar 
bewerkftelligt wird, daß fie vom Verleihen, mit der Selbft- 
benugung verglihen, Schaden zu haben vermeinen, wer- 
den fie ihr Geld behalten, und indem folched Mehrere 
thun, muß fich der Zindfuß der noch zur Ausleihung übrig 
bleibenden Kapitale erhöhen. | 

Es ift wohl zu merken, fügt dee Hermes hinzu, 
daß es bei diefer Bilanz nicht ſowohl auf mathematijche 
Gewißheit ankommt, ald vielmehr auf die Meinung und 
Schägung der Kapitaliften, welche von jeder direkten Ab⸗ 
gabe fi) mehr gebrücdt wähnen ald wirklich der Fall 
feyn mag. Möge indefien der Gläubiger oder der Schuld: 
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ner die Kapital-Renten- Steuer entrichten, fo ift ihre 
Wirkung auf die Nationalökonomie doc immer dieſelbe. 
Bezahlt ſie der Schuldner, der mit dem erborgten Ka⸗ 
pitäle feine Bettiebſamkeit verftärken will, dann wird 
dadurch augenfiheinlih die Produktion vertheuert, was 
entweder die Probuzenten antreiben wird, durch größeren 
Fleiß und Spekulation foldyes wieder einzubringen, oder 
eine Verringerung des Abſatzes zur Folge hat, wodurd 
die Produktion felbft vermindert wird, bis fie nur fo viel 
hervorbringt, daß die Preife der produzirten Waaren 
außer den Zinfen der Betrieböfapitale auch Die Steuer 
abwerfen. Bezahlen die Gläubiger die Zinfenfteuer, 
dann haben fie-um fo weniger Renten und Tönnen alfo 
auch um fo weniger Genußmittel eintaufchen. Da aber 
die Produzenten und deren: Bebürfniffe die nämlichen blei- 
ben, fo müffen nun dieſe mehr arbeiten, um andermweit 
zu verdienen,- was fie nicht mehr von den Rentenirern 
erhalten koͤnnen. In fo fern fie jedoch durch alle Arbeit 
den duch die Steuer verzehrten, zur Bezahlung ihrer 
Arbeit fonft vorhanden gewefenen, Bonds nicht erfeßen 
Tonnen, ober in fo fern ihre Arbeitskräfte dadurch aufge: 
trieben werden, folgt wiederum Abnahme der Produktion 
und Vertheuerung ihrer Erzeugniffe. j 
Graf Soden will zwar die Rente der Geld- Ka- 
pitale der Beſteuerung unterworfen willen, nur ſoll es 
nit auf die von den Finanzmännern bisher adoptirte 
Weiſe gefchehen. Er bemüht fich zu zeigen, daß auf die: 
jem Wege es ganz unmöglich fey, die in Frage ſtehende 
Rente gehörig zu erfaffen und folgert Daraus zugleich die 
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gänzliche Unhaltbarkeit der bisherigen Auflagen: Organi- 
fation. Nur bei Einführung der von ihm auf die Bahn 
gebrachten, . fogenannten allgemeinen Produften 
Steuer, meint .Derfelbe, könne :man dahin gelangen, 
bie Rente der Geld⸗Kapitale auf eine den Geſetzen der 
Nationalötonomie angemeffene und entfprechende Weiſe 
zur. Beflenerung heranzuziehen. | 

Bon je her, fagt diefer geniale Schriftfteller, war 
bad Beſtreben: die im engern Sinne fogenannten Kapi- 
taliften zu befleuern, die Verzweiflung der Finanzwirthe. 
Diefe Klafje der. Staatöbürger troßte allen Anftvengungen 
des Finanzgeiſtes; jeder Verſuch, fie zu befteuern, trieb 
den Pfeil auf die. Urheber zuruͤck. Indeß fihien ed Doch 
ben Finanzwirthen ar, eine Ausnahme in Abficht der 
Kapitaliſten, eine Befreiung derfelben von der Theilnahme 
an ben allgemeinen National-Laſten, fen eine Direkte und 
um fo .grellere Verlegung derjenigen. Gerechtigkeit und 
Gleichheit, welche fie als das Prinzip der Befteuerung 
anerkannten, als Kapitatiften des Staats - Schußged 
mehr ald alle andere Klaſſen bebürften, defen Grad 
ihnen als Maaßſtab jener Berechtigkeit und Gleichheit 
galt. Sie verfuchten ed alfo, die Geld-Kapitale (Anz. 
leihen) zu befteuern, aber der Erfolg mußte die Unhalt- 
barkeit ihrer Maaßregeln gar bald beurkunden. Das Be⸗ 
duͤrfniß des Staatö-Kredits erzwang beinahe allent- 
halben ohnehin die Ausnahme der Staats-Kapitale; 
dann aber war auch die natürliche Folge jener Maaßre⸗ 
geln, daß bie Kapitaliflen fich dieſe Steuer vom ben uͤbri⸗ 
gen Klaflen der probuzirenden Stoff» Befiger, den Grund: 
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eigenthümern, Fabrikanten und Kaufleuten, buch Erb 
hung des Zinsfußes erjegen ließen. Wuchergeſetze, 
wären fie auch rechtlich, find bei dee Unendlichkeit der 
Zormen, unter denen fi) der Wucher verbergen Tann, 
unausführbar, und Joſephs I Preiöfrage in dieſer 
Beziehung iſt noch nicht gelöfl. — 

Die Maffe der probuzivenden Stoff: Befiger ohne 
lebendigen Kapital-Stoff (Geld), fährt Soden 
fort, die Maffe aljo der Entnehmer, Derjenigen, die 
lebendigen (augenblicklich umfesbaren) Kapital: Stoff be 
dürfen, ift im Berhälniffe der Kapitaliften gewöhnlich 
fo groß, daß es dieſen felten an Abnehmern ihres 
lebendigen Kapitals, alfo auch nicht an Mitteln und Be- 
gen fehlen wird, ihre Kapital in oder außer dem Staate 
anzubringen. Jede Maaßregel gegen die Kapitaliflen muß 
alfo nothwendig nicht diefe, fondern gerade jene produ⸗ 
zirenden Stoffbefiger freffen, fie muß, indem fie die Ka⸗ 
pitaliften zuruͤckſchreckt, der Rational⸗Produktion jeder 
Gattung tödlich werden, die duch den Umlauf der Aus- 
taufch = und Audgleihungs: Mittel allein Leben und Be 
mwegung erhalten Tann. Zwangsgeſetze, gewaltfamer Ein- 
griff in die freie Eigenthumd- Dispofition, würden vol 
lends das Nationalwohl vernichten, fie würden erſticken 
alles Streben nah Wohlftand, nad Erringung von Ka 
pital: Stoff, was Doch die Tendenz ber Nafionalölonomie 
feyn muß; denn Kapital= Stoff ift die Vorbedingung de 
Reichthums. — Auf allen biefen Wegen war alfo den 
lebendigen Kapitalen nicht beigukommen, und die Ka 
pitaliften erfcheinen wirklich noch jebt als diejenige Klaſſe, 
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die auf Koſten ihrer Mitbürger an den Öffentlichen La- 
ften feinen Zheil nimmt. Die Staatö- Finanzwirthe ha⸗ 
ben aljo dad Problem noch nicht gelöft; allein es ift auch 
nad) der bisherigen Auflagen - Drganifation nicht lösbar 
geweſen. So lange nämlih die Steuer: Behörde bie 
National:Glieder ald Kontribuenten betrachtete, 
fo lange fie fih nit an ihren wahren Gegenftand, 
dad Bermögen, und bei diefem wieder, wie es doc) in 
der Natur der Sache liegt, an dad Genießbare, zum 
Genuß erfcheinende Vermögen, nicht einzig an bie Pro- 
dufte, fondern zugleih an den probuftiven Ur— 
ftoff hielt, mußte die Weberlaftung aller National- 
Klaſſen in Verhältniß der Kapitaliften die unvermeid- 
liche Zolge feyn. — Nach nationalöfonomifchen Grund: 
fügen gibt ed nur eine Gattung von Öffentlihen Abga⸗ 
ben, naͤmlich die allgemeine Produft-Steuer. Auch 
die Auflage, welche die Kapital Renten trifft, ift Pro: 
duft- Steuer, allein die Natur diefer Renten heifcht 
eine ganz eigene Form, die ihr die National- Delonomie- 
Gefege vorzeichnen. Wollte die Finanzwirthſchaft bei dem 
aus Kapitalen hervorgegangenen Produktſtoffe die ndm- 
liche Befteuerungd- Form wie bei dem ur⸗ und induffriel- 
len Produkte zum Grunde legen, dann würde fie Die 
National: Produktion lähmen, die Induftrie hemmen, den 
Nationalwohlftand gefährden, fie muß alſo die allgemei- 
nen Rücfichten, welche die Gefege der Nationalökonomie 
vorzeichnen, fchonen und bei jeder Gattung der Renten 
find eigenthuͤmliche Ruͤckſichten und Verhaͤltniſſe zu achten. — 

Nah dem Urtheile der bewährteften ftaatswirth- 

27 
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fchaftlihen Schriftfteller ift mit Recht zu beforgen, daß 
jede, nur irgend fühlbare, direckte Beſteuerung der Gelb- 
Renten die Vertreibung eined großen Theil$ der Geld- 
Kapitale aud dem Lande zur unmittelbaren Folge haben 
werde, was dann offenbar einen hoͤchſt nachtheiligen Ein- 
fluß haben müßte auf die Werthfchaffung und den Ver⸗ 
ehr im Lande. Wollte aber die Finanz Gewalt, um 
diefem unleugbar großen Uebel vorzubeugen, etwa gefeß- 
lich beftimmen, daß aud) die Renten der von den Staats- 
genoffen im Auslande ‘angelegten Geld -Kapitale der Be— 
fteuerung unterworfen feyn follen, dann würde es ihr 
eines Theils ganz an den nöthigen Mitteln fehlen, Diefe 
im Auslande angelegten Kapitale in dem Grade In Er: 
fahrung zu bringen, wie e8 erforderlich wäre, um dar: 
über einen nur einigermaßen brauchbaren Katafter anfer- 
tigen zu Tönnen, andern Theils würde fie fi) dadurch 
dem fehr gegründeten Vorwurfe einer Ungerechtigkeit aus⸗ 
feßen, indem fie ein Vermögen befteuern wollte, was fie 
nicht ſchuͤtzt und nicht zu fehüsen im Stande ifl. Denn 
wo hinſichtlich irgend eined Theils bed Wermögens der 
Staatögenofien Fein Schuß von Seiten des Staats benf: 
‚bar ift, da kann auch rechtlicher Weife Feine Steuer er: 
hoben werden von einem folhen Vermögens - Theile zur 
Leiftung des Schuged. Ohne Steuern, fagt Behr fehr 
wahr, fein Recht der Bürger auf Schub des Staats 
und keine Pflicht des letztern, folchen zu gewähren, aber 
auch ohne Schuß des Staats Fein Recht auf Steuern 
und Feine Pflicht der Bürger, ſolche zu leiften. 

Auch Lotz hat ſich unumwunden gegen jede direkte 
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Beſteuerung der Zind- Rente von Geld: Kapitalen aus: 
gefprochen, indem er folche nicht bloß für unpolitifch, fons 
dern zugleih für unausführbar erklaͤrt. Die triftigen 
Gründe, worauf diefer einſichtsvolle Staatögelehrte feine 
Anficht geftügt, find in der Kürze folgende: Es fpricht, 
fagt Derfelbe (Handb. d. Staatswirthſch. IN. 269), 
der Steuerbefreiung der Geld-Kapitaliften befonderd der 
Umfland das Wort, daß, wenn auch nicht in allen Faͤl⸗ 
len, doch gewiß in den bei weitem meiſten, eine Bela⸗ 
ſtung ihrer Renten eine gedoppelte Beſteuerung eines und 
deſſelben Fonds ſeyn wuͤrde. Soll naͤmlich der Geld⸗ 
Kapitaliſt zugleich mit dem Gewerbsmanne, dem er Geld 
vorgeſchoſſen, zur Steuer herangezogen werden, dann kann 
dies nur in ſo fern geſchehen, daß man dem Schuldner 
frei läßt, den Betrag der Steuer, welche nach dem Ber: 
bältniffe ded Erwerbsfonds zu den darauf haftenden Schul- 
den auf den Gläubiger kommen würde, biefem bei der 
Zinfenzahlung in Abzug zu bringen, und daß man fo die 
Heranziehung der Kapitaliften zur Steuer zur Privat: 
fache macht, eben fo wie die Ueberlaſſung unferer Kapi- 
tale an Andere nur Privatfache if. Allein es bedarf 
wohl kaum der Bemerkung, daB aud dabei für den 
Schuldner, dem man dadurch helfen zu koͤnnen meint, nicht 
viel gewonnen feyn würde. In den meiften Fällen würde 
dadurch) der Umlauf der Geld: Kapitale nur erfchwert 
werden, und gewöhnlic) würbe der Schuldner fo viel 
höhere Zinfen bezahlen müflen, ald die Steuer: Quote 
beträgt, welche er dem Gläubiger abziehen könnte — 
Auf jeden Fall ift und bfeibt die Steuer, welde man 
27 * 





— 490 — 


dem Kapitaliſten vom Betrage ſeiner Zinsrente abnehmen 
will, immer ein Beginnen, was ſich nicht ohne die be⸗ 
deutendſten Schwierigkeiten ausfuͤhren laͤßt. Was ſo tief 
in den Verkehr und in das Gewebe der Volks-Betrieb⸗ 
ſamkeit verſteckt iſt, wie die Rente des Geld-Kapitaliſten, 
kann nie einen ſichern und feſten Fonds bilden fuͤr die Be⸗ 
duͤrfniſſe des Staats. Da, wo, wie hier, bloße Ver⸗ 
fhweigungen ausreichen, um ſich der Steuer zu entziehen, 
darf der verftändige Finanzmann nie Quellen ſuchen wol- 
len für die öffentlichen Beduͤrfniſſe. Beſchraͤnkt ſich der⸗ 
felbe, wie man es bie und da in Vorfchlag gebracht hat, 
bei feinen Berfuhen, die Geld- Kapitaliften zur Steuer 
heranzuziehen, auch nur auf Öffentlich verficherte Darlei- 
hen, felbft dann würde er am Ende weiter nichtd zu 
erwarten haben, ald ein Eünftliches Emportreiben des bis- 
her beftandenen Zinsfußes, eine Außerft nachtheilige Er- 
fhütterung des allgemeinen Kredits, und ein Zuruͤcktre⸗ 
ten der zum Umlaufe beftimmten Kapitale aus manchem 
Gemwerbözweige, dem fie biöher reichlich zugefloſſen. Ein 
irgend wahrhafter Nugen läßt fi aus einer ſolchen Be: 
fleuerung nie erwarten, weder für den gemerbfreibenden 
Schuldner, noch für die Öffentliche Kaffee — Mit einem 
Worte, gefegt auch die Befleuerung der Geld - Kapitali- 
ſten wäre ben Grundregeln der Staatöwirthfchaft nicht 
widerftrebend, immer würde fie dennoch ein fehr übel 
berechneted Beginnen feyn. — 

So erſcheint dann die Kapital- Rente überhaupt und 
infonderheit die Geld=Kapital-Rente, wenn gleich der- 
felben in ihrer Eigenfchaft als Rein- Ertrag eines Haupt: 
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Beltandtheild bed Stamm-Vermoͤgens, ald Rente eines 
Kapitalſtocks, die Faͤhigkeit nicht abzufprechen ift, eine 
Öffentliche Abgabe zu tragen, dennoch bei der Unmöglich- 
teit, fie gehörig zu ermitteln, und wegen der verberbli- 
chen Folgen, welche von einer Belaftung berfelben mit 
Grund zu beforgen, in nationaldfonomifcher Beziehung 
durchaus nicht geeignet, zum Gegenftande einer bireften 
Befteuerung gewählt und benußt zu werden. Wohl zu 
unterfcheiden ift jedoch von dem Kein: Ertrage (der 
Rente) der gefammelten Güter-VBorräthe (der 
Kapitale im engern Sinne) dad. reine Einkom— 
men, was folhe Kapitale ihren Beſitzern gewähren. 
Ob? und in wie fern dieſes öffentlichen Abgaben zu 
unterwerfen oder davon zu verfchonen, räthlich feyn dürfte? 
wird in dem nachfolgenden Abfchnitte unfers Werks, wel- 
cher infonderheit der Befteuerung des Einkommens ge 
widmet ift, nach allen Seiten geprüft und erörtert werden. 
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Zweites Hauptfiüd. 


Bon der Welteuerung des Einkommens. 


I. Ueberhaupt. 


Klar und deutlich ergibt fi) aus der biöherigen Un- 
terſuchung, daß eben fo wenig das Stamm:-Bermö- 
gen des Volks, fein Kapitalftod, d. h. die Geſammt⸗ 
heit der in feinem Privat » Eigenthume befindlichen Kräfte, 
aus deren Anwendung und Benugung werthvolle 
Dinge (Güter, Genußmittel) bervorgehen, als 
ber reine Ertrag biefer Kräfte, die Rente, paffend 
und brauchbar ift, zur Grundlage einer allgemeinen 
Befleuerung gewählt zu werben; es bleibt daher nur 
noch die zweite Gattung des Volks-Vermoͤgens, Das 
Einfommen, übrig, was ald allgemeiner Gegenftand 
Öffentlicher Abgaben betrachtet und als folcher von der 
Staaföregierung benust werden Tann. Auch bedarf 
ed in ber That nur einer etwas genauern Prüfung ber 
Sache, um bald zu der Erfenntniß zu gelangen, Daß 
lediglich) die Iegtere Gattung bes Volks-Vermoͤgens 
ben Gegenftand einer auf nationalöfonomifchen Grund- ı 
fügen gebauten Befteuerung abgeben fünne, ed bedarf 
nur eines etwas tieferen Eindringens in die Natur 
des Abgabenwefens überhaupt, um die Ueberzeugung zu 
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gewinnen, daß die Kraͤfte ſelbſt, welche das Stamm- 
Vermoͤgen, ben Gefammt-Kapitalftod, bilden, naͤmlich 
1. der produktive Urftoff, aus welchem durch bie 
Betriebſamkeit des Volks Genußmittel zur Ericheinung 
fommen, 2. die menfhlihe Arbeit und 3. der ge 
fammelte Güter-VBorrath, (die Kapitale im engeren 
Sinne), noch der ideale Ertrag diefer verfchiedenen Kräfte 
(die Rente), fondern vielmehr einzig und allein die wirk⸗ 
lihen Produfted. h. die Güter oder Genußmittel, 
welche aus irgend einer diefer Quellen ald Einfommen 
den Einzelnen zufließen, als Steuer- Objekte gelten und 
als folhe von der Regierung in Anſpruch genommen 
werden Tonnen. 

Sn der Mannigfaltigkeit der Belteuerungs » For: 
men, bemerft Soden mit Reht, mwähnten bisher bie 
meiſten Staats-Finanzwirthe die Alchymie entdeckt zu 
haben, und jo wurde dann durch das bunte Gewebe ber 
fogenannten direkten und indirekten Auflagen mandyer Ver: 
mögend- Theil gar nicht, mancher auf eine mit feiner 
Werth-Eigenſchaft oder feinem Werth-Grade un- 
verhäftnigmäßige Weife beſteuert. Diefen Verirrungen 
bauptfächlic, ift die Verkennung der Wahrheit zuzufchrei- 
ben, daß lediglih Produkte, zur Erſcheinung gebrachte 
Genufmittel, Gegenftände der Beftenerung find und feyn 
koͤnnen. | | 

Die Nationalökonomie erkennt Fein anderes Prinzip 
der Abgaben= Erhebung ald den dem Staate gebührenden 
Antheil am National- Vermögen. Die Beflimmung bes 
Staatd:Antheil& aber muß eine Bafis haben, und 
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und dieſe kann nur im der Einheit beftehen. - Aus dem 
Mangel der Baſis entfteht die Werzweiflung der Staats⸗ 
wirthe, wenn entweder der erhöhete Staats-Bedarf eine 
Erhoͤhung der gewöhnlichen allgemeinen Auflagen gebie- 
terifch fordert, oder wenn von einer fpeziellen Abgaben- 
Erhebung die Rede if. Bisher hat fi) die Finanzwirth⸗ 
fchaft entweder mit. der Vervielfältigung der Auflagen- 
Rubriken, oder damit geholfen, daß fie die Erhöhung 
auf die fogenannten direkten, die MWerritorial= Auflagen 
‚ vertheilte, weil diefe, wenn auch fein Prinzip, doc) eine, 
wenn ſchon unrihtige, Bafıs hatten. Daß aber gerade 
dadurch dad Auflagen- Eyftem prinziplos, willkuͤhrlich ge- 
worden, liegt Mar am Tage. Muß der Staatöbürger 
einmal den nationalökonomifch beftimmten Theil feines 
Eigenthums ſich entreißen, d. h. in Staats-Eigenthum | 
verwandeln laffen, dann ift ihm die Rubrik gleihgultig, 
die Zahl der Rubriken erhöht nur die Widrigkeit feine 
Empfindung. | 
Steht ed nun aber eımmal feft, — und nad) dem, 
was im Vothergehenden erörtert worden, dürfte darüber | 
wohl. bei den Lefern fein Zweifel mehr obwalten, — daß 
dad Einfommen der einzige Vermögens = Theil ift, wel⸗ 
her ohne Berlebung der Geſetze der Nationalökonomie zum 
Gegenftande allgemeiner Befteuerung gewählt werben Tann, 
dann geht daraus zugleich der wichtige und folgenreiche* 
Sag hervor, daß jeglidhe Steuer, unter welcherled‘ Na: 
men fie auch vorkommen mag, fol fie den Grundfäßen 
echter Theorie entiprechen, ihrem Wefen nad) immer eine 
Art von Eintommen-Eteuer ſeyn muͤſſe. Das Ein- 
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kommen erſcheint mithin als die allgemeine Baſis der Be⸗ 
ſteuerung, und jede Auflage, bei welcher dieſe Baſis ver⸗ 
mißt wird, iſt ſchon an ſich als fehlerhaft zu betrachten 
und als unvertraͤglich mit den Geſetzen der Nationaloͤko⸗ 
nomie. So iſt alſo die Einkommen-Steuer bie all- 
gemeine Rubrik, in welche alle irgendwo einzufuͤhrenden 
Abgaben muͤſſen aufgenommen werden koͤnnen, ſollen die- 
ſelben nicht jenen Geſetzen widerſtreben und ſomit als un⸗ 
politiſch und ungerecht ſich darſtellen. Es hindert jedoch, 
was wohl zu beachten, dieſe Allgemeinheit der Auflagen⸗ 
Rubrik keineswegs die Mannigfaltigkeit der Erhebungs— 
Formen, welche in der ſo verſchiedenartigen Natur der 
Beſteuerungs-Gegenſtaͤnde allerdings begründet und eben 
dadurch auch gerechtfertigt feyn Tann. | 

Bor allem bietet ſich und nunmehr die Frage zur 
Beurtheilung dar: wie und auf welche Weife ed anzufan- 
gen, um «in einem Lande auf dad Einkommen eine all- 
gemeine Beſteuerung der Staatögenofien nach den Prin- 
jipen der Nationalökonomie zu gründen? welches Ber: 
- fahren dabei zu beobachten, melde Mißgriffe zu vermei- 
den, und wie überhaupt der Zweck in dieſer Hinficht 
am einfachften und ficherften zu erreihen? Um diefe Fra⸗ 
gen gründlich zu Löfen, haben wir zuvörderft den Be⸗ 
griff des Einkommens näher zu erörfern und den Un- 
terfchieb barzuftellen, welcher zwifchen ben verfchiedenen 
Arten deſſelben Statt hat. 


na 
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II. Snöbefondere. 


Erſtes Kapitel 


Ueber den Begriff und die verſchiedenen Arten des Einkommens. 


J. Ueberhaupt. 


Unter Einkommen im Allgemeinen ſind ſaͤmmtliche 
Guͤter, Werthe oder Genußmittel zu verſtehen, welche 
aus der Anwendung oder Benutzung der verſchiedenen Kraͤfte 
hervorgegangen, die das Stamm-Vermoͤgen, den 
Geſammt-Kapitalſtock des Volks bilden; dieſe Kraͤfte 
aber ſind, wie oben gezeigt worden, theils Kraͤfte der 
aͤußern Natur, theils Kraͤfte des Menſchen, theils 

Kraͤfte des geſammelten Guͤter-Vorraths (der 
Kapitale im engern Sinne). 
Alles auf ſolchem Wege entſtandene, und zur Er- 
fcheinung gefommene, Einkommen ift aber 
Erftens: entweder echtes (urfprüngliches) ober 
unechtes (abgeleitetes), 
Zweitens: entweder rohes oder reines Ein- 
fommen. 
Laßt und den Unterfchied näher prüfen, welcher zwifchen 
diefen verfchiedenen Gattungen des Einfommens Statt. has, 
und mit diefer Prüfung zugleich die Unterfuhung der Frage 
verbinden: ob und in wie fern der eine oder andere Zweig 
des Einkommens ſich zum Gegenftande der Befteuerung ei- 
gene, und welchem in diefer Hinficht der Vorzug gebühre? 
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IL Snöbefondere. 


A. Bom Unterfhiebe zwifhen ehtem (urfpränglidem) und 
unehtem (abgeleitetem) Einfommen. 


Unter ehtem ober urfprünglidhem Einkom⸗ 
men verftehen wir mit Lotz diejenige Güter-Maffe, welche 
fi) dee Produzent mittelſt Uebung feiner probuftiven 
Kraft felbft fhafft, oder der Natur felbft abgewinnt, 
unter unechtem oder abgeleitetem aber Das, was 
fein Befißer fi) von den Werth-Erzeugniflen eines An- 
dern mittelft des. Verkehrs verfchafft, und zwar 
ohne Unterſchied, er mag fich folches auf diefem Wege 
gegen von ihm felbft gewonnene oder hervorgebrachte 
Güter verſchaffen, oder gegen bloße Dienftleiftungen, für 
die ihm Der Andere feine Erzeugniffe als Lohn gibt, 
oder er mag es befonderer Berhältniffe wegen ohne Dienft- 
leiftungen ald Geſchenk erhalten. 

Als echtes Einfbmmen ift ſonach Dasjenige anzu- 
fehen, was ber Grundeigener, welcher feine Ländereien 
felbft bewirthfchaftet, aus dem Boden zieht, ald abge- 
leitetes Das, was derſelbe als Pachtzind von Dem- 
jenigen erhält, dem er die Ländereien zur Benutzung 
überlafien hat; echtes Einfommen bezieht der Geld Ka- 
pitalift, welcher felbft feine Fonds auf irgend eine werth- 
ſchaffende Weife angelegt, abgeleitetes Der, welcher 
folhe einem Andern zur Benutzung überlaffen hat gegen 
Abgabe feftgefegter Zinfen. 
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Jakob dagegen will den Begriff bes abgeleite- 
ten Einkommens lediglich auf das Einkommen Soldher 
beſchraͤnkt wiſſen, die weder irgend ein Eigenthum be- 
fißen, was nüßlihe Produkte, Werthe, hervorbringt, 
noch: fonft etwas Erfprießliches für die Gefelfhaft thun, 
fondern das Einfommen von Andern erhalten, ohne etwas 
von ihren eigenen Erzeugniflen dafür zurüdzuliefern. 

Rau WVolkswirthſchaftslehre S. 191) will nur Das 
Einkommen aus Dienften und aus Darleihen von Wer—⸗ 
then oder Genußmitteln für abgeleitetes gelten laffen, 
es beachtet derfelbe alfo gar nicht dasjenige Einkommen, 
was ganz ober theilmeife ohne Entgelt bezogen wir. 

Wie wichtig und einflußreich immerhin die Sonde⸗ 
rung dieſer beiden Arten des Einfommend bei der Xuö- 
mittelumg ber Größe des National Eintommend eines 
Volks feyn mag, fo Fann dod) eine tiefere Unterfuhung 
bed Unterfchieded welcher zwifchen ihnen Statt hat, in 
der Lehre von der Befleuerung nur von geringem 
Nutzen feyn, daher auch hier nur eine fehr untergeord- 
nete Berüdfichtigung verdienen, Indem die Beſteuerung, 
wie unten näher gezeigt werden wird, ſaͤmmtliche Ar- 
ten von Einfommen zu erfaffen bat ohne alle Rücklicht 
auf deſſen Urfprung und Entitehung. 
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B. Vom Unterfchiede zwifchen rohem und reinem Einkommen. 


Wichtiger ohne Zweifel für die Befteuerung ald der 
Unterjchied zwifchen echtem und abgeleitetem, ift 
der zwifchen rohem und reinem Einfommen. 


Unter rohem Einkommen wird dasjenige verſtan⸗ 
den, was überhaupt irgendwo als Einfommen zur Ers 
fheinung kommt, unter reinem bad, was übrig bleibt 
nad) Abzug des Aufwanded irgend einer Art, welcher 
unumgänglic) nothwendig gewefen, um jenes rohee Ein⸗ 
kommen zur Erſcheinung zu bringen. 


Das rohe fowohl als das reine Einkommen ift 
ein folches entweder in objeftiver oder in ſubjekti— 
ver Beziehung, erfteres rucfichtlic) der Quellen, woraus 
ed urfprünglich gefloffen, letzteres rüdfichtli der Per: 
jonen oder Individuen, welchen daffelbe zu Theil ge- 
worden. 


Zweites Kapitel. 


Bon der VBefleuerung des rohen Einkommens. 


Abgaben, welche vom rohen Einkommen erhoben 
werden, nehmen leicht die Natur folcher an, melde 
das Stamm=-Vermögen, ben Kapitalſtock, treffen. Sind 
diefelben nämlich fo beträchtlich, daß fie den Theil de 
Gefammt » Eintommend der Steuerpflichtigen, welcher ihr 
reines Einkommen bildet, überfchreiten, dann muß, um 
folche zu entrichten, entweder Kapital angegriffen, oder 
die Werthfchaffung unterbrochen werden. Sehr fehwierig 
aber ift ed immer, die Grenzlinie genau zu beftimmen, 
welche nicht Üderjchritten werden darf, ſoll die auf das 
rohe Einkommen gelegte Abgabe nicht zu groß feyn, alſo 
jene ſchaͤdlichen Folgen nicht dußern, und unvermeidlich 
ift e8 dann oft, beim Scheine der größten Gleichheit die 
Staatögenoffen auf hoͤchſt ungleiche Weife zu belaften. 

Einen recht auffallenden Beleg zur Beſtaͤtigung die 
ſes Satzes liefert der Natural-Zehnte, wie er in ſo 
vielen Ländern, obſchon gewöhnlich nicht in der Eigen: 
ſchaft einer wirklichen Staats - Auflage, fondern vielmeht 
auf den Grund eines privatrechtlichen Titels, vom rohen 
Einfommen des Bodens gefordert und erhoben wird. € 
ift diefe Abgabe, ſagt Rotteck (Abhandl üb. Zehntlaſt 
u. Zehntreht, im Landftänd. Archive B.1) — was im 
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mer Verblendung, Schlendrian oder verkappte Raubſucht 
dagegen einwenden moͤgen, — ihrer Natur nach keine 
Steuer vom Grunde und Boden, ſondern vielmehr Brand⸗ 
Ihagung der Arbeit und des Betriebs-Kapitals, vielleicht 
erträglich in einer barbarifchen Zeit ald Surrogat aller 
jonftigen Leiftungen, aber in Zeiten der vollkommnern und 
toftfpieligern Boden = Kultur eine wahre Leibeigenſchaft, eine 
Zernichtung des perſoͤnlichen wie des Eigenthums-Rechts. 

Allerdings läßt ſich, wie Soden bemerkt, zu Ver⸗ 
theidigung des Zehntens anfuͤhren, daß er nur von 
den wirklichen Erzeugniſſen erhoben wird, alſo 
mit der Maſſe der Produktion ſtets in Verhaͤltniß bleibt, 
folglich auch mit dem Produkt-Ertrage des Landbauers. 
Aber dieſer Schein von Zweckmaͤßigkeit verſchwindet bei 
der Betrachtung, daß er nicht vom reinen, ſondern 
vom vollen Brufto-Erfrage erhoben wird, und daß 
nad) dem Organismus der menfchlichen Seele die Idee, 
für einen Dritten, den Zehntheren, mit zu arbeiten, für 
ihn feine Kräfte zu opfern, mit ihm die Früchte feiner 
Anftrengung zu theilen, eine dem Urproduzenten widrige, 
ihn entmuthigende Idee feyn muß. 

Von allen je erfonnenen Abgaben, urtheilt der brit: 
tiihe Agronom Arthur Young, ift der Zehnte die 
verberblichfte, er ift eine Auflage, welche das Einfommen 
des Landmanns fo ſtark angreift, daß ihm aller Muth 
zum Fleiße dadurch geraubt und jeder Gedanfe an Ber- 
beſſerung des Bodens bei ihm verdrängt wird. In einem 
unaufhoͤrlichen Kriege mit einander liegen Die, welche 
den Zehnten heben, und Die, welche ihn entrichten. 
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Beim Scheine der größten Gleichheit if der Nr 
turalzehnte ſtets und überall eine hoͤchſt ungleiche Abgabe— 
indem unter ganz verfchiedenen Umſtaͤnden und bei ver 
fchiedener Lage zweier Grundftüde, gleid große Antheile 
von ihrer Ernte fehr ungleiche Theile des reinen Einkom- 
mend der Beſitzer feyn können. Es gibt fo fruchtbar 
Diſtrikte, daß die Hälfte ihres Erzeugniffes völlig hin 
reiht, dad Betriebs- Kapital mit den gewoͤhnlichen "Ge 
winnften wieder zu erftatten, und daß mithin die Hälfte 
oder fünf Zehntheile für die Rente übrig bleiben. De 
. gegen gibt es wieder andere, die fehr unfruchtbar find, 
deren Anbau fo große Koften veranlaßt und deren Er 
zeugniß fo gering ift, daß zur Wiebererflattung des ar 
gelegten Kapitald mit dem gewöhnlichen Gewinnfte vie 


Fünftheile der ganzen Ernte gehören und alfo nur em 


Fünftheil oder zwei Zehntheile der Ernte für die Rente 
bleiben, Der Zehnte kann alfo auf einem fruchtbaren 
Boden nur den fünften Theil der Rente und auf einem 
unfruchtbaren bie ganze Hälfte derfelben binwegnehmen. 
Der zehnte Theil des Gefammt-Erzeugniffes wird gehe 
ben, gleich viel ob das zwoͤlfte oder nur das fechöte Kom 
geerndtet worden. 

Es ift hart, aͤußert Lüder (aa. O. II. 539) in 
diefer Hinficht, von Tauſend Thalern rohen Einkommens 
Hundert Thaler abzugeben, aber nod) viel härter iſt eb, 
von Fünfhundert Thalern funfzig abgeben zu mäffen. Es 
mwechfeln mit einander gute, mittelmäßige und ſchlechte 
Ernten, und auf die befondere Lage der Beitragspflihti 
gen wird bei dem Zehnten nicht die mindeſte Ruͤckſicht 


— 433 — 


genommen. Gibt eine reiche Ernte Hundert Scheffel, 
und gehen von dieſen zur Ausſaat zwanzig, zum eigenen 
Verbrauche zehn und eben fo viele für den Zehntherrn 
ab, dann bleiben zum Verkaufe ſechszig. Gibt eine 
ſchlechte Ernte nur die Hälfte, dann bleiben, wird Bein 
Zehnte entrichtet, zum Verkaufe nur zwanzig Scheffel, 
melche, felbft wenn fie noch einmal fo viel gelten, doch 
nur den Werth von vierzig der vorjährigen einbringen; 
und, wird der Zehnte gegeben, der fünf Scheffel hinweg: 
nimmt, dann bleiben zum Verkaufe nur noch funfzehn 
Scheffel. Aber ed Tann der Zehnte fogar mehr noch als 
die Rente verfchlingen; die Ernte kann fo fchlecht feyn, 
daß nad) Abzug des Zehnten nicht einmal hinlängliches 
Saatkorn dem Landmanne übrig bleibt. 

Und felbft da, wo ber Zehnte nur einen mäßigen 
heil des Einkommens in Anſpruch nimmt, muß derfelbe 
auf die Kultur des Bodens hoͤchſt nachtheilig wirken, 
denn er hält den Grund= Eigener wie den Pächter von 
allen Berbefferungen des Gutes ab, von allen Unterneh- 
mungen, den Aderbau zu vervolllommnen. Die wichtig- 
ſten BVerbefferungen eines Landgutes find gemeiniglic) aud) 
die Eoftfpieligften und der vollfommenfte Ackerbau ift ges 
meinigli) auch der theuerfte. Der Zehnte nimmt aber 
dem Gutöbefiger die Luft, die erfteren zu unternehmen 
und dem Pächter die Luft, nach dem andern zu ftreben. 
Beide wiffen, daB der Zehntherr, der durchaus nichts 
zu ben Anlagen hergibt, einen fehr reichlihen Antheil 
nehmen wird an den gewonnenen Früchten. 

So erfcheint dann jegliche Beſteuerung des rohen 

| 28 
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Boden Einkommens in ber That als eine hoͤchſt druͤckende 
Belaftung des Fleißes der Abgabenpflichfigen, und ftets 
wird dadurch ber regelmäßige Fortgang der Volks⸗-Be⸗ 
triebfamkeit mehe oder weniger Störung erleiden. Der 
fleißige Befißer des feiner Natur nad) minder ergiebigen 
Srundftüds wird durd die Abgabe fo in feinem Fleiße 
gehemmt, daß die Weberlaftung, welche ihn trifft, ihn 
zuleßt ‚ganz niederbeugen muß. in ſolches Beiteuerungs- 
Syſtem kann, wie 208 bemerkt, nur damit enden, daß 
alle minder ergiebige Grundftücde unbebaut liegen bleiben, 
daß das Volk auf dieſe Weife felbft den rohen Ertrag 
verliert, den ihm die Kultur folcher Ländereien gewähren 
tönnte, und daß zuletzt felbft der Ertrag der bewirth- 
fhafteten ergiebigen Grundftude zur Dedung feines Ne: 
darfs nicht mehr ausreicht. 

Zu ben widtigften Wortheilen, welche Frankreich 
durch die Revolution, wenn gleich mit ſchweren Opfern, 
errungen hat, ift gewiß der zu zählen, daß fein Grund 
und Boden von allen den Laflen. befreit worden, welche 
nad) allgemeinen Rechtögrundfagen ſchwer oder nur unter 
gewiffer Vorausſetzung vertheidigt werben koͤnnen, jeden 
Hals aber dem Wohlftande der Nation wie der Macht 
des Staatd wefentlich Eintrag thun, und zu folchen La: 
fien gehört ganz vorzugöweife der Naturalzehnte. 

Trotz den angebdeutefen, eben fo großen als unbe 
ſtreitbaren Mängeln, welche von jeder Belaflung des rohen 
Einkommens unzertrennlich, fehen wir diefelbe doc, hier 
und da noch durch irgend ein National-Borurtheil mehr 
oder weniger begünftigt. So hat der Spanier, wie Hi: 
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gel (Spanien u. d. Revolution &. 180) anführt‘, einen 
befondern Abfcheu gegen alle direkte Steuern, die er als 
ein Zeichen der Sklaverei anfieht. Als diefer Schrift: 
ſteller einen Spanier aus Peru fragte, welche Abgabe 
die Spanier in den füdamerifanifhen Provinzen zahlten ? 
erhielt er von Jenem zur Antwort: Peru und die an- 
beren überfeeifchen Länder find Feine Provinzen; es find 
Königreiche, welche diefelben Spanier, die Toledo, 
Sevilla, und Granada eroberten, für ihren König 
und ihren Glauben erobert haben, Königreiche find es 
und nicht Kolonien; deshalb ift der Spanier in ihnen 
eben fo frei, ald in jenen Reichen in Europa, und gibt 
nur den Zehnten, aber Eeinerlei Schagung, weder von 
feiner Perfon, noch von feiner Habe; das thun nur die 
Unterthanen, die Indier. — | 
Im vormaligen Frankreich hatte man, wie Struen- 
fee (in f. Abhandl. üb. wicht. Gegenft. d. Staatswirthſch. 
1. 212) erwähnt, in außerorbentlichen Zeiten feine Zu- 
flucht zu einer Abgabe vom rohen Einkommen unter 
»dem Namen bes Föniglihen Zehnten und fpdterhin 
des zwanzigften Pfennigd genommen. Dieſe Ab- 
gabe ward erhoben von allen Einkünften, die Jemand 
vermöge befonderer ihm zulommender Gerechtfame genoß, 
von allen Häufern in Städten und Vorftäbten, von als 
lem Gewerbe in ben von der Induſtrieſteuer fonft bes 
freieten Ortfchaften, von allen Befoldungen und Sporteln 
der Aemter und Innungen, von allen Binfen und Ren- 
ten, von bem ganzen Gewinne aus dem Großhandel und 
allem Verkehre mit Geld und Wechfelbriefen. — Beim 
28 * 
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erften Anblick, ſagt Struenfee, glaubt man eine ge 
wiſſe Gleichheit in der Vertheilung diefer Steuer zu mt: 
deden, im Grunde aber ward doch der gemeine Mann da: 
durch verhältnißmäßig weit mehr belaftet al& der Vor— 
nehme und Reihe. Wenn der Eine drei Hundert, de 
Andere drei Zaufend Zhaler einzunehmen hat, und man 
von Jedem den zehnten Theil feiner rohen Einkünfte als 
Abgabe erhebt, dann erfcheinen zwar Beide nad) einerki 
Verhaͤltniß beigetragen zu haben, indeß Eönnte es gar wohl 
der Fall feyn, daß die dreißig Thaler, welche der Erf 
geben muß, ihm zu feinem Unterhalte fchlechterbings not}: 
wendig, dagegen die von bem Leßtern gelieferten Dre 
hundert Thaler bloß zu einem fehr entbehrlichen Zwede 
waͤren verwendet worden. Wo bliebe nun die Gleichheit? 
Jener kann fich nicht mehr fatt effen, Diefer hat vielleiht 
nody bei weitem mehr übrig ald er bedarf felbft zur Be 
friedigung der ausgefuchteften Bebürfniffe des Luxus und 
Wohllebens. — 

Nie und nimmer alfo das rohe, fondern ſtets nut 
das reine Einkommen der Staatögenoffen kann und darf, 
den Gegenftand abgeben zu einer allgemeinen Befteuerung, 
nur diefes, nicht jenes, follte daher auch allenthalben 
von der Regierung dazu benußt und angewendet werden. 
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Dritte RKapitel. 


Bon ber Befleuerung bed reinen Einkommens. 


Il. Ueberhaupt. 


Indeß die Finanzwirtbichaft, fagt Graf Soden 
mit Recht, lange Zeit. hindurch in dem Ozeane der Auf: 
lagen= Plane regellos umberfchiffte, und eben deßhalb an 
allen Klippen dieſes gefährlichen Meeres ftrandete, hat 
fie hier, im reinen Eintommen, einen fihern, alles 
ordnenden Kompaß. 

Jegliche Abgabe, aͤußert Sismondi, darf nur bad 
reine Einkommen treffen, nie das rohe und noch we- 
niger dad Kapital; im erflern Falle verzehrt der Staat 
das, was außerdem die Einzelnen verzehrt haben wuͤr⸗ 
den, im lebtern zerflört er das, was erft Leben geben 
follte dem Einzelnen und dem Staate. — 

Wie es drei Ur-Quellen bed reinen Ertrag, 
ber Rente, gibt, eben fo gibt es auch drei Ur- Quellen 
des weinen Einkommens, nämlid 1. Grund- und 
Boden, 2. menfhlihe Arbeit und 3. gefam- 
melter Güter-Borrathb (Kapital im engern 
Sinne). Das reine Einlommen von Grund und Bo— 
den nennen wir Grund-Einkommen, dad von der 
menfchlihen Arbeit wird Arbeitölohn und das vom 
gefammelten Güter » Vorrathe wird Kapital« Zins 
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genannt. Alles reine Einkommen, wad einer diefer Drei 
Ur: Quellen unmittelbar entfpringt, wollen wir mit Dem 
Ausdrude: objektiv-reines Einkommen bezeichnen, 
weil es immer nur Objekte find, welde dem Begriffe 
deffelben zum Grunde liegen, während die Subjefte, 
denen ſolches Einkommen zu heil wird, dabei gar nicht 
in Betradht kommen. 

Das objektiv-reine Einfommen befleht in dem- 
jenigen Theile des rohen Erzeughiffes einer wertbichaf: 
fenden Quelle, welcher übrig bleibt nach Abzug deffen, 
was nothwendig aufgemendet werden muß, um dieſe 
Quelle in gleicher Ergiebigkeit zu erhalten. Iſt alfo z. B. 
eine gewiffe Quantität Arbeit oder ein fonftiger Aufwand 
erforderli, um eine beflimmte Quantität von Natur 
Erzeugniffen aus einem gegebenen Grundſtuͤcke zu ziehen, 
dann muß dad, was nothiwendig aufgewendet werden muß, 
um die Koften diefer Produktion zu erfeßen, oder eine 
gleiche Produktion von neuem zu bewirken, von dem 
rohen oder Zotal- Produkte des Bodens abgezogen wer- 
den, um dad objeftin-reine Einkommen von jenem 
Grundſtuͤcke darzuftellen. 

So viele objektiv -verfchiedene Urquellen des reinen 
Einkommens es gibt, eben fo viele objektiv - verfchiedene 
Arten von Steuern Tann es aud) geben. Wenn fi) nun 
“ alles objektiv=reine Einfommen zurüdführen läßt auf fol- 
ches vom Grunde und Boden, vom Arbeitslohne und 
vom Kapital=Zinfe, fo muß ed auch brei verfchiedene 
Haupt=Arten von Belteuerung des objeftiv-reinen Ein- 
kommens geben, naͤmlich 1. die Grund -Einfommen: 
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Steuer, 2. Die Steuer vom Arbeitslohne und 
3. die Steuer vom Kapitalzinfe. 

Bon dem objeftiv-reinen Einkommen fehr ver- 
ſchieden ift dasjenige reine Eintommen, was dem Ein: 
zelnen von feinem rohen Einfommen übrig bleibt, nach: 
dem ber "zur Befriedigung feiner eigenen und feiner Fa⸗ 
milie abfolut =nothwendigen Beduͤrfniſſe erforderliche Auf: 
wand und die Koften gedeckt worden, welche zur Betrei- 
bung und Zortfeßung feines Nahrungs-Zweigs unentbehr- 
lid, das Einfommen, was der Einzelne in feiner Be: 
ziehung und nach feinen individuellen Verhältniffen als 
reines Einkommen betrachten Tann, ohne alle Rüdficht 
auf die Quellen, woraus daffelbe urfprünglich gefloffen. 
Diefe Gattung des reinen Einkommens wollen wir fub- 
jeftiv oder individuellsreines Einkommen nennen, 
im Gegenfage zum objektiven, wovon oben die Rede 
geweſen. 

Steht es nun aber einmal feſt, daß lediglich das 
reine Einkommen bei der zur Deckung des Staatsbe— 
darfs erforderlichen Beſteuerung zum Grunde gelegt wer⸗ 
den darf, dann bietet ſich uns vor allem die Frage zur 
Eroͤrterung dar, wie und auf welche Weiſe die Belaſtung 
des reinen Einkommens einzurichten ſey, um mit der 
mindeſten Unbequemlichkeit für die Betrags⸗-Pflichtigen 
den moͤglich-groͤßten Ertrag für den Staat zu liefern, 
ohne zugleich dabei den Geſetzen der Allgemeinheit und 
relativen Gleichheit entgegen zu handeln? Sit es zu dem 
Ende zweckmaͤßiger, nur eine einzige univerfelle Einkom⸗ 
men: Steuer einzuführen, durch welche alles vorhandene 
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reine Einkommen, fo wie ed die Staatögenoffen wirklich 
beziehen, getroffen wird, ohne fi) um den Urfprung bei: 
felben weiter zu fümmern, oder ift es paflender und raͤth⸗ 
licher, die mancherlei Arten ded Einkommens von einan- 
der zu trennen, den Betrag einer jeden abgefondert zu 
ermitteln und darnad) die Steuer zu erheben? Mit an 
dern Worten: es fragt fich: welche der beiden Hauptgat⸗ 
tungen von reinem Einkommen, ob dad objektive 
oder dad fubjettive, (individuelle) bei der allge 
meinen Befleuerung der Staatögenofien zum Grunde ges 
legt werden müffe? — Einer unbefangenen Prüfung 
und möglichft befriedigenden Löfung diefer ſowohl in theo 
vetifcher als praktifcher Beziehung hochwichtigen Zrage iR 
. die nachfolgende Unterfuchung gewidmet. 
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1. Snöbefondere. 


1. Bon ber Befteuerung bes objektiv =reinen. Einkommens. 


Ein Verfahren, wornad) dad reine Einkommen un: 
mittelbar an den verfchiedenen Quellen, aus benen es 
heroorgegangen, von der Befleuerung erfaßt wird, und 
wobei die Bertheilung des Staatsbedarfs auf die Abga- 
benpflichtigen nach der größern oder geringern Ergiebig- 
Peit dieſer Quellen gefchieht, erfcheint ohne Zweifel als 
die einfachfte Methode der Belteuerung des reinen Ein: 
fommend. Es fest indeß, wie man leicht einfieht, Die 
Anwendung diefer Methode eine vollftändige Ermittelung 
der Ergiebigkeit jener Quellen nothwendig voraus, und 
es wäre keineswegs hinreichend, daß eine folche zum Bes 
hufe der Beſteuerung ein für allemal zu Stande kaͤme, 
fondern ed müßte vielmehr diefelbe, follte nicht die Ab: 
gaben= Erhebung binnen Kurzem hoͤchſt ungleich und un: 
gerecht ausfallen, fehr oft wiederholt, vieleicht alljährlich 
erneuert werben. 

Die Ur: Quellen de reinen Einkommens find, 
wie oben gezeigt worden, Grund und Boden, Ar—⸗ 
beit und Kapital, bie nämlichen alfo, woraus bie 
Rente entfpringt. Bei Erörterung der Frage: ob die 
Rente ein paflender Gegenftand allgemeiner Befteuerung 
fey? haben wir die unendlich großen Schwierigkeiten ans 
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gedeutet, welche von jeder Ermittelung der Rente (ſey 
fie Boden-Rente, oder Arbeits⸗Rente oder Kapital-Rente) 
zum Behufe der Befteuerung unzertrennlich find. Schwie 
rigfeiten ganz ähnlicher Art bieten ſich dar bei Ermitte: 
lung des objeftiv-reinen Einkommens, daher 
wir, um nutzloſe Wiederholung zu vermeiden, uns gegen 
wärtig lediglich auf das beziehen wollen, was bereits 
oben in dieſer Hinfiht entmwidelt worden. 

Es find zwar die gedachten Schwierigkeiten hier nicht 
ganz in dem nämlichen Verhältniffe und Umfange anzu: 
treffen, wie dort, weil das reine Einkommen etwas 
wirtlihes, vorhandenes, die Rente dagegen 
etwas bloß ideales ift, das wirkliche aber ſchon 
feiner Natur nach ſich überall leichter erkennen läßt als 
das ideale, immer jebod) find diefelben von fo großer 
und umfaffender Bedeutung, daß eine Ermittelung des 
objeftiv- reinen Einkommens in dem Grade, wie es zu 
dem beabfichtigten Zwecke erforderlich, nirgendwo zu er 
reihen fteht, mithin überall mehr oder weniger ein from- 
mer Wunſch bleiben muß. 

Nicht jedes Einkommen naͤmlich läßt, wie Malchus 
(a. a. O. 1. 167) richtig bemerkt, die Quelle, woraus 
es gefloffen, mit vollftändiger Klarhei* und Beftimmtheit 
erkennen, vielmehr ift dieſelbe durch das Umlaufen des 
Einfommens im Verkehre in vielen Fällen dem Auge 
entzogen, und hierdurch die Nothwendigkeit herbeigeführt, 
Daß bei der Umlage von Steuern mehr bad Einkommen 
überhaupt und der Beſitz von ſolchem in's Auge ge 
faßt, daß alſo das Steuer-Subjekt dem Objefte 
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ber Befteuerung furrogirt werden muß. Es möchte uͤber⸗ 
haupt, fügt dieſer Schriftfteller Hinzu, bie Frage ſeyn, 
ob eine rein objektive Eintheilung und Klaffififation der 
Steuern, weldye deren Zufammenhang mit der Quelle, 
aus welcher fie erfolgen, richtig und vollftändig darſtellt, 
praftifch thunlicy feyn fann? Eine folche würde ein Nad)- 
forihen nad) dem Urfprunge einer jeden Art von Ein 
fommen und deflen Verfolgen von dem Momente feiner 
Entitehung bis zu jenem, wo die Steuer daſſelbe erfaßt, 
bedingen, zu welchem die Verwaltung, wenn berfelben 
auch das Recht dazu nicht beftritten werden Eönnte, nie- 
malö die erforderlichen Mittel befißt. — Außerdem würbe 
ein folches bei weitem nicht in allen Fällen zum Ziele füh- 
ven, weil bie Objekte, welche die Steuern anfcheinend 
erfaffen, nicht immer diejenigen find, welche durch fie wirt 
lid) gefroffen werden, in vielen Fällen vielmehr nur als 
Vehikel zur Erfaffung eines unterftelten Einfommens bie- 
nen, welched durch eine Kombination mehrerer und ver- 
fhiedenartiger Steuern überhaupt getroffen werden foll. 
Noch meniger würde eine ſolche objektive Klaſſifikation 
den Unterfchied auffaffen und barftellen Eönnen, in wie 
feen in jedem einzelnen alle eine Steuer in ob- 
jeftivem oder fubjeftivem Betrachte eine unmittelbare 
oder mittelbare ift, oder in wie fern bei derjelben die 
objektive und fubjektive Mittelbarkeit zufammentreffen. 
Das Eine wie dad Andere Tann mit volllommener Be- 
flimmtheit nur in Anfehung weniger Steuern, und nur 
in wenigen Fallen, im Voraus beftimmt, in der Regel 
erft aus der Perfönlichkeit des Kontribuenten im Momente 





— 44 — 


der Entridhtung erkannt werben. Hierdurch geht eine jede 
folche anfdyeinend objektive Klaffififation der Steuern mehr 
ober weniger in eine bloß fubjektive über, fo wie biefelbe 
überhaupt nur auf die Erhebungs-Weiſe gegründet wer: 
den Fann. 

Erwaͤgt man vollends, daß die verfchiedenen Quel⸗ 
den des urfprünglidy reinen Einkommens häufig jo in ein- 
ander fließen, daß eine gehörige Trennung bderfelben zum 
Behufe der Befteuerung faft unmöglich wird, dann muß 
man gar bald zu der Weberzeugung gelangen, daß die 
Aufftellung eined nad) den verfchiedenen Ur- Quellen des 
seinen Einfommend entworfenen Steuer- Katafters zu ben 
Problemen gehöre, deren Löfung menſchliche Kraft über: 
fteigt. Denn gefebt aud), es glüde bier und da, einen 
zur Noth brauchbaren Katafter hinfichtlich des reinen Ein- 
fommens vom Grunde und Boden zu Stande zu 
bringen, fo bürfte es doch fehmerlich irgendwo gelingen, 
dad gelammte reine Einfommen, wad Arbeitslohn 
und Kapitalzind gewähren, fo vollftändig zu ermitteln, 
daß darauf ein nur einigermaßen brauchbarer Steuer-Ka- 
tafler gegründet werden koͤnnte. 

Wie fehr daher immerhin eine allgemeine Befteue: 
rung bes reinen Einfommend an den Quellen felbft, wor: 
aus es geflofien, den Forderungen der Theorie entfpre- 
hen mag, fo zeigt fi) biefelbe doch in der Anwendung 
ald ganz unausführbar, und es haben aucd, alle Verfuche, 
weldye in diefer Beziehung hin und wieder angeftellt wor- 
den, ohne Erfolg bleiben müflen. 

Jakob, Efhenmayer und noch andere ſtaats⸗ 











wirthſchaftliche Schriftfteller find zwar bemüht geweſen 
zu zeigen, wie bie Katafter zum Behufe einer allgemeinen 
Beſteuerung des reinen Einkommens nad) den verſchie⸗ 
denen Elementen, aus benen alles Einfommen am Ende 
hervorgehen muß, anzufertigen. Aber eben diefe .Zren- 
nung der Elemente, die im Leben allezeit in Wereinigung 
wirken, nur in der Bereinigung lebendig find und Cina 
kommen hervorbringen, tft, wie im Hermes (N. XV) 
vortrefflich gezeigt worden, Die Urfache, daß jelbft die 
gründlichfte Unterfuchung in dieſer Hinfiht nicht hat aus⸗ 
findig machen können, was fie wiffen wollte. Es ift kei⸗ 
neswegs hinreichend, die Elemente der Dinge zu Fennen, 
fondern man muß aud) das Berhältniß ihrer Zufammen- 
feßung und die Veränderungen Eennen, die aus der Ver- 
fhiedenheit dieſer Werhältniffe fi) erzeugen. Alles Mehl, 
wird dort bemerkt, befteht aus Stärke, Zuder und Kleber, 
und die Elemente aller drei Beflandtheile find Sauer: 
ftoff, Waflerfloff und Kohlenftof. Was nutzt ed aber 
dem Bäder, diefe zu willen? wird er Brod und Semmel 
gut baden lernen, wenn er auch verfteht, die Mehlarten 
in ihren Elementen aufzulöfen? Dennoch, ift die Chemie 
bei weitem mehr vorgerücdt als die Analyfis der organi- 
Then Funktionen; das Leben und das Wirken bed Ver—⸗ 
kehrs aber ift ein fehr zufammengefegter Organismus, 
Es ift ganz unmöglih, das Einkommen, welches das 
Produkt der Lebensthätigkeit des Verkehrs ift, zu ermit- 
teln, wenn man jenen Organismus töbtet, indem man 
feine einzelnen Theile von einander trennt. Eben jo we- 
nig ift es moͤglich, die Veraͤnderlichkeit feiner Lebens: Er- 
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ſcheinungen nad) ſolchen bleibenden Größen zu meſſen, wi 
nöthig ift, um darnach Katafter zu fertigen, die für meh⸗ 
rere Perioden gelten koͤnnen. Alles objektive Einkom⸗ 
men kann nur von einer gewiſſen Zeit-Periode verftan- 
den werben 3.3. von einem Zage, einem Monate, einem 
Sahre; ed ift aber durchaus Fein haltbarer Grund vor- 
handen, dad Einkommen ber einen Periode nad) Dem 
Einfommen der andern zu beurtheilen und zu bemefien. — 
So muß es dann auch, völlig unpraktifh und unausführ- 
bar erfcheinen, Katafter von gehöriger Brauchbarkeit nad 
ben unterfchiedlihen Quellen des reinen Einkommens ar- 
zulegen, und darauf eine allgemeine Befleuerung der Staats⸗ 
genoffen zu gründen. | 
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2. Bon der Befteuerung bes fub jektivsreinen Einfommene. 


L Ueberhaupt. 


Geht aus der vorhergehenden Erörterung die Uns 
möglichkeit klar hervor, das reine Einfommen zum Behufe 
der Befleuerung an feinen verfchiedenen Ur- Quellen ge⸗ 
hörig zu erfaffen ‚ fo bleibt, um dem oberften Gefege 
einer echten, auf die Nationalökonomie bafirten, Beſteue⸗ 
rungs= Theorie zu genügen, wornach Iediglih reines 
Einkommen zur Steuer herangezogen werben barf, nichts 
anders übrig, ald denjenigen Theil des rohen oder Ge 
fammt: Einfommend der Staatögenofien, welcher ſich 
nad) forgfältig angeftellter Prüfung als ſubjektiv⸗ ober 
 individuell-reines Einkommen der Lehferen ergeben 
bat, zum Gegenftande allgemeiner Befteuerung zu ermählen. 

Es darf die Regierung, wie Shön (a. a. O. ©. 
41) mit Recht bemerkt, ihr Einfommen nit aus Dem 
bilden, was für die Produktion nothwendig ift, fie darf 
olfo die drei Faktoren des Erzeugniffe, Naturkraft, 
Arbeit und Kapital in Eeinerlei Art verlegen oder 
verzehren, fondern fie darf fi nur an den Ertrag, und 
zwar an ben reinen Ertrag halten. ie darf ferner 
Diefen nur in der Geftalt von Eintommen der Ein 
zelnen ergreifen, und fie muß fid) auf dad reine Ein- 
kommen derfelben befchränfen, indem fie vom Gefammt- 
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Einfommen der Einzelnen nur Dasjenige ergreift, was 
über die nothwendige Verzehrung und über die zum Em- 
porfommen der National» Induftrie nöthige Wiederanle- 
gung hinausreiht. Außerdem würde fie die phyſiſche und 
moralifche Eriftenz gefährden oder doch den Fluch des 
Stilftandes über die Gewerbs-Zhätigkeit bringen. So- 
bald aber die Regierung ihr Einkommen unter andern 
Ziteln ergreift, 3. B. ald Enregiftrement, hemmt fie die 
Zirkulation und Produktion, indem fie die Induftrie durch 
Abgaben von an fi) unproduktiven Handlungen hemmt. 

Wie das Einkommen im Allgemeinen, fo ift auch 


das individuelle Einkommen infonderheit bald rohes, bald 
reines Einkommen. Das rohe Eintommen des Ein- 


zelnen befteht in der Gütermaffe, welche dazu beftimmt 
ift, den Fonds feiner Ausgaben überhaupt zu bilden, das 
reine Einfommen deffelben aber ift der Theil diefer Guͤ⸗ 
ter-Maffe, welder übrig bleibt, nachdem fein nothwen⸗ 
diger Aufwand beftritten worden. 

Die Ur: Quellen jeglihen Einkommens, Grund 
und Boden, Arbeit und Kapital find zwar auch 
die Ur=- Quellen des individuellzreinen Einkommens, aber 
nicht jedes aus einer dieſer Ur- Quellen gefloffene o b⸗ 
jeftiv=reine Einkommen ift zugleih für Den, welchem 
eö zu Theil wird, wirkliches ſubjektiv-reines Einkom⸗ 
men. So fließt 3. B. dem Grund- Eigener, welcher feine 
Ländereien einem Dritten verpachtet hat, der ausbedun⸗ 
gene Pachtzins als objektiv reines Einfommen zu, bildet 
aber dieſer Pachtzins fein gefammtes individuelled Gin 
kommen, und reicht derfelbe kaum hin, feinen nothwendi 


‘ 














— 49 — 


gen Aufwand zu beftreiten, dann verbleibt ihm kein Weber: 
ſchuß über den Bedarf und es wird ihm fomit auch Fein 
fubjeftiv oder individnell=- reines Einkommen 
zu Theil. 

Iſt von Befteuerung bes individuellen Einfom- 
mend die Rede, dann macht die verfchiedenartige Natur 
feiner Quelle durchaus Leinen Unterfchied in der Art 
und Weiſe der Belaftung; es ift völlig gleichgültig, ob 
diefe Duelle Grund und Boden, Kapital oder Arbeit iſt. 
Alles kommt bier vielmehr nur darauf an, ob ſich bie 
Duelle des Einkommens fo ergiebig erweilt, daß dem zu 
befleuernden Individuum nach Beflreitung des Aufwandes, 
welcher zur Zortfeßung feiner produftiven Arbeit und zur 
Befriedigung bes eigenen ſowohl ald der Familie abfolut 
nothwendigen Bedarfs erforderlich, irgend ein Weberfchuß 
verbleibt. Diefer Weberfchuß ift ed, welcher ohne Gefahr 
für die Werthfchaffung und den Nationalwohlfiand einer 
Beſteuerung unterworfen werden Tann. 

Weſentlich unterfcheidet ſich in diefer Hinficht das 
fubjettiv-reine Einfommen von dem objeftiven, da 
bei der Beſteuerung bed letztern die Quelle, woraus «8 
geflofien, gar fehr in Betracht kommt, indem bad Ein- 
kommen vom Grunde und Boden nad) ganz andern Re 
geln ald das vom SKapitale und diefes wieder nad) aude- 
ren als das aus der Arbeit hervorgegangene zur Stener 
heranzuziehen ift. 

Nicht felten ift ed der Fall, daß objektiv - reines 
Einkommen, was ald folches unbezweifelt einer Abgabe 
unterworfen werden Tann, als fubjeftives betrachtet 
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rohes Einkommen fit, alfo von der individuellen Be 
fteuerung verfchont bleiben muß, fo wie ed auf ber an- 
dern Seite häufig gefchieht, daß objeftiv-rohes, mel. 
ches als folches Fein Steuer : Gegenftand ift, ſubjektiv— 
reines Einkommen feyn, mithin der individuellen Be— 
fteuerung unterworfen werden Tann. Jener Kal tritt 
3.3. ein, wenn bad gefammte Einfommen des Staats- 
bürgerd in reinem Grund: Einfommen befteht, diefes 
Grund: Einfommen aber nicht hinreichend ift, um feine 
und feiner Familie nothwendige Bebürfniffe zu befriedigen, 
alsdann bildet dieſes objektiv reine Einkommen, weil fein 
Veberfchuß über den Bedarf vorhanden, nur fubjektiv- 
rohes, nicht fubjeltiv-reines Cinfommen, web muß 
daher von der individuellen Beſteuerung gaͤnzlich ver: 
ſchont bleiben, während es der Befteuerung des objektiv: 
reinen Einkommens müßte unterworfen werden. Und 
umgekehrt kann Jemandes Einkommen bloß in Natural: 
Zehnten, alfo bloß in objeffiv-rohem Einkommen 
beftehen; weil baffelbe aber fo beträchtlich ift, dag da— 
durch fein abfoluter Bedarf weit überfchritten wird, fo 
it dieſer Mehr-Betrag für ihn fubjektiv - reines 
Einkommen und ann mithin als ſolches Gegenfland ver 
individuellen Befteuerung werden. - 

Die öffentliche Abgabe, welhe nad) Maaßgabe unt 
im Verhältniffe des individuell- reinen Einkommens gefor- 
dert und erhoben wird, ift bie befte, wir möchten fagen. 
die einzig richtige, denn fie ift diejenige, welche fich den 
Grundfägen der Gerechtigkeit und Gleichheit am meiften 
nähert, indem fie nach dem Entbehrlichen eines Jeden 
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bemeffen wird; fie ift auch die eintraglichfte, denn immer 
empfängt der Staat, wie fchon von Büfch bemerkt wor: 
den, dad moͤglich Meifle da, wo er bie meilten Geber 
hat und aus allen Volks: Klaffen Niemanden unbefchaßt 
‚läßt, der einen kleinen Ueberſchuß über fein nothwendiges 
Auskommen hat, aber fie ift zugleich in ihrer Anwendung 
die fchwierigfte, wenn dem oberften Grundfage ber Be⸗ 
fteuerung,, der Allgemeinheit und Gleichheit, gehörig ent- 
fprochen werden fol. In der großen Schwierigkeit, biefe 
Aufgabe volltommen zu löfen, ift hauptfächlich der Grund 
zu ſuchen, daß man, flatt die einfache Methode der Be: 
ftenerung des fubjektiv-reinen Einkommens zu erwählen, 
zur Dedung des Staatöbebarf5 eine folhe Menge und 
Mannigfaltigkeit von VBeftenerungs - Methoden erfunden, 
eben dadurch aber zugleich Das Lebel vermehrt hat, in- 
dem man nur bie Ungleichheit vermehrte. 

Die individuelle Eintommen= Steuer darf nur 
dasjenige treffen, was dem einzelnen Staats-Genoſſen 
übrig bleibt nicht nur nad) Erſtattung aller durch feinen 
Sefhäfts: Betrieb veranlaßten Vorauslagen und nach Be: 
zahlung etwaiger Schuldzinfen, fondern aud) nach Abzug 
Defien, was ihm unentbehrlich ift zur Befriedigung feines 
und feiner Familie nothwendigen Bedarfs. Denn Zeber 
hat vor allem das Recht, zu leben, und es ift wohl bie 
fchreiendfte Ungerechtigkeit, von dem zum nothhürftigen 
Unterhalte erforderlichen Einkommen noch öffentliche Ab⸗ 
gaben für den Staat zu fordern. Wer 3. B. 1500 Gul- 
den Beſoldung als einziges Einfommen und davon 1200 
Gulden unenfbehrlihe Ausgaben zu beftreiten hat, dem 
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bleiben nur 300 Gulden als rechtlicher Weiſe zu ver 
fteuerndes reines Einfommen übrig. So wahr aber der 
Menſch ein Vernunftweſen ift, muß einem Jeden nicht 
bloß Das belaffen werden, was ihm zum finnfichen, fon 
dern auch das, was ihm zum geiftigen Leben unentbeht: 
(ich iſt. 

Das reine Einkommen, fagt Rotteck (in f. Fortſeß 
v. Aretin’s Eonflitutionel. Staatsrecht 11. 336), if 
unmöglich auf einem andern Wege als auf jenem der ein 
zigen und allgemeinen Einfommenfteuer d. h. derjenigen, 
welhe vom Geſammt-Einkommen jedes Einzeb 
nen erhoben wird, zu treffen. Bon diefem Standpunkte 
aus betrachtet erfcheinen die vielen muͤhſamen Unterfahen 
gen über den Urfprung der Reichthümer und über bie At 
ihrer Bertheilung, fo wichtig fie auch der Staatswitth⸗ 
Schaft im weitern Sinne feyn mögen, für die Finanzwicth⸗ 
haft nur unfruchtbar. ° Denn e8 kommt hier nicht dar 
auf an, zu wiffen, wie und wodurch probuzirt werd, 
oder überhaupt der Reichthum ſich unter die einzelnen 
Klaffen des Volks vertheile, fondern vielmehr darauf, 


wie etwas in ben Befiß der Einzelnen komme, al 


erroorben werde. Denn da der Staat nicht an bie Sa— 


hen, fondern nur an die Perfonen feine Steuer-dr 


derungen richten fol und darf, fo nuͤtzt ihm nur bie letz 


tere Kenntniß zur Beftimmung feiner Zorberung, d9 


zur Kenntniß von ber Zahlungs: Fähigkeit und Zar 
lungs= Pflicht. Es könnte fogar der Fall eintreten, daß 
eine Nation überhaupt nad) irgend einer angeftellten Be 
rechnung gar Beinen Weberfhuß über ihr Betrieb 





— 453 — 


Kapital und die Konfumtion ihrer Glieder hätte, und 
dennoch wären Steuern nöthig, und auch zu erhalten. 
Denn die Steuer:Forderung, mwofern fie an Diejeni: : 
gen gerichtet wird, welche entweder ihre Arbeit, d. h. 
die Produktion zu vermehren, oder ihre Konfumtion 
zu befchränten im Stande find, wird den noch fehlenden 
WUeberſchuß erfhaffen. 

Bil man Jeden nad) Verhältniß feines Bermögens 
zu den Steuern heranziehen, urtheilt 8. L. v. Haller 
(Reftauration d. Staatöwiffenih. VI 137) dann ift es 
billiger und bequemer, die Steuern auf das indivi- 
buelle Einkommen als auf dad Kapital-Vermoͤ— 
gen zu legen. Denn erftlid) ift das Einfommen ehvas 
Reelles, das Kapitals Vermögen aber nicht, fondern nur 
ein idealer Anfchlag von dem zufälligen und veränderlichen 
Werthe der Dinge. Das jährliche Schuldenfreie Einkom⸗ 
men ift die wahre Öfonomifche Kraft, das eigentliche Ver: 
mögen eines Menfchen, von welchem er feine orbentli- 
chen und außerorbentlichen Bedürfniffe beftreitet, und wo⸗ 
von er alfo auch etwas für das gemeine Wefen abgeben 
kann. Zweitens werben burd) die Verlegung der Eteuer 
auf dad Einfommen überhaupt viele mühfame und gehäf- 
fige Erforſchungen und Schägungeu ber verfchiedenen Ver- 
mögend= Arten erfpart; bie ganze Operation wird ungleid) 
ürzer und einfacher. Drittens ift das Einkommen der 
Steuerpflichtigen viel leichter zu erfahren und zu fchäßen 
ald das Kapital- Vermögen. Die Angaben werden im 
Ganzen viel treuer und gewifienhafter feyn; Manchem 
macht es Mühe, fein Kapital» Wermögen anzugeben, weil 
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ed entweder kleiner ober größer iſt, als das Publikum ſich 
vorftelt und Beides ihm unverdienter Weiſe nachtheiligen 
Vermuthungen und Urtheilen bloßftellen Tann, während 
er dagegen die Summe feines Einkommens unbedenklich 
befannt werden läßt, weil fie meift aus fehr verfchiebenen 
Fnduftrie- Quellen gebildet ift, die nicht Jeder zu wiflen 
braucht. Dabei hat man auch viel beffere annäherende 
Kennzeihen, um die jährlichen Einkünfte eines Mannes 
nad) feinen offenfundigen Ausgaben, als fein fo leicht zu 


verbergendes Kapital = Vermögen mit Wahrſcheinlichkeit 


fhägen und beurtheilen zu innen. In Städten z. B. iſt 
der Werth der Wohnungen ober der Hausmiethen, ih 
will nicht fagen ein vollkommener, aber doch ein ziemlich 
richtiger Maaßſtab, da die Wohnung ein allgemeined und 
unentbehrliches Beduͤrfniß ift, die Menfchen aber fih ge 
meinigli im Verhältniffe zu ihren Einkünften geräumig 
und bequem einzurichten pflegen. Ueberdieß erfordern alle 
große und einträgliche Induftrie= Anftalten Gebäude, wenn 
der Befiger felbft auch nur eine befcheidene Wohnung ein⸗ 
nimmt. Oft werden fogar bie Einkünfte noch höher an: 
gegeben als fie es wirklich find, um dadurch in den Au 
gen des Publikums für kluͤger und thätiger zu gelten, mit⸗ 
hin dadurch fein Anfehen und feinen Kredit zu vermehren. 
Viertens bat jeder Menfch irgend ein bald mehr bald 
weniger beträchtliche Einkommen, nicht aber Jeder ein 
Kapital- Vermögen. Die Steuer, welche dad Einkommen 
trifft, wird alfo auf eine weit größere Anzahl von Wer 
ſchen vertheilt, eben dadurch leichter gefragen und bei: 
noch ungleich ergiebiger. Daher erklärt es ſich aud), daß 
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in denjenigen Ländern, wo man diefe Materie am beften 
verfteht, und zugleid) den Handel und Kredit ber Priva- 
ten am meiften fchont, alle außerordentlichen gezwungenen 
Steuern bloß auf dad Einkommen gelegt werden, und 
feloft in andern Staaten, wo fonft nicht die gleichen 
Prinzipien herrfchen‘, Hat man, durch Erfahrung belehrt, 
auf die nämliche Methode zuruͤckkommen müffen, weil die 
Wermögens = Steuern mit unendlid) vielen Schwierigkeiten 
verbunden waren und doch nie ihren Zweck erreichten. 
Auf ähnliche Weife fpricht fih auh Behr (a. a. O. 
& 94) zu Gunften der Belteuerung des individuell: 
reinen Einkommens aus. Nähme der Vermögens - Er: 
trag, ſagt Derfelbe, worauf am Ende alle reelle BBei- 
trags- Fähigkeit beruht, einen burchaud parallelen Gang 
mit dem Umfange der Vermögens: Subftanz, dann wäre 
aud) gegen eine nad) dem Vermögen aller fteuerpflichti- 
gen Subjekte abgemefjene Austheilung der Steuer = Summe 
gar nichts einzuwenden, allein diefe Worausfegung findet 
fo wenig Statt, daß vielmehr, aller Erfahrung nach, die 
verfchiedenen Klaffen der Vermögens» Subftanz bald einen 
fchnellern. oder langfamern, bald einen größern oder ge— 
ringern, auch wohl gar Feinen Ertrag gewähren; und fü 
ift nicht zu mißkennen, daß jene Steuer: Repartitiond: 
Weiſe, in ihren Wirkungen erwogen, nicht nur dem Vor⸗ 
wurfe der Ungleichheit unterliege, fondern felbft, theilweife 
wenigftens, zu einer gefährlichen Aufzehrung oder doc) 
Vertrocknung des Steuer= Fonds führen koͤnne und müffe. 
Demnach ift da, wo von fortlaufenden Beiträgen 
die Rebe ift, die Rüdfiht auf veelle Steuer: oder Bei— 
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trags⸗Faͤhigkeit und deren Erhaltung für die Dauer 
entfcheidend und unerlaßlih. Diefe reelle Steuer⸗Faͤ⸗ 
higkeit aber fteht allenthalben auf gleicher Stufe mit 
dem reinen Einkommen vom Vermögen, und gerade 
dieſes reine Einkommen ift der eigentlihe Meſſer der 
Zheilnahme am Schuge und an den Garantie- Anftalten 
des Staates, indem fih in ihm nur die Realität und 
bad Produkt diefer Theilnahme ausſpricht. Es kann 
mithin nicht das Verhaͤltniß de Vermoͤgens-Sub— 
ſtanz, ſondern lediglich das Verhaͤltniß des reinen 
Einkommens als der wahre Maaßſtab fuͤr Repartition 
der Steuer- Summe gültig angenommen werden, und 
wird Jeder nad dDiefem Maapflabe zur Steuer gezo- 
gen, dann entfpridht die Beſteuerung eined Jeden ſowohl 
dem wahren Grunde feiner Steuer-Pfliht, alfo ber 
Forderung der Gerechtigkeit, als au ber wahren 
Bafis feiner Steuer = Fähigkeit, alfo der Forderung 
ber Klugheit, während bie Vermögens - Subftanz und 
in ihr der Subfiftenz- und Steuer-Fonds ganz unange- 
taftet bleibt; und die unmittelbare ſowohl ald die effek⸗ 
tive Gleichheit diefer Beſteuerungs-Weiſe unmöglid 
verfannt werden kann, ba Jeder von einer gleichen Summe 
des reinen Einkommens glei) viel zu fleuern hat. 

Ganz ungegründet, fügt Behr hinzu, wäre der 
Einwand, als ob hiernach die Induftrie befleuert und 
gehemmt würde; denn nur das unfer dem Schutze bes 
Staates und mit Beihülfe feiner Garantie = Anftalten wirk⸗ 
lich erzielte Produkt der Induſtrie fol berüdfichtigt 
werden, ‚und fo wenig ſich eine vernünftige Induſtrie be 





— 457 — 


ſchwert finden laſſen wird durch irgend eine die Errei- 
hung ihres Zwecks einmal bedingende Kapital: Auslage, 
eben jo wenig kann fie fich beſchwert oder gehemmt fin- 
den durch die Vergütung eines Schuß- oder Huͤlfsge⸗ 
nuffes, ohne welchen das Erfireben ihres Zwecks ganz 
unmoͤglich wäre; eine Wahrheit, von der man fich am voll: 
ftändigften überzeugen wird, wenn man fich den Schuß 
und die Anftalten des Staated ganz hinweg denkt und 
die Folgen davon erwägt. — 

Es wäre demnad) von der Finanz Gefebgebung als 
allein gültiger Maaßſtab der Steuer -Repartition folgen- 
der Grundfaß feftzuftellen: Wie fih das wirkliche 
reine Einfommen bed einzelnen Steuerpflid: 
tigen verhält zur Zotal- Summe bed reinen 
Einfommend fämmtlidher fteuerpflihtigen Na- 
tionalglieder, eben fo muß ſich die indipi- 
duelle Steuer-Quote verhalten zur XZotal: 
Steuerfumme, odermit andern Borten: Dem Maaße 
der ZTheilnahme des Individuums an dem 
reinen Gefammt =» Einfommen muß entfpre 
hen das Maaß feiner Zheilnahme an der 
diefe8 Gefammt » Einfommen treffenden 
Steuer-Laft; und damit die VBerechnung einer ob- 
jektiven Beltimmtheit fähig fey, muß zur Grund: 
lage der Befteuerung für das fommende Jahr 
dienen dad wirklich fhon vorhandene Ein- 
tommen des verfloffenen Jahres. — 

Nicht alfo das aus feinen verfchiedenen Ur: Quel- 
len erforfchte reine National: Einkommen, fondern 
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vielmehr lediglich das ermittelte reine Privat - Einkom- 
men kann und darf, nad) der eben entwidelten Beftene- 
rungs⸗Theorie, zum Grunde gelegt werden bei Verthei⸗ 
lung und Erhebung der Öffentlichen Abgaben, und nicht 
alles von den Einzelnen Ermworbene ift zum Eintom- 
men derfelben zu rechnen, fondern nur dasjenige, was 
beftimmt ift, den Fonds ber Privat: Ausgaben eines Je⸗ 
den zu bilden. 

Eine ſolche auf das fubjettive Einkommen bafırte 
Befteuerungs- Theorie hat fi), wie man leicht einfieht, 
bei der Lehre vom National: Einlommen, einer 
der wichtigften und fchwierigften Lehren der National⸗ 
Oekonomie, nur fehr wenig aufzuhalten, denn ed braucht 
ja bdiefelbe den Quellen des Einkommens eined Jeden 
nicht muͤhſam nachzufpüren, indem das Einkommen felbft 
ber einzige Gegenfland iſt, an den fie ſich zu halten hat, 
und den fie nehmen muß, wie fie ihn in der Wirklich: 
keit findet. 

Es befümmert fich ein folches Steuer: Syftem, wie 
Satob (a. a9. $ 510— 512) richtig bemerft, zu- 
nähft nur um Den, welcher das Einkommen bezieht, 
und hat ed mit ihm allein zu thun. Kann derfelbe nad) 
weifen, daß er fein Einkommen aus einer ihm zugehöri- 
gen Vermögend- Quelle bezieht, zu deren Erhaltung ein 
Theil des Einkommens, was biefe Quelle hervorbringt, 
nothmwendig ift, dann bleibt dieſer Theil von Der Abgabe 
verfchont. Iſt aber in feinem Eigenthume keine foldye 
Quelle des Einkommens nachzumweifen, dann muß fein 
Einkommen als rine Wirkung feiner perfönlichen Induſtrie 
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betrachtet werden, und es kann davon nichtd fteuerfrei 
bleiben, al& was zur Unterhaltung feiner Familie noth- 
wendig iſt. Die Abgabe wird nach diefem Syſteme frei 
lich oft eim folches Einkommen treffen, was aus einer 
Quelle des National: Reichthums gebildet ift; allein daß 
diefe Quelle ihre Beftimmung verloren, ift nicht Schuld 
des Staates oder des Finanz Syftems, fondern vielmehr 
Defien, der das Kapital feiner Beſtimmung entriß und 
ed zur Verzehrung beflimmte Mit Recht wird baher 
3 B. das Einkommen ber Staats-Rentenirer befteuert 
werden müflen, obgleich die Quelle ihres Einkommens, 
namlich ihr Kapital, vernichtet feyn mag. Denn, wer es 
vernichtet hat, ift verpflichtet, es wieder anzufchaffen, 
oder ed aud andern Quellen zu erfeben. Ed beruht da- 
ber das Einkommen jener Rentenirer immer noch auf einem 
Kapitale, nur nicht auf dem, was dieſelben verliehen, 
fondern auf einem Zonds, den Der, welchem fie es gelie- 
ben, verbürgt. Endlich kann auch das Einfommen Derer, 
welche fich daffelbe durch unerlaubte, ungerechte oder fonft 
verwerfliche Mittel verfchaffen, nicht von der Abgabe vers 
ſchont bleiben. Denn, was für eine Art von Induſtrie 
Jemand anwende, um fi) fein Einfommen zu verfchaffen, 
darum kuͤmmert fi) das Steuer: Syftem nit, jondern 
bloß-darum, ob Jemandem ein reines Einkommen ver: 
bleibe? dieſes befteuert ed allenthalben, es mag einen Ur: 
fprung haben, welchen es will. 

Das National = Einkfommen ift in Bezug auf die 
Befteuerung nur vorhanden in der Vertheilung deſſelben 
ald Privat: Einfommen. Nicht die Nation als eine 
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Kollektiv - Perfon, fondern vielmehr die Summe der Pri⸗ 
vaten bezahlt die Steuer. Man kann demnach auch nicht 
fagen: es beſtehe das National: Einfommen in der Summe 
de Einkommens aller Einzelnen; indem das naͤmliche 
Einkommen fußzeffio oft Mehreren zufließt. 

Bortrefflih hat Schön (a. a. O. ©. 55) die Rad): 
theile auseinander gefeßt, welche in finanzieller Beziehung 
eine Vermiſchung der Begriffe von National: Dekono- 
mie und Privat - Delonomfe zur Folge haben Tann. 
Wenn Lotz, fagt Derfelbe, die dußerfte Grenze der Steuern 
in der Zotalität der reinen National = Einkünfte fehen 
Tonnte, dann war ed nur der abftrafte Standpunft, ber 
den feharfen Blick diefes Schriftftellerd äffte. Und wenn 
die älteren Schriftfteller fich beifallen ließen, Die zuläffige 
Summe der Steuern in einen algebraifchen Ausdruck zu 
bringen, und fie auf ein Zehntheil oder auf ein Fuͤnftheil 
der reinen National- Einkünfte zu feßen, dann liegt der 
Grund davon ebenfalls in der Allgemeinheit, in „welcher 
fie ftehen blieben und im Mangel einer ordentlichen Un- 
terfcheidung der National= und Privat: Defonomie. — 
Wenn die Staatöwirthe in der Regel von dem, was die 
National: Dekonomie gewährt, auf das fchließen, was 
die Privat- Defonomie abwerfen kann, fo halte ich es 
dagegen für nothrvendig, von dem, was bie Privat- 
Dekonomieen abgeben Eönnen, auszugehen, und erft auf 
dieſes Ergebniß die volkswirthſchaftlichen Rüdfichten zu 
leiten. Das befondere Stener-Gefes muß ein analyti- 
ſches feyn und kein ſynthetiſches. Wer weiß es nicht, 
daß die National: Dekonomie vorwärts fchreiten kann, 
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wenn auch einzelne Wirtbfchaften zu Grunde gehen und 
daß eben fo einzelne Wirthfchaften bei dem Ruine der 
Nation ihre Gedeihen finden koͤnnen? — 

In ganz ähnlichem Sinne hat fih auch Rotted 
gegen Diejenigen ausgefprodyen, welche, ben großen Un⸗ 
terfchied zwifchen National» Dekonomie und Privat- De: 
tonomie verkennend, bei Bertheilung der Öffentlichen Ab, 
gaben nicht fowohl das Privat- Einkommen als viel 
mehr das National- Einkommen zum Grunde zu legen 
rathen. Nur durch eine bei den Einzelnen angeftellte 
Bermögens - und Einlommens = Berechnung, fagt biefer 
Schriftſteller, (a. a. O. IL 342) gelangt man zur Möglich: 
keit nicht nur einer gleichmäßigen Steuer - Bertheilung, fon- 
‚dern auch einer vernünftigen Beurtheilung der Erfchwinglich- 
feit oder Unerfchwinglichfeit der Steuern. ine bloße Be- 
rechnung des National: Bermögens ober Einkommens, 
wie künftlich und fcharffinnig fie immer fen, kann mich nie: 
mal8 belehren über die Grenze der ohne Meberfpannung mög: 
lichen Steuer: Forderung, fo wenig ald die Berechnung, 
wie viel im Durchfchnitte jeder Kopf an Steuern entrichte, 
eine Probe der Erträglichkeit oder Nicht» Erträglichkeit 
der Steuer für Alle ift. Abgeſehen Davon, daß bie Prin- 
zipien für die Schägung des National Bermögend und 
Einfommens Außerft ſchwankend find, fo daß es keinen 
klaren ober befriedigenden Ausdruck für feine Größe gibt, 
wird ja nidt die Nation als Geſammtheit be- 
fteuert und zahlt nicht dieſe Gefammtheit, fondern es 
zahlen bloß die Individuen. Das Zotal der Steuer: 
Summe, vergliben mit dem Total⸗Einkommen 


— 462 — 


“der Nation, oder auch mit der Zahl ber fleuerpflid- 
tigen Bürger kann mäßig feyn, und dennod), je nad 
den Arten ber Steuern, die furchtbarfte Weberlaftung für 
Zaufende Statt finden. Ja ed kann auch, bei gleihe 
Summe von National = Vermögen ‚oder von Nationab 
Produktion und Konfumtion und bei gleichen Steuer: 
Gattungen ſchon nach der Art der Vermögens: Berthei: 
lung unter die verfchiebenen Klafien oder Individren, 
bei einem Wolke ohne Weberfpennung dad Doppelte ode 
nur das Halbe wie beim andern gefordert werben. Wem 
der Weberfhuß der National» Probuktiom ſich in den Hit 
den von Wenigen anhäuft, und der größere Theil 
ber Bürger bloß das Unentbehrliche befigt, aljo zu 
Steuer- Zahlung unfähig oder doch nur wenig fähig I 
fo kann unendlic) weniger an Steuern gefordert werd, 
ald wenn jener Ueberſchuß unter die meiften Glied 
ber Nation vertheilt, mithin die Zahlungs - Fähigkeit al 
gemein iſt. Die Kenntniß des perſoͤnlichen Bernt- 
gend und Einkommens aller Einzelnen führt übrigen? 
weit ficherer zu jener des National: Bermögens alß 
alle nach den verſchiedenen Schultheorieen anzuſtellende 
kuͤnſtlichen Berechnungen uͤber allgemeine Produktion un 
Konfumtion. Denn das National- Vermögen, in fo fm 
es ald Quelle ded Staats -Bermögend gedacht win 
ift (von diefem Standpunkte betrachtet) nichts ander 
old die Summe des Vermögens aller Einzel 
nen, und nur biefenige Sreuerforderung ift geredt 
weldye davon eine möglichft gleiche Quote in Mr 
fprudy nimmt. 
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So viel von der Natur und bem Weſen des fub- 
jeftiv= reinen Eintommend und deflen Beflenerung Im 
Allgemeinen, wir gehen nun zur näheren Prüfung der 
einzelnen Punkte über, welche in biefer Beziehung vor- 
zugsweife in Betracht kommen, namentlidy zur‘ Beant- 
wortung der Fragen über Subjekt und Objekt der 
in Rede ftehenden Abgabe und über die paffendite 
Methode, welche. anzumenden bei deren Veranlagung 
und Erhebung. 


1l. Snöbefondere. 


a. Bon ben Subjelten und Objekten ber Befleuerung bes fub: 
jektio reinen Einkommens. 


As Subjekt Diefer Beſteuerung als beitrags⸗ 
pflichtig zur individuellen Einkommen-Steueèr, iſt 
jeder Staatoͤgenoſſe zu betrachten, welchem aus irgend 
einer Quelle ſubjektiv⸗reines Einkommen zufließt, gleich 
viel, daſſelbe gehöre zum echten (urfpränglichen) oder 
zum unechten (abgeleiteten) Einkommen. Nicht bloß 
alfo die Grund: Eigener, Gewerbs- und Handelsleute, 
fondern auch die Pächter, Kapitalifien, Befoldeten und 
Penfiondre, in fo fern ihnen reines Einkommen der ge 
dachten Art zu Zheil wird, find zur Klaffe jener Bei: 
tragspflichtigen zu zahlen. 

As Objekt, als Gegenftand der Belleuerung des 
individuellen Einkommens, ift jegliche Art von reinem 
Eintommen zu betrachten, was den einzelnen Staatöge- 
noffen zu Theil wird und vom Staat gefehüst wird, mag 
daffelbe feiner Natur nad) urfprängliches oder abgeleitetes 
Einkommen feyn. Irgend eine befondere Gattung bes 
fubjeftiv reinen Einfommens bei der Steuer Anlage außer 
Acht zu laffen, hätte nicht nur keinen haltbaren Grund, 
fondern wäre zugleid dad Grab aller Wahrheit und Ge- 
rechtigkeit des Steuer: Syftems. 
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Noch unzulaͤſſiger aber waͤre es, nach der Lehre 
der Phyfiokraten, einen einzigen Zweig des urſpruͤnglichen 
Einfommend, dad vom Grunde und Boden, audfchließ- 
fi) zur Steuer heranzuziehen, und ed den Urproduzen- 
ten überlaffen zu wollen, im Preife ihrer Erzeugniffe ſich 
die Steuer von den Verbrauchern wieder erftatten zu laffen. 
Solches zu bewirken, ift unmöglic, weil dieſer Preis 
immer nur von ber Konkurrenz und dem Bedarfe ab- 
hängt, und wäre e8 möglich, fo wirhen nicht nur alle 
übrige Staatögenofien der Willführ der Urproduzenten 
Preis gegeben feyn, fondern ed würde dadurch überbieß 
aud) die Gleichheit und Allgemeinheit, der wefentliche Eha- 
rakter gerechter Befteuerung, geradezu verle&t werden. 

Die individuelle Einfonmenfteuer darf alfo weder 
allein auf das Grund-Cigenthum, den Arbeitölohn oder 
den Kapitalzind gelegt, noch aus dieſen verfchiedenen 
Klaffen von Einkommen ifolirt gefchöpft werben, ſon⸗ 
dern alles reine Einkommen ohne Ausnahme, fließe ed 
aus Gütern, Gebäuden, Kapitalen oder aus irgend einer 
Gattung von Erwerb, muß verhältnißmäßig zum Bei⸗ 
frage angezogen werden, jo daß die Total-Summe des, 
aus was immer für Quellen herrührenden, reinen Ein- 

kommens eined Jeden beim Bemeſſen feiner Steuer⸗Quote 

| in Anfchlag gebracht wird. 

| Aus dem Prinzipe, daß nur dasjenige Einfommen 

"per Befteuerung unterliegen Eann, was vom Staate ge: 
fhüst wird, folgt übrigens von felbft, daß Einkünfte 
von einem im Auslande befindlichen Vermoͤgen, beftehe 
ſolches in Kapitals oder Grund-Befiß, von der in Rede 
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ſtehenden Abgabe verſchont bleiben muß. Eine Verletzung 
jenes Prinzips in letzterer Beziehung wuͤrde zugleich die 
Folge haben, daß in allen denen Fällen, wo bie Regie 
rung des fremden Staates, aus welchem jene Einkünfte 
bezogen werden, bereits irgend eine Abgabe vom Ein- 
tommen erhebt, der nämliche Gegenftand einer Doppel 
ten Befteuerung würde unterworfen werden, was offen 
bar eben fo ungerecht als unpolitiſch wäre, und bie aus⸗ 
wärtigen Regierungen zu hoͤchſt nachtheiligen Retorfions- 
Maaßregeln veranlaffen könnte. 

Der Unterfchied aber, den man in ber Staatswirth⸗ 
fchaftö- Lehre zwifhen urfprünglihem und abgeler 
tetem Bolfs- Einfommen macht, kann, wie Lo& (Bande. 
d. Staatswiſſenſch. IL. 161) Elar auseinander gefeßt hat, 
bei der Wertheilung der Einfommen- Steuer auf die ver 
fhiedenen Abgabe = Pflichtigen nur wenig in Betracht 
tommen. Wohl ift es nicht zu leugnen, fagt diefer Schrift: 
fteler, daß bloß das urfprüngliche Einkommen eines 
Volks, wenn man baffelbe als Gefammtheit betrachtet, 
den eigentlichen Betrag feines Einkommens bildet, und 
daß bloß der Betrag diefes Einkommens es ifl, aus wel: 
chem alle Bedürfniffe des Privat- und Öffentlihen Ber: 
brauchs ſich fchöpfen laſſen. Aber bei der Vertheilung 
der Abgaben kann nicht die Art und Weife der Geneſis 
des Volks: Einfommens in’s Auge gefaßt werden, fon: 
dern lediglih die Art und Weife, wie fid) jenes Einkom: 
men unter bie verfchiedenen Volksglieder vertheil. Died 
ift eine nothrwendige Folge des Verkehrs, der die befrie 
jame Volksmenge ſtets bewegt und, von welcher bewegt 
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fie fletö gedacht werben muß. Mas wir abgeleitetes 
Einfommen nennen, ift nichts weiter als der aliquote 
Zheil, welchen der Verkehr durch feine mannigfaltige Ge- 
flaltungen und Werzweigungen, und durch die Verkettun- 
gen, in welche bier eigentliche Güter, Kräfte und menſch⸗ 
liches Treiben aller Art unter fi) gebracht werden, von 
der gefammten Maffe des urfprünglichen Einfom- 
mend des Volks jedem einzelnen Gliede des le&tern zu: 
theilt. Dies aber vorausgefegt, Eönnen die Bedingungen 
und der Regulator für die möglichfte Gleichmäßigkeit der 
Vertheilung der öffentlichen Abgaben nicht ſowohl in dem 
Einkommen felbft und der Art und Weiſe feiner wirth⸗ 
fchaftlihen Bildung gefuht werden, ald vielmehr in 
dem Genuffe, welchen einem Jeden feine Quote an dem 
Betrage des gefammten urfprünglihen Volks-Einkom⸗ 
mens zutheilt. Ob er durch diejenigen Gewerbe und Bes 
fhäftigungen, welche er treibt, felbft zur Produktion eines 
Theils jenes Betrags des allgemeinen urfprünglichen Ein- 
kommens mitgewirkt haben mag, ob er, was eind und 
daffelbe ift, bei der Klaffififation der verfchiedenen Klaffen 
des betriebfamen Volkes zu den Produzenten im eigentlichen 
Sinne oder zu der fogenannten fterilen Klaffe zu vechnen 
feyn mag, dies Tann über feine Heranziehung oder 
Nicht Heranziehung zur Uebernahme eines Theils der 
Öffentlichen Laſten nichts entfcheiden. Entſcheidend in Dies 
fer Beziehung ift allein feine Theilnahme am Genuffe, 
oder menigftend an der Aneignung eines Theils jenes 
urfprüngliden Einkommens. Und darum muß denn auch 
die Vertheilung eben fo gut die bloß fterilen Volks⸗Klaſ⸗ 
30 * 
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fen und jeden Einzelnen unter biefen treffen, als bie 


eigentlichen produktiven Volks-Glieder. Würden bloß 


Lestere befteuert, und ließe man die fogenannten Sterilen 
leer ausgehen, dann würde der Verkehr die Ausgleichung 
zwifchen Beiden herzuftellen haben; die Erwartung aber, 
daß diefer ſolches gehörig thun werde, wuͤrde gewiß eben 
fo trügerifh feyn, als bie erwartete Audgleihung ber 
nur von Einer, Volks-Klaſſe erhobenen Einen Steuer. 

Freilich mag es ſchwer feyn, fügt Lotz Hinzu, den 
fogenannten fterilen Volks-Klaſſen ihre Quote an ben 
Öffentlichen Abgaben immer richtig zuzutheilen. Iſt ſchon 
das Einkommen der produktiven Klaffen nicht ohne die 
größten Echwierigkeiten auszumitteln, fo ift ed bei den 
fterilen oft kaum möglih. Da diefe Klaffe eigentlich nichts 
produzirt, Feine neue Güter ſchafft, fondern nur für die 
immateriellen Dienftleiftungen, welche fie der produktiven 
Klaffe gewährt, eimen Theil des Einkommens der Iebtern 
ald Lohn erhält, diefer Lohn aber felten bedeutend genuy 
ift, um ihr mehr ald den nöthigen Lebens - Bedarf | zu 
fhaffen, einen Ueberfhuß oder ein veined Einfommen zu 
erwerben aber ihr bei weitem fo leicht nicht möglich ift, 
wie den eigentlid) produzirenden Bolfd-Klaffen, fo Tann 
fie fih in den meiften Fällen nur durch Entbehrungen 
oder durch Beſchraͤnkung ihres Genuffes in den Stand 
feßen, den Anforderungen ber öffentlichen Kaffen zu ge 
nügen. Auch wechfelt bei ihr das Einkommen viel ſchnel⸗ 
fer und häufiger als bei den produzirenden Volks-Glie 
dern. Allein darin, daß der Eine die Abgaben aus feiner 


auf diefe oder jene Weife erworbenen Gütermafie leichter 
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ihöpfen ann, als der Andere, darin, daß der Eine fi 
die Fähigkeit zur Erfüllung feiner Pflicht, die Abgabe zu 
entrichten, auf pofitivem Wege verfchaffen mag, ber 
Andere nur auf negativem; darin, daß dem Einen 
fein Einkommen ficherer und bleibender ift ald dem An- 
bern, in dem Allem liegt offenbar Fein ausreichender Recht: 
fertigungs = Grund für die Freilaffung des Lebtern. Genug, 
daß die fterile Volks-Klaſſe am Genuffe der Erzeugnifle 
der Betriebfamkeit der produftiven Volks-Klaſſe eben fo 
gut Theil nimmt wie diefe legtere; genug, daß die durch 
den Verkehr vertheilte Geſammt-Maſſe der Erzeugniffe 
der Betriebſamkeit Aller den fterilen Volks-Gliedern eben 
fo gut zufließt, wie den produßtiven. Beſteht doch das 
Entrichten aller Abgaben feiner Wefenheit nach in ber 
Verwendung eines Theils der zunaͤchſt nur für unfere 
Privat: Zwede zuſammengebrachten Güter-Maffe für bie 
Zwede des Öffentlichen Lebens, und biefer Verwendung 
ift die fterile Volks-Klaſſe fo gut fähig, fo gut unter- 
worfen ald die eigentlid produktive. Etwas miffen 
von dem, was er ohne Die Abgabe zu feinem Privat- 
Zwecke verwenden Fonnte, muß jeder Abgabenpflihtige, 
und zu einem folhen Miffen ift der fterile eben fo gut 
geeignet wie ber produzirende Staatsgenoſſe. Würde der 
fogenannte Sterile frei gefprochen, dann würde die Der: 
theilung der Öffentlichen Laften hoͤchſt ungleich ausfallen. 
Der eigentlihe Produzent könnte fi alsdann vielleidht 
durch den geringen Lohn entfhädigen, den er dem Ste— 
eilen für defien Dienftleiftungen reiht, man könnte viel- 
teicht annehmen, daß er im Verkehre ihm von der unter 


Alle zu vertheilenden Güter-Maffe ber Erzemgniffe der 
Volksbetriebſamkeit um fo viel weniger überlaffen Tönne, 
als die ihm ausſchließlich auferlegte Abgabe beträgt, al 
lein ſtets würde es fehr problematisch feyn, ob und wie 
weit der eigentlich produzirenden Volks-Klaſſe jo etwas 
gelingen werde, ob nit der Gang des Verkehrs zii: 
fhen den eigentlihen Produzenten und der fterilen Volks⸗ 
Klaſſe jenes Streben der Erfteren durchaus vereiteln möge. — 

Die individuelle Einkommen: Steuer darf, wie 
bereitd erwähnt worden, nur Dasjenige treffen, was dem 
einzelnen Staats-Genoſſen von feinem Gefammt - Einfom- 
men übrig bleibt nad) Beftreitung feines nothwenbi- 
gen Aufwandes. Es entfleht nun vor allem die Frage: 
was unter nothmwendigem Aufwande eigentlich zu be 
greifen fey? Die Schwierigkeit einer vollfommen befrie 
bigenden Löfung diefer Frage macht überall den Begriff 
des reinen individuellen Einkommens ausnehmend fchwan- 
fend, daher es nicht zu verwundern ift, wenn Die A 
fihten der ſtaatswirthſchaftlichen Schriftfteller in dieſer 
Beziehung fehr verfchieden, wenn ihre Urtheile Darüber 
ſehr abweichend von einander ausgefallen find. 

Es ift ſchwer anzugeben, aͤußert Sartorius, 
was unter reinem Einkommen der Einzelnen verſtanden 
werden fol. Mit der Formel: Alles das, was nach Ab: 
zug der aufgewandten Koften vom Ertrage des Grundes 
und Bodens, ber Gewerbe ꝛc. übrig bleibe, mache Das 
reine Eintommen aus, ift in der That nicht viel gebol- 
fen. Bei allen Arten von Gefchäften macht man einen 
Aufwand nicht bloß im Laufe deſſelben Jahres oder beim 
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Anfange der Unternehmung, um den gewöhnlichen Ge: 
winn davon in Furzer Frift z. B. bei der Ernte zu er 
halten, fondern man macht auch einen folchen, wovon 
man erft nad, Berlauf mehrerer Sahre das audgelegte 
Kapital nebft den Zinfen und dem Geminnfte wieder ers 
wartet. Nun aber ift nicht nur die darüber anzuftellende 
Berechnung fhwierig und wird folche von Wenigen ge⸗ 
nau geführt, fondern ed gibt auch noch manches Andere, 
was neue Verwicklungen herbeiführt. Ohne Zweifel Tann 
nicht nur dann erft von reinem Einkommen die Rebe 
feyn, wenn dasjenige abgerechnet worden, was die Bes 
nußung dieſer Quelle koſtet, fondern aud nur dann, 
wenn das, was erforderlid war, um die Quelle felbft, 
wenn aud nicht ergiebiger zu machen, body in demfel- 
ben Zuftande zu erhalten al& bisher, in Abſatz gebracht 
worden if. Wendet man died nun auf diejenige Quelle 
des Einkommens an, welche vorzüglich in der perfönlis 
. hen Kraft befteht, fo Fann man, genau zu reden, doc 
nur dann von einem reinen Einfommen fprechen, wenn 
diefe menfchliche Kraft felbft erft in dem gleichen Zuftande 
ift erhalten worden. Allein die mit der größten und ſchaͤtz⸗ 
barften Kraft Verſehenen fterben hinweg. Andere müffen - 
durch großen Aufwand erft fich geſchickt machen, deren 
Abgang zu erfeben. Es verhält ſich mit den aus fon- 
fligen Quellen 3. B. aus einem Landgute gezogenen Ein: 
fommen in vieler Beziehung ganz anders; dieſes Tann 
vererbt werden, jene Kraft nicht. Wie verfchiedenartiges 
aber wird gefordert, um die menſchliche Kraft audzubil- 
den und in einem Zuſtande zu erhalten, daß fie fich gleich- 
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mäßig aͤußern könne? Dies if} fo unendlich verſchieden 
bei den verfchiedenen Ordnungen der Menfchen und ihrer 
befondern Eigenheit. 

Friedrih v. Raumer iſt fogar der Meinung, 
daß nicht das reine, fondern vielmehr dad rohe Einfom- 
men bei der individuellen Beſteuerung des Einfommens 
zum Grunde gelegt werden müffe, weil er es für durch⸗ 
aus unmöglich hält, gehörig zu beflimmen, was als 
nothwendiger Aufwand zu betrachten, und als folcher 
vom rohen Einfommen in Abzug zu bringen ſey? Die 
jenigen, fagt Derfelbe, welche mit dem Argumente dafür 
flreiten, daß der Eine von feinem Einkommen weniger 
nothwendig brauche, alfo mehr davon abgeben Eönne, als 
der Andere, behaupfen zulegt nur, daß eine Einfom- 
men = Steuer fehr, große Mängel habe, wovon ich gleichfalls 
überzeugt bin, aber eine Einlommen-Eteuer mit Rüd: 
fiht auf die Ausgaben eines Ieden, feheint mir den Be- 
griff derfelben gänzlich umzuftoßen. Sie verlangt ja 
eben durch die Befteuerung des Einkommens, daß Jeder 
feine Ausgaben nad) dem Weberrefte regulire, welcher 
nad) Abzug der Abgabe verbleibt, dad Quantum der Ein- 
nahme beftimmt die Ausgabe, nicht Die Ausgabe Das 
Quantum, deffen, was zur Beſteuerung angezogen werden 
Bann. In der Regel gibt Jeder alles aus, was er ein 
nimmf, auch wohl noch mehr; da bliebe alfo nichts zu 
befleuern übrig, ja man müßte noch zugeben. Wir ver- 
‚langen, fagen die Anderögefinnten, bloß den Abzug ber 
nothwendigen Ausgaben. — Wa8 find denn aber 
die nothwendigen Ausgaben? ift dem Gelehrten der An- 
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Fauf von Büchern, dem Künftler der Anlauf von Kunſt⸗ 
werfen, dem durch Neigung ober Berhältnig Gefelligen 
ber Anlauf mannigfaltiger Gegenftände des Luxus nicht 
eben fo nothwendig zur untheilbaren Erhaltung des Leibe:s 
und der Seele, ald dem Armen die bloße Erhaltung fei- 
ned Leibe? Das entgegengefegte Prinzip führt bei koꝛ⸗ 
fequenter Anwendung zur Erdruͤckung und Herabwuͤrdi⸗ 
gung alles Deflen, was ald dad Herrlichite am Menfchın 
erſcheint, es führt bei ber beſten Abficht, zur Auflöfung 
und zur Anarchie, ed ift gleich mit dem Prinzipe einer 
Steigerung ber abzugebenden Prozente in's LUnendlidye, 
mit dem Prinzipe einer abfoluten Gleichheit des Vermoͤ⸗ 
gend, der Neigungen, Beftrebungen und Genüffe. 
Dagegen wird von Lo (a. a. 9. 1IL 322) mit 
Recht erinnert, daß eine Beſteuerung, die nur das rohe 
Einfommen der Abgabepflihtigen zum Maaßſtabe für die 
BVertheilung der ihnen aufgulegenden Öffentlichen Abgaben 
macht, nie und nimmer zu einer gleihmäßigen Belaftung 
des Volks führen könne. Das Prinzip der Ungleichheit, 
fagt Derfelbe, liegt in einer folden Steuer ſchon ihrer 
Natur nach. Wer viel rohes Einfommen hat, hat darum 
noch keineswegs auch. viele Ueberſchuͤſſe über feinen Be- 
darf, von welchen er etwas zur Dedung bed Öffentlichen 
Bedarfd abgeben Tann. Es ift vielmehr fehr wohl der 
Fall denkbar, daß fich das reine Einfommen zweier In⸗ 
dividuen völlig gleihmäßig herausrechnen laſſen Tann, 
ungeachtet die Berechnung ihres rohen Cinfommend Die 
auffallendfte Werfchiedenheit darbietet. Und gar oft tritt 
fogar der Fall ein, daß felbft ein fehr bedeutendes vohes 
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(Eintommen für die Bebürfniffe feines Erwerbers nicht 
ausreicht, ein Anderer dagegen bei einem weit geringerm 
rohen Einkommen und bei mäßigen Bedürfniffen fehr be: 
traͤchtliche Weberfchüffe haben, und in feinem Vermoͤgen 
auffallend vorwärts fchreiten Tann, während der Erftere 
vielleicht Taum im Stande ift, dad ihm von ber Borfe- 
hung befchiebene nothbürftig "auf feinem bisherigen Ber 
ftande zu erhalten. 

Eine direkte Einfommen » Steuer nach) dem Verhaͤlt⸗ 
niffe des rohen Einkommens vertheilt, bemerft Log 
weiter, hat alles gegen fih, wa8 einer Konfumtionß 
Steuer entgegenfteht, welche auf den nothwendig- 
ſten Bedürfniffe ded Lebens ruht. Der Unter: 
ſchied zwifchen foldhen Steuern und Konfumtions » Steuern 
liest nur darin, daß man fich bei der Verkheilung und 
Erhebung dort an die Quellen der Konfumtion bält, 
bier aber an die Konfumtion felbfl. Sonft und in 
den Folgen hat bie eine Steuer mit ber andern einen 
ganz gleichen Charakter und gleiche Ergebniffe. Nur das 
Einzige, leider ihr aber nicht zur Empfehlung dienende, 
Ergebniß hat die Beſteuerung des rohen Einkommens 
vor einer ſolchen Konfumtiond= Steuer voraus, daß fie 
leiht den Gang der Betriebfamkeit in feinem Snnerften 
erfchüttern ann, während die Konfumtiond= Steuer ihrer 
Natur nad) bloß bei der Außenfeite ftehen bleibt. Die 
Konfumtions- Steuer fann nur die Kraft zur 
Arbeit ſchwaͤchen, die direkte Steuer auf das 
rohe Eintommen aber zerftört felbft den Billen 
bazu. Denn nichts Anders Tann die Folge eines Abga= 
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ben⸗Syſtems ſeyn ‚ das fith von allen Früchten unſers 
Fleißes glei im Augenblide ihrer Erzeugung und ihres 
Gewinns einen Theil anzueignen ſtrebt, das ben Fleißi⸗ 
gen gleihfam auf allen Schritten und Zritten verfolgt, 
und oft fogar da ernten will, wo die Früchte noch nicht 
einmal ganz reif find, wo der Gewinn, welchen ber 
Bleißige aus feinen Unternehmungen erwartet, noc nicht 
einmal zur völligen Beftändigkeit und Feftigkeit gediehen 
ift. Ein folches Syſtem ift zwar geeignet, den Fleiß zu 
lähmen, und zu vernichten, aber ihn zu wecken und zu 
beleben, dazu ift e& bei allen feinen fcheinbaren Vorzuͤgen 
auf feine Weife fahig. 

Nah Zaharida’s Anfiht (Vierzig Bücher v. Staate 
V. 118) wird der Erwerb einer Perfon in fo fern, als 
er deren fachliche Vermögen vermehrt, d. i. einen Ueber: 
fhuß über den von ihr zu machenden Aufwand abwirft, 
das reine Einkommen diefer Perfon genannt; ed be⸗ 
fteht letzteres hiernach gewiflermaßen in den Zinfen, welche 
diefelbe von ihrem Gefammt:Kapitale bezieht... Wie das 
Vermögen, fagt diefer Schriftfteller, fo ift auch das Ein- 
fommen einer Perfon ald ein Ganzes zu betrachten. Uns 
ter dem Aufwande einer Perfon aber Tann man ent: 
weder ihre wirkliche ober ihre wirkliche und noth⸗ 
wendige Konfumtion verftehen. Zu den nothmwenbdi- 
gen Ausgaben gehören: 1. alle diejenigen, welche zur 
Erhaltung oder zur Ergänzung bed Vermoͤgens zu ma⸗ 
hen find, alfo 3. B. die Ausgaben, mit welchen die 
Öffentlichen Abgaben beftritten werden; 2. die Ausgaben, 
welche die Bedingungen ded objektiven oder fubjeßtiven 
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Erwerbs find, alfo 3. B. die Produktions-Koſten; 3. 
diejenigen Ausgaben, welche bie Perfon zur Befriedigung 
ihrer eigenen und ihrer Familie perfönlichen aber un- 
entbehrlihen WBebürfniffe zu machen hat. Man ann 
diefe Bedürfniffe in gemeine und in Standes- Be: 
bürfniffe eintheilen. Che von einer Wermehrung des 
Bermögend, ober von einem reinen Einkommen die Rede 
feyn kann, ift von dem Exrwerbe dad abzuziehen, was 
zum Lebens =» Unterhalte unumgänglidy nothwendig iſt. 
Außerdem aber können auch die Verhaͤltniſſe, in welchen 
der Menfc als Mitglied der bürgerlichen Gefellfchaft fteht, 
fein Rang, fein Amt, fein Stand ꝛc. andere perfönliche 
Bedürfniffe den unbedingt nothwendigen gleichftellen. — 
Wenn ein Menſch das, was er erworben hat 5.8. Häu- 
fer zu feinem eigenen Gebrauche verwendet, fo ift diefe 
Berwendung zwar ber Sache nad) noch nicht ald ein Ein» 
fommen d. i. nicht ald eine Vermehrung, fondern al& eine 
Benugung feines Vermoͤgens zu betrachten. Bei einer 
Einfommen : Steuer aber ift Das werbende Kapital, was 
der Steuerpflichtige benutzt, mit Recht denjenigen Kapi⸗ 
talen gleich zu achten, die er verzinslich audgeliehen hat. 
Denn bei einer Steuer dieſer Art ift nicht der Aufwand, 
den der Steuerpflihtige macht, fondern der Aufwand, 
ben er zu machen genoͤthigt iſt, in Abrechnung zu brin- 
gen. Da find alfo vorläufig auch die Nußungen in 
Rechnung zu nehmen, welche er felbft von feinem Ver⸗ 
mögen bezieht, gleich als wären fie Binfen, die ihm ein 
Anderer entrichtete. — Anders verhält fich die Sache mit den 
todten Kapitalen, diefe koͤnnen, da fie weder aufdie eine 
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noch auf bie andere Weiſe Zinfen tragen, einer folchen Steuer, 
nad Recht und Billigkeit, nicht unterworfen werben. 
In den Haupt Punkten übereinftimmend mit 3a- 
harid hat fih auch Schön in diefer Beziehung aus⸗ 
gefprochen. Die Privat- Dekonomie, fagt Derfelbe (Grund 
fäge d. Finanz S. 57), ftellt drei Momente dar, ben 
Erwerb des Einfommens, die Verwendung beffel- 
ben für die häuslichen Bebürfniffe und die Zuruͤckle— 
gung oder Kapitalifitung der Erſparniſſe. Würde ber 
Erwerb verlegt, fo würde dad Fundament aller Privat: 
Dekonomie angegriffen; daher kann nicht bad Vermögen 
des Privaten, fondern nur deflen laufende Einnahme 
das Objekt der Steuer ſeyn. Bon den Einkünften aber 
find vorweg jene Theile abzuziehen, ‚welche zum Erfaße 
der Erwerbs: Koften gehören. Allein die reinen Privat: 
Einkünfte ftehen nichts weniger ald ganz ber Regierung 
zu Dienftn. Es muß durchaus noch dasjenige abgezogen 
werben, was zur Befriedigung der phyſiſchen und geifti- 
gen Bebürfniffe der Familie gehört, und die Möglichkeit 
eined - Heinen Weberfchuffes für neue Anlegung ober für 
kuͤnftige Noth offen bleiben. Die Privat Wirthfchaft bietet 
alfo nur. jenen Theil der reinen Einkünfte der Beſteuerung 
dar, ber über den nöthigen häuslichen Bebarf hinaus 
veiht. Würde dem Privat-Wirthe mehr entnommen 
werden, dann müßte er entweder dem Wohlſeyn entfagen 
ober aber. diefen Mehrbetrag auf Diejenigen, mit denen 
er wirthſchaftlich verkehrt, abzumälzen teachten. In bei- 
den Füllen aber, würde die National⸗Oekonomie zu Schaden 
tommen; im erften Kalle müßte fie ihren Zweck verfeh⸗ 
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len, dm zweiten in Serrättung gerathen. Die Summe 
der reinen Privat: Einkünfte, die über den echten Haus⸗ 
bebarf der Privaten hinausreichen, kann allein ald jener 
Theil der Nationals Einkünfte, der über die Erhaltung 
und Belebung der Nation hinausreidht, angejehen werden. 

Hin und wieder ift wohl baräber Zweifel entitan- 
ben, ob auch die Zinfen der von den Steuerpflihtigen 
gemachten Schulden fo wie die fonft von ihnen zu ent- 
richtenden Abgaben und die Öffentlichen Laften bei ber 
Befteuerung des individuellen Einfommens in Ahzug zu 
bringen feyen? Diefer Zweifel ift von Sartorias auf 
eine, wie und duͤnkt, befriedigende Weiſe gehoben worber. 
Betrachtet man, fagt Derfelbe, die Steuer ald eine 
folche, Die wirktih dad Einkommen treffen fol, aud 
ganz von dem abgefehen, was zur Erhaltung der menſch⸗ 
lichen Kraft bei Einzelnen gefordert wird, dann ſcheint 
ed billig, daß die für gemachte Schulden zu entrichtenden 
Binfen bei der Berechnung abgefegt werben. Terner, 
betrachtet man die Abgabe ald eine ſolche, die neben allen 
andern Steuern noch von dem ganzen reinen Weberfchuffe 
zu entrichten iſt, dann fcheint ed ebenfalls billig, daß die 
übrigen Öffentlichen Abgaben, in fo fern fie unmittel 
bar (direft) erhoben werden, zuvor in Abzug kommen. 
Daß alle Real- und ähnliche Laften zuvor abzuziehen 
find, verfteht fi) ohnehin von felbf. Es Lönnte nur 
die Stage feyn, ob man nicht, zur Vermeidung unrichti⸗ 
ger Angaben, den Hinfichtli der Schulden zu verftatten- 
den Abſatz auf die hypothekariſchen Schulden beſchraͤnken 
wolle? Wie aber auch daruͤber entſchieden werde, ſo iſt doch 
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das einleuchtend, daß es zu einer drüdenden Ungleichheit 
führen müßte, wenn ein Gutöbefiger 3. B. 500 Thaler 
jährlich für Zinfen zu zahlen hätte, davon aber zu zwei 
vom Hundert gleichwohl zehn Thaler an Steuern ents 
richten follte, um fo mehr, da bie Abgabe von dem Ka⸗ 
pitaliflen Doc entrichtet würde, wenn anders biefer treu 
angibt. Da es indeß fo ſchwer ift, den Inhabern ber 
Geld - Kapitale ihren Gewinnft nachzurechnen, fo ift es 
bisweilen für rathſam gehalten worden, den Schulöner 
wegen folcher Abgaben zu verftatten, ihren Gläubigern 
an den Zinſen einen verhältnigmäßigen Abzug zu machen. 
Wie wenig aber dadurch der Zwed erreicht, vielmehr Die 
Schuldner in noch größere Verlegenheit geflürzt werben 
möchten, ift einleuchtend, da die Gelder fofort gekündigt 
und in andern Ländern oder auf andere Weiſe fleuerfrei 
angelegt werben dürften. — 

Es bleibt und nunmehr nod) bie Frage zu erörtern 
übrig, was von den Begünftigungen zu halten, deren 
fi) in manchen Ländern gewiſſe Arten des Einkommens 
zu erfreuen haben bei der Befteuerung des fubjektiven oder 
individuellen Einkommens der Staatögenofjen; infonder- 
heit gehören dahin 1. die Renten der Staatsglaͤu— 
biger und 2. die Gehalte der dffentlihen Beam 
ten. Daß bergleichen Begünfligungen mit dem Prinzipe 
der Gleichheit und Allgemeinheit unvereinbar find, liegt 
am Tage; es fragt fi) daher nur, ob überwiegende 
Gründe vorhanden, welche eine Ausnahme von der Regel 
räthlid machen in gedachter Beziehung ? 

Hoͤchſt unpaflend ift es, wird mit Redht von Say 
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geurtheilt, daß bie Mäßigung bed Fiskus bis zur völligen 
Steuerbefreiling einzelner Einkünfte gehe, wie folches bei 
ben Renten der in den Staatsfonds angeleg- 
ten Kapitale bier und da der Fall if Deſtuͤtt 
de Tracy (Elemens d’ideologie IV. 436) hält fogar 
eine auf die Renten ber öffentlichen Schuld gelegte Steuer 
für die befte von allen, nur betrachtet er fie zugleich als 
eine Art von Staats-Bankrott. Diefe Bedenklichkeit 
Tracy’s, fagt Say, theile ich durchaus nicht. In 
den Staatdö-Renten legt der Kapitalift fein Geld an, 
wie irgend wo anders, und welcher Kapitalifl muß, wenn 
er fein Geld vortheilhaft unterbringt, nicht gewärtig- feyn, 
den Fiskus an feinen Einkünften Theil nehmen zu fehen? 
Es wäre nicht mehr als billig, daß die Staats-Glaͤubi⸗ 
ger Englands einen Theil des Einkommens verfteuerten, 
was fie aus dem Staats⸗-Schatze beziehen. Bei Eröffnung 
einer Staatd- Anleihe werden die Renten berfelben nicht 
befteuert, bamit jene wohlfeiler unterhandelt werben Tönne 
und der öffentliche Schab um fo mehr erhalte; nad) dem 
Abfchluffe der Anleihe aber bleibt die Rente unbefteuert, 
damit die Regierung nicht für zahlungsunfähig erklärt 
werde und ihren vollen Kredit behalte, um auch ferner- 
. hin Geld aufnehmen zu Fönnen. Man mag jedoch Diefe 
Schonung betraditen, aus welchem Gefichtäpunfte man 
will, fo wird hier der Steuerpflichtige, wie faft immer, 
dem Vortheile ber Regierung und der mit ihr hellen: 
den, d. h. ed wird die Gefammtheit ber Bürger dem 
Vortheile der Minderzahl aufgeopfert. Man fage nicht, 
e8 liege im Intereffe Aller, daß der Staat guten Krebit 
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habe, denn ein folcher mindert die Laften des Volks nicht 
und ift nur geeignet, den Aufwand der Regierung zu 
vergrößern, dem nur bie Unmöglichkeit, mehr zu bekom⸗ 
men, Schranken fegt. — Man kann aud) das Einkom- 
men von Staats-Renten wicht aud dem Grunde der Ein- 
tommen= Steuer entheben, weil die Rentner bereitd Ver⸗ 
brauchsſteuern zahlen, denn diefe werden ja ebenfalls won 
den Grundbefigern entrichtet neben der Grundſteuer, welche 
fie zu bezahlen haben. 

Was die Frage betrifft: ob die vom Staate 
Befoldeten binfichtli ihres Gehaltes der Einkom⸗ 
men= Steuer zu unterwerfen oder von derſelben zu ver- 
fhonen feyen? fo dürfte die Beantwortung derfelben nad) 
- Dem, wa5 oben über die Natur bed fubjeftiv reinen 
| Einkommens und deffen Beſteuerung im Allgemeinen er- 
Örtert worden, nicht ſchwer fallen. Befoldungen gehören 
zum abgeleiteten Einkommen der Nation; iſt nun jegliches 
Einkommen, es ſey echtes oder abgeleitetes, in fo weit 
ed als individuell-reines Einkommen ſich darftelt, der 
Beſteuerung unterworfen, welchen vernuͤnftigen Grund 
koͤnnte es geben, den Theil der oͤffentlichen Beſoldungen, 
welcher wirklich als individuell⸗-reines Einkommen erkannt 
worden, der Abgabe zu entziehen? Man hat hauptſaͤch⸗ 
lich eingewandt, Beſoldungen beruheten auf einem Ver—⸗ 
trage, welchen die Angeſtellten mit ber Regierung abge- 
fchlofjen, und es fey doch feltfam, den Beloldeten einen 
hoͤhern Gehalt auszuzahlen, um ihnen einen Theil davon 
durch einen Steuer Abzug wieder zu nehmen; man hätte 
es fi) ja bequemer machen und: ihnen einen geringern 
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Schalt bewilligen können. Diefer Einwand ließe ſich al 
lerdings hören, wenn von Beftenerung. des rohen Ein 
tommend der Beitragspflichtigen die Rede wäre, es han: 
delt fi) aber gegenwärtig von Beſteuerung des indi vi— 
viduell-zeinen Einkommens, was bei jedem einzelnen 
Staatsbeamten verfchieden ausfällt nach feinen perfön 
lichen Verhältniffen. Won zwei Beamten z. B., welde 
ganz gleichen Gehalt beziehen, ift der eine Familien = Ba- 
ter, der andere unverheirathet, Ienem bleibt vielleicht al? 
individuell = reines Cinfommen kaum die Summe von 
Funfzig Ihalern von feinem Gehalte übrig, während Die 
fem die Summe von Hundert Thalern als individuell: 
reines Einkommen zu Gebot ſteht. Dergleichen perſoͤn⸗ 
lihe Verhaͤltniſſe koͤnnen natürli im Staats-Budget 
bei Feſtſtellung der Befoldungen nicht berüdfichtigt wer- 
den, wohl aber von der Steuer:Behörbe bei Veranla⸗ 
gung der Einkommen - Steuer. 

Waͤre übrigens irgend eis rechtlicher Grund vorhan- 
den, das fubgektiv-reine Einfommen der Staats : Beam: 
ten der direkten Beſteuerung zu entziehen, dann müßte 
Gleiches auch gelten binfihtli ber indirekten, Die 
felben müßten aud) verfhont bleiben von allen Abgaben, 
welche den Verbrauch treffen, namentlih von ſolchen, 
wodurd der Genuß von Gegenftänden des unentbehr 
lihen Bedarfs belaftet wird. Denn jede Abgabe der 
Art vermindert offenbar, wenn gleich nur auf indireftem 
Wege die difponibele Gehalts: Summe, auf deren unver 
fürzte Auszahlung die öffentlichen Beamten, jener An- 
ficht zufolge, in, Gemäßheit ihres mit der Regierung ab- 
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geſchloſſenen Dienft- Vertrags rechtlichen Anſpruch haben 
ſollen. — Zu welchen Mißgriffen und Ungereimtheiten 
aber würde das führen? 

Es hat indeß nicht an gewichtigen Stimmen gefehlt, 
welche fich in diefer Beziehung mehr oder meniger zu 
Gunften der Befoldeten ausgefprochen, wiewohl es auch 
niht an folchen gemangelt hat, welche unferer "Anficht 
‚huldigen. Um die Lefer in den Stand zu feßen, mit 
Unbefangenheit die Gründe zu würdigen, welche für die 
eine und andere Anficht fprechen, wollen wir ihnen einige 
Urtheile mittheilen, welche von bewährten Schriftftellern 
in diefem Fache über den in Rebe ftehenden Gegenftand 
gefällt worben. 

Unter den Fragen, die fi) auf die Befteuerung des 
Einfommend durch Induſtrie und Gewerbö - Betrieb bezie- 
ben, fagt Malchus (a. a. O. 1. 857), ift jene über die 
Zuläffigkeit einer Befteuerung des Dienft - Einfommens ber 
Staatödiener Anlaß zu vielfacher und vielfeitiger Eroͤr⸗ 
terung geworden, ohne daß fich jeboch die wiberftreiten- 
den Anſichten ausgeglichen hätten. Es gründet fich die 
Anfiht ‘von der Zuläffigkeit einer Beſteuerung deffelben 
auf die unbedingte Aſſimilirung der Befoldungen mit dem 
Erwerbe durd) Gewerbö- Betrieb und auf die Unterftel: 
lung, daß die erftere dasjenige Einkommen furrogire, wel- 
ches der Staatödiener ohne feinen Eintritt in den Staatd- 
dienſt hätte erwerben koͤnnen. Es kann jedoch kaum 
mehr als die bloße Hinweiſung auf den Mangel an irgend 
einer reellen Unterlage bedürfen, durch welche dieſe Un⸗ 
terſtellung begruͤndet werden koͤnnte, die deshalb auch, 
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feloft im Kal Ihres Zutreffens In möglichen einzelnen Fäl- 
len, niemald ald Regel betrachtet werdge Tann. Ueber: 
haupt darf bei Erörterung diefer Trage dad Doppelte Ber: 
haͤltniß nicht überfehen werden, in welchem der Staat 
gegenüber feinen Beamten erſcheint und handelt, nämlid 
fein Verhaͤltniß ald Geſetzgeber, in welcher Eigenfchaft 
derfelbe den Gegenftand, das Maaß, überhaupt alle Ver: 
haͤltniſſe einer jeben Art von Dienftleiftung und die Größe 
der Befoldung für jede Dienft- Kategorie regulirt und 
feſtſetzt, ſodann jenes ald Kontrahent, in welchem 
berfelbe gegen die von einem Staatöviener übernommene 
Verpflichtung zur Leiftung beftimmter Dienfte feiner Seits 
fi) zur Bezahlung der für dieſe gefeglih und im Allge 
meinen, oder durch befondere Uebereinkunft vegulirten 
Vergütung verpflihte. Aus diefem letztern Verhaͤltniſſe 
begründet fich für beide Theile ein auf einem onereufen 
Ermwerbötitel geftügtes Recht, von Seiten des Staates 
nämlich ein foldyes zu der Forderung, daß der Staats: 
Diener fi) der Verwaltung bed übertragenen und von ihm 
übernommenen Amtes ausfchließlich widme, von Sei: 
ten des Letztern aber ein ſolches auf die befländige un- 
verkürzte Leiftung der Vergütung, wogegen berfelbe bie 
Berpflihtung zu einer folhen ausfchließlihen Widmung 
übernommen hat. 8 liegt in der Natur des Staats⸗ 
dienſtes, daß die Vergütung für denfelben nicht fo, wie 
bei andern Arten von Dienftleiftungen für jede einzelne 
Leiftung befonderd- vegulict werben Tann, die Leiftung ſelbſt 
nicht von. der Bereitwilligkeit Derjenigen, von welchen 
fie verlangt wird, abhängig bleiben darf, fondern daß 
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dieſelbe, um der beſtaͤndigen Bereitſchaft von Organen 
und Agenten fuͤr jede Art von Dienſtbeduͤrfniß verſichert 
zu ſeyn, nach -Häupt=Kategorieen von Leiſtungen oder 
Dienftgraden überhaupt und im Voraus beftimmt feyn 
muß, und daß die Staatödiener zu Diefer beftandigen Be⸗ 
reitfchaft, und im Fall befondere Umftände eine größere 
als gewöhnliche Leiftung erfordern, auch zu dieſer ver- 
‚pflichtet find, und zwar ohne daß fie zum Anfpruche einer 
befondern Vergütung für diefes Mehr in allen Fällen be- 
rechtigt feyn Eönnten. — Bei dieſer wefentlichen Ver: 
fehiedenheit aller Verhältniffe und der Bedingungen, unter 
welchen das Einkommen durch Staatsdienſt erworben . 
wird, Tann daraus, daß durch daſſelbe fih ein Nah» 
rungsſtand für die Befoldeten bildet, den fie unter 
dem Schuße des Staates genießen, Fein Grund 
für die Rechtlichkeit oder Statthaftigkeit einer folchen 
Befteuerung gefolgert werden, weil der erftere durch einen 
onereufen Kontrakt erworben, und befhalb der Staat zu 
deſſen Gewaͤhrleiſtung in ſeiner urſpruͤnglich Tontrahirtge 
Größe verpflichtet ift. Aber auch hiervon abgefehen und 
von den rechtlichen Werhältniffen, die fi) aus der eigen- 
thümlichen Natur des Staatöbienftes in Betreff der Be: 
foldungen entwideln, finden, in fo fern die Stantödiener 
ald Organe der höchften Staatögewalt in Beziehung auf 
die Verwaltung des Staates mit derfelben als identifch 
betrachtet werden müffen, in Betreff der Beſteuerung ihres 
Dienfteintommend alle Gründe Anwendung, wegen wel: 
cher eine Beftenerung des Einkommens des Staats - Ober 
bauptes als ſolches unftatthaft feyn würde. 
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Eine von ber eben vorgetragenen durchaus verſchie⸗ 
dene Theorie iſt in den ſtaatswirthſchaftlichen 
Blättern Geft 4. S. 15) aufgeftellt worden. Es wird 
hier behauptet, die Befoldungs= Steuer fen rechtlich bes 
gründet, weil der Befoldete fein Einfommen eben fo nur 
unter dem Schutze der allgemeinen Staats - Anftalten zu 
erlangen vermöge, ald der Erwerb aus irgend einer an- 
dern Einfommend - Quelle duch diefen Schuß bedingt fey. 
Möge auch der Beſoldete die oft wiederholte Einwendung 
machen, ber Staat nehme in der Befoldungs : Steuer mit 
der einen Hand, was er mit der andern gegeben habe, 
fo fey diefelbe nicht zureichend, weil — abgefehen davon, 
daß eine Menge von Dienfl: Einfommen nicht unmit- 
telbar vom Staate auögehe — auch bei dem vom Staate 
gereichten Einfommen andere Beflimmungen für beflen 
Größe, und andere für deflen Befleuerung eintreten. Ses 
des Einfommen, auch das von öffentlichen Dienſtleiſtun⸗ 
gen, ftehe in einem gewiffen Verhältniffe zu dem Werthe 
ber dafür geleifteten Arbeit; diefer Werth beftimme ihren 
Preis , auf ihn koͤnne die Rüdficht nicht einwirken, ob 
ber Gehalt fteuerbar oder fteuerfrei fey?_ Immer werde 
derfelbe in mehr ober weniger nahem Verhaͤltniſſe zu 
dem Ermwerbe und den übrigen Einfommens- Quellen fte 
hen, und fo lange die Befoldungs- Steuer mit den auf 
jene gelegten Abgaben Forrefpondire, könne fie Leine 
Beranlaffung werden, bie Öffentliche Dienftleiftung höher 
zu belohnen, als ed den allgemeinen Werthöverhältniffen 
entfpreche, fo mie umgefehrt> eine Freilaffung berfelben 
feine andere Wirkung hervorbringe, als daß eine Klaſſe 
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von Staatdangehörigen den andern gegenüber begünftigt, 
und ber Grundfag der Allgemeinheit der Steuerpflicht 
verlegt werbe. Würde man behaupten, die Steuer fey 
fhon bei ber Befoldung in Abzug -gebracht, fo müffe dar- 
über befonderer Beweis geführt werden. Auf jeden Fall 
aber jey ein folcher Abzug von Seiten der Zweckmaͤßig⸗ 
keit zu verwerfen, weil die Größe der Steuer den jedes» 
maligen Bedürfniffen entfprechen folle, und daher nicht für 
immer beftimmt werden Eönne. 

Das mit Aemtern verknüpfte Einkommen, fagt Lüder 
(a. a. O. IH. 616), entfpricht entweder der Natur der 
damit verbundenen Beſchaͤftigung, ober es tft höher als 
ed ſeyn dürfte. Iſt jenes der Fall, fo wird eine Beſol⸗ 
dungöfteuer die Anzahl Derer vermindern, weldye fid) dem 
Dienfte des Staated widmen, denn diefe Abgabe bewirkt 
alsdann, daß die Beamten im Verhaͤltniß zu-fchlecht bes 
lohnt werden, und daraus muß nothwendig eine Erhd- 
hung des Einfommens ber Beamten hervorgehen. Ganz 
anders ift die Wirkung der Befoldungs: Steuer, iſt die 
Belohnung höher als fie feyn ſollte. Das Gedränge zu 
den Aemtern, wird in diefem Falle nur abnehmen, aber 
ed wird nicht ein Mangel an brauchbaren Staatsbeam- 
ten entftehen. In mehreren Ländern bebachten die Her⸗ 
ren, die am Ruder faßen, wenigftens fich felbft und Die 
jenigen, welche ihnen fi anfchloffen, zu veihlih, aber 
nur kaͤrglich ift, vollends in unfern Tagen, dem bei weis 
tem größten Theile der Staatödiener ihr Lohn zugetheilt- 

Nach der Anfiht Behr's (aa. O. ©. 103) un, 
terliegen die Staatsbeamten rüdfichtlich ihrer, ben abfo- 
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Iuten Lebensbedarf überfteigenden, Befoldung ohne allen 
Zweifel der Beſteuerung, denn diefe ift, als Erſatz ihres 
gefammten anderweitigen Erwerbs- Betriebs, ihre Are 
beits-Rente, und wenn jede Rente der Art zur Steuer 
gezogen wird, fo wäre das Zreilaffen der Befoldung eine 
fihtbar prägravivende Exemtion; jedoch nur unter der 
Borausfeßung, daß die Befoldung den vollen Erſatz 
des gehemmten ſonſtigen Erwerbs-Betriebs gewährt, denn 
bei der entgegengeſetzten Vorausſetzung laͤge ſchon in dem 
minus des Erſatzes eine Steuer der Beſoldeten, die nach 
dem Maaße dieſes minus ſehr bedeutend ſeyn kann. Wenn 
der Staat z. B. einen Beamten fuͤr ſeine jaͤhrliche Dienſt⸗ 
leiſtung, die an ſich mit Tauſend Gulden bezahlt werben 
müßte, nur eine jährliche Befoldung von Neunhundert 
Gulden reiht, fo fteuert dieſer Beamte unverkennbar 
jährlich Hundert Gulden an den Staat, zwar nicht in 
Geld, aber, was der Wirkung nad) daffelbe ift, in geld- 
werther Dienftleiftung. Oder, nad) einer andern Anficht: 
der Staat vergütet ihm in jener Befoldung nur das 
surplus feined in Dienften an ihn entrichteten Bei: 
tragd. Zweckmaͤßiger und der Gleichheit der Befteuerung 
förderlicher dürfte e8 jedoch feyn, in der Beſoldung vol 
len Erſatz zu gewähren, und dann diefe, gleich jeder 
andern Arbeits-Rente, zur Steuer heranzuziehen. — 
Auch Log hat ſich gegen die Befoldungs- Steuer, 
in fo fern fie al& eine bleibende Abgabe eingeführt werben 
fol, ausfprechen zu müffen geglaubt, nur ald vorüber: 
gehende, durch den Drang ber Umftände hervorgerufene, 
Abgabe will er diefelbe Ausnahmsweiſe gelten Iaffen. Ab: 





— 400 — 
geleitetes Einkommen, und zwar durch Dienſte poſitiver 
Art erworbenes, ſagt dieſer Schriftſteller, iſt allerdings 
das Einkommen, was der Staatsbeamte als Gehalt von 
ſeiner Stelle zieht; allein, was dieſe Art des abgeleiteten 
Einkommens vor allen uͤbrigen Arten eines ſolchen eigenes 
hat, und was bei ber Frage von ber Beſteuerung deſſeß 
ben yorzüglich beachtet werden muß, iſt, daß dieſes 
Einkommen Dem, der es zieht, nicht aus dem allgemei- 
nen Verkehre zufließt, fondern bloß aus dem Verkehre 
mit der Regierung felbft, und daß die Regierung felbft 
fid) die Wege, die ihr dri der Staatöverwaltung nöthi- 
gen Dienftleiftungen von dazu geeignefen Individuen ges 
leiftet zu erhalten, um fo bedeutender erſchwert, je mehr 
fie dem öffentlihen Beamten von feinem Dienfleinfom- 
men durch die Steuer wieder abnimmt. Wirklich würde 
fih ein ſolches Abnehmen auch nur da einigermaßen 
rechtfertigen laffen, wo bie Öffentlichen Beamten fo über: 
mäßig befoldet wären, daß ihr Einkommen ihre Bebürf- 
niffe, — die doch auch bei ihnen vollftändig gedeckt wer- 
den müffen, ehe von einem reinen Einkommen und einer 
hieraus zu fchöpfenden Steuer die Rede feyn kann — 
mit einem fichern Weberfchuffe deckte. Aber eine folche 
Vorausſetzung würde nichtd anderd andeuten, ald: Die 
Regierung habe ſich einer. Verſchwendung fehuldig gemacht, 
die fie jegt wieder gut machen will; und einem folchen 
Vorwurfe wird fi) wohl Feine Regierung gern auöfegen. 
Der einzige Fall, wo ſich eine Beſteuerung der öffent- 
lichen Beamten nad) dem Maaße ihrer Befoldungen recht⸗ 
fertigen laffen mag, ſcheint bei vorübergehenden außeror: 
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dentlihen Laften einzutreten, bie ſich auf dem gewöhn 
lihen Beſteuerungs⸗-Wege nicht gewältigen laſſen. Vo 
Alle fi) zu den Außerften Anftrengungen verftehen muͤſen 
Tann aud der Staatöbeamte fi) Opfern nicht entziehen; 
ſchon feine Pflicht als Staatsbeamter gebietet ihm, hie 
dem Volke mit gutem Beifpiele voranzugehen, und wer 
die Regierung ein ſolches Worangehen von ihm fordet, 
wird aud wohl kein loyal gefinnter Beamter Anflınd 
nehmen, dem Rufe zu folgen. — 

Die Gründe, welche die Mehrzahl der hier angefühe | 
ten Schriftfteller vorgebracht hat, um eine Befreiung de 
Öffentlichen Beamten hinfichtlic, ihres aus der Staatskaſt 
au beziehenden Gehaltes oder wenigftens eine Begünfligun 
derfelben in diefer Hinficht zu rechtfertigen, mögen allm 
dings dba von einigem Gewichte feyn, wo es fich darım 
handelt, dad rohe oder Gefammt- Einfommen M 
Staats Genoflen bei der Befteuerung zum Grunde zu legen, 
wie folches bei den bisher üblichen Einkommen - Eteum 
allenthalben der Fall gewefen; ganz unerheblich und una® 
wendbar aber erfcheinen jene Gründe überall, wo das Ste 
ben ber Finanzverwaltung dahin gerichtet ift, Lediglich das 
ermittelte wirklich reine Einlommen ber Einzelnm 
einer Abgabe zu unterwerfen. Jede Befreiung oder Br 
günftigung befonderer Klaffen von Staats = Genoffen hinfiht 
ih folder Einlommen: Steuern wäre Verletzung des 
Prinzips der Allgemeinheit und Gleichheit, wäre offenbart 
Ungerechtigkeit gegen die Uebrigen. 
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b. Ron der Methobe ber Beſteuerung des fubjeltiosreinen 
Eintommens. 


I. Ueberhaupt. 

Auf zweifachem Wege kann eine Befteuerung bes fubjeftiv- 
oder individuellsreinen Einkommens Statt finden, namlich): 
1. auf direftem Wege, indem dad auf irgend eine Weife 

ermittelte reine Einfommen der Steuerpflichtigen nach 

gewifjen Prozenten befteuert wird; eine Abgabe der Art 
heißt direfte Einkommen-Steuer, aud Ein 
kommen-Steuer im engern Sinne, oder 

2. auf indireftem Wege, indem das nicht gehörig zu er- 
mittelnde, jedoch muth maßlich wirklich vorhans- 
dene, reine Einkommen der Staatd = Genoffen da zur Be- 
fteuerung herangezogen wird, wo fein Vorhandenfeyn fich 

im Verkehre deutlich zu erkennen gibt, wie 3.8. beim Ge⸗ 

brauhe und Verbrauche von Gegenftänden des Lurus 

und Wohllebens. Saͤmmtliche Abgaben dieſer Art nen» 
nen wir indirefte Einfommen: Steuern, 

Es fragt fi) nunmehr: 

Erftens: welder diefer beiden Beftenerungs -Metho- 

den der Vorzug gebühre und 
Zweitens: ob und in wie fern eö räthlich feyn dürfte, 
die eine oder die andere audfchließlic oder vielmehr 
beide vereint in Anwendung zu bringen. 
Um diefe Fragen gruͤndlich zu löfen, müflen wir die Natur 
einer jeden der gedachten Vefleuerungs - Methoden abgefon- 
dert prüfen und erörtern. 
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II. Insbeſondere. 


1. Von der direkten Beſteuerung bes ſubjektive reinen 
Einkommens. 


A. Ueberhaupt. 


Aus dem Geſichtspunkte der Wiſſenſchaft betrachtet, 
urtheilt Zach ariaͤ (a. a. O. ©. 426), verdient die di- 
rekte Einkommen-Steuer den Vorzug vor jeder an: 
dern Auflage, denn dieſe Steuer, und nur dieſe, wird 
geradezu von dem Gegenſtande erhoben, auf welchen die 
Steuern überhaupt gelegt werden ſollen. Sie trifft zu 
gleich diefen Gegenftand in dem Verhältniffe, in welchem 
er von ben Auflagen getroffen werden fol, ohne daß die 
Befteuerten im Stande wären, bie Laft Andern aufzu⸗ 
bürden; wozu noch kommt, daß mit berfelben Neben: 
Vortheile verbunden find, melche vereint oder beziehungs- 
weife in dem nämlichen Grabe Faum im Gefolge irgend 
einer- andern Öffentlichen Abgabe anzutreifen feyn dürften. 
Die Erhebung ift leiht und daher nicht koſtbar. Mit 
diefer Steuer kann die volllommenfte Erwerbs: Freiheit 
beftehen. Die Abgabe trifft auch Diejenigen, welche fonft 
der Mitleidenheit entgehen oder ſich ihr entziehen koͤnnen, 
3. B. die Kapitaliften und Die, welche ihr Einlommen im 
Auslande verzehren. Sie kann fogar einen wohlthätigen 
Einfluß auf den Privat: Kredit haben, indem fie z. ©. 
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die wahren MWermögend=Umftände eines Jeden an's Licht 
ftellt. Endlich, jede andere Befleuerungdart nöthigt ben 
Staatshaushalter, fo oft die öffentlichen Beduͤrfniſſe ftei- _ 
gen, zu Maafregeln, welche faft immer Klagen und Be 
fchwerden von Seiten Derer zur Folge haben, welche bie 
neue Laft allein ober vorzugsweife trifft, allemal aber 
eines ungewiflen Ausgangs find. Und nicht beffer ift die 
Lage, in welcher ſich des Staatöhaushalter befindet, wenn 
er die Auflagen herabfegen Tann. Da verlangt bald bie 
ſes bald jenes Gewerbe, bald diefer bald jener Stand 
Besünftigung oder Gerechtigkeit. — | 

Das Ideal einer Steuer, folgert hieraus ber er- 
wähnte Schriftfteller, ift die direfte Einfommen- 
Steuer, b. h. die Abgabe, weldye auf das Einfommen 
aller Staats »Genoffen und zwar auf das jedes Einzelnen 
nach dem Verhältniffe feines Betrag, unmittelbar 
gelegt wird. Zur Beltreitung der Staatsbedürfniffe ift 
demnach eine foldhe Einfommen-Steuer, und allein 
Diefe zu erheben. Sobald man von jenem Grunbfage 
abweicht, ift dad Belteuerungs » Gefchäft ein bloßes Wag⸗ 
ſtuͤck, eitel Empirie. Auch laſſen fich mehrere triftige 
Autoritäten zu Gunften dieſer Beſteuerungs-Art anfüh- 
ven. Wir wiſſen z. B. von einigen altgriechifihen Frei⸗ 
flaaten, daß die Grundlage ihrer Steuer-Verfaffung eine 
auf das Einfommen der Bürger verhältnißmäßig gelegte 
Abgabe war. Daffelbe gilt von der älteften Steuer: Ber- 
faffung der Römer. Ein und nody weit näher liegendes 
Beifpiel bietet die Steuer- Verfaffung des ruffifhen Reihe 
dar. Im diefem Reiche find die Staatsbuͤrger nach der Ver- 
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fhiedenhett ihrer Wermögens - Umflände in fünf Klaffen 
eingetheilt, nach der Abftufung diefer Klafien richtet fich 
die von den Staatöbürgern zu entrichtende Steuer :» Quste. 

Geltfam ift es, bemerkt Schmalz, baß man erfl 
in fpäteren Zeiten auf eine direkte Eintommen- 
Steuer gefallen ift, und daß man fie nicht zur einzigen 
oder wenigftend zur Hauptfteuer gemacht hat, da fie doch 
bem Grundfage aller Befteuerung, den man gemeinhin 
als den oberften aufftelt, fo fehr entfpriht. Es müßte 
doch fcheinen, daß fo am beften alles in verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
ger Gleichheit befteuert werde, wenn Seder ein Gewiffes 
von feinem Einkommen abgäbe. Aber vielleiht hat fie 
bie meiften Schwierigkeiten von allen. Denn ed hat bie 
Ausmittelung des Eintommend nit nur alle Schwierig. 
feiten der Ausmittelung des Vermoͤgens, fondern noch 
weit mehr, da ed bei allen Menfchen weit ungleicher und 
veränderlicher ift ald das Vermögen. Daraus erklärt . 
fi leicht, warum fie noch nicht allgemein zur Haupt⸗ 
Steuer gemacht worden. Sie würde gewiß einträglicher 
werden, wenn erſt nach langem Gebrauche fo viel Wen: 
dungen, fo viel Künfte erfunden wären, um jeden Unter: 
fchleif zu entdecken, wie bei der Akziſe, aber dieſe Wen: 
dungen und Künfte würden noch verderblicher werden, 
weil ed hier auf Verrat häuslicher Geheimniffe ans 
kaͤme, und bafür bald nod) größere Gegen· Liſten wuͤrden 
erfunden werden. 

Je triftiger und uͤberzeugender die Gruͤnde ſind, 
welche die Theorie aufſtellt, um dieſe Gattung der Ein⸗ 
kommen⸗-Steuer vor allen andern Beſteuerungs-Metho—⸗ 
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den zur praktiſchen Anwendung zu empfehlen, um fo 
auffallender muß es erfcheinen, daß fo viele und gewich- 
tige Stimmen fi) gegen biefelbe erhoben haben, theils 
überhaupt theild in fo fern fie ald einziges Mittel 
gebraucht werden foll, den Staatöbedarf an Steuern zu 
befriedigen. Wir wollen unfern Leſern in der Kürze einige 
Anfihten mittheilen, welche von fehr achtbaren ſtaats⸗ 
wirthfchaftlihen Schriftftelleen in dieſer Hinfiht an ben 
Den ai: gelegt worden. 

Ehe wir fragen, fügt Raumer, wie eine birelte 
Einfommen- Steuer auszuführen, muͤſſen wir unterfuchen: 
ob und welche Vorzüge ihr überhaupt zulommen. Es ift 
biefelbe, bei mancher Aehnlichkeit der Unvolllommenhei- 
ten, in andern Punkten dad Gegentheil einer indirekten 
Steuer, denn fie nimmt 1. vom Einnahme, diefe 
aber vom Audgabe-Kapitale. Obgleich beide Kapitale 
in gewiflem Sinne identifh find, fo finden ſich doch zwi⸗ 
fchen ihnen praßtifche Unterfchiede. Jenes iſt ein Brutto: 
Kapital; eine auf das Einkommen gelegte Abgabe trifft 
baffelbe nur nach Abzug der Ausgabe, welche zur fort: 
dauernden Erhaltung der Einnahme felbit nöthig iſt; eine 
Befteuerung des Ausgabe: Kapitald trifft dagegen eigent- 
lich ein Netto- Kapital, alfo ein Quantum, von dem Die 
Zahlung weit unbedenklicher erfolgen Tann. Das Ein- 
kommen eines Gewerbtreibenden 3. B. wird auf Zaufend 
Thaler abgefchäßt, vier Hundert Thaler ſchickt er feinem 
Sohne auf die Univerfität; die Eintommen- Steuer trifft 
die Zaufend Thaler, die indirekte Steuer träfe nur ſechs 
Hundert Thaler, und fo in Ahnlichen Fällen; welche von. 
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beiden bie angemefienere tn Beziehung auf Zahlungs -Fä- 
higkeit ſey, ift an ſich Mar. 2. Die Einkommen - Steuer 
raubt für ein gewilfes Quantum abfolut die Möglichkeit 
irgend einer Art von Verausgabung, die indirekte Steuer 
erſchwert nur gewifle beftimmte Arten der Verausgabung. — 
Der Moment ber Hebung ift bei ber indirekten Steuer 
der günftigfte, bei der Einfommen: Steuer der ungüns 
ftigfte; denn unrichtig ift e8 zu wähnen, daß man immer 
‘da baares Geld zur Einziehung finden werde, wo noto: 
rifh eine Einnahme Statt gefunden hat. Die Zahl der 
Reſtanten wird, ungeachtet aller Zwangsmittel, aͤußerſt 
groß feyn, ein Uebel, was man bei den indirekten Sczuern 
gar nicht Fennt. Man kann zur Hebung dieſes Uebels 
darauf dringen, die Einziehung der Abgabe, wo möglich, 
fogleih in dem Augenblide zu veranlaflen, wo die Ein- 
nahme bezogen wird; allein diefe Beſſerung ift einfeitig; 
fie vermehrt in wiffenfchaftlicher Hinficht den Fehler: es 
ift ein Pflücden unreifer Früchte, welche keinen Samen 
zur Erzeugung neuer Zrüchte bei fi tragen. — Wird 
Dagegen bei der Auögabe, bei der Konfumtion, eine Steuer 
gehoben, fo hat dad gefammte Kapital zur Erzeugung 
neuer Güter, zur Erhöhung der Induftrie mitgewirkt, das 
entgegengefebte Verfahren muß die Konfumtion, und, was 
davon unzertrennlich ift, die Induftrie befchränten, mehr 
ald eine Zare, welche man unmittelbar auf die Konfum- 
tion legt. — Die Eintommen- Steuer wird bid zu einem 
gewiſſen Grade allemal Wermögend= Steuer, und dann 
teifft fie alle die Vorwürfe, welche diefer mit Recht ge: 
macht worden find. ine richtige Repartition derfelben 
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anzulegen, ift Höchft fnierig. Das Xushnitieln des Ein- 
kommens, die Kontrollirung der Ausgaben, hat in Eng- 
land, wo der Reichthum und das Intereſſe der Nation 
an den Öffentlichen Werhäftniffen größer ift als bei ung, 
fo große Schwierigkeiten gefunden, daB dem Minifter 
Pitt übermäßig umftändliche Vorſchriften in diefer Hinficht 
nöthig fchienen, Die er aber, bei dem nicht unnatürlichen 
Unwillen der Nation, zum größten Theile wieder zuruͤck⸗ 
nahm. Wenn fchon die Kontrolle bei einer verftändig 
eingerichteten Akziſe ſchwer ift, und die Erhebungsart ge- 
tadelt wird, wie viel mehr zeigt ſich hier Gelegenheit zu 
Bormürfen, wo eine unabfehbare Menge drüdender Maaß⸗ 
regeln, hundertfältige Worfchriften zur Abfchägung des 
Einkommens, und Willführ bis zu einem gemwiffen Grade 
unvermeiblic find, wo jedes Individuum feine innerften 
Verhältniffe aufdecken fol! — ein Verfahren, das ſchon 
an ſich hart, und, bei der Unbekanntfchaft mit allen Be⸗ 
griffen von reinem Ginfommen, wie bei der innern Un- 
beftimmtheit bderfelben, fo fchwer wird, daß die unrich⸗ 
tigen Angaben, welche zahllos Statt finden werden, faft 
gerechtfertigt erfcheinen. Wie wenige Kaufleute, Gewerb⸗ 
treibende, Pächter zc. führen fo genaue Bücher, daß fie: 
feloft willen, was fie eimehmen! und wie follen fie bie _ 
' felbft gewonnene Konfumtion, die unmittelbar für fid und 
ihre Familien verwendeten Vortheife berechnen, und dem 
Einkommen zufeßen? wie 3. B. des Baͤcker das konſumirte 
Brod, der Fleiſcher das Fleiſch, der Gaͤrtner die Garten⸗ 
früchte ıc. Nur Rentenirer und Beſoldete koͤnnen — da⸗ 
durch im Nachtheile — gehörige Geftändniffe liefern; für 
32 
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den ganzen Abrigen Theil der Nation fcheint ed mir aus 
innern Gründen unmöglih. — Ich ſchließe mit den Wor⸗ 
ten eines unferer größten Finanzkundigen (Gens, Hiftor. 
Sournal 1800 Sept.) „Ich halte die brittiihe Eimfom- 
men = Steuer für ein lehrreiched und anf immer abſchrecken⸗ 
des Beifpiel der radikalen Untauglichkeit aller auf eine 
große Sphäre berechneten direkten Abgaben, für einen 
rebenden Beweis von der Falfchheit aller der verführeri- 
chen Theorieen, die und die Freiheit und den Wohlſtand 
der Völker an diefe Abgabe ausfchließend gebunden zeigen 
wollten.” 

Nur in einem einzigen Falle, meint Raumer, möchte 
fi die Einführung der direkten Eintommen- Steuer, zwar 


noch nicht rechtfertigen, aber doc entfchuldigen laſſen: 


wenn nämlich die indirekten Abgaben zu folder Höhe ge 
fliegen find, daß die Konfumiion bei neuer Steigerung 
wirklich ganz aufhören müßte; (eine Behauptung, die für 
viele Falle nie wahr wird.) — und wenn ferner die außer: 
ordentlihen Bedürfniffe fo dringend find, daß man feine 
Zufluht auch zu Hülfdmitteln nehmen muß, welche nur 
eine Zeit lang dauern und für den Moment helfen fol: 
ln. Dann mag felbit die Eintommen -Steuer ald Ver— 
mögend - Steuer wirken, es ift nun einmal leider! an ber 
Zeit, felbft einen Theil des Kapitald aufzuopfern, um 
das Uebrige zu reften. — 

Noch ungerechter ld die Bermögend-&teuer, ur: 
tbeilt Craig Elements of politie. science IH. 1.), iſt 
ein Steuer -Syftem, gegründet auf das Einkommen ber 
Bürger ohne Rüdfiht auf die Quelle, aus der es ber- 
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vorgegangen. Bei zwei Männern, bie baffelde Einkom⸗ 
men, der Eine aus Ländereien oder Kapitalen, ber An- 
dere aus einem Jahrgehalte oder Gewerbe, genießen, find 
‚die Umftände außerordentlich verfhieden. Der Erfte kann 
jährlich, fein gefammtes Einfommen auögeben, und doch 
feinen Kindern in Landbefiß oder Kapital eine Verforgung. 
binterlaffen, der Andere muß jährlich einen beträchtlichen 
Theil feiner Einnahme auffparen, damit feine Familie 
nad) feinem Tode nit in Mangel gerathe. Während 
die Steuer für den Kapitaliften vielleicht bloß die Ein- 
fchränfung eines Zehntheild feiner gewöhnlichen Ausgaben 
verurfacht, kann fie ein Viertheil, oder im Falle einer miß⸗ 
lichen Gefundheit die Hälfte von dem kürzen, was ein 
gewifienhafter Geiftlidher, Arzt, Anwalt, Handwerker oder 
ein Jahrgehalt Genießender fih und feiner Familie zu 
verbrauchen erlgubt. Wenn der von der Regierung ge: 
währte Schuß in gleihem Maaße Statt findet, fo muß 
die größte Ungerechtigkeit darin liegen, daB man den Einen 
dieſen Schutz durch Aufopferung feiner Genüffe in einem 
weit ftärfern Verhältniffe erfaufen läßt ald den Andern. — 
Diefe Ungleichheit ließe fi) einigermaßen dadurch mildern, 
daß man den Steuer: Betrag theild vom Eigenthume 
und theild vom bloßen Einfommen abhängig werden ließe. 
Alles Einfommen, was aus Jahrgehalten oder Gewerben 
herrührte, ließe fih nach) Maafgabe der Anzahl von Jah: 
ren, auf die dad Leben des Inhabers angefhlagen würde, 
auf ein Kapital zurüdführen und die Steuern ließen ſich 
dann von biefem eingebildeten Eigenthume erheben. Die 
Quellen der lingleichheit würden jedod immer noch in 
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dem Gefundheits:Zuftande des Steuerpflichtigen, in Der 
Wahrfcheinlichkeit, ob fein Gewerbe dauernd feyn werde 
und in ben mannigfachen Gefährlicykeiteu, denen Han⸗ 
deiö = Unternehmungen nothivendig, wenn fchon ungleich, 
ausgeſetzt find, vorhanden bleiben. — Mit einer Verach⸗ 
tung, die in dem Finanzwefen Englands ihres Gleichen 
nicht hat, ſetzt die brittifhe Geſetzgebung hinſichtlich der 
Eintommen = Steuer alle Unterfcheidungen aus dem Auge, 
ındem fie das Einkommen in gleichem Verhaͤltniſſe befteuert, 
es mag daſſelbe von einer zeitweifen oder fortwährenden 
Beſchaffenheit feyn, ed mag aus einem bereitö geſicherten 
Gigenthume entjpringen oder die Grundlage feyn, auf der 
ſtrenge Sparſamkeit erft allmählig die Fünftige Unabhaͤn⸗ 
gigkeit gründen fol. Wohl mag es gefchehen, daß in 
manchen Fällen betrügliche Werheimlichung ded aus Ge: 
werben entfprungenen Einfommend diefe Ungleichheit der 
Befteuerung lindert, aber Die Betrügereien des Volks find 
eine unfelige Ausgleihung der Ungerechtigkeit der Geſetz⸗ 
gebung ; und ed werben dagegen Alle, die ein beflimmtes 
Sahrgehalt beziehen, nicht minder die Ehrlihen unter den 
Kaufleuten und Wewerbtreibenden, der Bedrüdung des 
Geſetzes Preis gegeben. — 

G. H. v. Deyn hält die Gleichheit der Beſteuerung 
nad) Maaßgabe des reinen Einkommens ber Einzelnen 
nicht einmal vereinbarlich mit der unbedingten Herrfchaft des 
Rechts. Selbſt abgefehen, fagt Derfelbe, von der empfind⸗ 
lichen Berlegenheit mancher Steuerpflichtigen bei der Ab⸗ 
ſchaͤtzung, wenn der Staat zu tief in ihr Geſchaͤftsleben 
blidt, und von der gegebenen Veranlaſſung zur Lüge, ift 
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erftlih der reine Ertrag, nad) ben bisherigen faatlichen 
Einrichtungen, ſchwer oder vielleicht unmöglich genau aus⸗ 
zumifteln; zweitens find Die Befleuerten nicht in gleicher 
Lage, ſowohl hinſichtlich des Erwerb, den nämlichen 
Ertrag mit dem nämlichen Aufwand von Kraft, Zeit 
und Koften zu gewinnen, ald auch hinſichtlich der Bes 
dürfniffe, vom gleichen Ertrage eine gleiche Summe, bei 
vermeintlich gleichen Rechte gemäß, abgeben zu Eönnen; 
daher dies zur größten Ungerechtigkeit führen würde. Es 
müßte die Regierung, um bier gerecht zu verfahren, nicht 
bloß Die Steuerpflichtigen felbft, fondern auch ihre Ka: 
milien, nicht bloß die Gegenwart, fondern auch die Zu: 
kunft, nicht bloß günftige, fondern auch widrige Ereignifke 
3. B. Krankheiten, Bauten 2c. Eurz alles, was vermehrte 
Ausgaben erfordert, bei der Vertheilung der Abgaben ine 
Auge faffen. 

So viel auch für bie birekte Einkommen⸗ Steuer 
beim erſten Anblicke zu ſprechen ſcheint, bemerkt Lotz 
(Handb. d. Staatswirthſch. III. 322), fo ſchwierig erſcheint 
dieſelbe, beſonders in der Anwendung, wenn man ſie etwas 
naͤher beleuchtet, ihre Hauptſchwierigkeit aber liegt in der 
Unmoͤglichkeit, den richtigen Stand des Einkommens eines 
jeden Abgabepflichtigen nur mit einiger Genauigkeit aus⸗ 
zumitteln. Ein großer Theil des Volks Eennt oft nicht 
den Betrag feined rohen Einkommens; und, wer fid) 
m bdiefer Lage befindet, wie fol Der fein reines Ein: 
kommen richtig anzugeben vermögen, deſſen Betrag von 
hundert Bedingungen abhangig ift, welche in den meiften 
Fallen ganz unbemerkt vor ihm vorübergehen. Man ver: 
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langt alfo wirklich etwas rein unmoͤgliches, wenn man 
bei einer ſolchen Beſteuerung nur .einigermaßen Gleich: 
mäßigfeit fordert. Es ift nicht bloß der böfe Wille, der 
hier der Gleihmäßigkeit entgegen tritt, felbft die Unacht— 
ſamkeit und menfhlihe Schwäche müffen hier eine Menge 
Ungleihheiten erzeugen, und zwar Ungleichheiten, welchen 
die ftrengften inquifitorifchen Formen nicht zu begegnen 
vermögen. Denn wohl laßt ed ſich durch ſtrenges und 
genaues Eindringen in die häuslichen Lebens- und Fami- 
lien= Berhältniffe der Abgabepflichtigen zur Noth ausmit- 
teln, was Jeder an Gütern wirklih hat und befigt, 
aber wie viel er ermerbe? — dieß audzumitteln, wem 
möchte fo etwas wohl möglid feyn, wenn nicht Jeder 
zur forgfältigften und genaueften Buchführung über fein 
ganzed Leben und Zreiben angehalten wird? Aber, welche 
Regierung kann wohl die Staats-Genoſſen zu einer fol- 
chen Buchführung rechtlicher Weife anhalten? Und, koͤnn⸗ 
ten fie auch dazu angehalten werden, wie wollte man 
der Richtigkeit der geführten Bücher nachkommen? wie 
wollte man den Einreden begegnen, welche jede Erinne 
rung gegen bie Unrichtigkeit derfelben zuläßt? Am Ende 
wuͤrde alled Verfahren, un hier auf fichere Ergebniffe zu 
fommen, das ganze Steuer = Bertheilungs - Wefen zu einem 
Alte reiner Willführ der dabei angeftellten Beamten ma- 
chen, und zwar ber brüdendften Willkuͤhr, welche bei 
irgend einem Zweige der Öffentlichen Verwaltung vorkom⸗ 
men Tann. — Nothwendig und im Weſen der Dinge 
ift es freilich, daß fi) die Steuer an das reine Ein- 
fommen jeded Abgabepflichtigen möglichft anfchließe; nur 
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ift die fogenannte Einkommen⸗Steuer bazu ber Weg 
nit. — 

Es kommt unſers Beduͤnkens bei Unterfuchung und 
Beurtheilung der Frage über die Zuläfjigkeit oder Wer 
werflichFeit der unmittelbaren Beſteuerung des individuel⸗ 
len reinen Einfommend alles auf die Form der Etaatd- 
Berfaffung an, welde in dem Lande Statt hat, wo 
ſolche einzuführen ift. : Selbft Zachariaͤ, der diefe Be 
fteuerungs «Art fogar als die einzig paffende empfiehlt, 
findet fie durchaus nicht vereinbar mit der Zming= Herr⸗ 
fchaft. Bei diefer und ihr ähnlichen Verfaffungen, fagt 
Derfelbe, würde die Erforfchung der Wermögens - ms 
ftände in Willkuͤhr ausarten, würde die Offenkundigkeit 
der häuslichen Lage ber. Unterthanen Weranlaffung zu 
neuen Bebrüdungen werden. Cteht aber ber Geift der 
Staatöverfaffung der Wahl der Einfommen » Steuer nicht im 
Wege, dann gibt es vielleicht ein Mittel, dieſe Beſteue⸗ 
vungd= Art ohne ungebührliche Strenge und Härte in's 
Merk zu feßen. Alles kommt darauf an, daß man bie 
Steuerpflidhtigen geneigt macht, ihre Vermögens: Um» 
ftände freiwillig und eher zu hoch als zu niedrig anzu: 
geben, damit man zu: einer amtlichen Unterfuchung wenig- 
ftend nur Ausnahmsweiſe feine Zuflucht zu nehmen brauche. 

Ald ein paflendes Mittel, zu diefem Ziele zu gelan- 
gen, ſchlaͤgt Zaharid vor, daß man nad) dem Vor: 
gange der Griechen und Römer, mit der Abftufung der 
Steuer: Klaffen eine Abſtufung der politifhen Rechte der 
Steuerpflichtigen verbinden ſolle. Zu einer Einrichtung 
diefer Art, fagt er, bietet fich Die Repräfentativ : Verfaf- 
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fung ganz beſonders dar. Weder Diejenigen dürften Die 
Grundſaͤtze auf ihrer Seite heben, welche bei der Wahl 
der Volk&- Abgeordneten für alle Staats-Genoſſen ein 
gleihes Stimm-Recht in Anfprudy nehmen, noch Die, 
welche diefes Stimm⸗-Recht auf bie Reicheren beſchraͤn⸗ 
Een. Allerdings gebührt allen Staats: Genoffen ein 
Etimm:Recht bei der Wahl der Abgeordneten; denn alle 
find für ihre Perfon das Eigenthum ded Staates, alle 
find für ihre Perfon bei der Ausübung der Staatsge⸗ 
walt in gleichem Grabe betheiligt. Gleichwohl find die 
Aktien, welche die einzelnen Staats-Genoſſen haben, 
nicht insgefammt von gleihem Werthe. Auch in Bezie- 
bung auf ihr Bermögen der Staatögewalt unterwor- 
fen, und bei der Ausübung der Etaatögewalt betheiligt, 
haben die Staatö-Genoffen in fo fern fehr ungleiche A 
tien. Einigen gebricht es fogar an einer Einlage diefer 
Art oder an einer dinglichen Aktie gänzlih. Da koͤnnte 
und follte nun dem Wahlfyfteme die Organifation geges 
ben werden, daß zwar ein jeder Staatöbürger bei ber 
Wahl der Abgeordneten eine Stimme abzugeben beredh- 
tigt wäre, daß aber nach dem Census die Stimmen ftu- 
fenmweife mehr oder weniger gälten, daß alfo 3. B. bie 
Staatöbürger der erſten Steuer: Klaffe eine verhältnigmd- 
Big größere Zahl von Abgeordneten zu wählen hätten 
u.f. w. Eine folhe Einrichtung würde eben fo fehr den 
Grundlagen der Repräfentativ-Berfaffung, als dem SIn- 
tereffe jener Befteuerungs=Art entfprechen. 

Indeß, fügt der gedachte Staatögelehrte mit Recht 
binzu, wie man auch die Maaßregel, den gefammten Auf: 
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wand des Staates mit einer Eintemmen- Steuer zu be: 
ftreiten, ausführe und unterflüge, ftetd und immer wird 
man fich in feinen Hoffnungen getäufcht fehen, wenn 
das Volk nicht überzeugt feyn kann und nicht überzeugt 
ift, daß von ihm nur fo viel, als Noth thut, gefordert 
werde, oder wenn Dad, was gefordert wird, die Kräfte 
des Volks überfteigt. Im einigen deutfchen Reichsſtaͤdten 
3. B. in Hamburg und Bremen, wo man jene Ueßerzeu- 
gung in vollem Maaße hegte, ward von Zeit gu Zeit 
eine Öffentliche Abgabe erhoben, zu welcher jeder ‚Bürger 
nad) Berhältniß feined Einfommens beizutragen hatte. Der 
Stadtrath machte der Bürgerfchaft die Summe bekannt, 
deren dad Gemeinmwefen bedurfte, mit der Erklärung, daß 
diefe Summe muthmaßlic aufgebracht werden würde, 
wenn ein Jeder von feinem Einkommen fo und fo viel 
Prozente entrichtete. Hierauf legte, ohne daß irgend eine 
Kataftrirung vorausging, ein jeder Bürger feinen Beitrag 
ungefehen in einen verfchloffenen Kaften; und das Re 
fultat entſprach allemal genau dem Voranſchlage, alfo 
den Vermögens = Umflärden der einzelnen Steuerpflichtigen. 

Die direkte Eintommen- Steuer, urtheilt Graf So: 
den, die Erhebung des Staats - Antheild von dem reinen 
Einkommen jedes einzelnen Staatöbürgerd, würde dem 
Prinzipe der National= Dekonomie am naͤchſten kommen, 
da fie bei dem wahren Gegenftande der Auflagen ftehen 
bleibt, wenn fie nach dem Organismus der Menfchheit 
allgemein ausführbar wäre; aber entweder muß fie bie 
bürgerliche Freiheit vernichten, und den Staat in ein In⸗ 
quifitiond = Gefängniß umfchaffen, oder fie wird durch Un- 
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redlicheit und Betrug vernichtet. — In republikaniſch⸗ 


organifirten. Staaten, wo Gemeingeift, Waterlands - Liebe, 
ZZiederſinn und Rechtlichkeit allgemein verbreitet find, 


1’ die Regierung ohne dad Beduͤrfniß fisfalifcher For⸗ 
raen auf die Richtigkeit der eigenen Angabe bauen Tann, 
verdient fie vor allen andern den Vorzug — 

Nichts, behauptet auch Sartorius, ift von einer 
direkten Beſteuerung bes fubjektiv-reinen Einfommens zu 
erwarten, wenn die Regierung nicht beliebt ift, wem 
Gigennutz ftatt der Anhänglichkeit an das Vaterland vor- 
herrſcht. Die Ausfchreibung einer ſolchen Steuer ift gleid- 
fam ein Aufruf an die dem Lande Ergebenen, nad) ihren 
Kräften beizutragen zur Dedung bed Staats-Bedarfs, 
und bie Ungleichheiten nicht zu achten, welche babei un: 
vermeiblich find; am meiften wird fie ſtets da abwerfen, 
wo Der, welcher augenfcheinlich zu wenig beiträgt, von 
feinen Mitbürgern mit Verachtung behandelt wird; ober 
aber es find die ftrengften Unterſuchungen erforderlich, bie 
jedoch öfters nicht einmal ausreichen zum beabfichtigten 
Zwecke. — | Ä 

Vergleichen wir nunmehr mit Umfiht und Aufmerk⸗ 
famkeit die Gründe und Gegengründe, welche von ben 
angeführten Schriftftellern vorgebracht worden zur Empfeh- 
lung oder Verwerfung der in Rede ftehenden Abgabe, 
dann wird fi) gar bald als Refultat folcher Verglei⸗ 
hung ergeben, daß die Echtheit des Prinzips, worauf 
diefe Abgabe beruht, von den Gegnern theild gar nicht, 
theilö nur mit ſchwachen Waffen angefochten, der Haupt 
Einwand Dagegen aber von der Schwierigkeit bergenom: 
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men worden, den Umfang und die Größe des jeweiligen 
reinen Einfommens der Einzelnen, ohne Anwendung drüden- 
der Maaßregeln, in dem Grade zu ergründen, wie erfor- 
derlih ift, um den gefammten Steuer- Bedarf auf das 
erntittelte individuelle Einkommen nad) dem Prinzipe der 
Gleichheit vertheilen zu koͤnnen, von der großen Schwie⸗ 
rigfeit alfo, welche es überall hat, einen zweckmaͤßigen und 
brauchbaren Steuer = Katafter in diefer Hinfiht zu entwer⸗ 
fen. Wäre es minder fchwierig, gefteht felbft Los, ein 
Haupt «Gegner diefer Befteuerungd: Methode, bei der Be⸗ 
laftung der Untertanen nach ihrem Einfommen das voll- 
kommen richtige Verhältnis zu treffen und jedem Abgabe: 
pflichtigen gerade diejenige Steuer - Quote zuzutheilen, welche 
ihm nad) dem PVerhältniffe feines Einkommens zugetheilt 
werden follte, dann würden wir in ber Finanz = Gefchichte un- 
ferer Staaten auf bei weitem weniger Verfuche ftoßen, die 
öffentlichen Abgaben nad) einem andern Maaßitabe zu ver: 
theilen, als nach diefem. — 

Laßt und Daher jetzt vor allem forgfaltig prüfen, ob und 
welcherlei Mittel der Finanz Gewalt zu Gebote ftehen, um 
dad wirkliche reine Einkommen der Einzelnen zum Behufe einer 
direkten Befteuerung deffelben fo vollfommen zu ergründen, 
als nothwendig ift zur Erreichung des beabfihtigten Zwecks. 
Nach dem Ergebniffe diefer Prüfung wird fi) dann am ficher- 
ften die Frage beantworten laffen, ob die in Rede ftehende Be: 
fleuerungd - Methode vorzugsweiſe den Regierungen zu em: 
pfehlen, ob und in wie fern folche mehr als jede andere paj- 
fend und brauchbar erfcheine zur Dedung des Staats : Auf: 
wandes, zur Befriedigung des Öffentlichen Bedarfs? — 
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B. Insbeſondere. 


a. Bon ber Grmittelung bes ſubjektiv⸗ reinen Einkommens zum 
Behufe der direkten Befteuerung beffelben. 


a. Ueberhaupt. 


Es gibt drei verfchiedene Methoden der Ermitte 
lung und Zeftftelung des fubjeftiv-reinen Einkommens 
der Staats Genoffen zum Behufe der Befteuerung : 

1. Abſchaͤtzung (Taration) durch Dritte, 

2. Selbſtſchaͤtzung der Steuerpflidtigen, und 

3. Verbindung der Abſchaͤtzung Dritter 

mit der Selbſtſchaͤtzung. 

Welche diefer verfchiedenen Methoden jedod) in irgend 
einem Lande möge in Anwendung gebracht werden, fo 
viel bleibt ausgemacht, daß die Finanzkunft nie dahin 
wird gelangen koͤnnen, das reine Einkommen der Einzel- 
nen ganz genau und vollftändig zu ermitteln. Bei Der 
großen Ungleichheit des Wermögend der Sinzelnen und 
bei der Mannigfaltigfeit der verfchiedenen Klaflen der 
bürgerlichen Geſellſchaft dürfte ihr folches wohl nie ge- 
lingen ; denn ſtets und überall wird fie der einen 
Klaffe einen ftandesmäßigern Unterhalt zugeftehen, mithin 
auch einen relativ ftärkern Abzug von ihrem rohen Ein: 
kommen geftatten müflen als der andern. Der Eine hat 
vicle, der Andere wenige, ein Dritter hat gar Feine Kin: 
der zu ernähren; ber Letztere behält alfo nach Verhaͤltniß 
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mehr reines Einkommen übrig ald der Vorletzte und die 
fer wieder mehr ald der Erſte. Ein Bürger hat ein dank⸗ 
barered Gewerbe als der andere, , ber eine ift fpekulati- 
ver ald der andere, ein dritter hat mehr Bebürfniffe als 
der vierte und fo muß es ganz unmöglich ſeyn, jeden 
Bürger nad) feinem individuellen Einfommen vollfom- 
men genau zu fchäßen. Es bebarf aber gluͤcklicher Weiſe 
zur Erreichung des beabfichtigten Zwecks nicht einer ma⸗ 
thematifchen, fondern nur derjenigen Genauigkeit, welche 
erfordert wird, um auffallende Ungleichheiten und empfind- 
liche Bedrücdungen zu vermeiden. Indeß, wie unbeflimmet 
auch die Grenze und der Maaßſtab diefer Genauigkeit 
ſeyn mögen, fo ift es doch außer Zweifel, daß ihr gänz- 
licher Mangel, d. h. dic völlige Ungewißheit über die Rich⸗ 
tigkeit der angefehten Größe, aller Brauchbarkeit der Be⸗ 
rechnung in diefer Hinficht ein Ende machen würde. 


b. Snöbefondere. 


1. Bon der Ermittelung des fubjeltiv= reinen Einkommens im 
Wege ver Abfchägung durch Dritte. 


Sol die Abſchaͤtzung des fubjektiv-reinen Einfom- 
mend durch Dritte, feyen ed Beamte der Regierung 
ober fachfundige Private, vorgenommen werden, dann 
bieten ſich bdenfelben als Maaßſtab der Schägung vor al 
lem die Quellen dar, aus denen foldyes Einfommen ben 
Steuerpflihtigen zufließt. Es find aber in der Regel 
nur die Quellen des echten ober urfprünglidhen 
Einfommend, welche jenen Dritten zur Benutzung in die: 
fer Hinficht zu Gebot ftehen, denn die Quellen, woraus 
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das unechte oder abgeleitete Einkommen hervorgeht, 
liegen gewöhnfich fo verborgen, und find den Blicken 
Dritter fo fehr entzogen, daß es ihnen faſt unmöglich 
ift, fie gehörig zu entdeden, ed muß daher auch in den 
meiſten Fällen ruͤckſichtlich dieſes letztern Einkommens jeden 
Dritten durchaus an einem paſſenden Maaßſtabe fehlen 
zur Berechnung und Bergleichung. 

Was übrigens die Benußung ber Quellen bed echten 
Einfommend zum Maafftabe der Abſchaͤtzung betrifft, fo 
möchte ed zur Erreichung des beabfichtigten Zwecks kei⸗ 
neswegs nöthig feyn, genau zu ermitteln, welchen Antheil 
an dem Gefammt = Einfommen der zu befteuernden Staats 
Genoſſen die eine oder andere diefer Quellen habe, for- 
dern es dürfte in diefer Beziehung ſchon hinreichen, das 
ehte Einkommen überhaupt in Erfahrung zu bringen, 
was daraus den Steuerpflichtigen zu Theil wird. So 
wäre z. B., um das fubjetiv=reine Einfommen eines 
Grundbeſitzers abzufchäßen, welcher, indem er zugleich 
Berwirthfchafter feiner Ländereien und Cigenthümer der 
darin fledenden ftehenden und umlaufenden Kapitale ift, 
nicht bloß Grund-Einkommen, fondern überbieß noch 
Arbeitslohn und Kapitalzins zu beziehen hat, nicht 
durchaus nothmwendig zu wiflen, welchen Antheil an fei- 
nem Gejfammt » Einfommen ber Boden, melden die Arbeit 
und welchen dad Kapital habe, fondern ed käme vielmehr 
lediglih darauf an, in Erfahrung zu bringen, ob Das 
Gefammt - Einfommen, was er feinem landlihen Gewerbe 
verdankt, fo beträchtlich ift, daß ihm Davon ein Weber 
ſchuß als fubjeftiv - reines Einkommen verbleibt. 
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Offenbar würde das Gefchäft der Ermittelung des 
ſubjektiv-reinen Einkommens gar fehr erleichtert weı:- 
den, wenn man im Befiße brauchbarer Katafter ſich bı- 
fände von dem gefammten objeftiv-reinen Einkommen 
im Lande (dem Grund- Einfommen, dem Arbeitt- 
lohne und dem Kapitalzinſe). Wo aber dergleichen 
brauchbare Katafler vom gefammten objektiv⸗-reinen 
Einkommen wirklicd vorhanden wären, ba würde man es 
gewiß vorziehen, dieſes objeftiv-reine Einkommen ftatt 
des fubjeltiven zum Gegenflande allgemeiner Befteue- 
rung zu erwählen, überzeugt, daß man auf dieſem Wege 
am ſchnellſten und ficherften zum Ziele, der Erlangung 
einer auf Allgemeinheit und Gleichheit bafirten Beſteue⸗ 
zung, kommen werde; denn man nimmt ja hauptfächlich 
eben darum feine Zufluht zur Heranziehung des fub- 
jettiv=reinen Einfommens, weil, wie oben umftändlich 
dargethan worden, die Unmöglichkeit erfannt werden muß, 
dad objektive an feinen verfchiedenen Quellen gehörig 
zu erfaffen. Ä 

Sollte die Ermittelung des fubjettiv=reinen Ein- 
kommens fo gefhehen, daß man in dem Gefammt-Ein- 
fommen aller Staatö-Genofjen den Urfprung eines jeden 
Zheild defielben und das Verhältniß der Ergiebigkeit der 
verfchiedenen Vermoͤgensſttoͤcke nachzuweiſen und in be= 
ftimmten Zahlen auszudrüden vermöchte, dann würbe man 
eine "Arbeit unternehmen, die gar nicht auszuführen wäre. 
Nicht unpaffend ift das Gefammt : Einfommen der Eteuer- 
pflichfigen einem breiten Fluſſe verglichen worden, in deſſen 
Bette fi das Waſſer aller eingemündeten Bäche und 
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Quellen vermifht hat, fo daß nicht mehr zu erkennen, 
von welchem Urſprunge jede Quelle ifl. Um abzumefien, 
wie viel jede Quelle und jeder Bad) zu jeder Welle des 
Fluſſes beitrage, müßte man eine jede durch einen Bang- 
damm aufhalten, und mit unwandelbaren Farben fingiren, 
eben dadurch aber würbe man den Fluß felbft aufs Trockne 
bringen. — Es iſt indeß für die Befteuerung gar nicht 
fo durchaus nothwendig, den Urfprung des Einkommens 
genau zu wiflen, fondeen es reicht vielmehr fihon Hin, 
nur überhaupt mit approrimativer Zuverfiht in Erfah 
rung zu bringen, wie viel das gefammte Einfommen eines 
Jeden in der angenommenen Katafter- Periode beträgt. 
Will eine Regierung den Verſuch wagen, das ſubjektiv⸗ 
reine Einkommen der Staats - Genoffen durch ihre Beamten 
zu fchägen und zu ermitteln, dann bietet ſich ihr, wie im 
Hermes (N. XV). deutlid) gezeigt worden, durchaus Fein 
anderer Schäbungs-Maaßftab dar, ald das in der Re 
gel Statt findende Verhältniß der Quellen des Einkom⸗ 
mend zu ihrem wirklichen Erfrage, berechnet nach allge 
meinen flaatöwirthfchaftlihen Grundfägen. Denn die ins 
dividuellen Verfchiedenheiten, welche bei den einzelnen Kon: 
tribuenten obwalten, Tann fie nicht kennen, weil fie weber 
dad Vermögen, noch die Zeit befißt, fie zu erforfchen, 
und weil felbft das Staatsrecht ihr die hierzu unerlaß⸗ 
lichen inquiſitoriſchen Maaßregeln und das Eindringen in 
den Privat-Verkehr unterſagt. Eben darum aber Tann 
folhe Schägung ber Regierung wenig taugen, fie ift aus 
Ber Stande, dad wahre und wirkliche Einkommen' im's 
Katafter zu ſetzen, fondern muß fich vielmehr mit einem 
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dealen oder mittlern begnügen, das immer ein mehr oder 
minder. willführliches bleibt und wodurd die Einfommen- 
Steuer in eine Vermögens: Steuer überzugehen beginnt. 
Ihre Schägung muß um fo mangelhafter und ungefährer 
feyn, weil es ihr unmöglich ift, alle Kapital: Stöde, wor 
aus dad Einkommen fließt, in Erfahrung zu bringen. 
Nur beim unbeweglichen Eigenthume ift ihrem Blicke nichts 
zu entziehen, dahingegen beim bemweglichen, namentlich bei 
den Geld: Kapitalen und. beim perfönlichen Eigenthume, 
wozu infonderheit die geiftigen Kräfte gehören, ihr gar vieles 
verborgen bleiben muß. Könnte fie aber auch alle Kapitals 
Stöde ſich offen legen, fo würde fie darum doch noch nicht 
das mittlere Einfommen davon mit einiger Genauigkeit zu 
berechnen vermögen, weil dad Ertrags-Verhaͤltniß, abge⸗ 
fehen von aller menfhlihen Willkuͤhr fo wie von allen 
Orts- und Beit-Werhaltniffen, die darauf den größten 
Einfluß haben und es unabfehbar verändern, wiederum 
‚bei den perfönlihen Kräften und bei allem bemegli- 
chen Vermögen durd) fo außerordentlih zufammengefeßte, 
zahlreiche und verwidelte Urfahen und Kombinationen 
hervorgebracht wird, baß bis jest dafür noch Feine zu: 
verläffige und ausreichende Regeln haben aufgeftellt wer: 
den Finnen, noch ſchwerlich jo bald werden erfunden 
werden. Ä 
Wenn aus dieſen Gründen die Abfhägung der ein- 
zelnen Eintommens= Zweige eine Aufgabe ift, welde auf 
eine ‚befriedigende Weife zu löfen, unmoͤglich, fo ift bar 
aus der Schluß zu ziehen, einmal, daß Feine Regierung 
fich damit befaffen und die Schägung behufs der Steuer 
33 
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Bertheilung einfeitig übernehmen follte, ferner aber auch, 
daß überhaupt die Erhebung der Steuer nad) den ein 
zelnen, im Leben in einander greifenden und nicht von 
einander trennbaren, Zweigen bed Einkommens keinen Bei: 
fall verdiene, fondern vielmehr darauf Bedacht genom | 
men werben müfle, dad ganze wirklich Statt findende 
Einkommen eined Seden zur Angabe zu bringen, ohne nah 
dem Urfprunge beffelben zu fragen. Exft hierdurch wird 
die Eintommen: Steuer das, was fie ihrem Weſen nad | 
feyn fol. | 

Ueberdieß wäre ed doch immer nur dad echte oder 
urfprüngliche Einfommen der Einzelnen, worauf bie 
Abfchägung der Regierung fich zu beſchraͤnken hätte bei 
Entwerfung des Kataſters behufs der Beſteuerung des 
fubjettivsreinen Einkommens, denn hinſichtlich des 
unehten ober abgeleiteten würde ed ihr, wie be 
reits bemerkt worden, in den meiften Fällen durchaus 
an einem paſſenden Maaßftabe fehlen zur Berechnung, | 
und Bergleichung. | 

Auch Log ift der Meinung, daß eine genaue Ab⸗ 
ſchaͤtzung bes fubjektiv -reinen Einkommens durch Die Regie 
rung, eine flrenge Nachforfchung des Gangs der Betrieb⸗ 
famfeit und der Ergiebigkeit des Fleißes der Abgabepflichti- 
gen Individsien, wegen des dabei unvermeiblihen Drud 
der Unterthanen nicht wohl anwendbar fey; und macht zu: 
gleich auf den Umftand anfmerffam, daß eine foldye Maaf- 
regel die Vermoͤgens-Umſtaͤnde der Bürger nad) ihre 
Bunahme und Abnahme zur Öffentlichen Kunde bringg waͤb⸗ 
rend der größte Theil der Abgabepflitigen, befonders 
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aber der Kaufmann und Manufakturift, gar fehr babei 
betheiligt feyen, diefelben geheim zu halten. 

Um den Nachtheilen zu entgehen, welche bei jeder 
Abſchaͤtzung des fubjektiv-veinen Einkommens durch die 
Regierung und ihre Beamten unvermeidlich, hat man hin 
und wieder die gegenfeitige Abfchägung der Steuer- 

ppfftichtigen in Vorſchlag gebracht, aber auch diefe Methode 
der Ermittelung jenes Einfommens dürfte ſchwerlich geeig- 
net feyn, zum erwünfchten Ziele zu führen. Es beruht 
diefe Methode auf der Unterftellung, daß dad reine Ein- 
kommen eines jeden Einzelnen feinen Freunden, Nachba⸗ 
ren und Solchen, mit denen derfelbe in naͤherem Verkehre 
fieht, nothwendig ziemlich genau befannt feyn muͤſſe. 

Die Unterftellung, auf welcher dieſe Anficht beruht, ift 
nad) dem Urtheile des Zreiheren v. Malchus (a. a.O. $40) 
den Ergebniffen und Verhaͤltniſſen im wirklichen Leben 
durchaus nicht gemäß; überbieß vernichten die Ausnahmen 

„ und Modifikationen das, was ald gewöhnlich ober ald Regel 
bezeichnet wird, indem ed nur wenige einigermaßen er: 
hebliche Vermögens - Maffen und nur wenige ‚bebeutendere 
Gewerbs Betriebe geben möchte, in Anfehung welcher 
die Gewinnung einer richtigen Ueberfiht vom reinen Eins 
kommen, was durch diefelbe realifirt wird, nicht im hoͤch⸗ 
ften Grade fchwierig wäre, daher das Reſuktat der Aus: 
mittelung immer in hohem Grade unficher feyn muß. 
Hoͤchſtens kann eine ſolche Kenntniß der Vermögens = und 
Erwerbs⸗Verhaͤltniſſe von Nachbar zu Nachbar, wie fie - 
bei diefer Anficht unterftellt ift, bei kleinen Landwirthen 
voraudgefegt werben, wo Jeder im Ürtrage der eigenen 

' 33 * 


s 


— 516 — 


Grundſtuͤcke einen Anhalts-Punkt zu einer annähernden 
Schaͤtzung des Einkommens beſitzt, was die Nachbaren 
ben ihrigen abgewinnen koͤnnen, ſodann bei den gewoͤhn⸗ 
lichen Handwerken, uͤberhaupt in den unterſten Klaſſen 
der buͤrgerlichen Geſellſchaft, bei denen mit der Quelle 
ihres Einkommens zugleich das Maaß zu einer Schaͤtzung 
ſeiner Groͤße offen liegt. In Anſehung aller uͤbrigen 
Klaſſen und aller uͤbrigen Arten von Einkommen aber, 
insbeſondere von dem aus Kapitalen, aus dem Manu- 
faktur⸗- und Fabrik-Gewerbe, überhaupt von folchem, 
deſſen Werheimlichung im Intereſſe der Betheiligten liegen 
tann, oder deſſen Schägung Kombinationen erfordert, de 
ven Elemente den Schäpern nicht bekannt find, würde 
jeder Verſuch einer Abſchaͤtzung nur auf hoͤchſt willkuͤhr⸗ 
liche Reſultate führen, die entweder das JIntereſſe der 
Steuerpflichtigen, oder das der Geſammtheit verletzen. 
Minder ſtreng als Malchus urtheilt der Hermes 
(N. XV) über die Nuͤtzlichkeit und Anwendbarkeit ber ge, 
genfeitigen Abfchägung des Einkommens. Im bürgerli- 
chen Leben, heißt es bafelbft, ift e8 unmöglich, daß nicht 
dad Netto-Einfommen jedes einzelnen Mitbürgers feinen 
Freunden, Nachbaren und allen Denen, mit weldyen er 
in engerem Verkehre fteht, ziemlicd genau befannt wer 
den folte. Ein Irrthum von einiger Erheblichkeit kann 
nur bei Denen vorkommen, die gewagte Unternehmungen 
machen und dadurch ihren Vermögens - Zuftand plößlic 
verändern, ober bei Denen, deren Vermögen fo groß ifl, 
daß die Weberficht deffelben Mühe macht, beſonderß wenn 
die Vermögens = Zheile weit verbreitet find, wie bei Grund⸗ 
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ftüden, oder verborgen gehalten werden, wie. bei Kapita⸗ 
len gefchehen kann. Allein in legterm Falle ift ein Fehler 
bei der Abfchägung der Wenigen, die in diefer Lage find, 
von einem fehr merkbaren Cinfluffe auf die Steuer- Bes 
träge der großen Menge, fo wie dann auch gerade bei 
diefen Leuten die Gelegenheiten zu Manifeftitungen ihres 
Vermögens - Zuftandesd am meiften vorlommen, 3. B. bei 
Erbtheilungen, Vormundſchaften, Cheitiftungen ꝛc. In 
dem zuerft angenommenen Zalle kann der Irrthum nicht 
lange anhalten, und es fteht wenigſtens allemal in dem 
Willen des unrichtig Abgefchägten, denſelben zu berichti⸗ 
gen. Noch ift dabei zu erwägen, daß, wenn er auch zur 
Erhaltung feines Kreditd eine größere Steuer bezahlen 
ſollte, als ihm abgefordert werden würde, wenn man ſei⸗ 
nen Vermögens - Zufland genau kennte, er fich noch nicht 
über Unrecht zu beklagen hat. Denn der Kredit gehört 
ja ebenfalls zu den ibealen Kapitalen, mit denen geat- 
beitet wird, um daraus ein Einkommen zu geminnen. 
Freilich ift diefe Art der Schaͤtzung im Raume fehr be 
ſchraͤnkt, indem fie nicht über die Grenzen auögedehnt 
werben Tann, innerhalb deren die Mitwiffenfchaft vom 
Einkommen der Mitbürger voraudzufeben ift; fie kann 
Daher nur Ort für Ort, und in größeren Orten fogar 
nur Viertel für Viertel vorgenommen werden; ja felbft 
Dies will in fehr großen Orten nicht zureichen, weil in 
folchen die Eigenthümlichkeit der Eleinen Orte, das Be- 
Eümmern um den Nächten, außer Gewohnheit kommt, 
fo daß oft die Bewohner eines Haufed, gefchweige dann 
die Bewohner einer Straße oder eined Wiertels, nichts 
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von einander wiſſen. Fuͤr ſolche Drte fcheint ed daher 
ganz unmöglich zu ſeyn, auf dem nädften Wege das 
Einfommen der Steuerpflichtigen mit einiger Suvertäffg- 
keit zu ermitteln. 

Noch müflen wir einer befondern Methode der Ab: 
ſchaͤtzung des fubjektivsreinen Einkommens durch Dritte 
gebenfen, welche im Alterthume Statt hatte. Wir woiffen 
aus den Reden des Demofthenes gegen den Phai- 
nippos und den Nikoſtratos, daß in Athen eme 
Art von Eintommen- Steuer zur Beftreitung der Kriegste 
ften beftand, daß viele Verſuche gemacht wurden, fie zu 
umgehen, und alle vom Staate felbft angewandten Mittel, 
dem Uebel abzuhelfen, nicht hinreichten. Man verftattete 
deshalb den Einzelnen zwei Mittel: das erfte war bie 
Antidofis, das zweite die Apographe. Antidofis 
hieß das Erbieten, mit dem Vermögen zu taufchen, wenn 
Der, dem man ed antrug, nicht bereit war, die Öffentfi- 
chen Laften der höheren Klaffe zu übernehmen, welche dem 
Antragenden prägravirend auferlegt worden waren. Ap o- 
graphe hieß die Denunziation, wodurd man nachwieß, 
daß ein Anderer Güter befiße und davon nichts fleuere, 
Giegte der Denunziant, dann erhielt er drei Viertel ber 
nachgewiefenen Güter zur Belohnung, und übernahm ver 
hältnigmäßig die Steuer, unterlag er, dann mußte er 
Zaufend Dradymen Strafe erlegen. Weide Mittel find 
mehrere Male von Privatperfonen mit Erfolg angewandt 
worden, und die Furcht vor der Schande und dem gro- 
Ben Berlufte fcheint Außerft günftig auf die Wahrhaftigkeit 
der Angaben über das Wermögen gewirkt zu haben. — 
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Wenn auch, urtheilt Raumer, die Antidofis oder 


der Vermoͤgens⸗-Tauſch ein fat zu Tühner, mit großen 
Weitläufigkeiten verbundener, Ausweg zu ſeyn fcheint, fo 
gilt doc, bei veränderter Gerichtd-Werfaffung und Bes 


weisführung, diefe Behauptung eigentlich nur für unfere, 


nicht für jene Zeit; dagegen Pönnte wohl, mit einigen 
Modifikationen, die Apographe noch jetzt anwendbar 
ſeyn. Man kann Iedem dad Recht der Denunziation 
zugeſtehen, Dagegen aber ihn hart beflrafen, wenn er nicht 
‚im Stande ift, feine Anklage durchzufshren. Nur müßte, 
meint Raumer, um nicht unzählige Beſchwerden aufzu- 
regen, feitgefegt werden, daß die Denunziation nie auf 
ein geringered verheimlichtes Quantum ald ein Zehntel 
des Einkommens gehen dürfe. 

Bei der praktifchen Ausführung der direkten Befteue- 
rung des individuellen Einfommens hat man ſich allmah- 
lig von dem Unvermoͤgen Dritter und namentlid) der Re- 
gierungen überzeugen müffen, die Abſchaͤtzung der Bei: 
tragspflichtigen auf eine befriedigende Weife zu Stande zu 
bringen und ift darum auf Mittel bedacht gewefen, bie: 
fem Webelftande fo weit als thunlidy abzuhelfen. Ein fol- 
ches Mittel wähnte man endlich, in der Einführung von 
fogenannten Klaffen-Steuern entdedt zu haben. Aud) 
Lotz glaubt diefen Ausweg empfehlen zu müffen ald den 
einigen, welcher den Regierungen zu Gebot ftche, dem 
Ziele wenigftend nahe zu kommen. Der einzig wahre, 
richtige und brauchbare Maaßſtab für die gleichmäßige Ver- 
theilung der Öffentlichen Abgaben, fagt diefer Schriftiteller 
(a.a. O. II. 155) ift und bleibt immer das reine Ein- 
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kommen, was jeder Abgabenpflichtige aus ſeiner Betrieb⸗ 
ſamkeit als Ueberſchuß des dabei gehabten Güter - Auf: 
wandes oder aus ſonſtigen Quellen nah feinen indi- 
viduellen Berhältniffen zieht, mit andern Worten, fein 
individuelles reines Einkommen. Dem nur 
dieſes ift der eigentliche Fonds, aus dem er ohne Nach— 
theil für den regelmäßigen Fortgang feiner Betriebfam- 
keit die Abgabe entrichten Tann, einen andern Fonds 
gibt es durchaus nicht. Und dieſen Fonds ald Maapftab 
bei der Vertheilung ber Öffentlichen Abgaben möglicft 
feſtzuhalten, ift die freilidy fehr fchwierige Aufgabe der Fi⸗ 
nanzwiſſenſchaft, in fo fern fie ſich mit einer haltbaren 
Regulirung des öffentlihen Abgabenweſens befchäftigt. 
Inzwiſchen mag es dahin geſtellt ſeyn, ob es der Finanz⸗ 
kunſt je gelingen werde, dieſe Aufgabe vollkommen fuͤr 
alle Verhaͤltniſſe und alle Abgabenpflichtige zu loͤſen. Jeder 
denkende Finanzmann muß zwar jene Aufgabe ſtets im 
Auge behalten, aber ihre vollkommene Loͤſung laͤßt ſich, 
ohne ein nicht wohl zulaͤſſiges Eindringen in den” Gang 
ber Privatwirtbichaft jedes Cinzelnen nicht als mög 
ih denfen. Darum mag dann berfelbe ſchon zufrie 
den feyn, wenn er nur approrimativ jene Gleichmäßigkeit 
bergeftellt haben wird, was ihm bei der Beobachtung des 
Ganges ber einzelnen Gemwerbözweige nicht ganz unmög- 
li) feyn dürfte, und wirklich aud) das Einzige ift, was 
man zum Behufe der zu erſtrebenden möglichft = gleichmä- 
Bigen Vertheilung der Öffentlichen Abgaben von ihm for: 
dern kann. Möge er fich demnach bei feinem Streben, 
die Abgaben möglichft gleichmäßig zu vertheilen, bloß 
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darauf befchränten, die Werhältniffe der einzelnen Er- 
mwerbsarten und das aus dieſen Werhältniffen nad) dem 
gewöhnlichen Gange der Dinge in den meiften Fällen zu 
erwartende Einkommen der verfchiedenen betriebfaimen Volks⸗ 
Klaſſen Elaffenweife in’d Auge zu faflen, und durch 
ein zu weites Eindringen in die Individualitäten jedes 
einzelnen Pflichtigen nicht dahin fehen wollen, wohin fein 
Auge nicht reiht. Nur nebenbei mag er diefe Indivi⸗ 
dualität in einzelnen Fällen beachten, da, wo fie leicht, 
und ohne jenes nicht zu duldende Eindringen in die Pris - 
vatwirthfchaft der Einzelnen, erkennbar hervortritt. Außer- 
dem bleibt nichts übrig, ald die Individualität fich felbft 
zu überlaffen, und von dem Gange des Verkehrs die 
Auögleihung der Ungleichheiten zu erwarten, welche etwa 
hie und da noch vorhanden fayn und bleiben mögen. We: 
nigftens wird der Finanzmann dieſen vom Verkehre zu er- 
wartenden Auögleihungen immer um fo ruhiger und um 
fo freier vor Gewiſſens⸗-Vorwuͤrfen zufehen koͤnnen, da 
ſelbſt die forgfältigft berechnete Ausgleichung am Ende 
doch nichtd weiter zu geben vermag, ald etwa nur mo⸗ 
mentane Gleichheit, die der Verkehr in jedem Augenblide 
ftetd zu zerrütten droht, auch allerdings in den bei wei- 
tem meiften Fällen um fo leichter zerrüttet, als fich durch 
ihn in vielen Fallen eine möglichfte Gleichheit des öffents 
lichen Abgabenweſens felbft da bildet, wo abgefehen von 
den Einwirkungen des Verkehrs die höchfle Ungleichheit 
zu berrichen ſcheint. 

Es dürfte jedoch, unferd Dafüchaltens, durch Ver: 
theilung der direkten Eintommen- Steuer nah Klaffen 
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fehr wenig, oder gar, wie im Hermes geurtheilt wird, 
nicht8 gewonnen, fondern das Webel nur nod) Ärger ge: 
macht werben. Denn diefe Methode der Bertheilung be- 
wirft in der That nichts weiter, als die gänzlihe Ab- 
fhäsungs Unfähigkeit der Regierung zu verfleden, indem 
fie die Steuerpflichtigen in willkuͤhrlich beflimmte Klaffen 
vertheilt, und mit Hülfe des auögebehnten Umfangs biefer 
Klaffen die einzelnen Reklamationen vermeidet, während 
die wirfli vorhandene Verſchiedenheit unbeadhtet bleibt. 
Wie kommt 3. B. Berjenige, welcher Zweitaufend Thaler 
Einfommen hat, dazu, eben fo viel an Steuer zu ent- 
richten ald Der, welcher Dreitaufend Thaler Einkommen 
bat, bloß weil es beliebt worden, fie in Eine Klaffe zu 
werfen. Je weniger zahlreih, aber im Umfange deſto 
weiter, die Klaffen find, deko größer wird die Willkuͤhr, 
je zahlreicher und enger dagegen die Klaffen beflimmt wer- 
den, defto weniger vermögen fie zu verbergen, was da- 
durch nach der Abficht des Geſetzgebers verſteckt werden fol. 


2. Bon ber Grmittelung bes fubjeltiv-reinen Einkommens 
im Wege der Selbftfhägung. 


Mag auch die Regierung hie und da im Stande 
feyn, den Theil des individuellen Einkommens der Steuer 
pflichtigen, welcher in echtem Einkommen befteht, eini: 
germaßen richtig abzufchägen, fo dürfte ihre ſolches doch 
ſchwerlich irgendwo gelingen in Anfehung desjenigen Theils 
bed Geſammt-Einkommens der Einzelnen, welcher auf 
abgeleitetem Einkommen beruht. Um die Größe des 
abgeleiteten Einkommens nad) allen Momenten zu 
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erfaſſen, bleibt in den meiſten Faͤllen kein anderes Mittel 
uͤbrig, als die Selbſtſchaͤtzung zuzulaſſen, die jedoch, 
wie Fulda (a. a. O. 8 186) mit Recht bemerkt, ſtets 
nicht nur eine gewagte Sache fuͤr die Einnahme des Staa⸗ 
tes iſt, ſondern auch bei dem Standpunkte, auf welchem 
aller Orten der groͤßte Theil des Volks ſteht, zu Betrug 
reizt; eine Reizung, welche der Staat vermeiden muß, 
wo er es in ſeiner Gewalt hat. Aber auch abgeſehen 
von dieſer Reizung werden viele Rechtlichgeſinnte bei den 
ausfuͤhrlichſten Vorſchriften der Regierung ſelbſt nicht wiſ⸗ 
ſen, was ſie zu ihrem rohen, noch weniger, was ſie 
zu ihrem reinen Einkommen zu rechnen haben. Nur 
Da, wo die Idee von allgemeinen Buͤrger-Tugenden und 
Bürger: Pflichten höher gefteigert iſt, als wir fie aller 
Drten in der wirklihen Welt gewahr werden, koͤnnen 
folhe allgemeine Befteuerungen nach Geftändniffen oder 
Faſſionen Feine Bedenklichkeiten erregen. 

Ein Beſteuerungs-Syſtem, wornach die Angabe des 
Einkommens lediglih dem Gewiſſen und der Rechtlich⸗ 
keit der Buͤrger uͤberlaſſen iſt, urtheilt Lotz, mag ſich 
vielleicht in kleinen republikaniſchen Staaten gebrauchen 
laſſen, in groͤßeren und monarchiſch regierten Staaten 
aber iſt es nicht anwendbar. Dort mag das innige Band, 
das den Bürger an die Regierung kettet, den Fiskus 
gegen die Nachtheile ſchuͤtzen, welche ihm font gewifien- 
lofe Verſchweigung und Betrug drohen, aber hier mag 
gewiß die Regierung fehr wenig darauf rechnen Eönnen, 
die Abgaben gehörig eingehen zu fehen, wenn fie die Ab: 
fhägung den Steuerpflichtigen felbft überläßt. 
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. fehr wenig, oder gar, wie im Hermes geurtheilt wird, 
nicht8 gewonnen, fondern das Uebel nur noch Ärger ge: 
macht werden. Denn diefe Methode der Bertheilung be- 
wirkt in der That nichts weiter, ald die gänzliche Ab- 
fhäsungs - Unfähigkeit der Regierung zu verfleden, inden 
fie die Steuerpflichtigen in willkuͤhrlich beſtimmte Klaffen 
vertbeilt, und mit Hülfe des ausgedehnten Umfangs biefer 
Klaffen die einzelnen Reklamationen vermeidet, während 
die wirklich vorhandene Verſchiedenheit unbeachtet bleibt. 
Wie kommt 3. B. Derjenige, welcher Zweitaufend Thaler 
Eintommen hat, dazu, eben fo viel an Steuer zu ent 
richten ald Der, welcher Dreitaufend Thaler Einkommen 
bat, bloß weil es beliebt worden, fie in Eine Klaffe zu 
werfen. Je weniger zahlreih, aber im Umfange vefto 
weiter, die Klafien find, deſto größer wird die Willkuͤhr, 
je zahlreicher und enger dagegen die Klaffen beſtimmt wer 
den, deito weniger vermögen fie zu verbergen, was da 
durch nach der Abficht des Geſetzgebers verſteckt werden ſoll. 


2. Bon ber Ermittelung bes fubjeltiv-veinen Einkommens 
im Wege ber Selbſtſchaͤtzung. 


Mag auch die Regierung hie und da im Stande 
feyn, den Zheil des individuellen -Einfommend der Steuer- 
pflichtigen, welcher in echtem Einkommen befteht, eini- 
germaßen richtig abzufchägen, fo dürfte ihre foldhes doch 
fchwerlich irgendwo gelingen in Anfehung desjenigen Theils 
bed Gefammt- Einfommend der Einzelnen, welder auf 
abgeleitetem Einkommen beruht. Um die Größe des 
abgeleiteten Einkommens nad allen Momenten zu 
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erfaſſen, bleibt in den meiſten Faͤllen kein anderes Mittel 
übrig, als die Selbſtſchaͤtzung zuzulaſſen, die jedoch, 
wie Fulda (a. a. O. 8 186) mit Recht bemerkt, ſtets 
nicht nur eine gewagte Sache für die Einnahme des Staa⸗ 
tes iſt, ſondern auch bei dem Standpunkte, auf welchem 
aller Orten der groͤßte Theil des Volks ſteht, zu Betrug 
reizt; eine Reizung, welche der Staat vermeiden muß, 
wo er es in ſeiner Gewalt hat. Aber auch abgeſehen 
von dieſer Reizung werden viele Rechtlichgeſinnte bei den 
ausfuͤhrlichſten Vorſchriften der Regierung ſelbſt nicht wiſ⸗ 
ſen, was ſie zu ihrem rohen, noch weniger, was ſie 
zu ihrem reinen Einkommen zu rechnen haben. Nur 
da, wo die Idee von allgemeinen Buͤrger-Tugenden und 
Buͤrger-Pflichten höher geſteigert iſt, als wir fie aller 
Orten in der wirklichen Welt gewahr werden, koͤnnen 
folhe allgemeine Befteuerungen nach Geftändniflen oder 
Baffionen keine Bedenklichkeiten erregen. 

Ein Beftenerungd- Syftem, wornach die Angabe des 
Einfommens lediglich dem Gemiflen und der Rechtlich⸗ 
Zeit der Bürger überlaffen ift, urtheilt Lotz, mag fi 
vielleicht in Eleinen republifanifchen Staaten gebrauchen 
laffen, in größeren und monarchiſch regierten Staaten 
aber ift e8 nicht anwendbar. Dort mag das innige Band, 
dad den Bürger an die Regierung kettet, den Fiskus 
gegen die Nachtheile fehügen, welche ihm fonft gemiflen- 
loſe Verſchweigung und Betrug drohen, aber hier mag 
gewiß die Regierung fehr wenig darauf rechnen Tönnen, 
die Abgaben gehörig eingehen zu fehen, wenn fie die Ab: 
ſchaͤtzung den Steuerpflichtigen ſelbſt überläßt. 
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Die Selbſtſchaͤtzung, Außert Malchus, kann ſchon 
aus dem Grunde nicht allgemein zuläffig feyn, weil Die 
bei weitem größere Mehrzahl der Eteuerpflichtigen zu einer 
rihtigen Schäßung ihres Einkommens überhaupt nicht, 
noch weniger aber zu einer richtigen Ausfcheidung des 
Theils deffelben, welcher ald reines Einkommen zu be- 
trachten, fähig und im Stande ill. Zugleich haftet an 
diefer Methode der Abſchaͤtzung der gleiche Nachtheil, wie 
bei der Selbſtſchaͤtzung zum Behufe einer allgemeinen 
Vermögens: Steuer, daß fie das Öffentliche Intereffe mit 
dem fträflihen Eigennuge der minder Gewiffenhaften in 
Kollifion fegt, das erftere der Gefahr großer Ausfälle, 
den Rechtlichen aber der Gefahr blofftellt, in einem erhoͤ⸗ 
beten Steuer- Prozent der Unrechtlichkeit gewiffenmaßen 
eine Prämie bezahlen zu müffen. 

Es befißt der Staat, ſagt Sartorius, durchaus 
kein ficheres Mittel, zu prüfen, in wie fern die Angaben 
der Einzelnen von ihrem reinen Einfommen gegründet find 
ober nicht? "Wie fehwer hält ed nicht ſchon, das reine 
Eintommen, was aus dem Grunde und Boden gewonnen 
wird, zu berechnen; unendlich fchwieriger aber ift ed für 
die öffentlichen Behörden, bei dem, was aus andern 
Quellen gezogen wird, einigermaßen den Einzelnen nach⸗ 
zurechnen, da man meiſt dabei Feine foldhe in die Augen 
fallende Gegenftände hat, ald Ländereien find. Der Ge- 
werbömann felbft Fann in vielen Fällen fein Eintommen 
nur nad) einem Durchfchnitte von mehreren Jahren be: 
rechnen, er kann nicht mit einiger Eicherheit. aus einer 
vergangenen Periode auf eine kuͤnftige fchließen. Wie 
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Wenige find, bie mit Genauigkeit fich ſelbſt Rechenfchaft 
ablegen? wie viel weniger aber werden fie geneigt feyn, 
ſolches auf. Befehl der Regierung ‚zu thun? Ihr Eigen- 
nutz wird fie antreiben, ihr veines Einfommen zu ver: 
heimlichen, wenn fie es koͤnnen, und wie widerlich wird 
ihnen die Steuer erfcheinen, vollends wenn ihr Kredit 
durch eine genaue Öffentliche Angabe und eine vorzulegende 
Berechnung leidet? Am Ende bleibt nichts Anderes, we⸗ 
nigftend bei fehr vielen Ginfommend » Quellen, übrig, als 
daß fi die Obrigkeit mit der gemachten Angabe begnüge. 
Denn, wenn fie allzugenaue Nachforſchungen anftellt, fo 
wird die. Steuer vollends unausftehlih. Findet fich aber 
feine vorherrfchende Liebe zum Waterlande, Tein ſchoͤnes 
Selbftvergefien, wie wird e8 dann mit folhen Abgaben 
ftehen? Heillofe Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten find 
dann unvermeidblihb. Der Eine macht genau und redlich 
die Angabe, der Andere nicht, Iener trägt zum Lohne 
für feine Redlichkeit eine mehrfach größere Steuer als 
Diefer. Treiben Beide gleiche Gewerbe, fo hat der Erftere, 
außer dem größern Drude der Abgabe, auch nod) das zu 
erwarten, daß der Andere dad Seinige in einer größern 
Ausdehnung wird treiben Eönnen, indem ber Redliche feine 
Erzeugniffe nicht zu fo geringen Preifen abzufegen vermag, 
als der Andere. ben dadurch aber wird dieſe Art ber 
Beftenerung fo höchft empörend. Der ein größeres Ein- 
kommen befißgende Nachbar zahlt jo viel weniger, ber an- 
dere, welcher ein geringeres hat, jo viel mehr; Died ver- 
anlaßt Neid und Zwieſpalt. Drüdt die Schande nicht, 
fo ift oft gar Beine Hülfe; bie befle Gegenrechnung führt 
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allein noch das Publifum, aber auch das irrt. Verſucht 
ed, einem Kaufmanne nachzurechnen, was fein reines Ein- 
kommen ſey? Mancher fcheint die größten Geſchaͤfte zu 
machen, er gilt für einen reichen Mann, und plößlicy er- 
fährt man, er habe feine Zahlungen einftellen müffen. 
Ein Geld-Kapitalift hat den Ruf großer Wohlhabenpeit, 
und bei feinem Tode, als fein Vermögen befannt ward, 
wundert man fih, daß fo wenig vorgefunden worben, 
während Andere,. die ftil lebten und heimlich) großen 
Reichthum befaßen, bei ihrem Abfterben Alle durch ihr 
hinterlaflened Vermögen in Staunen fegen. Iſt's endlid 
fo weit gefommen, daß man verhöhnt wird, wenn man 
teen und aͤngſtlich und gewiffenhaft fein Einkommen an- 
gegeben hat, indeß Andere fredy Das Gegentheil thun und 
Jene audfpotten, dann ift ed Zeit, die Abgabe gänzlich 
aufzuheben. 

Die Selbftfhagung der Kontribuenten, urtheilt der 
Hermes (N.XV) hat zwar das Gute, daß dadurch das 
individuelle Eintommen gleich als folches zur Angabe ge 
bracht wird, ift aber darum verwerflich, weil dadurch der 
Gigennug der Einzelnen mit ihrer Bürger- Pflicht in Kol: 
lifion gefegt, Die Mortalität der Staats Genoffen unter- 
graben, und der Redliche zur Uebertragung des Unred⸗ 
lihen angehalten wird. Es kann alfo davon nur da Ge 
brauch gemacht werden, wo entweder von ber Höhe ber 
Schaͤtzung gewiffe bürgerliche Wortheile abhängig find, 
die jenem felbftfüchtigen Motive Schweigen gebieten, was 
jedoch feine nicht weiten Grenzen hat, oder da, wo die 
Angaben aller Betheiligten einer nicht zu umgebenden 
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Kontrolle unterworfen werden koͤnnen. Diefe Kontrolle 
aber darf wieder nicht auf eine Abfchägung der Regierung 
binauslaufen, deren Verwerflichkeit bereits feft fteht, es 
ift darum aud) nur die einzige Kontrolle denkbar, welche 
die Gefammtheit der Mitbefteuerten führt. 

Behr glaubt (in feiner Lehre von der Wirth 
haft des Staates) darin einen fichern und direkten 
Weg zu einer vernünftigen und natürlichen Befteuerung 
zu finden, wenn in jeder Gemeinde ein Ausfchuß gewählt 
wird, bei welchem jeder Hausvater feinen reinen Wermö- 
gend» Ertrag felbft angibt. Würde ber Ausſchuß feine 
Angabe in Vergleich anderer KHaudväter zu niedrig finden, 
dann fol er ihn zur Rebe flellen, feine Entſchuldigung 
zwar anhören, wenn dieſe aber nur wenige oder gar Feine 
Kraft hat, ihn in feiner Angabe durch eine gütliche Ver⸗ 
handlung höher zu ſchrauben fuchen. — Es liegt am 
Tage, daß diefer Vorſchlag unter den gegenwärtig obwal- 
tenden Verhältniffen in den meiften unferer Staaten nicht 
wohl ausführbar feyn dürfte. Sehr wahr und beherzi- 
genswerth ift, was dagegen von einem Rezenfenten ber 
gedachten Schrift in der Jenaer Allg. Literatur: 
Zeitung (1828. Ergänzungsbl. N. 33) erinnert worden, 

Der Enthufiasmus der alten Griechen und Römer 
lebt in den Herzen unferer Staatsbürger nicht mehr und 
die wahre Waterlands=Liebe hat durch fo manche Wer- 
bältniffe einen Stoß erlitten. Jeder Bürger forgt zunaͤchſt 
nur für fi), die Sorge für's Waterland hat die Staats- 
regierung Abernommen; dafür gibt das Volk feine Steuern. 
Die Regierungen haben es aber feit vielen Iahrhunderten 


— 58 — 


duch ſtarke Auflagen und allerlei unnöthige Laſten bei 
den Völkern dahin gebracht, daß das Vertrauen zu ihnen 
und die echte Liebe zum Waterlande verloren gehen mußte. 
Jetzt, da diefelben verftändiger und humaner geworden 
find, will man durch weife Anftalten jene goldenen Zeiten 
wieder zurüdtufen; es wird aber noch lange dauern, ehe 
wir unfere Bürger und Bauern fo weit bringen, Daß fie 
es ald Sünde anfehen, den Staat zu betrugen und einem 
andern Bürger in Unterflüßung und Vertheidigung des 
Vaterlandes nachzuſtehen. Cs ift fo weit gefom " 
daß faft fein Bürger dem andern, Feine Gemeinde der 
andern zutraut, etwas für dad Belle des Staatd zu thun, 
ja man erkennt Diejenigen für Narren, welde für den 
Staat mehr thun, als fie fhuldig find, und dadurd 
ihren eigenen Vortheil hintanjegen. — Was wird nun 
duch die Behr’fhe Befleuerungsart bewirkt werben? 
Wir behaupten: der gutherzige Narr und der Arme wirb 
hoch, der Schalf und der Reiche aber, der fein Vermoͤ⸗ 
gen zu verheimlichen weiß, wird verhältnißmäßig [ehr nie- 
drig befteuert werben, und am Ende wird man auch noch 
die Ehrlichen zu Schalfen machen. Dazu kommt, bag 
unter Zaufenden kaum Einer zu finden feyn dürfte, ber 
weiß, was unter reinem Vermögend-Ertrage ober 
reinem Erwerbe zu verftehen ift, oder, wenn er es 
auch weiß, benfelben anzugeben im Stande wäre. 

Der Erwerb, heißt ed dort weiter, dient theils zur 
Unterhaltung der Familie, theild zur Vermehrung des Ber 
mögend. Wenn wir daher eine Steuer, welche auf den 
reinen Vermoͤgens⸗Ertrag oder auf den Erwerb geftügt 
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tft, einführen wollen, fo müßte man jeden Gewerbtrei⸗ 
benden fragen: wie viel erwirbft du ungefähr jährlich rein? 
Die Antwort würde feyn: Dies ift fehr verfchieden, bald 
viel; bald wenig, bald gar nichts, bald muß ich felbit 
borgen, oder das Erworbene zufegen. Frage: wie viel 
haft bu dann im vorigen, vorlegten u. |. w. Jahre er- 
mworben? Dad weiß er niht. Nun muß man ihn anders 
fragen: Wie viel Eoftet dir jährlich dein Haushalt, die 
Unterhaltung deiner Familie? Das weiß er ebenfalls nicht. 
Ferner: wie viel legft du zuräd, oder um wie viel wirft 
bu jaͤhrlich drmer? Endlich: Haft du in deinem Haufe 
Bieles angefhafft, oder behilfit du dich mit den alten Haus- 
und Handwerks-Geraͤthen? — Sind die erſten Fragen 
gelind, fo müffen dagegen die anderen ſolche Bürger, welche 
Ehrgefuͤhl haben und fich durch ihren Fleiß auf eine recst- 
fchaffene Weife ernähren, nicht wenig befremden, wenn 
fie ſich einer polizeilihen Unterfuhung ihres Geſchaͤfts 
Preis geben und Rechenſchaft über das, was fie fchaffen 
oder verbrauchen, ablegen follen. Cie werden fid) fragen: 
Hat eine Staatsregierung das Recht, unbefcholtene und 
brave Bürger über Führung ihres Gefchäfts und über 
das zu fragen, wie viel ihr Haushalt koſte, und was 
fie von einem Jahre zum andern übrig behalten oder zu⸗ 
fegen? Denn fo lange diefe Fragen nicht gelöft find, 
kann man bei den meilten Haudvdtern gar nicht willen, 
worin ihr reines Einfommen befteht und welches Steuer- 
Simplum fie zu tragen haben; will aber ein Bürger bie 
genannten Fragen gewiffenhaft beantworten, fo muß er 
über alte feine Einnahmen und Audgaben, über alle feine 
34 
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Aktiven und Paſſiven, über alles dad, was er im Haus⸗ 
halte und auf der Arbeitöftube gebraudht hat, und über 
feinen Vermoͤgensſtand Buch und Rechnung führen, und 
es würde ihm dies fo viel Mühe machen, daß er darüber 
mehr in feinem Gefchäfte verfaumen würde, ald die Steuer 
betrüge.. — Wie fehr auch das biöher Bemerkte zu be 
ruͤckſichtigen ift, fo ift Folgendes noch ungleih wichtiger. 
Sobald irgendwo eine Einkommen-, Vermoͤgens- oder 
Srwerbö- Steuer „eingeführt werden fol, ift Iedermann 
begierig, zu wiflen, wie hoch diefer oder jener reihe Mann, 
diefer oder jener Geizhals fich tarirt, und zu einem Steuer: 
beitrag ſich verbindlich gemacht hat, und Keiner mag fıd 
einfchreiben, bevor er nicht weiß, was Andere feines Glei⸗ 
hen thun wollen; Keiner will den Anfang machen, aus 
Mißtrauen, Andere möchten fi) zu niedrig tariren, und 
er dann benachtheiligt werden. Jeder ſchaͤtzt die Geld 
einnahmen Anderer höher, die unvermeidlihen Ausgaben 
aber niedriger, als die feinigen, und glaubt darum, er 
gebe dem Staate mehr ald Andere feines Gleihen. Sept 
fi) einmal ein Patriot oder vielleicht ein Prahler in eine 
hoͤhere, ein Geizhals dagegen, oder ein Mann, den irgend 
ein haͤuslicher Unfall traf, welchen er nicht gern kundig 
werden laſſen will, in eine niedere Klaſſe, als er nach 
der Volksmeinung oder nach der Meinung ſeiner Neider 
und Feinde hätte thun ſollen, fo entſtehen daraus aller⸗ 
lei bösartige Nachreden, und oft die größten Uneinigkei- 
ten. Dadurch wird dann der Friede unter Bürgern und 
Bauern geftört, und Aergerniß, Zwietracht und Feind: 
(haft angeftiftet, fo daß der Zleiß, die Ruhe, der Wohl: 


| 
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ftand und das Gluͤck der Unterthanen mehr leiden, als 
die beabfichtigte Einfommen- Steuer Gewinn bringt. 


3. Bon ber GSrmittelung bes fubjeltin:reinen Einkommens 
durch Verbindung der Selbftifhägung der Steuerpflichtigen 
mit ber Abſchatung Dritter. 


Erwaͤgen wir mit Unbefangenheit die Vorzuͤge und 
Mängel, welche den bisher von und eroͤrterten Methoden 
der Ermittelung des individuell=reinen Einfommens, ber 
Selbſtſchaͤtzung wieder Abſchaͤtzung durch Dritte, 
mehr oder weniger eigenthuͤmlich, vergleichen wir unpar⸗ 
teiiſch die Vortheile und Nachtheile mit einander, welche 
bald die eine bald die andere dieſer Methoden in ihrem 
Gefolge hat, dann muͤſſen wir bald zu der Ueberzeugung 
gelangen, daß es faſt allenthalben hoͤchſt bedenklich ſeyn 
duͤrfte, die beabſichtigte Ermittelung auf einſeitigem 
Wege zu verſuchen. Nicht die Selbſtſchaͤtzung allein 
und eben ſo wenig die Abſchaͤtzung durch Dritte, 
ſeyen es oͤffentliche Behoͤrden oder Mitbeſteuerte, wird 
zum Ziele fuͤhren, ſondern dieſe verſchiedenen Wege muͤſſen 
gleichzeitig und mit ſteter Beruͤckſichtigung der obwal⸗ 
tenden Verhaͤltniſſe eingeſchlagen werden, will man der 
Hoffnung Raum geben, das Einkommen, was man zu 
erforſchen beſtrebt iſt, in dem Grade zu ermitteln, wie 
es erforderlich, um darauf eine allgemeine, dem Prinzipe 
der National = Delonomie angemeſſene, Beſteuerung zu 
gründen. 

Auch Schön, welcher diefen Gegenfland mit Um⸗ 
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fiht und Sachkunde abgehandelt, kommt zulegt auf das 
angegebene Refultat. Um die Eintommen:Steuer, fagt 
Derfelbe (Grundfäge d. Finanz ©. 62), fo auflegen 
zu koͤnnen, daß Die Abgabe berfelben dem Ideale entfpreche, 
müßte die reine Einnahme der Bürger und ihr zuläffiger 
Bedarf ganz zu Tage gebracht werden Eönnen. Das 
Mittel dazu iſt die Schägung. Diefelbe ifl eine rein 
ſubjektive, wenn fie auf perfönliche Ausſage ſich fußet, 
fie ift eine rein objeftive, wenn fie das fteuerbare Ein- 
fommen der Bürger in beftimmten Gegenftänden feftftellt. 
Die fubjektive Schäbung Tann von dem Steuerpflichtigen 
ſelbſt, oder von feinen fachverftändigen Mitbürgern, oder 
von amtlichen Schagmeiftern ausgehen, aber Teine Art 
wird genügen. Soll der Steuerpflichtige ſich felbft ſchaͤtzen 
und quotifiren, fo wird nur in dem alle ber höchiten 
Sittlichkeit und Waterlandöliebe die Angabe für richtig 
gelten dürfen. Zuweilen wird ber Redlichſte nicht im 
Stande fenn, das reine Einfommen genau anzugeben, weil 
er feine wirtbichaftlichen Auslagen nicht wohl überfeben 
kann. Folglich würde redlicher und unredlicher Weife viel 
Einkommen verfchwiegen und daher nothwendig daS an- 
gegebene zu ſtark belaftet werden. Die Schäßung unter 
Beiziehung fachverftändiger Mitbürger würde vielleicht ofe 
fehbare Betruͤgereien befeitigen, aber ganz unfihen und 
läftig feyn. Die Bürger würden entweder einander nicht 
body genug fchägen, oder blind zu Werke gehen, ober 
einander abgeneigt werben. Deffentlihe Schabmeifter 
würden einer Seits dem Betruge noch mehr ausge: 
fegt bleiben, anderer Seits noch häufiger ſich verrechnen 
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und irren So wenig aber irgend eine Art ber tein« 
fubjettiven Schägung jene Gewißheit gibt, bie zur 
Realiſirung des Ideals der Abgabe vorausgeſetzt werben 
muß, eben. jo wenig iſt eine rein-objektive Schaͤtzung 
dazu fähig. Man könnte das Einkommen ber Bürger in 
feiner Entftehung ald Ertrag oder in feiner Anwendung 
ald Ausgabe ergreifen und bemefjen wollen. Allein es 
gibt Bein Objekt, worin ſich dad Einkommen entweder im - 
Momente ded Entflehend oder in jenem der Anwendung 
völlig ausdrüdt. Der Duell menſchlicher Einkünfte ift - 
fein einfaher. Grundſtuͤcke, Kapitale, Arbeit find 
die drei Faktoren des Einkommens. Noch dazu wirken 
fie immer zufammen; man kennt nie ihr Produkt, wenn 
"man bloß eins volftändig ermißt. Nun aber ift nur das 
Grundſtuͤck durchaus ſchaͤtzbar. Das Kapital entzieht ſich 
leicht der Schaͤtzung; die Induſtrie kann von ihr faſt nie 
gehoͤrig ermittelt werden. So muͤßte dann das Einkom⸗ 
men im Momente der Anwendung erfaßt werden. Al⸗ 
fein, das einzige Objekt, deſſen fih in unfern Ländern 
alle Menfchen bedienen, ift das Getraide; indeß fteht 
die Konfumtion des Broted gerade im umgekehrten Ber: 
hältniffe zum Einkommen ber Bürger, benn die Armen 
genießen defjen mehr al8 die Reichen. 

So ift dann, folgert Schön, das Abgaben - Iokal 
nur dort erreichbar, wo bie Selbftfchäßung und Selbftbe- 
fteuerung entweder wegen des Öffentlichen oder wegen des 
fittlichen Geiftes anwendbar ifl. Theokratieen ftehen oben 
an, weil die Gotteöfurdht, zuweilen der Aberglaube, die 
Bürger noch dann zur gewiffenhaften Entrichtung ihrer 
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Abgaben anhält, wenn ber Geift ber Religion bereits in 
Abnahme gerätb. Won weltlichen Staaten werben nur 
Feine Republiten dad Ideal erfüllen fönnen. In den mit: 
telafiatifchen Freiſtaaten herrfchte nur eine Vermoͤgens⸗ 
Steuer. Die Regierung befahl jedem Bürger, einen an- 
gemeffenen Theil feines Wermögens in die Öffentliche Kafle 
gu bringen, und diefer gehorchte dem Rufe. Hin und 
wieder warb die Abgabe verfiegelt in Säden überreicht, 
Niemand durfte nachzählen; an anderen Orten leifteten 
die Bürger den Eid, ſich richtig gefhägt und befteuert zu 
haben. (Vgl. Buͤſch, Ueber d. Geldumlauf 1.396 u. Sie 
mondi Nouv. princ. d’econ. polit. 11. 193). In allen 
größern Staaten aber wird man genöthigt feyn, die An- 
firebung der von Tuͤrgot fo leicht geträumten Quotiſa⸗ 
tion, fey fie allgemeine Vermögens = oder Einfommens 
Steuer, aufzugeben, und fubjettive und objektive 
Schaͤtzung mit einander zu verbinden. 

Der nämlihen Anfiht iſt auch in einem fehr leſens⸗ 
werthen Auflage des Hermes (N. XV) gehuldigt wor: 
den. Am ficherften und einfachften, heißt es daſelbſt, 
dürfte das Katafter der Einkommen-Steuer zu befchaffen 
feyn, wenn man bie Selbſtſchaͤtzung mit Schäßung der 
Mitbürger verbindet, indem diefe Leßteren nach freier Mahl 
einen Ausfchuß ernennen, der, theild aus eigener Wiffen- 
ſchaft, theild nach einzuziehenden Erfundigungen, alle Ein: 
wohner abſchaͤtzt, diefe feine Schägung fodann mit den 
angegebenen Selbftfchäßungen vergleicht, und darnach das 
Kataſter aufitelt, das zu ändern, der Obrigkeit des Drts 
nur in fo fern nachgelaffen werden Tann, als einzelne Re⸗ 
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Mamanten die Ungerechtigkeit ihres Anfabes erweifen. Man- 
würde indeß irren, wenn man glaubte, daß aus ber Zus 
fammenftellung aller folchergeftalt errichteten Orts-Kata⸗ 
fter ein richtiger allgemeiner Landes-Kataſter gefertigt und 
darnad) die Eteuer-Vertheilung vorgenommen werden 
koͤnnte. Denn, da jeder Drt nur fich felbft abſchaͤtzt, fo 
würden aus dieſer Selbſtſchaͤtzung vielfache Nachtheile er» 
wachfen. Jeder Ort nämlich würde dahin freben, durch 
niedrige Abfchäsung aller feiner Einwohner mit dem Elein- 
ften Betrage bei der Steuer-PVertheilung in Anſatz zu 
fommen. Es muß aljo die Einrichtung fo getroffen wer⸗ 
den, daß einmal die Schäßung der Orts: Einwohner auf 
die von der Geſammtheit derfelben zu  entrichtende Steuer- 
Duote gar keinen Einfluß hat, und zweitens, daß der Be 
trag diefer auf alle Orte zu legenden Quoten wiederum 
durch wechfelfeitige Schaͤtzung eines von ihnen zuſammen⸗ 
zufegenden Ausſchuſſes ermefien wird. Um defwillen wird 
ed nöthig feyn, die Ort3-Steuer- Quoten nicht von ber 
Eumme der Orts-Abſchaͤtzungen abhängig zu machen, 
fondern vielmehr die Dedung des gefammten Steuer - Be: 
darf des Staates durch die Deputirten der Ortſchaften 
nach) einer anderweitigen Ermittelung des Zotal- Einfoms 
mend einer jeden vornehmen zu laffen. Died leßtere muß 
fhon darum gefchehen, weil die Ortſchaften unter einan⸗ 
der von ihrem Zotal-Eintommen Feine folde Kenntniß 
haben koͤnnen, als die Einwohner eines und deffelben Ortes. 
Sie können alfo die Materialien zu ihrem Urtheile nur 
aus einer richtigen und vollftändigen Statiftif des Landes 
nehmen, wozu die Staatöverwaltung felbft alle Materia- 
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lien herbeifchaffen muß und kann. Denn bad Total⸗Ein⸗ 
Eommen des Landes muß aus dem Netto = Erfrage der ge- 
fammten Kapitalftöde hervorgehen, welde im Lande find, 
und dad Verhältniß des Einfommens zu den Kapitel 
ftöcfen muß bei Gefammtheiten gleihmäßiger feyn, als 
bei den Individuen. Die Individualitaͤt dieſer Letzteren, 
die innere und äußere, ift es, welche die Ungleichheit jenes 
Verhältniffes überhaupt verurfaht. Weil aber die man- 
cherlei Individualitäten einer Menge von Individuen ver- 
chiedener und oft ganz entgegengefeßter Art find, fo gleicht 
fich der Erfolg in einer Gefammtheit immer um fo mehr 
aus, je größer der Umfang der Maffe wird, fo daß bie 
Gleichheit der Durhfhnittö- Zahlen aus den Geſammt⸗ 
heiten mit der Größe der legtern in gleichem Verhaͤltniſſe 
waͤchſt. Der Durchſchnitt des Verdienftes der Einwohner 
verfchiedener Provinzen bietet lange nicht die Verfchieden- 
heit dar, ald der DVerdienft ihrer einzelnen Einwohner. 
Se größer die Gefammtheiten find, die mit einander ver- 
glihen werden, defto leichter Fönnen auch einzelne, min: 
ber wichfige, aber fehwer in Gewißheit zu feßende Fak⸗ 
toren aus der Rechnung, ohne Gefahr für ihre Richtig- 
keit, weggelaffen werden. “Wenn endlich ed an fich un- 
ausführbar ift, die Deputirten aller Ortfchaften behufs 
der Quotifirung des Steuerbetrags zu einem allgemeinen 
Kongreffe zu verfammeln, fo ergibt ſich aus dem Allem 
die Nothwendigkeit, diefe Quotifirung flufenweife vorzu- 
nehmen, dabei vom Univerfellen zum Partikularen herab: 
zufteigen, alfo zuerſt den ganzen Steuer-Bebarf des 

Staatd auf die Provinzen nah dem Zotal: Einfommen 
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durch deren Deputirte, in jeder Provinz auf ihre einzeing 
Bezirke, im jedem Bezirke aber endlich auf die einzelnen 
Ortſchaften, durch deren Deputirte umlegen zu laſſen. 
Es geſteht uͤbrigens der Verfaſſrr des ebenerwaͤhn⸗ 
ten Aufſatzes ſelbſt, daß die von ihm in Vorſchlag ge: 
brachte Steuer-Einrichtung nur in einem Lande ausfuͤhr⸗ 
bar fen, das ſich einer vepräfentativen Verfaſſung erfreue, 
weil außerdem dieſes Abgaben-Syſtem eine furchtbare 
Stuͤtze des Despotismus feyn würde. Denn, flände es 
im unumfchränkten Willen der Regierung, den Steuer: 
Bedarf nad) ihren Abfichten zu beflimmen, dann würbe 
die Leichtigkeit der Vertheilung und Erhebung felbit einen 
Reiz enthalten, bie Saiten immer höher zu fpannen. 
Darum müffe nothwendig die Feftitellung der Etats der 
Bewilligung der Volksvertreter anheim gegeben feyn. 
Died vorausgeſetzt, meint der Verfaſſer, gewähre 
ein ſolches Steuer: Syftem der Regierung den Vortheil, 
daß fie dabei nichtd weiter zu thun habe, als: Eritens, 
den ganzen Ausgabe» Etat zu entwerfen und zugleich nach⸗ 
zuweilen, welche Einnahmen fie aus dem Staatdeigen- 
thume und den Hoheitörechten habe; der Ausfall müffe 
dann durch die Eintommen- Steuer gedeckt werden, fo 
weit die Ausgabe von der Volkövertretung gebilligt wor⸗ 
den. Zweitens liege ihre ob, die beiten ftatiftifchen No⸗ 
fizen jeder zur Steuer-Vertheilung niedergefegten Ver⸗ 
fammlung zu beſchaffen. — Die Vertheilung der Steuer 
Eönne fie dann lediglich) den Deputirten ber einzelnen Lan- 
deötheile, die Einbringung und Ablieferung der Abgaben 
einer jeden Ortfchaft, und eben derfelben fogar die Ent: 
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ſchließung barüber überlaffen, ob es für den Ort ange 
mefien fey, bie auferlegte Quote durch direkte oder in⸗ 
direkte Beſteuerung des Einkommens aufzubringen. Hoͤch⸗ 
ſtens koͤnne die Regierung hierbei, wegen der Hemmung 
des freien Verkehrs im Lande, die von den indirekten 
Beſteuerungs-Arten meiſtens unzertrennlich, ſich ein volum 
negatıvum vorbehalten. Sollte au die in diefer Art 
bewirkte Vertheilung in den erften Jahren nicht fogleich 
ganz vollfommen feyn, fo würben doch Die dabei began: 
genen Fehler daraus bald vertilgt werben Eönnen, weil 
jeder Landestheil von felbft darauf aufmerkfam feyn werde, 
daß feine Einwohner gegen die Bewohner anderer Ran- 
deöfheile von gleihem Einkommen nicht bedrüdt werden, 
und weil außerdem noch durch befondere Kommiffare dar: 
über fortwährend an Ort und Stelle Vergleihungen an- 
gefteltt und Nachrichten eingezogen werden Tönnten und 
müßten. Ä 

Wie einfach) und zweckmaͤßig beim erften Anblick die 
hier angedeutete Methode der Einführung einer allgemei- 
nen Einfommen= Steuer erfcheinen mag, fo dürfte Doch, 
unferd Erachtens, deren praftifche Anwendung nicht ge= 
ringen Schwierigkeiten unterworfen feyn, auch zeigt fich 
diefelbe bei näherer Prüfung eher verwidelt als einfach. 
Um nämlidy die nachtheiligen Folgen einer möglichen Kol: 
Iifion zwifchen dem drtlichen und dem allgemeinen Sntereife 
zu befeitigen, wird vorgefchlagen, daß der Gefammt: Betrag, 
welcher fi) aus der Zotalität der individuellen Schäßun- 
gen in jeder Gemeinde ergeben, lediglich bei der Verthei⸗ 
lung der Steuern im Innern einer Gemeinde zum Anhalt 
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genommen, bie Beitragd- Quote der Gemeinden felbf 
aber nad) Maaßgabe einer anderweitigen Ermitte 
lung des Total-Einkommens ber zu einem Ber- 
bande gehörigen Gemeinden durch deren Deputirte in ber 
Art regulirt und feitgefegt werden fol, daß der Steuer: 
Bedarf des ganzen Staates auf die Provinzen, im Ber: 
haͤltniß mit dem für diefelben auögemittelten Einkommen, 
durch deren Deputirte, fodann in jeder Provinz auf Die 
einzelnen Bezirke derfelben und endlih in den Bezirken 
auf die einzelnen Ortfchaften durdy deren Depufirte ver: 
theilt werde; die Data zu diefer anderweitigen Ermittelung 
aber follen den Deputirten durdy die Regierung geliefert 
werden. — Allein mit Grund ift Dagegen von Malchus 
„erinnert worden, daß es fehr zweifelhaft jey, ob bei Reali- 
firung diefer Idee eine größere Richtigkeit und Gleichheitlich- 
keit in ber Wertheilung wuͤrde gewonnen werden fönnen. 
Abgefehen Davon, daß die Deputirten einer jeden Provinz ꝛc. 
fi) zur Vertretung von dem, was fie ald deren Intereſſe 
erachten, überhaupt zur möglichften Ermäßigung der auf Dies 
felbe zu vepartivenden Quote verpflihtet halten würden, 
wäre, im Fall denfelben das ftatiftiihe Material, was die 
Regierung ihnen liefern fol, roh und unverarbeitet über: 
geben würde, ein richtige8 Ergebniß von deſſen durch Die 
Deputirten zu bewirkender Verarbeitung nicht wohl zu er= 
warten. Im Fall aber defien Verarbeitung durch die Regie: 
rung felbft gefchehen fol, würde fie es feyn, welche die Ver- 
theilung bewirkt, diefes aber auf die Frage führen über den 
reellen Nuben der hier in Vorfchlag gebrachten Methode 
der Entwerfung eines allgemeinen Kataſters der direkten 
Eintommen : Steuer. 


[2 


b. Ron bee Berthellung ber birelten Einkommen : Steuer 
und dem SPrinzipe, was babei zum Grunde zu legen. 


Nah Adam Smith's Lehre, deren Echtheit m 
diefem Punkte noch von Niemandem beftritten worden, 
follen die Staatdö-Genoffen zu den Bebürfniffen der Kr 
gierung fo genau als möglid im Verhältniffe ihrer Zah 
lungs - Fähigkeit beitragen, d. h. im Verhaͤltniſſe beöjei: 
gen reinen Einkommens, was fie unter dem Schuge des 
Staated genießen. Wo diefe Grundregel bei der de 
ſteuerung befolgt und beachtet wird, herrſcht Gleihhet, 
wo man fie nicht beobachtet, herrſcht Ungleichheit dr 
Belaftung. Die Aufgabe, welche die Finanzkunſt hir 
fihtlih der direkten Eintommen= Steuer zu loͤſen hat, if 
demnach: die zum Staatöbebarfe erforderliche, aus dem 
Gefammt : Einfommen der Nation zu ſchoͤpfende, 
Sütermaffe auf eine den Nationalmohlftand gar nidt 
oder doch denfelben wenigſt⸗moͤglich verlegende, gleich 


mäßige Weife zu fammeln und zu erheben. 


Wie fih das reine Einfommen des einzeb 
nen fteuerpflitigen Subjefts verhält zur Gr 
fammtmaffe des reinen Einkommens alle 
fleuerpflihtigen Subjefte, eben fo muß fid 
ber individuelle Steuer-Beitrag verhalten 
zu der von der Gefammtheit zu entrichtenden 
Steuer-:Summe — Oder mit andern Worten: 


| 
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Dem Maaße der Theilnahme bed Individuums 
an dem Geſammt-Einkommen bed Volks muß 
entfprehen das Maaß feiner Sheilnahme an 
der dieſes Geſammt-Einkommen treffenden 
Steuerlaft. — So will ed dad Prinzip der Gleich: 
heit, was jeglicher Befteuerung nothwendig zum Grunde 
liegen muß. ine Befreiung einzelner Klaffen von Etaate- 
Genoſſen, welchen fubjektiv- reines Einkommen zu Theil 
wird, von der Verpflichtung zu diefer Abgabe, oder irgend 
eine Art von Begünftigung berfelben in diefer Beziehung, 
wäre Verlegung jenes Prinzips. 

Es kann hiernad) die Beantwortung der, befonders 
in neuerer Zeit, hin und wieder angeregten Frage: ob 
ein ſteigen des Werhältniß bei ben abzugebenden Pro— 
zenten der Eintommen- Steuer Statt finden dürfe? nicht 
lange zweifelhaft bleiben; denn eine Regel für folches 
Steigen der Abgaben- Quote gibt e8 nur durch Willkuͤhr, 
feine aber geht hervor aus der Natur der Sache felbft. 
Es ift nicht nur gegen alle Gerechtigkeit, fondern felbft 
gegen die Natur der Sache, urtheilt Harl (Handb. d. 
Steuer -Regulirung II. 115), wenn in Anfehung der Ein- 
fommen = Steuerpflichtigen eine Steigerung der Pro- 
zente angenommen wird. Das Einfommen muß gleidh- 
heitlid und ebenmägig befteuert werden, ohne daß 
ein fleigended Verhaͤltniß dabei Statt finden darf. 

Während indeß die meiften Staatögelehrten ein Stei- 
gen der Art als hoͤchſt widerrechtlih und unpolitiſch er: 
kannt haben, find Andere diejer WVertheilungs - Methode 
fortwährend zugethan geblieben, und es werden in den 
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verfchiebenen Staaten, wo Cintommen : Steuern Statt 
finden, fort und fort in biefer Beziehung fehr von em 
ander abmeichende Grundfäße befolgt. 

Im Deftreihifhen Staate 3. B. ift ein fleigen 
des WBerhältniß bei einer Abgabe diefer Art beliebt wor 
den, indem man bort die Klaffen- Steuer von zwei und 
einem halb bis zu zwanzig vom Hundert hat fteigen If 
fen. Auch in Großbritannien, wo man fid ſtets 
am lebhafteflen gegen ein fortfchreitendes Steigen der in 
Rede ftehenden Abgabe erklärt hat, fand, obſchon in 
einem geringern Berhältniffe, Aehnlihes Statt. Dem 
bei Einführung der Einfommen= Steuer in diefem Rei 
wurde die Einnahme unter ſechszig Pf. St. zuerft gam 
frei von der Steuer.gefprochen, von da aber bis zu zwe 
bundert Pf. St. fliegen die abzugebenden Prozente dl: 
mählig und von zwei hundert Pf. St. an wurde jebe fl 
gende größere Einnahme der vollen Steuer von zehn Pr® 
zent unterworfen. In den Zahren 1803 und 1806 ab 
ward darin eine Aenderung getroffen; alfo, daß das jäft: 
lihe Einkommen bis zu funfzig Pf. St. von der Abgabe 
allein befreit wurde mit Ausnahme jedoch deffen, was 
von ausgeliehenen Kapitalen gewonnen ward. Es mit 





ferner feſtgeſetzt, daß von Einhundert und funfzig Pf. 


an die volle Steuer von zehn Prozent erhoben, von jedem 
Pfunde darunter aber ein Schilling an der teuer db 
gezogen werden dürfe. 





Selbſt diejenigen Schriftfteller, welche dad Syſten 


der progreffiven Steigerung, wenigſtens bebingungsmeilt 
empfehlen zu müffen glauben, gerathen in Verlegenheit 
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wenn fie angeben follen, von wo an und bid wo hin bie 
Emtommen: Steuer fleigen fole? Auh Sartorius 
gefteht, daß, wollte man nicht bei irgend einer Summe 
des Einkommens mit dem Steigen aufhören, Der, wel 
cher dad größte Einkommen befäße, zulegt nichts behal- 
ten würde. Wollte man nämlich mit jedem Tauſend Tha- 
ler Einfommen die Steuer um Eind vom Hundert zur 
nehmen laſſen, jo daß Der, welcher Zaufend Thaler ein- 
zunehmen hätte, Einen vom Hundert, welcher Zweitau- 
fend hatte aber zwei und fo weiter abgeben müßte," fo 
würde Der, welcher funfzig Zaufend Thaler einzunehmen 
hätte, bereits die Hälfte feines ganzen Einfommens, und 
Der, welcher hundert Zaufend Thaler jährlich zu empfan⸗ 
gen hätte, wenn bergleihen Steuerpflichtige vorhanden 
wären, fein ganzes Einfommen dem Staate abgeben müffen 
und nichts für fich übrig behalten. 

Der eben gedachte Schriftfteller erklärt ein in zu ftar- 
fer Progrefiion fortfchreitendes Steigen der Einfommen- 
Steuer ſchon darum für tadelnswerth, weil die fo erhö- 
hete Abgabe der Wohlhabenderen diefe zu größeren Ein- 
ſchraͤnkungen antreiben und auf folde Weife mittelbar 
auch auf die geringeren Volksklaſſen nachtheilig zurüd- 
wirken würde, wie denn ſchon Edm. Burfe in einem 
befondern Auffage die wechfelfeitige Abhängigkeit der Ar- 
men und Wohlhabenden fehr fchön und einleuchtend bar: 
gethan habe. | 

Bei den Verhandlungen über die Einfommen = Steuer 
im brittifchen Parlamente nannte Lord Aufland das 
Prinzip der Steigerung geradezu revolutiondr. — 
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Zede Vefleuerung fagt Gens (Hiftor. Journ. 1799 8.9, 


bie fi) auf das Prinzip einer fleigenden Progreſſin 
gründet, if nicht viel befier ald ein Straßenraub.— 


Als man einft dem franzöfifhen Minifter Tuͤrgot m 
Plan zu einer folhen progreffiv = fleigenden Auflage 


vorgelegt hatte, ſchrieb derfelbe folgende Antwort auf der 
Rand: I faut executer lauteur et non le projet 

Was infonderheit das Einkommen der Geld: Kap 
taliften betrifft, fo hat ſich Graf Soden gegen eine pre 
greffive Befteuerung deſſelben ganz beftimmt ausſprechen 
zu müflen geglaubt. Dem erften Anfcheine nad, fat 
dieſer Schriftfteller, follte der Staats -Antheil an de 
Zinsrente in progreffivem Verhaͤltniſſe wachſen, alt 
diefe immer höher befteuert werden, weil mit ber Zink 
rente auch die Vermögens- Höhe zunimmt; aber die Ru 
tional= Dekonomie fordert das Gegentheil. Der Im 
der Induftrie ift Wohlftand und Reichthum. Durch ein 
fortfchreitende Auflagen - Erhöhung wird der Spom Mt 
Induftrie gelähmt. Erblickt der Staatsbürger den Fiökus 
ſtets an feiner Seite, oder auf feinem Naden, fol er 
diefen mit jedem Fortfchritte feines Wohlſtandes ebenfald 


mit genießen, bie Früchte feiner Arbeit ftets mit ihn 


theilen fehen, fo wird biefe widrige Idee, nah it 


Natur der menfchlichen Seele, fein Gefühl empören. Jede 
Zheilung des Eigenthums mit einem Mefen, bad und 


zur Theilung der Früchte unferd Erwerbfleißes zwingt 


muß und als feindlihes Weſen erfcheinen. Der Natıt 
ber menſchlichen Seele aber ift es gemäß, daß fie M 
angenehmen Empfindung, ein feindliches Weſen # 
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verwunden, an ihm fich zu rächen, felbft den eigenen 
Genuß willig aufopfert. Und dies ift hier um fo na⸗ 
fürlicher, da der Menfch zur Anftrengung feiner Produk: 
tiv= Kraft immer vorher den Kampf mit der ihm ange: 
bornen Indolenz, dem Hange zur Ruhe, beftehen muß, 
alfo jede Veranlaſſung, jeden Vorwand willig ergreift, 
fi) gegen den innern und dußern Vorwurf der Unthä- 
tigkeit, des Mangeld an Fleiß zu ſchuͤtzen. — Es märe 
ſonach durchaus nicht finnig, den Geld: Kapitalift jen- 
feitd eined gewiffen Punktes zu befteuern; alfo entweder 
den Sporn aller Produktion, die Zendenzs zu Samm⸗ 
lung von Vorraͤthen zu lähmen, ober ben Kapita- 
üft zu Verbergung feiner Vorraͤthe, fomit zu veran- 
laffen, foldhe dem Umlaufe zu entziehen. Denn nichts 
ift der National» Produktion und dem National Wohl- 
ftande nachtheiliger als der Zwang zu Verbergung 
des Reichthums. 

Dagegen macht e8 Craig der brittifchen Einkom⸗ 
men= Steuer gerade zum Haupt-Vorwurfe, daß. Dabei 
das Prinzip der Steigerung nur theilweife adoptirt wor- 
den. Ein Vorzug diefer Art der Befteuerung, fagt er 
(a. a. O. II. 1), befteht darin, daß man im Stande ift, 
diefelbe gleichmäßig mit dem Vermögen fortjchreiten zu 
lafien. In fo weit Einfommen aus dem Handel ober 
aus Gewerben entipringt, hat man hierauf, wenn gleic) 
auf eine fo unzulaͤngliche Weiſe Rücdficht genommen, daß 
mit jährlichen Zweihundert Pfd. St. die fortjchreitende Stu: 
fenfolgeder Befteuerung bereits ihren hoͤchſten Punkt erreicht 
bat. Wenn dagegen dad Einfommen aus irgend einer 

35 
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Gattung bed Vermögens herrührt, iſt. Feine Steiger 
zugelaffen worden. Die arme Wittwe, welde zehn PM. 
St. jaͤhrlich aus den Staatsfonds bezieht als einzige Halfe 
quelle ihred Unterhalts, bezahlt in gleichem Verhäftnift 
von ihrer Armuth, wie ber vide Edelmann von feinn 
großen Einkünften. 

K. L. v. Haller erklärt ſich (in f. Reftauration d 
Staatswiſſenſch. VI. 133) geradezu gegen jeglihe pre 
greffive Eintommen- Steuer, und nennt folde ſoge 
die ungerechtefte von allen. Er bezeichnet dergleichen A 
gaben, wo nach gewiſſen, willkuͤhrlich feftgefeßten, Kr 
fen, die durch die Größe des Einkommens beftimmt fin), 
die Steuer Beiträge gefteigert werben, als eine hoͤhl 
verderbliche Erfindung, die nur unferm alles Recht wr 
Eehrenden, von Neid gegen jedes höhere Glück beſeſſenn 
Zeitalter vorbehalten gewefen, wo man alle fleißige, vr 
mögliche, wirthſchaftliche Leute gleichfam als Verbrecht | 
oder ald Zeinde der bürgerlichen Geſellſchaft behantlı 
während‘ fie doch gerade ihre Stügen und natirlid 
Freunde feyen. | 

Sonnenfels fcheint durch feine Srundfäge dt! 
Polizti, Handlung und Staatswirthfdaft 
wenigftend in Deutfchland, die Idee zu einer verſchieden— 
artigen Befteuerung des Einkommens nad) Maafgabe M 
Größe deffelben zuerft auf die Bahn gebracht zu hadm 
Wenn die Einfommen: Steuer, urtheilt Haller, na 
einem für Alle gleichen Quotienten beftimmt wit 
fo daß Der, welcher Tauſend Gulden Einkommen beit 
zehnmal mehr zu zahlen hat, als Der, welcher dem 


Hundert befißt, dann liegt doc, wenigftens eine Art von 
Billigkeit, nämlich die relative Gleichheit, bei der 
Befteuerung zum Grunde. Progrefiive Klaffen- Steuern 
dagegen, wo man 3. B. von 2000 Gulden Einkünfte und 
Darunter zwei, von jedem Hundert von 2001 — 4000 
Gulden vier, von 4001 — 6000 ſechs vom: Hundert 
und von da weiter in höherer Progrefiion 10 — 20 vom 
Hundert zahlen fol, find gleichfam eine Strafe’ oder Buße 
für höheres Eigenthbum, mithin auch für die Tugenden, 
wodurch ed erworben worden. Ale Nachtheile, welche 
Vermögens: Steuern überhaupt zur Folge haben, treten 
bei den progreffiven in noch weit höherm Grade ein. Die 
Feſtſetzung der verfchiedenen Klaffen oder bed verfchiedenen 
Duotienten ift rein willkuͤhrlich, es liegt derfelben 
auch nicht einmal eine fcheinbare Baſis -von Billigkeit 
zum Grunde. Für Einen Gulden mehr Einkommen 
wäre oft die Doppelte Steuer zu bezahlen. Noch ſchwie⸗ 
riger ift die Ausführung einer folchen Befleuerungs - Me: 
thode, noch verberblichee das Reſultat für die Befoͤrde⸗ 
derung löblichen Fleißes, mithin für den Nationalmohl- 
ftand überhaupt. Auch entjpricht die Erfahrung den ba- 
von gehegten Erwartungen nit. Aller Wahrfcheinlic)- 
keit nach müßten dergleichen Klafien-Steuern, in fo fern 
fie richtig eingingen, in einem großen Reiche ungeheure 
Summen abmwerfen, und dennod) ift ihr Ergebniß allemal 
aͤußerſt gering. Jeder fucht fi fo viel wie möglich in 
eine geringere Klaffe zu fegen, und verheimlicht viele Be⸗ 
ftandtheile feines Einkommens; er hat Dazu nicht nur den 
maͤchtigſten Reiz, fondern aud) Mittel genug in Händen. 
35 * 
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Oft müßte Mancher fogar die Zunahme feines Wohle 
des verwünfchen, bloß um von der Läftigen doppelten 
Steuer befreit zu werden, bie ihn von ben vermehrten 
Ausgaben nicht enthebt und ihm dasjenige gleichfam al 
Strafe wegnimmt, was er durch Zugenden erworben hat 
Fleiß und Sparfamkeit werden da ſchaͤdlich, Traͤghei 
und Verſchwendung oft nüglicd) werben; was jebod di 
Ordnung der Natur umkehrt, mithin nie und nimme 
gut jeyn kam. — 

In einem der neueften Hefte der gehaltreichen britt: 
fhen Zeitfehrift: Edinburgh Review (1833, April p. 





143) finden wir den in Rede ftehenden Gegenftand, bi 


Beurtheilung der Schrift: Scheme for a gratuated pre- 
periy-tax, mit Scharffinn und Gründlichkeit abgeher 
delt. Der Verfaffer diefes Iehrreichen Auffabes bemüht 
fih infonderheit die Nachtheile jeder progreffiven Steige 
rung der Einkommen Steuer zu fchildern und bad ad 
in England herrfchende Vorurtheil zu befämpfen, es Finn 
eine die wohlhabenderen Klaffen des Volks unverhält 
nißmaͤßig drüdende Befteuerung Vortheil bringen dem 
Gemeinwefen. | 

Nicht zu leugnen, fagt Derfelbe, ift es, daß im 
Spfteme der Steigerung viel Gefälliges liege. Eine Ir 
gabe von Zehn Pfd. St., fagt man, druͤckt offenbar härter 
Den, welcher nur Einhundert Pfd. St. Einkünfte bezieht, 
ald eine Abgabe von Hundert Pf. St. Den drüdt, wi 
her Zaufend Pfd. St. Einkommen hat, und folgert dar 
aus, daß, um bie Abgabe der Zahlungsfähigkeit der Steuer— 
pflichtigen möglichft anzupaffen, die Feſtſtellung einer mi 
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dem Einkommen progreffiv fortfehreitenden Befteuerungs- 
Skala das befte Mittel feyn muͤſſe. Wir unferd Orts 
halten jedoch dieſes Mittel für eben fo gefährlich als un- 
gerecht. Gerecht kann eine Öffentliche -Abgabe nur dann 
feyn, wenn fie die Steuerpflichtigen in bderfelben relativen 
Vermoͤgens-Lage läßt, worin ſolche bereit vor Einfüh- 
tung der Abgabe fich befunden hatten. Ihr Betrag muß 
daher immer der Größe des Gegenftandes angepaßt feyn, 
welchen fie zu treffen beftimmt ift; die Abgabe muß einen 
Jeden in Verhältniß desjenigen Einfommens treffen, was 
ihm unter dem Schuge des Staates zu Theil wird. Ber: 
fchont die Abgabe einzelne Klaffen gänzlich, oder trifft fie 
die eine Klaſſe der Steuerpflichtigen in einem groͤßern 
Maaße ald die andere, dann beruht fie auf einem unge- 
rechten Prinzip. Die Finanz: Verwaltung überfchreitet 
in diefem Falle die ihr angewiefene Sphäre, fie erhebt 
eine Abgabe, nicht in der einzig rechtmäßigen Abſicht, einen 
beflimmten, zur Dedung des Staatdaufmwandes erforber- 
derlihen, Antheil des Einkommens der Steuerpflichtigen 
ſich zuzueignen, fondern zugleidy in der Abfiht, das Ein- 
kommen der Steuerpflichtigen zu reguliren, indem fie Die 
eine Klaffe derfelben niederdrüdt, die andere emporhebt. 
Die Duldung eines ſolchen Prinfips muß nothiwendig zu 
den größten Mißgriffen- führen. Daß eine gleichmäßige 
Befteuerung des Einkommens von den aͤrmern Bois: 
Klaſſe härter gefühlt werde ald von’ der veichern, wird 
Niemand leugnen; daffelbe gilt aber von jeder Auflage, 
welche nicht dahin zielt, die beftehenden Werhältniffe unter 
ben verſchiedenen Klaffen der bürgerlichen Gefellſchaft ger 





—, 550 — 


vadezu umzukehren. Die in Rede ftehende Härte iſt eins 
der vielen Uebel, welche die Armuth in ihrem Gefolgt 
hat; dieſes Uebel lindern wollen durch Annahme einer pre 
greffiven Steuer: Skala hieße in der That, Steuern auf 
legen, in der Abfiht, die Wohlhabenden zu belaften a 
Gunften der minder Wohlhabenden, nicht in der Abſicht, 
der Staatskaſſe eine neue Hülfsquelle zu eröffnen. Bi 
haben eine zu gute Meinung von dem gefunden De: 
flande der niederen Klaffen unferer Landöleute, um 
glauben, daß fie fich einbilden koͤnnten, aus einem folhe 
Abgaben: Syfteme Vortheil zu ziehen. Ungerechtigkeit um 
Individuen verübt hat Immer nur eine fehr befhränkt 
Sphäre, und ift fomit auch weniger gefährlich, wird folk 
aber unter der Sanktion der Geſetze begangen, wird'ſe 
von ber Öffentlichen Macht ausgeübt, dann muß em 
hoͤchſten Grade verderblich werden. Gefegt, der Borfälg 
einer progreffiven Cinfommen - Steuer werde wirklich ven 
Parlamente angenommen, koͤnnte dann wohl "irgend Sr 
mand glauben, daß die Beguterten, Sparfamen und älti 
figen fortan noch eben fo eifrig wie bisher ſeyn werden, 
ihr Vermögen zu vergrößern, wenn nunmehr ihre Sptr 
famkeit und Induſtrie dahin führen, nicht ihre eigen 
Kaffen, fondern die des Staates zu füllen. Sollte ent 
folhe Abgabe. wirklich bei uns zur Ausführung kommen, 
Daun gewährte es wenigſtens einigen Troſt, zu reifen, 
daß Die Raubfucht des Despotismus den Gegenftand, wor 
auf fie gerichtet if, immer felbft zerſtoͤrt. Die Wilden 
deren Montes quieu gebenkt, welche, um die Fricht 
des Baums zu bekommen, den Stamm faͤlten, war 
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eben fo gute Binanzierd wie bie Vertheidiger des Steige: 
rungs-Syſtems. Wird Diefer verberbliche Grundfaß adop⸗ 
tirt, dann werden im brittifchen Reiche Feine neue Fabri- 
fen und Manufatturen mehr entftehen, Feine neue Han⸗ 
dels- Schiffe mehr vom Stapel gelaffen werden. Die 
Wohlgabenden werben eilen, ber ihnen drohenden Vermoͤ⸗ 
gend = Konfiskation ſich zu entziehen, und Amerika, Frank: 
veih, Holland und Belgien werden auf ben Zrümmern 
unferd Wohlftandes fi) erheben, fie werden ſich durch 
die Gewerbe und Kapitale bereichern, welche Tingerechtig- 
keit und Finanz: Drud aus England verſcheucht haben. 
Die, welche ſich einbilden, die aͤrmeren Klaffen des Volks 
würden wahrhaften Vortheil ziehen aus einer ſolchen 
Maaßregel, welche nicht begreifen fönnen, daß das In: 
tereffe diefer Klaffen in hohem Grade gefährdet ift durch 
jede befondere Beſteuerung des Einkommens der Wohl: 
habenden, gehören eher nach Bedlam in’d Irrenhaus 
als in’8 Unterhaus des beittifchen Parlamentd. — Bon 
dem Augenblide an, wo Ihr dad Grundprinzip aller Ber 
fteuerung verlaßt, was die Heranziehungjämmtlicher Staat: 
bürger nah dem Berhältniffe ihres Einkom— 
mens gebietet, befindet Ihr Euch auf der offenbaren 
See ohne Ruder und Kompaß, audgefegt der Begehung 
jeglichen Unrechts und jeglichen Irrthums in der Be 
fteuerung. 

Noch müffen wir die Vertheidiger des Prinzips der 
progreffiven Beſteuerung auf den nicht unwichtigen 
Umftand aufmerffam machen, daß es in Frankreich ge⸗ 
rade die wüthendften Revolutiondmänner waren, welde 


\ 
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diefes Prinzip geltend zu machen bemüht gewefen. Als 
Gondorcet am 15. Febr. 1793 im National: Kon= 
vente einen umftändlichen Bericht erflattet hatte im Na- 
men ded Ausfchuffes, dem die Vorlegung eined Konfti- 
tutiond = Entwurfs übertragen war, fprah Robespierre 
unter andern folgende denfwürdige Worte: „Ihr ſprecht 
„auch von den Abgaben, um den unbeftreitbaren Grund- 
„ſatz feftzuftelen, daß fie nur von dem Willen des Volks 
„oder feiner Repräfentanten ausgehen Eönnen; aber Ihr 
„vergeffet eine Verfügung, welche die Menfchlichkeit for- 
„dert; Ihr vergeffet, den Grundfaß der progreffiven 
„Befteuerung zu heiligen. Denn Bann es, in Beie 
„bung auf die Öffentlichen Abgaben einen Grundfag geben, 
„ber offenbarer aus der Natur der Dinge fließt und uf 
„ber Öffentlichen Gerechtigkeit beruht, als der, welcher 
„den Bürgern die Pflicht auferlegt, zu den Öffentlichen 
„Laften im Werhältniffe ihres Vermögens, das heißt, 
„nach den Vortheilen, die fie von der Geſellſchafte ziehen, 
„progreffiv zu ſteuern? Ich ſchlage Euch vor, den⸗ 
„ſelben in einem Artikel auszuſprechen, der abgefaßt iſt, 
„wie folgt: Die Buͤrger, deren Einkommen das zu ihrer 
„Lebſucht Noͤthige nicht uͤberſteigt, ſollen nicht gehalten 
„ſeyn, zu den oͤffentlichen Abgaben beizutragen; die uͤbri⸗ 
„gen ſteuern zu denſelben progreſſiv, nach dem Be— 
„trage ihres Vermoͤgens.“ 

So viel zur Beantwortung der Frage über die Zu: 
lafjigkeit einer progrefjiven Steigerung der Einfommen- 
Steuer, ed bleibt uns nun noch die hinfichtlih der Wer: 
theilung dieſer Abgabe nicht unintereffante Frage zu erör: 
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tern übrig, ob es raͤthlich erſcheine, alles individuell=reing 
Einkommen, was eine beflimmte Größe nicht erreicht, von 
der Abgabe "gänzlich zu verfchonen ? 


Die Firirung einer zur Befreiung von der Abgabe be- 
rechtigenden Summe hat offenbar die üble. Folge, daß ein 
allgemeines Beftreben entfteht, fich in dies Vorrecht der 
Befreiung hinein zu drängen, wodurd dann natürlich eine 
fehr große Maffe von Einkommen diefer Befleuerung entgehen 
wird, wie dad Veifpiel von England gezeigt hat, wo eine 
Zeitlang alles Einfommen unter funfzig Pfd. St. von 
der Einkommen: Steuer verfchont geblieben. Auch ift, wie 
Sartorius darzufhun bemüht gemwefen, wenig bamit ges 
holfen, wenn man das reine Einkommen aller Steuerpflichti= 
gen dis zu einer gewiffen Summe, 3. B.von Funfzig Thalern 
jaͤhrlich, frei läßt. Der Gelehrte und Künftler, fagt Der- 
ſelbe, kann doch nicht wie ein Zagelöhner leben, wenn man 
and) einzig und allein auf die dringendften phyſiſchen Be— 
dürfniffe der Nahrung, Kleidung und Wohnung fieht, und 
ganz und gar nicht auf das, was Etand, Rang und Ge: 
wohnheit für diefelbe Klaffe etwa, nad) de Landes Eitte, 
fordern. Es vermifcht fi) gar häufig das, was wir als. 
Dad Unentbehrliche bei den verfchiedenen Ordnungen des 
Volks betrachten, mit dem, was entbehrlid) ift, was nicht 
Alle bedürfen, die zu derfelben Ordnung gehören. . 

Demnach ift eben fo wenig eine progreſſive Steigerung 
der direkten Einfommen : Steuer wie eine Befchränfung der- 
felben auf eine beftimmte Größe des Einkommens det Finanz⸗ 
Geſetzgebung zu empfehlen, beide find vielmehr mit dem ober- 
ften Prinzipe der Beſteuerung, dem der Allgemeinheit und 
Gleichheit, unvereinbarlich, und es kann lediglich Die Größe 
des ermittelten individuell=-reinen Einkommens, wo und wie 
es fich vorfindet, einen gerechten Maaßftab abgeben für die 
Dertheilung diefer Abgabe. | 


/ 
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c. Ron bei Einführung ber direkten Eintommen: teuer ald ein: 
jiger Abgabe im Lande. 


Könnte das Ideal, was dem Finanzwirthe bei Ein- 
führung der unmittelbaren (direkten) Beiteuerung des 
fobjeftiv= reinen Einkommens vor Augen ſchwebt, auf ir 
gend eine Weile erreicht werden, dann wäre foldhe mit 
Recht als die möglich volllommenfte, ja ald die einzig 
zweckmaͤßige Beſteuerungs⸗Art zu betrachten und den Re⸗ 
gierungen anzuempfehlen; denn ſie vereinigte alsdann in 
hohem Grade in fi) alle von der Theorie gebotenen R 
genfchaften einer guten und paflenden öffentlichen Abgabe. 
Allein, um jenes Ideal zu erreichen, bedarf es vor allem 
einer genauen Ermittelung des gefammten wirklichen reinen 
Einfommens, was jedem einzelnen Steuerpflichkigen in 
einer beflimmten Periode aus irgend einer Quelle zu Theil 
wird, und foldhe, Ermittelung ift, wie wir gefehen haben, 
in den meiften Fällen ausnehmend ſchwierig, in vielen ganz 
unmögfih. Nicht von Erreichung jened Ideals, fondern 
nur von möglichfler Annäherung zu demſelben kann daher 
in der Finanz-Politik die Rede feyn. 

Die freigebige Empfehlung der direkten Einfommen- 
Steuer ald einer einzig gültigen und gerechten Abgabe, 
fagt Sartorius, zeugt von einer großen Verehrung 
des Rechts, aber zugleich von einer fehr unvolllommnen 
Kenntniß Deffen, was unter Menſchen ausführbar iſt. 





| 
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Der naͤmlichen Anſicht huldigt auch Malchus. Es wuͤrde, 
urtheilt Derſelbe fa. a. O. $ 40), die allgemeine Einkom⸗ 
men= Steuer, wenn eine ſolche überhaupt praktiſch ausführ- 
bar ſeyn Eönnte, nicht nur allen Forderungen ber Theorie 
genügen, fondern zugleich eine große Vereinfachung bed 
Abgabenmwefend möglich machen, die eben fo fehr dem 
Intereſſe der Staatdangehörigen wie dem ber Bermal- 
tung gemäß iſt. Ein Grund, weshalb eine folche als 
einzige Steuer praktifch unzuläffig erfcheint, beruht in 
der unbedingten Unmöglichkeit einer fo vollftändigen und 
genauen Ausmittelung des reinen Einkommens eines jeden 
Steuerpflichtigen, als für ihre Anwendung ald einzige 
Eteuer erforberlih feyn würde — Der Hauptgrund 
Ihrer Berwerflichkeit aber liegt darin, daß eine foldhe ein- 
zige Steuer, obgleich diefelbe ihrer Beſtimmung gemäß 
nur dad reine Einkommen erfaffen follte, in der Wirk⸗ 
lichkeit mehr oder weniger dad rohe Einkommen trifft, 
und fomit nicht nur die Bedingungen und Mittel der Re⸗ 
produktion, fondern zugleich auch die Möglichkeit einer 
gleichheitlichen Vertheilung gefährdet. 

Los zweifelt fo fehr an der Ausführbarkeit einer 
paflenden direkten Befteuerung des individuel=reinen Ein- 
tommend, daß er die auf diefem Wege zu erhebende Ab- 
gabe nicht bloß ald einzige Steuer verwirft, fondern 
fogar deren Anwendung überhaupt, wenigftens in der Art, 
wie fie bisher Statt gefunden, widerrathen zu müffen 
glaubt. "Adoptirt ein Staat die Direkte Einfommen - Steuer, 
fagt Derfelbe, dann follte fie billiger Weife immer die ein- 
zige Steuer fenn, welche der Abgabenpflichtige zu zahlen 
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bat, denn wozu bedarf es ber Beſteuerung der einzelnen 
Erwerbs Zweige und des hieraus abfließenden Einkom 
mens, wenn ed eine Befteuerungs Art gibt, welche af 
einmal das Ganze umfaßt? Leiftet fie das, mas mar 
ihrem Prinzipe nad) von ihr erwarten und hoffen zu fir 
nen fich fehmeichelt, wozu bedarf es dann der mandkeln 
direkten und indirelten Abgaben no, die man da, m 
man von ihr Gebraud) macht, noch neben ihr beftehen 
laͤßt? Der Staat und die dffentlihen Kaſſen könn 
ducch alle Diefe, noch neben der Einfommen Steuer be 
fiehenden, Abgaben ganz und gar nichts gewinnen, weil 
der Gefammtbetrag des zu befteuernden Eintommens fih 
natürlicher Weiſe in demfelben Werhältniffe vermindet, 
in welchem die einzelnen Zweige der Betriebſamkeit und 
ihre Renten mit Abgaben: belegt find. Dem Abgabe: 
pflihtigen wird durch die Beibehaltung der mancher 
Zitel, unter welchen man ihn noch neben der Einkom 
men= Steuer mehrere ober mindere Aliquoten feines Ein 
kommens abnimmt, nur die Entrihtung der dem Staate 
von feinem Einkommen abzugebenden Theile ohne Roth 
erfchwert. Denn unverkennbar ift es, zu dem, was man 
unter einem einzigen Zitel erheben Tann, braucht man 
feine zwei und drei, und je mehr man die Zahl der Zitel 
vermehrt, um fo. mühfeliger wird nit nur das Gefhäft 
des Zahlens für die Abgabenpflichtigen,, fondern auch felbf 
das Gefchäft des Erhebens für die Regierung und ihre 


Beamten. — Alſo entweder eine Einkommen: Etut 


als eine einzige, oder — was wegen ber praktifhen 
Unausführbarkeit einer ſolchen Beſteuerung das Richtiger! 


| 
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iſt — gar keine, auf jeden Fall keine nach der bisher 
gewohnten Weiſe vertheilte und erhobene. — 

Auch Sismondi hat ſich unumwunden gegen die 
direkte Einkommen-Steuer als einzige Öffentliche 
Abgabe ausgeſprochen. On a, ſagt derſelbe, prèsque 
toujours cause plus de souffrance que de soulagement 
& la societe par la recherche d’un impöt unique. Sans 
doute tous les citoyens devant contribuer & la depense 
nationale, en proportion de leur revenu, un impöt 
unique proportionne à ce revenu et égal pour tous, 
semblerait en m&me tems plus juste et plus simple, 
que la varıete des contributions, que l’art de la finance 
a inventees. Cependant limpöt unique, sı m&me il 
etaıt executable, rendrait beaucoup moins, et causerait 
beaucoup plus de souffrances, que les impöts divers 
qui se proportionnent aux diverses nalures de rı- 
chesses. — 

Anderer Seits ift Zachariaͤ (Vierzig Bücher v. 
Staate V. 428) bemüht gewefen, die direkte Einkom⸗ 
men Steuer ald einzige Abgabe zu vertheidigen und deren 
praftifhe Anwendung den Regierungen dringend zu em⸗ 
pfehlen. Viele und. gewichtige Stimmen, fagt diefer Staatö- 
gelehrte, haben fich gegen jene Gattung ber Einkommen⸗ 
Steuer erklärt, theils überhaupt, theils in fo fern, als 
fie das einzige Mittel feyn fol, den Staats: Aufwand 
zu beftreiten. Weberall, fagen die Gegner diefer teuer, 
überall, wo fie in neuern europäifchen Staaten ald eine 
allgemeine Auflage verfucht worden, 3. B. in Großbri- 
tannien, hat fie bei weitem nicht fo viel eingetragen, als 





— 58 — 


fie nad) allen Kegeln ber Wahrſcheinlichkeit hätte ein 
bringen follen, überall, wo fie bisher verfucht worden, 
hat fie, gehäffig duch ihre Spürfucht, die oͤffentliche 
- Meinung gegen fih gehabt. Wenn man zu ihr fen 
Zuflucht nahm, fo gefhah es in Zeiten der Roth, und 
nur vorübergehend, auch dann aber vermochte der Ertrag 
ber Steuer den Ertrag ber übrigen Auflagen nicht jı 
erfegen, fondern nur zu ergänzen. — Erheblich fin 
dieſe Einwendungen.allerdings, doc) unmwiderlegbar ſchwer 
ih. — Denn no in Feinem europäifchen Etaate if 
die Einfommen » Steuer fo verfuht worden, daß fie ih 
Recht erhalten hätte. Nirgend war fie die einzige 
Steuer, allemal gebrauchte man fie nur als ein Rott 
behelf zur Ergänzung des Ertrags der übrigen Öffentl: 
chen Abgaben. Alddann aber mußte man von bem Ein 
kommen ber Einzelnen fo viele Abzüge machen, daß fir 
lich der Einfommen= Steuer veqhaͤltnißmaͤßig nur weni 
zu befteuern übrig bleiben konnte. — Auch in fo fm 
dürften die Verfuche, welche man bisher mit diefer Ab 
gabe gemacht hat, nicht fir genügend zu erachten je, 
ald man den Gegenftand der Befteuerung nicht feinem 
ganzen Umfange nad erkannte, Einnahmen, welde zum 
Einkommen gehören, dennoch nicht der Steuer unterwar, 
und Diejenigen, welche ein, wenn auch geringes, Einkommen 
haben, dennoch von der Beſteuerung gaͤnzlich frei ließ. 
So viel, gefteht übrigens Zaharid felbft, Fam 
und muß man den Gegnern diefer Steuer einräumen, daß 
es ein eben fo ſchwieriges als gewagtes Unternehmen 
feyn würde, die Einfommen- Steuer als alleinige Auf 
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lage in irgend einem enropdifchen Staate auf einmal 
einzuführen. Man würde, fagt er, einen Verſuch wagen, 
der eben fo fehr den Staatö- Haushalt ald die Vermoͤ—⸗ 
gend -Umflände der Unterthanen zerrütten koͤnnte. Aber, 
fügt Derfelbe hinzu, kann man fi nicht dem Ziele nach 
und nad; nähern? es verfteht ſich von felbft in Friedens⸗ 
und nicht in Kriegszeiten. — Die Revolution riß in 
Frankreich, auch in Beziehung auf die Abgaben, die Ge- 
genwart von der Vergangenheit los; es trat bort der fel- 
tene Fall ein, daß man Alles neu fchaffen konnte und 
mußte. Dod Anfangs wehrte dad Vorurtheil für das 
phnfiokratifche Syftem, in ber Zolge Napoleon’ po- 
litiſche Vorliebe für die indirekten Auflagen der direkten 
Beiteuerung des Einkommens den Eingang. 

Wir unfers Orts koͤnnen uns nicht davon überzeu- 
gen, daß es der Regierung irgend eines größern Staa- 
tes, deſſen öffentliche Bebürfniffe nur von einiger Bedeu: 
tung, jemalö werde gelingen koͤnnen, eine Methode aus- 
findig zu machen, wornad) der gefammte Steuer- Bedarf 
lediglich im Wege der direkten Belleuerung ded indivi- 
duell=reinen Einkommens auf paffende Weife koͤnnte auf- 
gebracht werden. Denn, bietet gleih, wie oben gezeigt 
worden, die Ermittelung des ſubjektiv-reinen Einkom⸗ 
mens bei meitem weniger Schwierigkeiten dar, als bie 
Ermittelung des objektiven, fo bleibt diefelbe doch im- 
mer eine der mühfamften und vermwidelteften Operationen 
ber Finanz Verwaltung, und gar fehr würde man irren, 
wähnte man folche in irgend einem Lande auf eine fo 
befriedigende Weife zu Stande bringen zu Tönnen, daß 
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dadurch ben Forderungen einer echten, auf bie Prinzip 
der National: Dekongmie geftügten, Beſteuerungs⸗Theorie 
vollftändig genügt würde. Stets und immer wird man 
dabei ſchon mit aprorimativen Saͤtzen vorlieb nehme 
müffen, und nie wird man e& dahin bringen. können, das 
gefammte Mmdividuelle reine Einkommen im Lande fo ggmı 
und vollkommen zu ermitteln, daß eine direkte de 
fteuerung beffelben, in allen vorfommenden Fällen, ohne 
einige Verlegung des Prinzips der Allgemeinheit um 
Gleichheit Statt haben koͤnnte. 

Die folyergeftalt bei der dire kten Beſteuerung dei 
fubjeftiv- reinen Einkommens hin und wieder ganz mer 
meidliche Ungerechtigkeit gegen Einzelne müßte natürlid m 
dem Verhältniffe druͤckender werden, als der öffentliche Br 
darf, welcher durch Steuern gedeckt werden fol, größer, alb 
mithin die Summe beträchtlicher wäre, welche zu befle 
Dedung erfordert würde, am brüdendften alfo offenbar 
da, wo der gefammte Staats-Bedarf an Abgaben nd 
diefer Methode auf die Steuerpflichtigen vertheilt un) 
von ihnen erhoben, d. h. da, wo fie als die einzige 
Steuer im Lande eingeführt würde. Cs Könnte alddam 
wohl nicht fehlen, daß, während die Einen unverhaͤltniß⸗ 
mäßig viel zur Befriedigung des Staats-Bedarfs Wi 
trugen, dad reine Ginfommen Anderer gänzlich verihent 
oder nur höchft unbedeutend in Anfpruch genommen würde | 

Um das in Folge ber ftets mangelhaft bleibenden 
Vertheilung diefer Abgabe unter die Einzelnen hie und da 
eingefretene Mißverhaͤltniß, fo weit als thunlich, auszu⸗ 
gleichen, und die Fehler wieder gut zu machen, welche, 
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wie aus dem Gefagten erhellt, bei jeder direkten Be- 
fteuerung des fubjeftiv-reinen Einkommens ganz unver 
meidlich, gibt es unferd Dafürhaltens Feinen andern Aus: 
weg, als neben der direkten VBelteuerung des wirklich 
ermittelten reinen Einkommens der Steuerpflichtigen 
zugleich eine indirette ihres muthmaßlihen reinen 
Einkommens Statt finden zu laflen. 

So und nur fo, glauben wir, läßt es ſich moͤglich 
machen, bie in Vorſchlag gebrachte allgemeine Di» 
rekte Belteuerung des fubjektiv - reinen Einfommend un- 
ter fo milden Formen und nad fo mäßigen Sägen In 
"Ausführung zu bringen, daß auch in den nie ganz zu 
vermeidenden Fällen, mo dad Prinzip ‚ber Allgemeinheit 
und Gleichheit mehr oder weniger verlebt würde, dieſe 
Verlegung nicht befonders fühlbar und druͤckend erfcheinen 
Tönnte, felbft in den Augen Derer, welche fie am haͤrte⸗ 
ften betroffen. Die ſonach einzuführende direkte Beſteue⸗ 
rung des fubjektiv-reinen Einkommens würde beſonders 
in benen Ländern mäßig auöfallen koͤnnen, wo zeither 
ein fehr großer Zheil des Staat: Aufwandes aus der 
Grundſteuer beſtritten worden, welche nad) der oben ent⸗ 
wicelten Theorie diefer Abgabe fortan zwar nicht mehr 
als Steuer, aber doch als fire, unabänderliche Staat 5- 
Rente glei den Erbgrundzinfen und Domanial-Ge⸗ 
fällen zu erheben wäre. 

Zwar ift man in neuerer Zeit von mehreren Seiten 
her eifrig bemüht gemefen, bie indirefte Beſteuerung 
überhaupt ald unpolitiich und verwerflich zu fehildern und 
bat fogar den Regierungen angerathen, zur Befriedigung 

36 
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des Staats-Aufwandes ausfchlieglih der birelten Ab- 
gaben ſich zu bedienen, aber die Gründe, welche zur Ber 
theidigung dieſer Anficht vorgebracht worden, ſind nidt 
unmiderlegbar, die Behauptungen, welche man zur Unter 
ſtuͤtzung berfelben aufgeftellt hat, find nur zum Zheil ge 


gründet und bei dem heut zu Zage fo fehr gefteigerten 
Öffentlichen Vedarfe dürften wohl nur wenige Staaten m 





der günftigen Lage fi) befinden, der iudireften Ab 


gaben gänzich entbehren zu koͤnnen. 


Das Zurüdfchlagen der Grundfteuern auf den Werth 
der Grundftüde, fagt Raumer (das brittifhe Beftene 
vungs = Syſtem, S. 221) das Radiziren (Vermurgeln) 


derfelben ift ein praktiſch ganz unvertilgbarer, über ale 


Maaßen wichtiger, Fehler, wogegen alle Raifonnements | 


aus bloß theoretiſchem Geſichtspunkte nichts helfen; daß 
Dagegen ein foldyes Radiziren ber Laft bei den indr 
retten Steuern nicht Statt findet, ift ein überaus wich⸗ 
tiger Vortheil. Die Steigerung der legten kann vid 
von der Einnahme wegnehmen, allein fie vertilgt Doc 
niemald Kapital und Kredit. Zu diefem Vorzuge kommt 
die fichere Erhebung, die willigere Zahlung; die indirekten 
Steuern find unfihtbar, überall und nirgends, leicht be: 
weglich; wur Einer und der Andere weiß, daß er fie 
zahle. Jedem fcheint ed von feiner Wilführ abzuhangen, 
ob er fie entrichten wolle oder niht, und es laffen ſich 
durch fie eher Hundert Zaufend Thaler ald auf direktem 
Wege Zehntaufend erheben. Wie ed die Kindheit, die Un: 
vollfommenheit des Kreditwefens, ja des geſammten öf 
fentlichen Lebens und des Verkeprs, bezeichnet, ſich nach 
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fpeziellen Hypotheken und Fauftpfändern umzufehen, fo 
ift e8 Die Kindheit des Beſteuerungsweſens, immer dahin 
Die Hände auszuftreden, und da zu nehmen, wo man 
Land, Häufer und andere handgreifliche gar große Dinge 
ſieht. Die, welche hieran zweifeln, find an Hume’& 
Ausſpruch zu erinnern, daß faft bei Feiner Wiffenfchaft 
fo ſehr wie bei der Staatökunde alles dad, was, ber erften 
Betrachtung nah, als höchfte Gewißheit und Wahrheit 
erfcheint, bei näherer Prüfung ſich in die hoͤchſte Ver: 
kehrtheit vermanbelt. 

Sede Abgabe, bemerkt in diefer Hinfiht Say, wird 
ungern enfrichtet, weil der bloße Schuß, den man bage= 
gen von der Regierung erhält, nur ein negatives Gut 
ift, was wenig in die Augen fällt. ine Regierung ift 
mehr um der Uebel willen fhägbar, wovor fie bewahrt, 
ald um der Genüffe willen, wozu fie verhilft. Indem 
man aber eine Steuer bezahlt, die auf dem Verbrauche 
der Waaren liegt, glaubt man nicht den wenig bemerk⸗ 
baren Schuß der Regierung zu bezahlen, fondern meint 
bloß, den Preis der begehrten Waare zu entrichten, obgleich 
diefer Preis von der Steuer ganz unabhängig if. Man 
hält die Auflage für eine Bedingung des Genuffes, und 
bezahlt foldhe gern, weil die Begierde, die Waare zu 
befiten, die Auflage mit dem Preife vermifcht, ber and 
einen Genuß verfhafft. Eben darum hat man diefe Steuer 
als eine freiwillige betrachtet; eine Anficht, welche 
über die nordamerikaniſchen Freiftaaten, vor der Epoche 
ihrer Unabhängigkeit, fo viel vermochte, daß fie dem brit⸗ 
tifhen Parlamente, während fie ihm dad Recht abjpra- 
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chen, fie einfeltig, und ohne ihre Einwilligung zu befteuern, 
doch die Befugniß einräumten, ihren Waaren=Berbraud 
mit Abgaben zu belaften; indem Jedermann ſich den letz⸗ 
teren entziehen Eönne, wenn er auf den Genuß ber be 
fteuerten Waaren verzichte. 

Die indirekte Steuer wird in Eleinen Beträgen, unmerk: 
lich, und je nad) dem Maaße der Zahlungsfähigkeit der Steuer: 
pflichtigen erhoben; fie erfordert nicht die Weitlaͤufigkeit der 
Unmleguug auf die Provinzen, Kreife und Individuen; fie 
wiegelt nicht die verfchiedenen Privat» Intereffen gegen ein- 
ander auf; die Zahlung, welcher der Eine ausweicht, fallt 
keinem Andern zur Laft; es entflehen dadurch Eeine Feind- 
fchaften unter den Beſteuerten des nämlichen Orts, Feine 
Reklamationen und Feine gewaltfame Beitreibungen. — 
Man hat den indirekten Steuern die fehweren Erhebungs: 
Koften zum Vorwurfe gemacht, welche fie veranlaffen, al 
lein ein großer Theil Ddiefer Koften ift Feine nothwendige 
Folge der. Steuer und Tann bei einer weifen Verwaltung 
vermieden werden. Die Accife und der Stempel Pofteten 
in England im 3. 1799 nicht mehr ald 34, Prozent 
an Erhebungs -Koften. In Frankreich gibt ed Feine ein- 
ige Direkte Steuer, welche nicht mehr Toftete. 

Vortrefflich hat Sartorius die Vortheile und 
Nacıtheile einander gegenüber geftellt, welche bald mit 
der direkten bald mit ber indirekten Befteuerung verknüpft 
find, und aus einer unbefangenen Wergleichung derfelben 
zulegt Das Refultat gezogen, daß beide Methoden ber 
Beſteuerung geſchickt mit einander zu verbinden, am rath⸗ 
famften erfcheine. Man rähmt, und mit Recht, fagt 
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diefer Schriftfteller (a. a. O. ©. 50) daß, wenn nur 
direfte Steuern erhoben würden, der freie Verkehr im 
Innern und mit dem Auslande ungeftörter bleiben werde, 
alö bei der Erhebung der Abgaben vom Verbrauche der 
Güter möglich fey. Man tadelt bei Einführung der letz⸗ 
teren die dadurch veranlaßten Pladereien, ferner daß Die 
Sittlihkeit des Volks durch fie verborben werde, daß ber 
Scleihhandel und duch ihn neue Verbrechen herbeige: 
führt würden, daß die Betrüger auf Koften der Rechtlich⸗ 
gefinnten diefe Abgabe zu umgehen wüßten. Diefe Vor: 
würfe find um fo gegründeter, wenn fie auf gewiſſe 
Arten folder Steuern bezogen werden, und wenn bie ein- 
zelnen Saͤtze der Abgabe hinſichtlich mancher Gegenftände 
bedeutend hoch find. Werden indeß direkte Steuern Öfters 
umgejchrieben, wie Dies bei Gewerbs » Einkommen und Per- 
fonal= Steuern nothmwendig der Fall ift, fehlen der Obrig- 
keit die Mittel, die Wahrheit der Angaben genau zu prü- 
fen, den Umfang des Gewerbes und des Einfommens 
richtig zu beflimmen, wie dies bei den angeführten Ab- 
gaben meift der Fall ift; dann ift die Gefahr eben fo groß, 
daß die Sittlichkeit dadurch gefährdet werde, indem fal- 
ſche Angaben und ein Hintergehen der Obrigkeit eben fo 
gewiß eintreten werden, und der Dreifte, der Gewiffen: 
Lofe auf Koften des Rechtlichgefinnten weniger, als er follte, 
von den üffentlihen Laften tragen wird. Alles würde 
fi) glei) feyn, und nur darin ein Unterfchied gefunden 
werden, daß bei den Steuern auf den Verbrauch ber 
Güter ein ſtets fich erneuernder, ſtets wiederfehrender Reiz 
zu ſolchen Veruntreuungen entflände. Und was den ge: 
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rühmten Vorzug der direkten Steuern betrifft, dab | 
deren Erhebung bei weitem wohlfeller ſey ald die Erbe 
bung der indirekten, fo ift dies nur in Einer Beie 
hung wahr, in jeder andern aber ganz falih. Allerdings 
ift bei den legtern eine weit größere Zahl von Erhebern 
und Auffehern erforderlih, deren Gehalt eine bedeutende 
Ausgabe veranlaßt; auch find andere Vorrihtungen ba 
mehreren bderfelben unerlaßlich, welche Koften verurfachen, 
als da find Zollhäufer, Pachöfe 2c., wodurch der reine 
Ertrag diefer Abgaben vermindert wird, fo daß bei weitem 
weniger in den Öffentlichen Sedel kommt, als das Wolf 
entrichtet. Allein bei den direkten Abgaben wird ge 
meinhin gänzlih überfehen, daß fie dem Wolke eben fo 
hoch, ja noch höher, auf andere Weife zu flehen Eom- 
men. Die harten Maaßregeln zur VBeitreibung der Rüd- 
fände, die Koften, welche dadurch den Pflichtigen ver: 
anlaßt werden, die Auspfändungen, welche ganze ſchon 
an fih unglüdlihe Familien zu Grunde richten, indem 
fie dadurd) ihres letzten Haabes und Gutes beraubt wer: 
den, die Erlaffe, weldye hie und da den Zahlungs -Un- 
fähigen zu verftatten find, Dies alles wohl erwogen zeigt 
deutlich genug, daß der Unterfchied mehr in Worten als 
in der Sache liegt. Eben darinaber befteht gerade der Bor- 
zug aller Verbrauchs-Steuern, die von dem Erzieler oder 
dem Kaufmanne vorgefchoffen und deren Betrag auf den 
Preis gefthlagen wird, daß kein Erlaß zu ertheilen ift, 
daß Feine harke Maaßregeln der Beitreibung Statt finden 
als nur gegen Solche, die das Gefeß übertreten und 
Schleihhandel oder fonftige gefeßwidrige Umgehung ber 
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Abgabe ſich zu Schulden kommen lafien; daß fie ferner 
ganz unmerklich entrichtet werden, woburd ed möglich 
wird, daß aud) der geringe Mann dazu beitragen Tann, 
wie denn wirklich felbft Bettler bei feiner noch fo ho⸗ 
hen Steuer vom Brode (die man übrigens im Allges 
meinen gar nicht empfehleu will) den Bruch eined Pfen- 
nigs täglich für ihren Verbrauch entrichten, während fie 
fo wenig .ald die minder armen Leute auf einmal daflelbe 
zu geben vermöchten, was fie nad) und nach und unmerk⸗ 
lic) beizutragen gar wohl im Stande find. Mit einem 
Worte: um den bei allen direkten Steuern nur zu oft 
vorkommenden Ausdrud zu brauchen, es gibt bei den Abga⸗ 
ben auf den Verbrauch Feine Nonvalenten. Endlich werden 
dDiefe Steuern immer entrichtet zu einer Zeit, wo die Steuer: 
pflichtigen flet3 am eriten dazu im Stande find, denn 
es hängt weit mehr von ihnen ab, diefe ihnen bequeme 
Zeit zu wählen, vollends wenn die Abgabe nicht auf un- 
entbehrlihen Gütern liegt, obwohl auch in dieſem un» 
günftigften Falle noch ein bedeutender Unterfchied bleibt. 
Zugleich ift in Zeiten, wie die. unfrigen, wohl zu beden- 
ten, daß mit dem Fortfchreiten des Volks, der Gegend, 
des Ortes, diefe Steuern ohne Erhöhung einen größern 
Ertrag abwerfen. 

Erwagt man vollends, fügt Sartoriusd hinzu, 
die große Werlegenheit, in welche man bei der Anlage 
und gerechten Bertheilung der direkten Abgaben geräth, 
fo wird der fo häufig ausgefprochene Widerwille gegen 
die indirekte Beſteuerung gar bald verjchwinden. Iſt 
nicht von einer alten Grundfleuer, fondern von einer neu 








— 568 — 


anzulegenden ober von Zuſaͤtzen zu einer bereits vorhan⸗ 
denen die Rede, dann iſt man, will man irgend den 
Geſetzen der Gerechtigkeit und Billigkeit Gehör geben, ge 
nöthigt, zu einer Abſchaͤtzung des reinen Boden -» Ertrags 
feine Zuflucht zu nehmen; wie ſchlecht es aber mit ſolcher 
Abſchaͤtzung ftehe, und welche Ungleichheiten daraus ent- 
fpringen, ift hinlänglid) befannt. Indeß hat man bad) 
bei diefen Abgaben noch einen fichtbaren, nicht zu ver- 
heimlichenden, Gegenfland, deffen Ertrag abzufchägen if; 
ein folcher aber fehlt meift bei den Einfommen- und Ge 
werbfteuern, welche alle andern Quellen des Ertrags zu 
gleich treffen follen. Kann ſchon bei jenen die Ungleid: | 
heit nicht vermieden werden, wie viel mehr muß es be 
diefen der Zal feyn? Der Dreifte und Unverfchämte, 
und Der, welchem man am wenigften genau nachrechnen 
Tann (und bei wie vielen Arten des Einfommend und ber 
Gewerbe ift Died nicht der Fall?), werden auf Koften der an- 
dern verhältnißmäßig am wenigften befteuert. Will man 
aber etwa bloß an die Perfonen= Zahl der Familie fi 
halten, oder den Rang bei der Belteuerung zum Grunde 
legen, fo findet man ſich fo fort ohne alle fichere Baſis, 
auf die man fußen Fönnte, und wird von Willkuͤhr zu 
Willkuͤhr, von Ungerechtigkeit zu Ungerechtigkeit fortge- 
floßen. — Ueberlegt man dies alles, fo wird man fol 
gendem Endurtheile beizupflichten, fi) geneigt fühlen. 
Beide Gattungen der Abgaben haben ihre eigenthümlichen 
Beſchwerden, beide aber müflen mit einander, verbunden 
werden, wenn die Bebürfnifie bedeutend find, damit eben 
dadurch der allzufchwere Drud der einer jeden Gattung 
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eigenthümlichen Nachtheile vermindert werbe, welcher Eins 
zelne jeßt oder in der Folge befonders trifft und fie gänzlich 
zu Grunde richten Tann. Denn hohe Grund-, Gewerb⸗ 
und Eintommen- Steuern Eönnen dem Wohlftande unheil- 
bare Wunden fchlagen, hohe aber und zu verfchiebenartige 
Verbrauchs⸗Abgaben vermehren den Yinterfchleif und die 
Damit verbundenen Strafen, gefährden die Sittlichkeit des 
Volks und flören ih hohem Grade die Entwidelung des 
freien Verkehrs. 


Eine Verbindung mehrerer Befteuerungs - Arten Tann, 
wie im Hermes (N. XVII) ſehr richtig bemerkt wird, 
nüßlid) und fogar nothwendig -feyn, entweder, wenn nad) 
der einen Methode gewiſſe Gegenflände ber Befteuerung gar 
nicht oder nicht fo gut zu treffen find, als bei der andern, 
oder wenn für die Befteuerten eine wahre oder auch nur 
eingebildete Erleichterung der Entrichtung ihrer Beiträge 
daraus erwächlt, oder deshalb, weil man durch die Ver⸗ 
bindung mehrerer Methoden die Fehler der Bemeflung einer 
jeden unter einander auszugleichen vermeint, wie der Tri⸗ 
gonometer dad Mittel aud mehreren Mefjungen nimmt, 
oder endlich, weil die neue Steuer=Art die Kontrolle und 
Probe für die andere abgibt, wie der Arithmetifer mit fei- 
nem Erempel die Probe macht. Aus welchem diefer Gründe 
aber auch die Verbindung mehrerer Beſteuerungs⸗Metho⸗ 
ben gefchehen möge, fo muß bei einer jeden ihr Erfolg mit 
möglichfter Genauigkeit vorher berechnet feyn, damit nicht 
etwa durch die Haͤufung der auf eine und diefelbe Seite fal- 
lenden Fehler das Unrecht vergrößert, noch der nämliche 
Gegenftand wider Willen mehrfach angegriffen, fondern 
vielmehr jeder wirklid nach Gebühr zur Befteuerung her- 
angezogen werde, 
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d. Ron der Einführung der direkten Einkommen » Steuer 
ale einziger direkten Abgabe. 


Wenn gleich ed, wie im vorhergehenden Abfchnitte 
gezeigt worden, bei den einer Ermittelung des individud- 
len Einfommensd allenthalben entgegenftehenden Hindernif- 
fen, ſchwerlich in irgend einem größern Staate, wo der 
Steuer- Bedarf von einiger Bedeutung, jemald gelingen 
dürfte, diefen Bedarf ausfchließlid Dur die direkte 
Einfommen- Steuer vollftändig zu deden, fo DaB man 
ber indirekten Beſteuerung gaͤnzlich überhoben ſeyn 
tönnte, fo follte Doch unferd Dafüurhaltens dad Streben 
ber Finanz = Öefeßgebung überall dahin gerichtet ſeyn, jene 
Steuer ald die einzig direkte Abgabe im Lande gelten 
zu lafien, d. h. alle zeither Statt gefundenen, auf das 
Stamm-Vermoͤgen oder das Einkommen irgend einer 
Art, namentlid) die auf das objektiv-reine Einkommen 


gelegten, direkten Abgaben, unter welcherlei Form und 


Benennung folhe immer vorkommen mögen, allmählig in 
die einzige Steuer vom individuellen reinen Ein 
fommen umzuwandeln. Nur aufdiefen Wege, glauben mir, 
dürfte man endlich zu dem, biöher vergebend erftrebten, 
Ziele gelangen Fönnen, bie birefte Befteuerung im Lande mit 
ben Geſetzen der National Dekonemie und dem von der- 
felben gebotenen Prinzipe der Gleichheit und Allgemein- 
beit, fo weit ſolches möglidh, in Einklang zu bringen. - 
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Es läßt fich jedoch diefer eben fo wichtige als heil- 
fame Zwed nur ‚dann und ba erreihen, wann und wo 
ed gelungen ift, einen moͤglichſt vollftändigen und genauen 
Katafter des gefammten fubjektiv-reinen Einkommens im 
Lande zu Stande zu bringen. Die Bearbeitung eined 
folchen Katafterd aber ift überall mit nicht geringen Schwie- 
rigleiten verknüpft. Jedenfalls bedarf e8 dazu von Geis 
ten der Regierung gar vieler und großer Vorbereitungen, 
ed bedarf dazu infonderheit der Einziehung und Samm- 
lung ſehr mannigfaltiger flatiflifcher Notizen und Mate- 
riale, woran es leider in den meiften unferer Staaten noch 
zur Zeit faft gänzlich, gebridht, und was die Hauptfache 
ift, es bedarf zur gefchidten Benugung und Verarbei⸗ 
tung diefer gefammelten ftatiftifchen Materiale einer gründ- 
lihen Kenntniß der National-Oekonomie, einer umfaf- 
fenden Einfiht in die Elemente des National: Reichthums; 
ſolche Einficht aber wird gerade bei den Regierungs = und 
Binanz » Beamten unferer Zeit am meiften vermißt. 

Allenthalben, wo es noch an diefen unerlaßlichen 
Vorbedingungen fehlt zur Entwerfung eines Katafters 
ded gefammten fubjektiv=reinen Einkommens im Lande, 
muß jeder Verſuch, daffelbe auf dDireftem Wege zu be- 
fteuern als ein verderbliches, den National:Wohlftand 
vielfeitig gefährdendes, Wageftück betrachtet werden. Eine 
Befteuerung diefer Art bei Ermangelung jener Worbedin- 
gungen, bei Entbehrung jener Hülfsmittel, unternommen, 
muß ſchon im Keime alle Gebrechen einer fehlerhaften 
und unpolitifchen Abgabe an fich tragen, Ungleichheit in 
der WVertheilung, Drud und Härte bei der Erhebung, 
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unverhaͤltnißmaͤßig⸗ geringes, tief unter der Erwartung 
bleibendes, Reſultat für die öffentliche. Kaffee — Alſo 
entweder eine einzige direkte Einfommen: Steuer, ge 
fügt auf forgfältig gefammelte und wiſſenſchaftlich benugte 
ftatiftifhe Data, oder gar Feine Abgabe, unmittelbar 
gelegt auf das fubjektiv-reine Einkommen der Nation. 
Es haben fih aud alle Verſuche, welche Hie web 


ba angeftelt worden mit Einführung von Abgaben, be 


flimmt, neben andern, das objeftiv-reine Einfom 


men bereit belaftenden, direkten Abgaben noch insbeſon | 
dere das fubjeftive oder individuelle reine Ein 


kommen der Staats-Genoſſen unmittelbar zu be 


feuern, binnen Kurzem als fo unpafjend und fehlerhaft 
erwiefen, daß die Regierungen der meiften Länder, wo 
man zu folcher Belteuerung feine Zufluht genommen, 
nicht lange gefäumt haben, diefelbe wieder abzufchaffen. 
Diefer Fall trat namentlich ein im vormaligen Königreice 
MWeftphalen, wo die, übrigens fehr mäßige, Direkte 
Einfommen= Steuer wegen des Drudd und der vielfäl: 
tigen Beſchwerden, welche fie veranlaßte, ſchon nach Jah— 


veöfrift wieder hat aufgehoben und durch andere Abgaben 


erfeßt werben müffen. 

Das denkwuͤrdigſte und zugleich lehrreichſte Bei— 
fpiel eines mißlungenen Verſuchs der Art aber hat Groß- 
britannien geliefert. Die in diefem Reiche eine Reihe 
von Jahren hindurch beftandene Einfommen-Steuer 
war zu einer Ausdehnung gediehen, wie fie nicht Leicht 
irgendwo zuvor bekannt geweien. Zehn vom Hundert 
wurden dort vom Einkommen gefordert, jedoch erft von 








einer gewiſſen Summe an, welche baffelbe erreicht haben 
mußte. Sie war von der in Großbritannien bisher uͤhli⸗ 
chen Beſteuerungs-Art ganz verfchieden, da bekanntlich 
Dort ber größte Theil des gewöhnlichen Sffentlichen Ein- 
Eommens in dem Ertrage von Steuern befteht, welche 
auf den Verbrauch der Güter gelegt find. Nur als eine 
außerordentlihe Maaßregel ward fie beliebt, und kaum, 
daß man auf eine dauernde Herſtellung der Ruhe in 
Europa rechnen Eonnte, ward fie wieder abgefchafft. Es 
war unmöglich, fie länger beizubehalten, denn nie ift 
Das Parlament mit fo vielen Bittfchriften ald damals 
wegen Zuruͤcknahme biefer Finanz = Maaßregel beftürmt 
worden. 

Daß eine in ihrem Prinzipe fo ungerechte, in ihrer 
Vertheilung fo unverhälfnißmäßige, und fo dem Betruge 
und der Parteilichleit unterworfene Steuer dennoch von 
der Geſetzgebung gebilligt worden, läßt fich, bemerkt Craig, 
nur durch die finanziellen Schwierigkeiten der Zeit erklaͤ⸗— 
ven; daß fie Sahre lang fortbeftanden hat, das muß 
man theild der allgemeinen Unwiffenheit im Finanzweſen, 
wovon die Verhandlungen im Parlamente mehrfache Bei 
fpiele liefern, hauptfächlic aber der wirklichen Schwierig- 
Feit, andere gleich ergiebige Steuern ausfindig zu machen, 
und dem Glauben zufchreiben, daß ihre Dauer mit dem 
Kriege aufhoͤren muͤſſe. 

Die Fehlerhaftigkeit der Einkommen-Steuer, wie 
ſie in Großbritannien und in andern Laͤndern verſucht 
worden, iſt hauptſaͤchlich darin zu ſuchen, daß ſie 

1. nicht allgemein war, indem fie alles Ein- 
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fommen unter einer gewiffen Größe von der Abgabe 
gaͤnzlich verfchonte, 

2, daß fie das Einkommen niht gleihmäßig be 
laftete, fondern vielmehr eine Steigerung der Abgaben 
Quote nad) willkührlichen Saͤtzen verordnete, 

3. daß fie dad rohe, nicht aber das wirklich reine 
Einkommen der Steuerpflihtigen erfaßte, und folcherge 


ftalt mehr oder weniger die Natur einer Sapital- Br 


mögends&teuer annehmen mußte, 

4. daß fie neben andern, das individuelle Einkom⸗ 
men bereitö unmittelbar treffenden, Abgaben einge 
führt und erhoben wurde. 

Bei fo wefentlihen Mängeln konnte ed nicht fehlen, 
daß bie in jenem Reiche in Anwendung gebrachte Me 
thode der direkten Beſteuerung des individuellen Einfon: 
mend in den Augen aller Sachkenner als eben fo unge 
recht wie unpolitiſch erfcheinen mußte. Auch ertrug dieſe 
Abgabe bei weitem nicht dad, was man von ihr ermartet 
hatte. Während Pitt auf 12,500,000 Pfd. Sterl. red: 
nete, ertrug fie Anfangs kaum 6,000,000 Pfd. Stel. 
Späterhin flieg ihr Ertrag zwar auf 14,000,000 Pf. 
Sterl., aber jehr bemerkenswerth ift ed, Daß gerade die 
Volksklaſſen, welche man am meilten durch fie heranzie⸗ 
hen zu Eönnen glaubte, bei weitem das Wenigfte zu die 
fee Summe beitrugen. Den größten Theil ihres Betrags 
zahlten Die Grundeigenthümer und Pächter. Bor 
Bejoldungen, Penfionen und Dienfleinfommen 
ging nur Eine Million ein, und vom Handel, be 
Doc) in der Zeit, wo fie erhoben wurde, feine größte 
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Ausdehnung erreiht hatte, Tamen nur zwei Milltonen 
ik die Staatskaſſe. | 

Eine direkte Vefteuerung des reinen individuel- 
len Einfommens. der Staatö- Genofien, wie wir fie in 
Vorſchlag gebracht und ald die einzig gerechte direkte 
Abgabe vom Einfommen dargeſtellt haben, ift noch zur 
Zeit in feinem Lande verfucht worden. Allenthalben, wo 
Abgaben der Art eingeführt find, fehen wir bald das 
Drinip der Allgemeinheit, bald das der Gleich— 
heit, bald beide Prinzipe zugleich verlegt, und nir⸗ 
gend ift bei ihrer Vertheilung das wirkliche reine Ein- 
tommen der Einzelnen vom rohen gehörig getrennt und 
unterfchieden worden. Nicht zu vermundern ift es daher, 
daß die individuelle Einfommen - Steuer überall, wo fie 
bisher Statt gefunden, harten Druck veranlaßt und ge- 
rechte Befchwerben von Seiten der Abgabepflichtigen her- 
beigeführt, und daß diefelbe nirgendwo dad Refultat ge- 
liefert hat, was fi) die Regierung von ihr verfprochen. — 

Allerdings find die Schwierigkeiten, welche der Ent: 
werfung eines bei Anwendung unferer Theorie erforderli- 
hen Katafters des gefammten veinen individuel- 
len Einkommens im Lande entgegen ftehen, nicht unbe: 
bedeutend, und gar fehr würde man irren, gedachte man 
diefelben auf leichte Weile heben und aus dem Wege räu- 
men zu können. Wir verhehlen und keineswegs, daß 
allenthalben, wo dazu gefchritten werden foll, diefe Theorie 
in's Leben zu führen, wohl eine Reihe von Jahren darüber 
hingehen dürfte, ehe die in diefer Hinficht durchaus noth⸗ 
wendigen Vorbereitungen beendigf, die Dazu unentbehrlidyen 
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ſtatiſtiſchen Materiale eingeſammelt, wiſſenſchaftlich geprüft 
und zu dem beabſichtigten Zwecke gehörig verarbeitet wor- 
den. Die Ermittelung des wirklichen reinen Eigkommens 
der Einzelnen iſt wahrlich ſo leicht nicht, hoͤchſt ſchwierig 
vielmehr ift die Bahn zum vorgeſteckten Ziele; indeß findet 
fi) doch in mehreren Staaten ſchon manches vorbereitet 
zu diefem Zwecke, und gebricht es nicht an Einfiht, Aus 
dauer und feftem Willen auf Seiten der Finanzverwaltung, 
fo dürfte es nicht unmöglich, feyn, binnen Kurzem das Feh- 
lende zu ergänzen. Daraus, daß die rechte Anwendung 
Methode noch nicht gefunden worden, folgt nicht, daß fe 
nicht gefunden werben koͤnne. Gewiß aber ift, daß, wird 
mit gehöriger Umſicht und Energie dabei zu Werke gegan- 
gen, der größte Theil des fubjektiv reinen Einkommens 
im Lande ziemlich genau und felbft ohne Anwendung druͤcken 
der inquifitorifcher Maaßregeln, die nimmer zu rechtfertigen, 
fi) wird entdecken und ermitteln Laffen. 

So mögen wir dann aud) nicht gänzlich der Hoffnung 
entjagen, daß ed Der Finanzkunſt dereinſt, wenn gleich viel- 
leicht nach gar manchen mißglüdten Verfuchen endlich ges 
lingen werde, die direkte Befleuerung des individuell - reinen 
Einkommens auf ſolche Weite zu organifiren, daß den For: 
derungen einer auf national=öfonomifche Grundfäge gebau- 
ten Theorie einmal Genüge geleiftet und fo allmählig die den 
Volkswohlſtand in fo hohem Grabe gefährdenden Mißgriffe 
werden vermieden werden, wozu die bisher in den meiften 
Ländern angemandte Methode der direkten Beſteuerung faſt 


überall eben fo gerechte ald beklagenswerthe. Weranlaffung 
gegeben. j 
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2. Bon der indirekten Beſteuerung des ſubjektiv: reinen 
Einkommens. | 


I. Ueberhbaupt. 


Könnte es auf irgend eine Weife gelingen, eine voll- 
fländige, ganz zuverläffige und genaue Kenntnif vom ge- 
ſammten individwell:reinen Einkommen der Nation fi 
zu verfchaffen, dann wäre ed rathfam, der indireften 
oder mittelbaren Beſteuerung deffelben gänzlich zu ent⸗. 
fagen, und bloß Direkte oder unmittelbare Statt 
finden zu laffen, denn unklug wäre es aldödann, auf Um⸗ 
wegen das zu ſuchen, was man auf geradem Wege mit 
Leichtigkeit und Sicherheit erlangen koͤnnte. Aber, in 
der Natur der Sache felbft liegt ed, daß die Erwerbung 
einer fo genauen Kenntniß vom reinen Einkommen der 
Einzelnen nirgend zu hoffen, daß biefelbe vielmehr lets 
ein frommer Wunſch bleiben muß. Co wird man fid 
dann auch nur in wenigen Ländern bloß mit der direkten 
Befteuerung diefes Einkommens begnügen können, man 
wird, um dem Prinzipe der Gleichheitlichkeit moͤglichſt nahe 
zu fommen, und zu verhüten, daß nicht die direkte Be: 
fteuerung durch ihren Umfang allzu brüdend werde für 
einen beträchtlichen Theil der Bevölkerung, faft allenthal: 
ben ſich dazu verftehen müffen, neben dem direkten 
zugleich den indireften Weg ber Belteuerung einzu: 
fhlagen. Ausgemacht aber bleibt ed, daß die mittelbare 

37 
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Beſteuerung überall um fo leichter zu entbehren und durch 
unmittelbare zu erfegen ift, je weitere Fortichritte im der 
Auffindung und Erkennung des individuell-reinen Ein- 
kommens der Nation gemacht worden. 

Wie paflend und nüglid indeß immerhin die Eim- 
führung in direkter Beſteuerung des reinen Einkommens 
neben der direkten ſich da bewaͤhren mag, wo dieſelbe 
mit Umſicht und Weisheit geſchehen, eben ſo gefaͤhrlich 
und Unheil bringend muß dieſelbe uͤberall ſich zeigen, wo 
es bei ihrer Veranlagung gefehlt hat an ſolcher Umſicht 
und Weisheit. Es greift naͤmlich dieſer Zweig der Be— 
ſteuerung ſo tief in die Werthſchaffung der Voͤlker, in 
ihren Genuß und in den Gang ihres Verkehrs ein, daß 
jeder Fehler, welcher dabei begangen, jeder Mißgriff, wel⸗ 
cher dabei vorgefallen, die nachtheiligſte Wirkung aͤußern 
muß auf den National» Wohlitand, den verderblichiten 
Einfluß auf Induftrie, Produktion und Handel. Nur 
tiefe Einfiht in die Elemente des Nkional» Reihthums, 
nur gründliche, umfaflende Kenntniß von der Natur und 
dem Weſen des Handel auf Seiten Derer, welchen bie 
Vollziehung dieſes wichtigen und fchwierigen Gefchäfts 
von der Regierung übertragen worden, Tann das Boll 
fhüsen vor großem Unheile. Unvermeidlic aber ift fol- 
ches Unheil da, wo das Gefchäft der Veranlagung und 
Bertheilung indirekter Abgaben gewöhnlichen Steuer - Rous 
tinierd überlaffen ift, Leuten, die, unkundig der Gefege 
der National: Detonomie und in Worurtheilen befangen, 
außer Stande find, Die Uebel zu ahnen usb die verderb- 
lichen Folgen zu berechnen, welche fie dem Volke bereiten, 
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bald durch Fehlerhaftigkeit der Vertheilung und Erhebung, 
bald durch ungeſchickte Wahl der Begenftände, die ſie der 
Befleuerung unterwerfen. 

Die indirekten Auflagen in ihrer jegigen Organifa- 
tion, urtheilt Soden, koͤnnen nur dad Streben ber Staats: 
bürger, den Abgaben zu entgehen, alfo den Kampf mit 
der Regierung aufregen, und müffen, da ihre Gerechtig- 
keit nie fichtbar wird, da der Staatöbürger jede neue 
Auflage nicht ald Folge des wahren Etaatöbedürfniffes, 
fondern der fehlerhaften Verwaltung, oder einer unöfono- 
mifhen Konfumtion, der Verſchwendung der Regierung, 
betrachtet, einen ewigen Keim von Bitterfeit nähren. Die 
Mannigfaltigkeit, die Zahl diefer indirekten Aufla- 
gen muß die Gemüther der Staatsbürger ewig wund 
veiben. Cie betrachten endlid) die Regierung als ben Arzt 
auf der Infel Barataria, der jede aufgetifchte Speife mit 
feinem Siftalftabe „gerührt, der ihnen jeden Lebens - Genuß 
befchneidet und verkümmert. Eben deswegen erfordert 
diefe Methode der Beſteuerung unerläßli Zwangs-Ge⸗ 
fege, Werbote und maquifitorifche Formen, welche das 
hoͤchſte menfchlihe Gut, die Freiheit, beengen, den Staats⸗ 
bürger in vaftlofer Unruhe erhalten, und feine heiligften 
Gefühle empören. Es fcheint die Kammeraliftit von der 
fonderbaren Idee auögegangen zu feyn, daß die Schöpfung 
neuer Titel und Rubriten auh neue Gegenftände 
der Befteuerung zur Erfcheinung bringe, und neue Quel- 
Len ihr eröffne Dem todten Felſen felbft follte diefer 
Mofes : Stab dergleichen Quellen entloden; indeß die Er- 
perimente folder flaatswirthfchaftliher Empiriker, bei dem 
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Mangel alles Prinzips, nur dazu dienten, ber Nation 
allen Lebensſaft auögwfaugen, oder mindeftens in einer 
Diaͤtetik fi Bonzentrirten, welche fie in den Zufland ganz 
licher Afthenie verfegen mußte. — in wefentlihes Ge 
brechen dieſer jo organifirten indireften Auflagen, die 
ihre Mangelhaftigkeit im eigemen Buſen tragen, ift, daß 
fie großentheild duch die Erhebungs-Koſten fid 
felbft wieder verfchlingen, alfo weit höher berechnet wer: 
den müflen, daß von dem. National: Vermögen ein 
weit größerer Antheil in Staats-Vermoͤgen verwandelt 
werden muß, als der Staats-Bedarf an fi) erheifct. 
Die bedeutende Zahl von Dffizianten, welhe die Erbe 
bung diefer Abgaben nothwendig macht, gehört unftreitig 
unter die Konſumenten im national=Öfonomifchen Sinne, 
unter Diejenigen, welche für den Volksreihihum nichts 
produziren, vielmehr an deſſen Verminderung arbeiten. 
Derjenige Zug aber, durch welchen ie meiften indirekten 
Auflagen, in ihrer jegigen ration. ſich 
am unvereinbarſten mit dem ethiſchen Prinzipe der Na— 
tional⸗Oekonomie ausſprechen, iſt ihr hoher Nachtheil 
fuͤr die Moralitaͤt. 

Pruͤfen wir naͤher die Natur der indirekten Be— 
ſteuerung des individuellen Einkommens, dann entdecken 
wir bald zwiſchen ihr und der direkten den wefentli: 
chen Unterfchied, daß Diefer immer das wirkliche, 
jener dagegen das bloß wahrſcheinliche, mut 
maßliche reine Einkommen zum Grunde liegt. So 
nimmt 3. B. die Einfommen-Steuer im engern 
Sinne, von welcher im vorhergehenden Abſchnitte un: 
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ſers Werts die Rede gemwefen, einen Theil bed wirklich 
erforfhten reinen Einkommens ber Staatd-Genoffen in 
Anfpruh, die Verbrauhs- &teuer dagegen belegt 
die Legteren mit einer Abgabe bloß auf den Grund der 
Mahrfcheinlichkeit, daß fie den befteuerten Gegenftand wohl 
nicht verbraudyen würden, ftände ihnen nicht reines Ein- 
kommen zu Gebot, um die Abgabe zu bezahlen. 

Sn fo fern nun aber die indirekte Beſteuerung bloß 
auf die Wahrfcheinlichkeit gegründet ift, daß der Befteuerte 
reines Einkommen befiße, muß auch Die Beantwortung der 
Trage: ob und in wie weit eine Abgabe folcher Art die 
Werthihaffung und den Verkehr der Nation gefährden 
koͤnne, lediglich von dem höhern oder niederen Grade diefer 
Wahrfcheinlichkeit abhängen. Läßt fi demnach) mit einer 
nahe an Gewißheit grenzenden Wahrfcheinlichkeit voraus⸗ 
fesen, daß die indirekte Abgabe bloß das fubjektiv- 
reine Eintommen der Steuerpflidhtigen treffen werde, 
dann Tann fie bier Werthichaffung und den Verkehr nur 
in fo fern gefährden, als ein übermäßiger Antheil diefes 
reinen Einkommens von ihr in Anfprud) genommen wird, 
groß ift aber immer die Gefahr in diefer Hinficht, wenn 
die Wahrfcheinlichfeit, daß diefelbe bloß vom reinen 
Einfommen der Steuerpflichtigen Eönne beftritten werden, 
entweder gar nicht oder doch nur in geringem Grade vor⸗ 
handen ift. 

Die Wahrfcheinlichkeit des Vorhandenſeyns von reinem 
Eintommen, worauf die indirekte Beſteuerung beruät, wird 
vorzugsweife beurtheilt-nach zwei verfchiedenen Ausflüffen 
des menfchlichen Willens, nach zweierlei Xeußerungen feiner 
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Thaͤtigkeit. Diefe find erſtens der Gebrauch und zwei— 
tens der Verbraud von Gütern oder Genußmittel. 
Man kann daher aud) gwei Haupt= Klaffen von indirekten 
Eteuern annehmen, wovon die eıne den Gebraud, bie 
andere den Verbrauch von Gütern zum Gegenftande hat, 
die Abgaben erfterer Art wollen wir Gebraud 6 - Steuer, 
die der legtern Verbrauchs-Steuern nennen. 


Die Erhebung beider, der Gebrauchs- wie dr 
Verbrauchs - Steuern kann übrigens bald unmittel 
bar, bald mittelbar gefchehen, erftens, wenn die A: 
gabe von den Gebrauchern oder Verbrauchern der befteur: 
ten Gegenftände felbft, legteres, wenn folche von.Drit: 
ten dem Staate entrichtet, aber von Jenen im Preife de 
zum Gebrauche oder Verbrauche beflimmten Gegenſtaͤnde 
ihnen zurüderftattet wird. Als befondere Methoden, bie 
Verbrauchs-Steuer auf mittelbarem Wege zu’erheben, 
find, wie bereits oben bei Erörterung der Befteuerung de 
Arbeits-Rente angedeutet worden, die Patent- und Ge 


werbfteuern zu betrachten, wie folche in mehreren fan 
dern Statt finden. Diefe Steuern bilden dort einen Thal 


der Echaffungskoften, welche der Gewerbs : Betrieb erheifht, 
gerade fo wie die Nothwendigkeit, "eingweroiffes Lokal ze 
miethen, oder ein beftimmtes Werkzeug Anzufaufen. Die 
Gewerbtreibenden haben ohne Zweifel, bevor fie ihr Gefchäft 
unternommen, berechnet, daß daffelbe, diefer Koften ungeach 
tet, ihnen ein ihrem Kapitale und ihrer Induſtrie angemef 
fenes Auskommen gewähren werde, fie fchieffen daher aller 
dings die Patent- oder Gewerbfteuer vor, allein diefe Ab: 
gabe fehmälert in der That ihr Einkommen nicht. Diäejeni⸗ 
gen, welche die Abgabe wirklich bezahlen, find bie Ber 
braucher der Gewerbs-Erzeugniſſe, welche, wäre dad 
Gewerbe unverfteuert geblieben, fich diefe Mirzeugniffe zu 
wohlfeilern Preifen hätten verfchaffen koͤnnen. 


1. Inabeſondere. 


a. Bon dee Bebraudhs ; Steuer. 


| Zur Kategorie der Gebrauh8:Steuern find alle 

Öffentliche Abgaben zu zählen, welche für den bloßen Ge 
brauch irgend eined Genußmitteld und zwar gewöhnlich 
im Berhältniffe der Dauer feiner Benugung entrichtet wer⸗ 
den. Es kann aber in dieſer Hinſicht durchaus Feinen 
Unterfhied machen, ob der Benutzer des befteuerten Ge⸗ 
nußmitteld zugleich Eigenthuͤmer beffelben ift oder nicht, 
in ‚dem einen wie im andern Falle ift derjelbe der Abgabe 
unterworfen, denn eimig und allein der Gebrauch ift 
es, welcher hier als Gegenftand ber Veſteuerung zur 
Sprache kommt. 

Da die Beſteuerung des Gebrauchs einer Sache 
lediglich in der Wahrſcheinlichkeit ihren Grund hat, daß 
der Gebraucher, um ſich dieſen Genuß zu verſchaffen, 
ſubjektiv⸗ reines Einkommen beſitzen muͤſſe, fo ſollte auch 
billiger Weiſe nur der Gebrauch von ſolchen Genußmit⸗ 
teln zum Gegenſtande der Beſteuerung gewaͤhlt werden, 
welche ein ſubjektiv⸗-reines Einkommen wirklich voraus⸗ 
ſetzen laſſen, nicht aber der Gebrauch von Guͤtern des ab⸗ 
folut = nothwendigen Bedarfs, welche unentbehrlich find 
zur Erhaltung der werthfchaffenden Kraft des Gebran- 
chers und zum Fortgange feiner Betriebſamkeit. Es kann 


— 584 — f} 


demnach nur ber Gebraud) von Gütern, lediglich beftimmt 
zum Wohlleben, zur Befriedigung des Luxus im weiters 
Sinne, ohne Gefahr für die Werthſchaffung und den Ber: 
kehr einer Beſteuerung unterworfen werden, denn nur bei 
diefen ift die Wahrfcheinlichkeit vorhanden, daß der Ge 
braucher wirklich fubjektiv reines Einkommen beſitze. 

Nicht immer wird bie Gebrauchs. Steuer von den 
Gebrandyern des befteuerten Gegenflandes unmittelbar ent: _ 
richtet, fondern gar häufig gefchieht folches durch einen 
Dritten, welcher den Vorſchuß leiftet und ſich demnaͤchſt 
die Abgabe von den wirklichen Gebrauchern zurüderftat 
ten laßt. Se zahlen 3. B. die Benuger öffentlicher Tanz⸗ 
böden, Kegelbahnen und Billarde nicht unmittelbar bie 
Darauf gelegte Abgabe in die Staatö- Kafle, fondern bie. 
Unternehmer folcher Anftalten entrichten diefelbe, und laffen 
fie fi) von. den Gäften, welche jene Anflalten benußen, 
im Preife der benußten Genußmittel wiedervergüten. 

Als einer der paffendften Gegenfände für die Ge 
braudhs= Steuer ift in vielen Ländern die Wohnung be 
trachtet worden, indem man ald höchft wahrfcheinlich an⸗ 
nehmen zu dürfen geglaubt hat, daß der Aufwand, wel: 
cher in diefer Beziehung über den nothwendigen Bedarf 
gemacht wird, von einem Weberfchuffe des Einkommens 
beftritten werde und als folder unbedenklid von ber Fi- 
nanz = Gewalt könne in Anfpruch genommen werden. Bon 
diefer Anfiht ausgehend hat man hin und wieder Den 
Mieths-Zins der Wohnungen in einem mit feiner Größe 
fortfchreitenden Verhältniffe befteuert. In fo fern nun 
bloß jener, den nothwendigen Bedarf überfchreitende, Theil 
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ber Wohnung bei der Beſteuerung in Anſatz gebracht wird, 

und die Angabe ſelbſt nicht uͤbermaͤßig höch iſt, ſteht 
von derſelben nicht leicht Gefahr zu beforgen für die Werth: 

fhaffung und den Verkehr; anders jedoch verhäls fi ch die 
Sache, wenn felbft folhe Theile und Zubehödrungen der 
Wohnung, welde zuv Eriflenz oder zur Betriebfamteit 
der Bewohner unentbehrlich; zur Steuer herangezogen 
werden, wie Dies namentlich in England der Zal if, In 
diefem Lande ward bis auf die nenefte Zeit für jedes be⸗ 
wohnte Haus mit „Hof, Zubehör und Garten von 5 bis 
20 Pfd. St. Miethe 1 Chill. 4 Pence, von 20 bis 40 
Pfd. St. Miethe 2 Schill., ven AO Pfd. St. und mehr: 
Miethe 2 Schill. 6 Pence ald Steuer bezahlt. Erſt waͤh⸗ 
rend Der diesjährigen Parlaments: Sigung ift die Aufbe: 


bung biefer drüdenden Abgabe von Seiten des Minifte- 


riumd in Antrag gebradyt worden. Daneben findet dort 
‚noch eine befondere Fenſter-Taxe Statt, welche ſich nicht 
bloß auf bie in's Freie gehenden Zenfter, fondern aud) auf 
ale Dach-, Boden-, Gewölbe: und Gang-Fenfter im 
Innern des Haufes, ja felbft ‘auf die Fenfter der Küche, 
des Wafh=, Back- und Brau= Haufes erftredt. 

Das Fehlerhafte der Gebrauchs : Steuern folcher Art 
fpringt in die Augen, fie ruhen nicht ausfchlieplih auf 
dem Gebrauche von Gütern, die zum Wohlleben beflimmt 
find, fondern zugleih auf dem Gebraudye folcher Güter, 
die zur Eriffenz der Steuerpflichtigen unentbehrlich; über- 
dieß wird das Einkommen ber Lebteren dadurch Höchft 
ungleich beiteuert und ihre Betriebfamkeit nicht felten in 
hohem Grade gefährdet. Ein Kabrifgebäude z. B. braudıt 
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bei weitem mehr Licht, mithin auch mehr Fenſter als 
die Wohnung bes reichen Gutöheren, und mancher Un- 
bemittelte fieht fi), um ber Abgabe zu entgehen, im bie 
Nothwendigkeit verfegt, Luft und Licht, die zur Gefund- 
heit und Heiterkeit des Lebens nothwendigften Elemente, 
theilweife aufzuopfern | 

Aehnliche Vorwürfe, wenn gleich in minderem Grabe, 
verbient ſowohl die in Frankreich noch fortbeftehende Thoͤ⸗ 
ven= und Fenfter- Steuer, als auch die in mehreren Ge 
genden Deutfchlands unter dem Namen: Rauhfangfteuer, 
Giebelfteuer ıc. vorkommende Abgabe; alle diefe Skeuern 
find mehr oder weniger prinziplos angelegt und bedär: 
fen, tönnen fie nicht gänzlich abgefchafft werben, einer 
ducchgängigen Reform. 

Außer der Wohnung ift in England aud der Ge 
braud) von Bedienten, Lurus- Pferden, Equipagen, Huss 
den und Wappen, insbefondere aber von Beitungen, im 
ndern Ländern ift der Gebraud von Hausgeraͤth, von 
Gold- und Silbergefhirr, von Spielkarten und Kalens 
dern einer Öffentlichen Abgabe unterworfen. — 

Faßt man das Prinzip genau in’d Auge, was, wie 
gezeigt worden, einer jeden Befleuerung ded Gebrauchs 
von Gütern nothwendig zum Grunde liegen muß, Dann 
kann es nicht ſchwer fallen, in vorkommenden Fällen zu 
beurtbeilen, ob und in wie weit Die eine oder andere fol- 
cher Abgaben in flaatswirthfchaftlicher Beziehung Beifall 


verdiene oder Zabel? 
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b. Bon ber Verbrauds : Steuer. 


Unter Berbrauhs-, Vergehr- oder Konfum- 
tfons= Steuern im weitern Sinne des Wortd müffen 
alle öffentliche Abgaben begriffen werben, welche von den 
Verbrauchern irgend einer Gattung von Gütern oder Ge 
nußmitteln, fen ed unmittelbar oder mittelbar, ausfchließ- 
lich fir den Verbrauch zu entrichten find, dergeftalt, 
daß die Bezahlung der Abgabe gleichjam die Worbedin- 
gung ift, unter der allein ein Verbrauch folcher Güter 
Statt haben darf. Mögen daher immerhin diefe Abga— 
ben im Finanz Budget des Staats unter der Denen: 
nung: Zoll, Mauth, Lizent, Akziſe, indirekte 
Steuer vorkommen, ſtets und immer gehören fie zur 
Klaffe der Verbrauhs- Steuern, fobald fie lediglich für 
den wirklichen Genuß von Gütern oder Werthen gefor- 
dert und entrichtet werden; auch find dahin alle Abgaben 
zu zahlen, welche auf Regalen beruhen, denen irgend ein 
Staatö-Monopol zum Grunde liegt, wie 3. B. das Ealz-, 
Eiſen-, Tabacks- ıc. Regal. , 

Die natürliche und unmittelbare Wirkung einer jeden 
"Verbrauchs = Steuer ift die Preis- Erhöhung des Gegen- 
flandes, auf welchem fie haftet, denn der Kaufmann, wel⸗ 
her gewöhnlid den Vorſchuß folcher Abgaben an die 
Staatskaſſe leiltet, Tann fich diefen Vorſchuß von den 

Verbrauchern der Waare, den eigentlichen Steuerpflichti- 
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gen, auf Feine andere Weiſe zuruͤckerſtatten laſſen, al 
dadurch, daß er die für diefelben bezahlte Abgabe nebi 
den Zinfen des geleifteten Worfchuffes dem Preiſe ter 
Waare hinzufügt. Es wirkt aber jebe Preis - Erhöhung 
der Waaren nachtheilig auf den Verkehr und den Abſatz 
denn in der Regel fteht immer die Nachfrage nad) eme 
Waare im umgekehrten Verhältniffe zu deren Preife, fo 
daß Alles, was eine Erhöhung des letztern vweranlafl, 
eine Abnahme, und was deffen Verminderung berbeifühtt, 
eine Vermehrung der Nachfrage zur natürlihen und wm 
mittelbaren Zolge hat. So erſcheint dann jegliche Ber 
brauchs - Steuer, unter welcherlei Namen fie immer vor: 
kommen mag, ald ein mehr oder minder bedeutendes 
Hinderniß des Verkehrs überhaupt, und da Alles, ma 
den Handels-Verkehr auf irgend eine Weiſe hemmt ode 
beſchraͤnkt, zugleich das Einkommen ſchmaͤlert, was de 
Nation aus dem Handeläs Betriebe erwaͤchſt, fo ift es 
einleuchtend, daß jede Verbrauche = Steuer einen mehr ober 
minder ungünftigen Einfluß dußern muͤſſe auf das Ge 
fammt » Einfommen der Nation und ihren Reichthum. 

Aber auch abgefehen von dem Schaden, welder 
aus diefer Art der Belteuerung für den Verkehr und dad 
Einfommen ded Volks erwaͤchſt, wirkt folhe ſchon da 
durch nachtheilig, daß fie den Genuß der Nation ver 
kuͤmmert, indem fie den Kreis der Verbraucher der be 
fleuerten Waaren befchräntt, und Manchen durch die Preis: 
Erhöhung, welche fie veranlaßt, in die unangenehme Noth 
wendigfeit verfegt, fich einen Genuß zu verfagen, der ihm | 
außerdem zu heil geworden wäre. 
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Es treten jedoch diefe für den Genuß und den Wohls 
ftand des Volks fo nachtheiligen Folgen, welche von jeder 
Verbrauds - Steuer unzertrennlich, nicht überall in gleicher 
Art und in gleihem Umfange ein; fie äußern fich viel 
mehr auf gar verjhiedene und mannigfaltige Weife, je 
nachdem die Wahl der Gegenftände, welche ber Abgabe 
unterworfen worden, gut oder ſchlecht ausgefallen, und 
je nachdem die dabei angewandte Methode der Erhebung 
mehr oder weniger entfprechend ift den Regeln und Vor: 
fchriften einer auf die Grundfäßge der National» Dekono: 
mie geftüßten Befteuerungs = Theorie. 

Nur diejenigen Gegenftände jind, wie bereitö er- 
wähnt worden, geeignet, einer Verbrauchs» Steuer unter: 
gogen zu werden, deren Verbraud) ein reines Einkom— 
men des Werbrauchenden entweder mit Gewißheit vor: 
ausſetzen, oder doch mwenigftens mit hoher Wahrſcheinlich⸗ 
keit annehmen läßt. ine Vorausfegung der Art aber 
ift durchaus unftatthaft bei jeglichen Gegenftänden des 
abfolut=nothwendigen Bedarfs, wie z. B. Getraide, Salz, 
gewöhnliche Kleidungs- Stoffe, Feuerungs: Materiale ꝛc. 
fhon darum, weil je weniger reines Einkommen gerade 
Semand befist, defto mehr oft dergleihen Dinge von ihm 
begehrt und verbraucht werden. 

Als ſolche Gegenftände des unentbehrliden Bedarfs 
find ohne Zweifel auch die Arzneimittel aller Art zu be= 
traten. Jede Krankheit ift ſchon an fi ein Unglüd, 
was den Gemwerbömann im Betriebe feines Gefchäfts, 
alfo auch in den Mitteln zurüdjest, aus feinem Gewerbe 
| ben gehörigen Nugen zu ziehen; eine Bertheuerung der 
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Arzneimittel in Folge der Beſteuerung vergroͤßert die: 
Unglüd und trifft infonderheit die aͤrmere Volks-Klaſt 
welche Öfterd bloß darum einer Krankheit unterliegt, mi 
es ihr an Mitteln fehlt, die wirkfame Arznei zu bezahle 
Eine Befteuerung des Verbrauchs von Arzneimitteln m) 
daher überall eben fo brüdend ald ungerecht erfcheinen. 

Wird der Verbraud) von Gegenftänden bes abfolıt 
nothmwendigen Bedarfs einer öffentlichen Abgabe une: 
worfen, dann fteht mit Recht zu beforgen, daß ii 
Steuerpflichtigen hin und wieder in den Fall kommen 
Tönnen, die Abgabe aus ihrem umlaufenden Kapı 
talen, mithin aus den Fonds zu nehmen, welche zur Ur 
terhaltung ihrer Betriebfamkeit und zur Hervorbringun 
neuer .Werthe beftimmt und dabei nicht zu entbehren fu 
was dann offenbar eine Abnahme oder Verminderung da 
Werthſchaffung überhaupt zur unmittelbaren Folge M 
ben müßte. 

Es bleiben daher nur diejenigen Verbrauchs eg 
ftände für die indirekte Beſteuerung bes individuellen tr 
nen Einkommens übrig, welche als mehr ober mm 
entbehrlich zur Erhaltung des menfchlichen Lebens, I 
Fortdauer ded phyſiſchen Daſeyns, betrachtet werden ein 
nen. Nur im Verbrauhe folher Genußmittel man 
feftiet fih mehr oder weniger ein ſubjektiv- reines Ei 
tommen, nur aus ihrem Verbrauche laͤßt fi dei rd? 
tige Schluß ziehen, daß derſelbe wohl nicht Statt habt 
würde, ftände dem Verbrauchenden nicht reines Eintor 
men zu Gebot, um daraus die Steuer zu bezahlen. 

Das Prinzip, was der Beftenerung bes Verbranh 


® 
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überall zum Grunde zu legen, Bann ſonach fein anderes feyn 
ald die Entbehrlichfeit der verbraucdhbaren Gegen 
ftände; der höhere oder niedere Grad dieſer Entbehrlich“ 
feit kann und darf allein zum Maaßftabe dienen bei Be- 
fimmung der Größe der auf den Güter-Verbraud zu 
legenden Öffentlichen Abgaben. 

Indeß fehen wir nur felten und faft immer mur 
Ausnahmöweife die Regierungen dieſes Prinzip in Anwen⸗ 
dung bringen bei der Einführung von Verbrauchs - Ab- 
gaben; in den meiften Ländern dagegen iſt daffelbe fort 
und fort mehr oder weniger unbeachtet geblieben bei die- 
fem. wichtigen Zweige der Beſteuerung. Es bedarf daher, 
unferd Erachtens, die Organifation des in Rede ftehen- 
den Abgaben » Zweigd, fol derfelbe einigermaßen den For- 
derungen der Theorie genügen, faſt allenthalben einer 
durchgängigen und gründlichen Reform. 

Irre geleitet durch die Zrugfchlüffe des Merkantil- 
Eyftemd glaubten die meiflen Regierungen neuerer Zeit 
in der Verbrauchd - Steuer ein ganz vorzügliches und all: 
gemein anmwendbares Mittel entdeckt zu haben zur Förde: 
rung und ‚Belebung der einheimifcdyen Betriebſamkeit auf 
Koften der ausländifchen. Ihr Streben bei Einführung 
diefer Abgabe war daher vor allem dahin gerichtet, den 
Verbrauch der Erzeugniffe des Auslandes fo hoch zu be: 
fteuern, als nothwendig fchien ,‚ um bdenfelben die Mitbe- 
werbung mit ähnlichen Erzeuaniffen des Inlandes auf 
ben heimifchen Märkten zu erfchweren oder gar unmög- 
lich zu machen. Auf folhe Weife mwähnten jene Regie: 
rungen zugleih, den ihrer Anfiht nah hochwichtigen 
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Zweck, das Metall-Geld im Lande zu erhalten, am leich 
teften und ficherften erreichen zu koͤnnen. 

Es ift hier der Ort nicht, die Serthümer bes Mer: 
Eantil = Syftemd und die Fehlerhaftigkeit feiner Grund: 
füge näher zu beleuchten, wir würden oft Geſagtes uns 
längft Bekanntes nur wiederholen müffen. Dank da 
Bemühungen Adam Smith’8 und feiner Nachfolger f 
diefes ftaatöwirthfchaftliche Syſtem fo gründlid) nach allen 
Seiten geprüft und erörtert, fo fiegreich widerlegt wor 
den, daß heut zu Zage über die Verwerflichkeit Deffelben 
bei allen Sachkennern wohl Fein Zweifel mehr obwaltet. 

Während aber manche Regierungen, fort und fort 
huldigend den Grundfäßgen dieſer Lehre und treulich be 
folgend ihre trügerifhen Vorfchriften, den Verbrauch der 
ausländifchen Waaren jeglicher Art, faſt ohne alle Ru 
fiht auf den Grab ihrer Entbehrlichkeit, übermäßig be 
laſtet, glaubten fie zugleich die einheimifhen Erzeugniſe 
größtentheild frei laffen zu müffen von ber Werbraud& 
Steuer, wie fehr auch gar viele diefer Erzeugniffe Der hohe 
Grad ihrer Entbehrlichkeit ganz vorzüglid eigenen mochte 
zu einer Abgabe det Art. 

Werfen wir eigen Blid in die Zoll» und Abgaben: 
Zarife der meiſten neuern Staaten, dann nehmen wir mit 
Befremden wahr, daß felbft die nothwendigften, zur Fr 
ftung des Lebens wie zur Unterhaltung werthſchaffender 
Arbeit unentbehrlichften, Beduͤrfniſſe, z. B. Sal, Ge 
traide, Schlahtvieh, Handwerks und Adergeräthfchaf 
ten, Metalle, Arzneimittel, Zarbe-Stoffe, Mafchinen ıc, 
in fo fern fie ausländifchen Urfprungs find, mit hohen 


— 593 — 


Abgaben belaftet worden, während zahllofe im Lande er- 
zeugte Genußmittel, Tediglih beftimmt zur Befriedigung 
des Lurus und Mohllebens, z. B. Sammt, Seiden⸗, 
MWollen- und Baummwollen- Fabrikate, Stahl= und Bronze: 
Waaren, Pracht-Meubles, Gold- und Silbergeräth, Equi⸗ 
pagen ꝛc. gaͤnzlich frei geblieben ſind von der indirekten 
Beſteuerung. 

Der Grund dieſer eben ſo auffallenden als ſonder⸗ 
baren Erſcheinung, die Urſache dieſes merkwuͤrdigen Er⸗ 
gebniſſes der Steuer-Tarife, iſt ohne Zweifel in dem Be- 
ftreben der Regierungen zu füchen, im Wege der Befteue: . 
rung bed Verbrauchs nicht bloß einen finanziellen, 
fondern daneben zugleich einen volkswirthſchaftli— 
hen Zweck zu erreihen. Diefelben beabfichtigen nam: 
lich, auf dem angebeuteten, vorzugsweife von ihnen ein- 
geſchlagenen, Wege nicht bloß der Staats - Kaffe eine neue 
ergiebige Duelle des Einkommens zu eröffnen, fondern 
überbieß noch der vaterländifchen Induftrie eine Eräftige 
Unterftügung zu gewähren und fomit wirffam  beizu- 
tragen zur Zörderung und Erweiterung des National: 
Wohlſtandes. 

Es duͤrfen jedoch, unſers Beduͤnkens, dieſe beiden 
durchaus von einander verſchiedenen, wir moͤchten ſagen 
einander entgegengeſetzten, Zwecke nie und nimmer mit 
einander vermengt oder verwechſelt werden; vielmehr iſt 
jeder derſelben abgeſondert von. der Regierung zu berfol- 
gen und zu erftreben. Eine Verbrauds » Steuer, welche 
als Quelle der Finanzen dienen fol, muß ihrer Natur 
nach auf ganz andern Elementen beruhen und von ganz 

38 
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andern Grundfäßen ausgehen, ald eine folhe, welche bie 
Betriebfamkeit des Volks zu fördern und feinen Wohl 
ftand empor zu bringen beftimmt: ift, 

Der vollswirtbfchaftliche Zweck ber öffentlichen Ab 
gaben Tiegt ganz außerhalb dem Gebiete der Finanz 
Wiſſenſchaft. Beiträge der Staats -Genoffen zu den Fi: 
nanzen, welche aus diefem Zwede ihren Urfprung nehmen, 
kann die auf die National Dekonomie geftüste Gewerbs— 
Politit nur unter ganz befondern Umftänden und Berhält: 
niffen billigen. Es Eönnen daher auch ftehende Abgaben, 
auf welche die Etaatö: Kaffe fortdauernde jährliche Ein 
fünfte gründet, niemals ihre genügende Rechtfertigung 
finden in diefer Politi._ Die Gewerbs-Polizei, urtheilt 
Fulda fehr richtig, mag 3. B. die Erfchmerung der Ant 
fuhr der Getraide- Früchte eines Landes oder die Erſchwe 
rung der Einfuhr derſelben aus andern Ländern, mie 
überhaupt dergleichen Befchränktungen des freien Verkehrs 
‚Hinfihtlid) irgend einer Gattung roher oder verarbeiteter 
Stoffe, unter gewiffen Umftänden zweckmaͤßig oder audı 
nur ald nothmwendige Uebel betrachten, nie und nimmer 
aber wird eine Regierung mit Recht geſetzliche Beſtim— 
mungen der Art als ftehend und fortdauernd in ihr Er 
ſtem aufnehmen können. Die Einkünfte, welche der Stast 
von dergleichen Maaßregeln zu erwarten hat, würden ba 
ber ſtets nur als zufällige Einkünfte zu betrachten, 
niemald aber ald flehende im Finanz: Budgefe aufır 
führen feyn. | 

Zreffend in dieſer Hinfiht iſt Baharid’E Bemer 
fung, deß, fo wie das Syſtem der Erwerbs⸗Vor 
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mundſchaft in Europa fi) allmählig ausgebildet und 
geftellt habe, daffelbe zugleich ein eigenthuͤmliches Syſtem 
der Beſteuerung geworden fey, wie Dies namentlid) aus 
der Drganifation ber Grenz= Zölle hervorgehe, wodurch 
man den Gewerbfleiß der Nation Fünftlich zu fleigern 
und zu leiten fuche. Ein merkwuͤrdiges Beifpiel fagt die⸗ 
fer Staatögelehrte (a. a. O. V. 417), wie die Grund: 
Tage, welche von ber: Beftenerung an fich gelten, durch 
einen mittelft der Auflagen erreihbaren Neben: Zmed 
mobifizirt und abgeändert werden Finnen. Doch, fügt 
Derfelbe hinzu, indem jenes Syſtem der Erwerbs -Bor- 
mundfchaft in die Art und Weiſe der Beftenerung wefent- 
lich eingreift, unterwirft es fi) zugleich dem KRichterftuhle 
der Staatöhaushaltungs= Lehre; von diefem aber darf es 
am allerwenigften ein guͤnſtiges Urtheil erwarten. Denn 
eine unter ber Herrfchaft jenes Syſtems flehende Steuer: 
Verfaffung kann nimmermehr die Auflagen unter Die Steuer: 
pflichtigen verhältnißmäßig vertheilen, alfo ſchon der 
Hauptforberung nicht entfpredhen, welche die Staatshaus⸗ 
haltungs= Lehre an die Staats-Verfaſſung macht. Da, 
wo dieſes Syſtem unmittelbar in die Befteuerung ein- 
greift, bei den Grenz⸗Zoͤllen, hat es überdieß in der Be: 
ſtimmung der einzelnen Zoll- Säge eine Willkuͤhr zur Zolge, 
welche zuweilen felbft in's Komifche faͤllt. Wenn der Ver⸗ 
fafler einer Zoll- Ordnung von einem jeden einzelnen Zoll 
anfage Rechenfchaft ablegen follte, dann würde er die 
Prüfung gar fchlecht beftehen. Nicht felten ift in der⸗ 
felben Zoll⸗Ordnung ber nämlihe Artikel unter verſchie— 
benen Benennungen verfchieben .befteuert. Ich kenne eine 
38 * 
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Zoll⸗Ordnung, nah welcher die Kaftanien anders al 
die Gaftanien zu verzollen waren, eine andere, nad 
welcher man den Zentner Edelfteine gegen einen Zoll von 
6 Gulden AO Kreuzer in's Land einführen kann. 

Wie fehr daher immerhin Zoll=- Vereine in fo fen 
eine große Wohlthat für die Völker feyn mögen, als fi 
den Binnen-Verkehr zwifchen den in dem Vereine begrif: 
fenen Staaten erleichtern und entfefleln, fo können fie dies 
doch nur da und dann feyn, wo und wann fie den Ber 
Eehr der vereinten Staaten mit ben nunmehr als Aus 
land betrachteten Staaten Iedigli durch folcherlei Ab 
gaben belaften, welche fich als wirkliche Steuern, nicht 
aber ald bloße Mittel rechtfertigen laffen, den Ge 
werbfleiß im Innern zu begünftigen. Eine Be— 
günftigung ber Induſtrie im Innern des Vereins ax 
Koften des Welt-Verkehrs, auf Koſten des Verkehrs mit 
fammtlichen außerhalb der Zoll=Kinie belegenen Rändern, 
fönnte gar leicht das wahre Sntereffe bes einen oder an- 
dern zum Vereine gehörigen Landes in hohem Grade ge: 
faͤhrden, Eönnte, ſtatt deſſen Nationalwohlftand zu be 
ben, demfelben tiefe Wunden fchlagen, und ber Werth 
Schaffung wie dem Handel feiner Bewohner eine fehr ge 
zwungene, ihrem wahrhaften Vortheile vielleicht ganz ent- 
gegengefeste, Richtung geben. 

Geben wir 3.3. den Fall, eö habe irgend ein Land 
zeither feinen Bedarf an induftriellen Erzeugniffen auf di 
wohlfeitfte, mithin ihm zuträglichfte, Weife aus England 
und Frankreich bezogen, für feinen Ueberfluß an natür: 
lichen Erzeugniffen aber, dem gerade wichtigften Artikel 





feine Handels-Verkehrs, habe baffelbe ben vortheilhaf: 
teften, ja vielleicht den einzigen, Markt in den außerhalb 
der Zoll= Linie belegenen Nachbar- Ländern gefunden, ges 
jeßt ferner, es koͤnnten die Vereins - Staaten feinen Be- 
darf an induftriellen Erzeugniffen zwar befriedigen, aber 
nur zu hoͤhern Preifen ober in geringerer Güte als Eng- 
land und Frankreich, für feinen Leberfluß an Roh -Stof- 
fen jedoch, weil fie felbft reichlich damit verfehen wären, 
ihm keinen hinlänglichen Markt darbieten zum Abſatze. 
Würde nicht in einem folchen Falle das Intereſſe der Be— 
wohner dieſes Landes durch defien Anfchluß an den Zol- 
Berein in hohem Grade gefährdet werben?. :müßten die 
felben nicht gewärtigen, daß, während ihnen die Anſchaf—⸗ 
fung der fremden Waaren, beren fie bedürfen, fortan weit 
Boftfpieliger fiele, als zuvor, ihren eigenen Ausfuhr = Ar- 
tifeln zugleih, im Wege der Retorfion, die bisherigen 
Abfag- Märkte befchränkt oder gar verfchloffen wärben. 
Wohl könnte vielleicht die Beguͤnſtigung der Induftrie im 
Innern des Bereind Veranlaffung werden zum Empor: 
kommen mancher neuen Fabrik⸗- und Manufaktur Anftal- 
ten im gedachten Lande, aber diefe gleichfam im Treib⸗ 
baufe gezogenen Anftalten dürften fehwerlih dem Wolle 
hinreichenden Erſatz gewähren für den Verluſt feiner aus- 
waͤrtigen Märkte, für die Beſchraͤnkung des Welt-Ver- 
kehrs, für das progreffive Herabſi inken ſeines Handels 
mit dem Auslande. 

Es iſt dem Volke gar wenig damit geholfen, daß 
in Folge des Anſchluſſes an den Zoll-Verein der Spiel- 
vaum feines Binnen- Verkehrs beträchtlich erweitert wor⸗ 


N 
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den, wenn in ben meiften zum Bereine gehörigen dar 
‚dern Feine Nachfrage Statt hat nah ben Erzeugnife 
feines Bodend und Gewerbfleißes, wenn jene Länder ihre 
geographifchen oder gewerblichen Verhältniffe wegen keinm 
Gebraud, zu machen im Stande find von diefen Er: 
niffen, — Nicht der Umfang ded Gebietes, nicht de 
Areal eines Landes, beflimmt deffen Bewohnern den Ir: 
fang ihres inländifhen Marktes, letzterer kann vielmi: 
nur fo weit reichen, als das Land von enſchen bc 
ift, welche fic) gegenfeitig Verdienft und Ausfommen gen 

Den inländifchen Markt, bemerkt Lüder mit Red 
den Kreis, in dem ein Volk die Erzeugniffe feines Bode 
und Fleißes frei und ungehindert hin und her führen kam, 
bürfen wir nicht bis zu ben Grenzen feines Gebiete ur 
dehnen; ed reichen gewöhnlich die Grenzen des Gebi‘ 
weit über die Grenzen des Marktes hinaus, Bella 
wir immerhin die Hinderniffe, welche ber Induſtrie de 
Bewohner eines Landes von fehr unbedeutendem umfa 
entgegenſtehen, aber es fehlt unendlich viel, daß ber ir 
ländifche Markt der Ruſſen den der Braunſchweiget i 
dem Grabe überträfe, in welchem das Braunſchweigiſhe 
Gebiet in Hinfiht auf Flächeninhalt ober Umfang vi 
dem ruſſiſchen Reiche übertroffen wird. — Provinzen ji 
gleihem Boden und unter bemfelben Himmelsſtriche bit 
gen hat die Natur nicht durch den Handel mit einande 
verbunden, fie berühren ſich nur, liegen fie neben einat 
ber; und ift der Kunftfleiß in der einen, mas er in da 
andern ift, fo Kann unter Beiden kein Tauſch Statt fr 
ben, denn die eine hat alsdann, was auch die at 
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befiät. Sp vegetiren Zaufende im ruffifhen Reiche neben 
einander, die ſich gegenfeitig auch nicht den geringften Ver» 
Dienft, nicht das unbebeutendfle Auskommen verfchaffen 
Eönnen. 

Iſt gleich der auswärtige Handel überall von weit 
minderer Wichtigkeit als der inländifche, fo bleibt er doch 
immer für den Nationalteihthum jeglichen Landes von fehr 
großer Bedeutung, fo verdient er doch immer, von Sei— 
ten ber Regierung geſchuͤtzt und befördert zu werden. Hin 
derniffe, diefem Verkehre entgegengefest, find, wie Graf 
Lauderdale fi ausdrüdt, Riegel gegen die Zunahme 
des Wohlſtandes der Völker, fie hemmen die Betriebfam- 
Leit der Nation, welche diefe Banden legt, fie fchaden 
diefem Volke felbft durch jeden Erfolg, welchen fie haben, 
durch jede Wirkung, welche der Zwang auf den Gewerb: 
fleiß der fremden Nation dußert, der man dadurch Scha⸗ 
den zuzufuͤgen beabſichtigt. Es iſt durchaus unmoͤglich, 
zu verhindern, daß, wenn zwei Voͤlker mit einander in 
Handelsverbindung ſtehen, dies nicht beiden zum Vor— 
theile gereichen ſollte. 

Die Anſchließung an einen Zoll⸗Verein, welcher 
mehr oder weniger auf die Grundſaͤtze des Prohibitiv-Sy⸗ 
ſtems geftügt ift, welchem wohl gar in gewiſſer Bezie— 
hung die chimärifhe Idee eines gefhloffenen Han: 
delöftaates zur Unterlage dient, bürfte ſonach ſchwer⸗ 
(ich geradezu und unbedingt den Völkern ald ein Fräfti- 
ges, ja unfehlbares, Mittel anzuempfehlen feyn zur Er- 
weiterung ihrer. Snduftrie und Erhöhung ihres National 
wohlftandes; ed hängt vielmehr allenthalben die Entſchei⸗ 
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dung der betreffenden Frage lediglich) von ben indivt 
duellen Verhältniffen ab, worin ſich dad Volk hinſichtlich 


feines Gewerbfleißed und Verkehrs befindet zu den im Ber. 


eine begriffenen Tandern und zum Auslande. 

Ueberdieß enthält jeder Zol-Bertrag, welchen eime 
Nation mit fremden Völkern eingeht, gewiffermaßen eime 
Entfagung ihrer Unabhängigkeit und ſtoͤrt die Regierumg 
im fein Epielraume der finanziellen Gefeßgebung nad 
national=Öfonomifchen Grundfäßen, gleichviel, der Ber 
trag betreffe die Größe der Abgaben oder die Art ihre 
Erhebung und Vertheilung; denn auch diefe Erhebung 
und Bertheilung muß jede Nation feffelos nad) dem Maaf- 
ftabe machen, welden ihr dad Nationalwohl vorzeichnek. 
Für ein unabhängiges Volk find und bleiben das Ber 
mögen deffelben und der Bedarf des öffent 
lihen Aufwandes bie einzigen Regulatoren der öffent 
lihen Abgaben. 

Bei der großen Ungleichheit der Staaten unter ein 
ander hinfichtli ihrer Bedürfniffe und Hülfsquellen wäre 
ed Zhorheit, zu erwärten, daß jemald der Zeitpunft ein- 
treten koͤnne, wo ein allen Staaten gemeinfchaftliches 
Steuer- Syflem adoptirt und in Ausführung gebracht 





würde; in ber Natur der Sache felbft vielmehr liegt es, 


daß in diefer Hinficht ftetS eine große Mannigfaltigkeit und 
Verfchiedenheit unter ihnen Statt finde. 

Es muß ſonach in finanzieller Beziehung immer ehr 
bedenklich erfcheinen, wenn verfchiedene, in geographifcher, 
ftatiftifher und politifcher Beziehung in hohem Grade von 

einander abweichende, Staaten den Entſchluß faflen, Ber: 
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träge einzugehen wegen Annahme eines gleihförmigen Sy⸗ 
‚ftems hinfihtlih der Verbrauchs-Steuer; denn Genuß: 
mittel, welche für das eine Volk mehr oder weniger ab- 
folute Bebürfniffe des Lebens find, koͤnnen oͤfters dem 
andern als fehr entbehrliche Gegenftände des Lurus gelten, 
der Grad der Entbehrlichfeit aber Tann überall die ein- 
zige vernünftige Baſis abgeben für den Tarif der Ber: 
braudh5 - Steuer. 

Ob? und in wie fern übrigend die auf die Grund⸗ 
fübe des SProhibtiv- Syflems geftüßten Zoll-Vereine als 
nügliche und wirkfame Mittel der Retorſion koͤnnen be- 
trachtet werden, um Die fremden Regierungen, gegen welche 
fie gerichtet, zur Aufhebung oder Milderung ihres bishe⸗ 
rigen feindfeligen Handels - Syflemd zu veranlaflen, ift 
bier, wo bloß von Beſteuerung die Rebe ift, der Ort 
nicht zu unterfuchen; wir glauben aber diefe Frage in un- 
ferer Theorie und Politil des Handels (8.2. 
©. 34 u. folg.) befriedigend gelöft zu haben. 

Sicher, hofft Beisler (a. a. O. ©. 264) wohl 
mit Grund, ift die Zeit nicht mehr fern, wo aud) den 
Mauthen ihr Recht angethban, wo erkannt werben wird, 
daß der glänzendfle Erfolg der Mauth nur der ſeyn koͤnne, 
uns felbft mit dem Uebel zu fehlagen, mit welchem uns 
bisher das Ausland gefchlagen hat, und daß das Uebel 
auf ganz anderem Boden befämpft werden müfle. Wenn 
man alle die Feſſeln und Belaftungen im Innern aufhebt, 
die töbtend auf die vaterländifche Induftrie wirken, wenn 
man durch Beſchraͤnkung einer überwiegenden Konfumtion 
der Produktion neue Kräfte verleihet, wenn man durch 
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Errihtung oder Vervolllommnung von Inflituten zur Ber: 
breitung der nöthigen technifchen Kenntnifle und zur Fer 
‚tigung mechanifcher Apparate deutſchem Fleiße und deutfcher 
Kraft zu Hülfe kommt, dann wird man nicht nöthig Haben, 
die fremde Induftrie mit Epießen und Stangen von de 
Grenze abzuwehren, denn unfere Gewerböleute und Fabri⸗ 
Tanten werden dann ihre Rohſtoffe um fo billige Preiſe 
beziehen, mit fo geringem Lohne arbeiten, und Die neu 
erfundenen Mafchinen und Verbeſſerungen fo fchnell ein⸗ 
führen, ald immer das Ausland, und fie werden mit 
Ruhe der Konkurrenz der Fremden entgegen treten. Wen 
man aber diefe Vorbedingungen nicht zu erfüllen vermag, 
und befienungeacdhtet eine gewifle in die Augen fallende 
Induftrie haben will, fo Fann bies nur mittelft eines 
ſtreng durchgeführten Mauthfyftems möglid) gemacht wer: 
den; ein ſolches Mauthfyftem wird dann aber bei we 
tem mehr koſten ald die Rente der Tünftlid erzeugten 
Induſtrie if, d. h. man wird ein großes Kapital 
auögeben, um ein Eleined bamit zu Taufen, mit andern 
Worten: man wird das Volk aͤrmer machen, ſtatt ihm 
aufzuhelfen. 

Der Handel eines Landes mit dem andern iſt, um 
uns Mill's Worte (Commerce deſended p. 38) zu be⸗ 
dienen, bloß eine groͤßere Ausdehnung jener Theilung der 
Arbeit, welcher das menſchliche Geſchlecht bereits ſo uͤber⸗ 
ſchwengliche Vortheile verdankt. Wie das naͤmliche Land 
durch den Handel der einen Provinz mit der andern rei⸗ 
her wird; wie feine Arbeit dadurch unendlich mehr ver- 
theilt und fomit produktiver gemacht mird, ald dies fonft 
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hätte gefchehen können; wie ber wechfelfeitige Tauſch der 
Waaren, welche die eine Provinz hat und die andere ent: 
behrt, die Bequemlichkeiten und Genüffe des Ganzen ver: 
vielfältigt, eben dadurch aber das Land aufl eine erflaun- 
lihe Weife reicher und glüdlicher macht; eben fo bemerk⸗ 
bar wird die naͤmliche fchöne Reihe von Folgen im Gro- 
Ben, in ber ganzen Welt, jenem unermeßlichen Reiche, 
von dem wir die verfchiedenen Staaten ald Provinzen 
betrachten Eönnen. In dieſem prachtvollen Reiche ift Die 
eine Provinz einer Gattung von Produkten, die andere 
einer andern günftig. Durch den wechfelfeitigen Verkehr 
wird dad menfhlihe Geſchlecht in den Stand gefeßt, 
feine Arbeit in der Art zu vertheilen, wie fich folde am 
beften für das Genie jeded einzelnen Landes und Volkes 
ſchickt. Der Kunſtfleiß und die Betriebſamkeit ded Gans» 
zen wird dadurdy ohne Vergleich produftiver, und jede 
Gattung von nothwendigen, nüßlichen und angenehmen 
Gegenftänden in weit größerem Weberfluffe, und mit un: 
endlich geringern Koften erzeugt. 

Möchten recht bald die Barrieren fallen, welche fort 
und fort den gegenfeitigen Verkehr der Völker hemmen, 
und ihrem rafchen Fortfchreiten zu Wohlſtand und Reich: 
thum binderlih find; möchte Mill's großartige Idee 
in Wirklichkeit treten, daß die ganze Welt nur ald Ein 
Reich, und die verfchiedenen Reiche und Voͤlker nur als 
Provinzen und Wölkerfchaften Diefed großen Weltreichs an⸗ 
zuſehen ſeyen, bie, flatt des felbftfüchtigen, feindfeligen 
Prinzips der Abgefchlofienheit, durch freien Verkehr und 
unbeſchraͤnkten Austauſch ihrer wechfelfeitigen Produkte fich 
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des unverfümmerten Genuffes der Wohlthaten erfreum, 
welche die Worfehung den Menfchen beſtimmt bat. 
Nicht zu leugnen ift es uͤbrigens, daß es Fälle geben 


Zönne, wo bie einheimifche Produktion durchaus eines befon- 


bern Schutzes bedarf gegen die Mitbewerbung des Auslan- 
des; zur Gewährung eines ſolchen Schutzes mag alddann bie 
Erhebung einer Verbrauch6= Steuer vom fremden Erzeug 
niffe als ein ſchickliches Mittel zur Anwendung kommen 
Ein Fall der Art tritt z. B. ein, wenn der Ausländer 
durch Äußere Umftände, etwa durch Niedrigkeit der in fei- 
nem Lande Statt findenden Befteuerung begünftigt, be 
trächtlich wohlfeilee zu arbeiten im Stande ift ald der In- 
länder. ine zur Ausgleichung bed Lebtern mit Dem kon⸗ 
kurrirenden Ausländer auf die fremden Waaren gelegte 
verhältnißmäßige Verbrauch8= Steuer dürfte dana in volks⸗ 
wirthfchaftlicher Beziehung ſchwerlich zu tadeln ſeyn 

Sehr abweichend von einander nämlich find öfters 
die Abgaben = Syſteme der im wechſelſeitigen Verkehre be⸗ 
griffenen Voͤlker. Manches Land, was ſonſt ſehr wohl 
dieſe oder jene Waare liefern und abſetzen koͤnnte, vermag 
ſolches nicht bei der Konkurrenz mit andern Laͤndern, 
einzig und allein der auf die Hervorbringung ſolcher Waa⸗ 
ren laſtenden Abgaben wegen. Schon Adam Smith 
bemerkt, es fey nicht mehr als billig, daß man die frem- 
den Waaren, die mitwerbend mit den unfrigen auf dem 
heimiſchen Marfte erfcheinen, und deren Hervorbringung 
in unjerm Lande einer Abgabe unterworfen ifi, mit glei- 
cher Abgabe belege. Es gibt aber Abgaben, welche mit- 
telbar ſaͤmmtliche Güter, die wir beroorbringen, bald mehr 


sy 
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bald weniger vertheuern; dahin gehören namentlich folche, 
welche von ben erften und unentbehrlichiten Lebens - Bes 
dürfniffen erhoben werden. Daß dadurch auf den aus- 
ländifchen Märkten ein Nachtheil für den Abſatz unferer 
Waaren entfliehen koͤnne, ift klar, und eben fo einleuch- 
tend ift ed, daß die freie Einfuhr der fremden Waaren 
unfere Produktion eben diefer Güter niederdrücen koͤnne. 
Sollen wir nun unfer Volk in feinem andwärtigen Ver⸗ 
Lehre zurücegen, follen wir nicht wenigftend die fremden 
Güter, die mitwerbend mit den einheimifchen auf unfern 
Märkten erfcheinen, mit Zöllen belaften, um für die unſri⸗ 
gen dad Gleichgewicht herzuftellen ? 

Beſitzt ein Volk, bei welchem Abgaben ber Art die 
Werthſchaffung drüden, gewiffe Vorzüge vor fremden 
Völkern, ein großes, der Inbuftrie zugewandtes, Kapital, 
befiern Boden, Klima, Lage ıc., dann vermag ed wohl 
troß jener Abgaben dennody dad Webergewicht zu behaup- 
ten in der Konkurrenz mit andern Völkern; anderd aber 
verhält fih die Sache, wenn dem Volke diefe Wortheile 
abgehen und jene verderblichen Abgaben hinzukommen. 
In Faͤllen der Art bleibt zum Schutze der heimiſchen In- 
duftrie Fein anderes Mittel übrig, ald entweder jene Ab- 
gaben aufzuheben, oder, mo die finanziellen Verhaͤltniſſe 
des Staates deren augenblidlihe Aufhebung nicht geftat 
ten, die Erzengniffe des Auslandes einer Zoll= Abgabe, 
welche hinreicht, das durch die Beſteuerung der heimi- 
fhen Werthſchaffung geftörte Gleichgewicht wieder herzw 
ftellen, mwenigftens fo lange zu unterwerfen, bi.der Staat 
nieht weiter jener Abgaben bedarf, oder bis Diefelben durch 
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Steuern anderer Art erfeßt worden, welche die Wert 
fhaffung im Lande auf Feinerlei Weife beläftigen, 

Dergleihen Fälle find jedoch immer nur als Aus 
nahmen von der Regel anzufehen und Finnen nicht in Be 
tracht kommen da, wo lediglih von Veranlagung der 
Berbraudhs - Steuer in finanzieller Beziehung Die Rebe 
ift, wo es fid) darum handelt, mit Strenge und Konfe 
quenz ein allgemeines Prinzip in Ausführung zu bringen, 
was diefem Zweige der Befleuerung, beflimmt eine Haupt 
Duelle der Finanzen zu bilden, ſtets und überall zum 
Grunde liegen muß. 
Iſt nun aber ein foldhes Prinzip, wie wir .oben bar: 
zuthun bemüht gewefen, in dem Grade der Entbehr: 
lichkeit der Verbraucdhd« Gegenftände wirklich gefunden 
worden, und ift überhaupt vernünftiger Weife ein andere 
Prinzip in diefer Hinficht nit wohl denkbar, dann be 
fid) die Finanz Verwaltung, um einen angemeffenen nd 
zweckmaͤßigen Zarif der Verbrauchs⸗Steuer zu entwerfen, 
hauptfächlic) mit Unterfuhung und Erörterung der Frage 
zu befaffen: in welchem Werhältniffe zu einander die ver 
fchiedenen Verbrauchs-Gegenſtaͤnde ftehen ruͤckſichtlich des 
Grades ihrer Entbehrlichleit? Vom KRefultate diefer Un: | 
terſuchung allein wird dann die Loͤſung der weiteren Frage 
abhängen: ob hoch oder niedrig die Abgabe für Die ein 
zelnen Gegenftände im Tarife zu beftimmen? und es muß 
bie hiernady anzufeßende Verbrauchs⸗Abgabe vom inlaͤn⸗ 
diſchen Produkte eben fo gut und eben jo body erhoben 
werden, wie von dem bed Auslandes. 

Daß aber die auf die inländifchen Erzeugnifie gelegt: 
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Verbrauchs: Steuer nicht den Waaren-Abfag der Staat: 
Genoſſen in's Ausland gefährbe, Tann überall durch Zu- 
rüderftattung der Abgabe bei der Ausfuhr der Gegen: 
ftände, welche ihr unterworfen worden, oder auch ſchon 
bei deren Einlagerung verhindert werden, wie folhes am 
bäufigften in England gefchieht. Die in diefem Lande zu 
gedachtem Zwede eingeführten Ruͤckzoͤlle find von Vie 
len ganz mißverftanden und als eine Prämien = Ber: 
leihung für die Ausfuhr betrachtet worden, was fie 
keineswegs find und nicht ſeyn follen. 

Ganz unpaffend und Prinziplos erfcheint ſonach die 
bisher in den meiſten Staaten adoptirte Methode, den 
Zarif der Verbrauchs - Steuer vorzugsweife auf den in 
finanzieller Beziehung ganz unmefentlichen Unterfchied ihres 
fremden oder einheimifchen Urfprungd zu gründen, und 
ſolchergeſtalt felbft die unentbehrlichften Erzeugniffe des 
Auslanded hoch, die fehr entbehrlichen des Inlandes da⸗ 
gegen niedrig oder gar nicht zu befleuern. Wir wollen 
verſuchen, die Wirkungen näher anzudeuten, welche die 
Anwendung einer ſolchen, hauptfächlic auf den Urfprung 
der Verbrauchs »Gegenftände gegründeten, Beſteuerungs⸗ 
Methode in volkswirthſchaftlicher Hinſicht aͤußert und die⸗ 
ſelben mit den Wirkungen vergleichen, welche die Anwen⸗ 
dung der von uns empfohlenen, lediglich auf den Grad 
der Entbehrlichkeit dieſer Gegenſtaͤnde geſtuͤtzten, Beſteue⸗ 
rungs-Methode in gedachter Beziehung hervorbringt. 

Sind die fremden Erzeugniſſe, deren Verbrauch 
einer hohen Steuer unterworfen iſt, Gegenſtaͤnde des 
unentbehrlichen Bedarfs, dann muß offenbar dieſe 
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Beſteuerung auf Werthfhaffung und Verkehr im Lank 
bei weitem nadjtheiliger wirken ald irgend eine Verbrauche 
Steuer, die auf einheimifche zwar, aber lediglich fi: 
dad Wohlleben beflimmte, Genußmittel gelegt wer 
den. Denn jebe nur irgend hohe Beftenerung von Bu: 
ren des abfoluten Bedarfs, mögen diefelben einheimiſcha 
oder fremden Urfprungs feyn, bat in der Regel a 
Vertheuerung ded Arbeitslohns im Lande zur natürlide 
und unmittelbaren Folge; allenthalben aber bildet ber X: 
beitölohn einen Haupt Beftandtheil der Schaffungäkofte 
mithin auch des Preifed der Waaren. ine Verthert 
rung fämmtlidher im Lande erzeugter Waaren, in Folk 
des folchergeftalt gefteigerten Arbeitslohns, müßte mad 
gleih nachtheilig wirken auf die Werthfchaffung wie uf 
den Verkehr der Nation. | 

Segen wir 3. B. den Fall, die Bewohner inm 
einer deutihen Provinz haben zeither ihren Getraide-tr 
darf größtentheild aus der Fremde, 3. B. aus Polen, be 
zogen, wo fie denfelben zu wohlfeileren Preifen angekuft 
als auf den vaterländifhen Märkten, und es wuͤrde m 
auf einmal in Deutfchland der Verbrauch alles fremden 
Getraides einer hohen Abgabe unterworfen; dann wirt 
ohne Zweifel diefe Abgabe nicht die auswärtigen Prodr 
zenten treffen, fondern vielmehr die einheimifchen Konfr 
menten. Zugleich würde in jener Provinz der Arbeitslohn 
im Berhältniffe der neuen Auflage . höher fteigen, mithin 
aud) der Schaffungs - Koften = Betrag aller dafelbft hervor 
gebrachten Waaren und namentlich der induftrielen © 
zeugniffe. Würde bei irgend einer biefer Waaren bie Pb 
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Erhöhung ſehr merklich werben, dann wären bie bisheri— 
gen fowohl einheimifchen als auswärtigen Werbraucher 
derſelben gemöthigt, fi nad) andern Märkten umzufehen, 
wo fie die induftriellen Produkte, deren fie bedürfen, zu 
den vorigen niedrigen Preifen erhalten Fönnen, und fo 
müßte dann die Beſteuerung ded fremden Getraides eine 
Berminderung der Wertbihaffung und des Wohlftandes 
jener deutfchen Provinz zur natürlichen und unmittelba- 
ren Folge haben. 

Dagegen würde In berfelben Provinz bie Befteue 
rung des Verbrauchs von einheimifhen Waaren 
des Luxus, worunfer im weitern Sinne alle Genuß- 
mittel zu begreifen, die nicht zur Befriedigung abfolut- 
nothwendiger Bedürfniffe unentbehrlich, Feine diefer nach⸗ 
theiligen Wirkungen hervorbringen. Allerdings würde eine 
folche Auflage, wäre fie bedeutend hoch, den Preis der 
befteuerten Gegenftände erhöhen, vielleicht auch wohl deren 
Abfag ſchwaͤchen, aber es wären doc, bloß die Verbrau- 
cher und Erzieler diefer Lurus-Waaren,, welchen dadurch 
einiger Nachtheil erwüchfe, während alle übrige Verbrau⸗ 
cher und Erzieler fonfliger Genußmittel irgend einer Art 
gar nicht darunter litten; denn jener Befteuerung ungeachtet 
würde in dem angenommenen Falle der Arbeitslohn in 
ber Provinz, und alfo aud der Schaffungs - Koften «Be; 
trag der induftriellen Erzeugniffe, unverändert bleiben, 
mithin der Abfag derjelben im Inlande wie im Auslande 
nicht im mindeften gefährdet feyn. 

Aus diefem einfachen Beifpiele geht unferd Bedün- 
kens Far hervor, daß es zur Béurtheilung der. Frage: 

39 
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welcherlei Wirkung die Einführung einer Verbrauqhe⸗ 
Steuer auf den National-Wohlſtand und den Bakkı 
haben werde, nicht fowohl darauf ankommt, zu unter 
fuchen: ob ber zu befteuernde Gegenftand ein Erzeugni 
einheimifcher oder fremder Induftrie fen, als vielmeh: 
darauf, ob diefer Gegenftand. zu den nothmwendige 
oder entbehrlihen Bebürfniffen der Nation gehen, 
ob daher deffen Befteuerung eine Erhöhung des Arbeit 
lohns überhaupt, alfo auch der Schaffungskoften vatr: 
ländifcher Erzeugniffe, eben dadurch aber eine Verminde 
rung bes Abſatzes und ber Werthichaffung im Allgeme 
nen, zur Folge haben werde oder nicht? 

Iſt einmal das Prinzip, was der hier aufgeht 
Theorie der Befteuerung des Verbrauchs zur Unterart 
dient, ald echt und wahr anerkannt worben, dann mi 
allenthalben als die paſſendſten und geeigneteften zurdt 
anziehung binfichtlih der Werbrauhs- Steuer betraht 
werben die Gegenftände de Lurus im engern Sin 
gleich viel ob ſolche im Lande erzeugt ober aus M 
Frembe eingeführt worben, denn offenbar gehören bil 
Gegenftände zu den entbehrlichften von allen. Es wir 
jedoch ein fehr eiteles Beginnen feyn, in Ländern, w 
der Bedarf von Verbrauchs-Steuern nur einigermaht 
beträchtlich, den Verſuch wagen zu wollen, die zur Auf 
bringung diefes Bedarfs erforberlihe Summe ausfhlit 
fi, folchen Gegenftänden des Lurus im engen Gm 
aufzubürden. ine Finanz: Maaßregel der Art mißt 
wie leicht begreiflih, jene Waaren - Artikel fo hbermäßt 
vertheuern, daß die Abgabe binnen Kurzem für einen ger 
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Ben Zheil der Verbraucher bie Natur eines Verbots an- 
nehmen würde. Davon wären dann die natürlichen und 
unaußbleiblichen Folgen: 

Erftens, daß der Genuß der Nation dadurch ver⸗ 
kuͤmmert wuͤrde, indem fortan nur Wenige der bisheri⸗ 
gen Verbraucher der beſteuerten Waaren im Stande ſeyn 
wuͤrden, die durch die Abgabe uͤbermaͤßig vertheuerten 
Artikel ſich anzuſchaffen. 

Zweitens, daß der Verbrauch dieſer Waaren in 
ſolchem Grade ſich vermindern wuͤrde, daß der Zweck der 
Maaßregel, die Deckung des 8 Staatsbedarfs, großentheils 
unerreicht bliebe. 

Drittens, daß in Folge des geſchwaͤchten Ab⸗ 
ſatzes ſolcher Waaren deren Hervorbringung im Lande 
allmaͤhlig abnehmen, mithin die Werthſchaffung uͤberhaupt 
ſich vermindern wuͤrde. | 

Viertens, daß ber Reiz, bie übermäßig hoch be> 
fteuerten Waaren auf verbotenen Wegen in's Land zu 
fchaffen, dadurch neue Nahrung erhalten müßte, was 
eben fo fehr die Sittlichkeit der Nation gefährden, als 
die Regierung zu Eoftfpieligen Vorkehrungen noͤthigen 
würde gegen den Schleichhandel. 

Hoͤchſt felten dürften daher wohl bie Fälle feyn, 
wo die Finanz Gewalt fi) begnügen Eönnte mit Ver⸗ 
braud)8 » Steuern auöfchließlich gelegt auf Gegenftände des 
Lurus im engern Sinne Faſt allenthalben ift der 
Staats Bedarf an Abgaben biefer Art jo beträchtlich, 
daß die Regierung fich genoͤthigt fieht, neben folchen Ge: 
genftänden zugleich bie zur Befriedigung bed Luxus und | 

39 * 
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Wohllebens im weitern Sinne bienenden Genzf: 
mittel der Verbrauchs = Steuer zu unterwerfen; Diefe let’ 
tere Gattung von Genußmitteln, wie 3. B. Wein, Bier, 
Branntewein, Taback ıc. ift es daher auch, welche in den 
meiften Ländern die ergiebigfte Quelle bildet für Die Be 
fteuerung des Verbrauchs. 

Es find aber die entbehrlichen Genußmittel, di 
Gegenftände des Lurus und Wohllebens, welche von ua 
al die einzige Gattung von Gütern erkannt worden, de 
ten Verbrauch ohne Gefahr für den National: Wohlftand 
einer Befleuerung unterworfen werden kann, ihrer Nah 
nad) fo unendlich verfchieden und mannigfaltig, daß es 
überall der größten Umficht, der forgfältigften Prüfung 
von allen Seiten bedarf, um den Grad ihrer Entbebr 
lichkeit gehörig würdigen und darauf einen Steuer-2e 
rif gründen zu Eönnen. Stets und überall gehört babe 
die Entwerfung eined zweckmaͤßigen, dem Grade der Ent: 
behrlichkeit der Verbrauchs - Gegenftände möglihft ange: 
paßten, Tarifs diefer Abgabe zu den allerfchwierigften und 
verwidelteften Operationen der Finanz= Verwaltung. 

Die Genußmittel dulden nicht, daB man genau be 
rechne, ob und wie viel fubjektiv reines Einfommen durch 
eine auf den Verbrauch gelegte Abgabe getroffen werde; 
nur der größere oder geringere Grad von Wahrfcheinlid- 
keit, daß dieſer Zweck duch die Abgabe erreicht werde, 
kann daher zum. Leitflern dienen bei der Wahl der in 
den Tarif aufzunehmenden Gegenftande und bei Beftim: 
mung ber verfchiedenen Steuer: Säge. Diefe auf den 


Grund der Entbehrlichkeit der Güter geſtuͤtzte Wahrfchein- 
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Lichkeit kann jedoch nad) Ort, Zeit und Umftänden hoͤchſt 
verfohieden feyn, und ein Schwanken ber Anfichten in 
dDiefer Beziehung iſt nirgend zu vermeiden; denn gleid) 
den Farben des Regenbogens fchmelzen öfters die Begriffe 
von Weberflüfjigem und Nothmwendigen durch faft unmerk⸗ 
lihe Schattirungen in einander. Wird nicht bis zum heu⸗ 
tigen Zage noch darüber geftritten, ob der Kaffee ein dem 
Molke unentbehrlicyes Beduͤrfniß ſey oder nicht? Waͤh— 
rend die Einen die Entbehrlichfeit dieſes Kolonial = Er» 
zeugniffes als ganz entſchieden betrachten, vertheibigen 
Andere mit Wärme das Gegentheil, fi auf die That 
fache berufend, daß wahrend der Hunger-Jahre 1816 — 
1817 in manchen Gegenden Deutfchlands die dürftigften 
Volksklaſſen dem Genuffe ded Kaffees die Friſtung ihres 
Lebens zu verbanfen gehabt, indem fie mit Hülfe diefer 
Bohne ſich Nahrungsmittel bereiten Eonnten, die ihnen 
damals wohlfeiler zu ftehen Eamen als das theure Brod. — 
Daß eine unter folchen Zeit-Verhältniffen auf den Kaffee 
„ gelegte Verbrauchs-Steuer nicht überall bloß reines 
Einkommen treffen konnte, liegt Elar am Tage. — Eben . 
fo gilt Bier in manchen Ländern als bloßer Lurus-Ar- 
titel, während baffelbe in andern, 3.3. in Baiern, wohl 
nicht mit Unrecht zu den abfoluten Lebens = Bedurfniffen 
der arbeitenden Klaffe gerechnet wird, da Viele mit Dies 
fem nahrenden! Getränke die warmen Speiſen, namenf- 
lid die Suppe, erjegen, ja oft ihre ganze Mahlzeit auf 
einen Trunk Bier und Brod befchränten. — 
Wenn in Nord-Deutſchland Franzwein für Viele 
ein Gegenftand des Beduͤrfniſſes, Rheinwein aber bloßer 
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Lurus- Artikel ift, fo findet gerade bad Gegentheil Statt 
in manchen Provinzen des Südens, 

Wie indeß fehon die rechte Wahl der zur Verbraud: 
Steuer heranzuziehenden Gegenftände oft ausnehmend 
ſchwierig ift, eben fo fehlt es auch allenthalben an einen 
nur einigermaßen brauchbaren Maapftabe, wornach ir 
Größe der Abgabe zu bemefien ift, welche die verſcit 
denen Gegenftände zu treffen bat, worauf die Wahl gr 
fallen. Won dem mehr oder minder richtigen Berhältnil 
der einzelnen Steuerfäße aber hängt nicht allein der Er 
fluß diefer Abgabe auf die Werthfhaffung und den Ir 
tional-Wohlftand ab, fondern zugleih der Grad ihm 
Ergiebigkeit für die Öffentliche Kaffe. Denn auögemadt 
ift eö, daß unverhältnigmäßig hohe Verbrauchs: Cam 
bie Einzelnen vom Verbrauche abſchrecken, eben dadud 
aber die Werthfchaffung und den Verkehr gefährden u 
uͤberdieß noch ein mächtiges Reizmittel werben zum Ur 
terichleife und zur Umgehung der Abgabe. 

Nie, fagt Say (Traite d’econ. polıt. II. 3), nit 
eine Steuer dem Fiskus in dem nämlichen Verhaͤltiiſe 
mehr ab, wie er fie felber erhöhet; eine Erfahrung, wer 
aus Swift's Wigwort entftanden ift, daß in ber dt 
nanz= Verwaltung zwei und zwei nit dit! 
mache. Jede uͤbertriebene Steuer zerftört das Funde 
ment, worauf fie ruht, und zwar gleich viel, ob fie al 
Segenftänden der Nothdurft oder auf ſolchen bes Lums 
liege, nur mit dem einzigen Unterfchiebe, daß fie bei da 
legteren mit einem heile des fleuerbaren Gegenftande 
zugleich den Genuß unterdruͤckt, welder aus deſſen Fr 
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fumtion hervorgehen Eönnte, bei unentbehrlichen Dingen 
aber außer dem Produkte und feiner Konfumtion noch 
den Steuerpflichtiges felbit zu Grunde richten Tann. — 
Sehr auffallende Beifpiele beftätigen diefe, ſchon an fi 
einleuchtenden, Grundfäge und zeigen, was Regierungen, 
Die über ihren wahren Vortheil gehörig aufgeklärt‘ find, 
gewinnen Eönnen, wenn fie hierin Maaß halten. Als 
Zurgot im 3. 1775 die Einfuhrzöle und Marktgefälle 
für die Seefifhe, welche zu Paris verkauft wurden, auf 
die Hälfte herabfegte, blieb der Zotal= Ertrag derfelbe, 
Nothwendig mußte ſich alfo der Verbrauch diefes Han- 
dels⸗Artikels verdoppelt haben, und es verboppelten fich 
fomit auch die Gewinnfte der Fifcher und der Verkäufer 
gedachter Waare. 

Jegliche Zweige der Werthſchaffung und des Han— 
dels ſind, wie aus der vorſtehenden Eroͤrterung erhellt, 
mehr oder minder betheiligt ſowohl bei der Einfuͤhrung 
von. Verbrauchs-Steuern als bei deren Erhöhung ober 
Verminderung, und mit Recht darf man die Ermäßi- 
gung oder gänzliche Aufhebung bereits eingeführter Ab⸗ 
gaben der Art zu den wirkfamften Mitteln zahlen, wo- 
durch der. Verkehr im Allgemeinen begünftigt und die 
Werthſchaffung überhaupt gefördert wird. Werfährt ins 
deß die Regierung bei Vertheilung und Erhebung Diefer 
Abgaben mit der gehörigen Umfiht und Weisheit, geht 
fie dabei ftet3 und überall von. dem Grundfaße aus, daß 
die Größe der Abgabe jedesmal in möglichft = richtigem 
Berhältniffe ſtehen müffe zu dem höhern oder nieberen 
Grade der Entbehrlichkeit der Waare, dann läßt ſich nicht 
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leiht beforgen, daß dieſer Zweig ber Befteuerung feh 
drücdend und dem Fortfchreiten ded National = Wohlkar: 
des ſehr hinderlic jeyn werde. Daß Gehäffige, was di 
Verbraudhs- Steuer bisher in Europa und namentlid in 
Deutſchland gehabt, rührt hauptfächlid von ihrer fehle: 
haften Wertheilung und Erhebung, fo wie indpefonden 
von dem Umftande her, daß man Fein Bedenken get 
gen hat, felbft die unentbehrlichiten Genußmittel dide 
Abgabe zu unterwerfen. Ueberall, wo dergleichen Fehle 
vermieden worden, hat man die Anwendbarkeit und Zwed⸗ 
mäßigkeit folcher Abgaben anerkannt und fie mit Reht 
ald eine der vorzüglichften Hulfs- Quellen der Finanzen, 
als ein fehr paſſendes Mittel betrachtet, basjenige fer 
jektiv⸗ reine Einfommen der Staats-Genoffen, was af 
direktem Wege gehörig zu erfaflen unmöglich, aufir 
direktem Wege zur Befteuerung heranzuziehen. 
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Schlußbetrachtung uͤber das fubjeltiv = reine Einkommen 
und deſſen Beſteuerung. 


Aus der Unterſuchung, welche wir im Vorherge⸗ 
henden über die Natur des fubjektiv - reinen Einkommens 
und über die Art und Weife feiner Befteuerung angeftellt, 
geht als Reſultat hervor: 

1. daß diefe Gattung des reinen Einfommens auf 
zwiefachem Wege von der Befteuerung erfaßt werden Tann, 
nämlich auf direktem und auf indireftem Wege; 

2, daß eine direkte Belteuerung diefes Einkom⸗ 
mend nur da und dann mit Erfolg einzuführen ift, wo 
und wann ed gelungen, einen möglichft genauen und voll: 
ftändigen Katafter des gefammten ſubjektiv-reinen Ein- 
fommend im Lande zu Stande zu bringen; 

3. daß die Entwerfung eines ſolchen Katafters fo 
viele und fo mannigfaltige Vorbereitungen nöthig macht, 
daß wohl allenthalben eine Reihe von Zahren darüber 
hingehen Tann, ehe ed ber Finanz⸗ Verwaltung wird ge: 
lungen feyn, die dazu erforderlichen ſtatiſtiſchen Materiale 
einzufammeln und auf eine, dem beadhfichtigten Zwecke 
angemefjene, Weiſe zu verarbeiten. 

Wie nahe oder fern indeffen ber Zeitpunkt ſeyn mag, 
wo es raͤthlich feyn dürfte, bie Direkte Belleuerung des 
fubjektiv reinen Einkommens irgendwo eintreten zu laſſen, 
fo wäre doch unfers Erachtens durchaus fein baltbarer 
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Grund benkbar, die Einführung der inbiretten Be 
fteuerung beffelben, nad) den von der Theorie gebotene 
Kegeln, bis zu jenem Zeitpunkte hin zu verfchieben, in 
dem es hierzu einer fo genauen und forgfältigen Ermitte 
lung des vorhandenen fubjektiv «reinen Einkommens ga 
nicht bedarf. Wielmehr erfcheint es eben jo güßlih ab 
wünfchenswerth,, daß fofort Hand an’s Werk gelegt werd, 
um allmählig .die indirefte Beſteuerung des fubjek 
tiv-reinen Einfommend an die Stelle der direkten 
ded. objeftiven, wo ſolche nody Statt findet, trete 
zu lafien, da Iestere, wie oben ausfuͤhrlich Dargefhe 
worden, feinen Falls geeignet ift, auf eine, ben Horde 
rungen der Theorie und den Geſetzen der National Dek«- 
nomie entfprechende, Weife des Volks zu belaften. 

Würde bei Ausführung dieſer Maaßregel von Seiten 
ber Staatögewalt mit der gehörigen Umfiht und Klias 
heit verfahren und dabei vor allem ber Gefichtöpunft mie 
aus dem Auge verloren, daß die indirekte Befteuerung 
lediglich den Gebraud und Verbraud entbeprli- 
her Genußmittel, glei) viel ob einheimifchen oder frem- 
den Urfprungs, zum Gegenftande haben, diefe Genuf- 
mittel aber ftetd nur im Verhaͤltniſſe ihrer Ent: 
behrlichFeit treffen darf, dann könnte das Syſtem 
der indirekten Befleuerung im Lande binnen Kurzem einen 
ſehr auögebehnten, die bisherigen Grenzen weit überfchrei- 
tenden, Umfang gewinnen, ohne zugleich der Beſorg— 
niß Raum zu geben, daß Induſtrie und Werthſchaffung 
der Nation dadurd). möchten gefährdet oder beeinträd; 
figt werden. 
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das brittifche, das niederländifche und das der amerika” 


nifchen Zreiftaaten, diejenigen, welche bei weitem den 


größten Theil des Staats: Einfommens duch indirekte, , 


namentlid duch Berbrauds - Steuern, aufbringen. 
Snfonderheit bietet ung Großbritannien’s Zinanz- 
Syſtem in diefer Hinfiht ein eben fo denkwuͤrdiges als 
Ichrreiches Veifpiel dar zur Nachahmung. Der ungeheure 
Staatdö- Bedarf diefes Reichs wird faſt ausſchließlich im 
Wege ber indirekten Beſteuerung des fubjektiv - reinen 
Einkommens befriedigt. Domainen find dort fo gut wie 
gar nicht vorhanden, und der Gefammt- Ertrag der direk⸗ 
ten Befteuerung ift dafelbft feit Abfchaffung der Ein- 
kommen-⸗Steuer nur von fehr geringer Bedeutung. 
Die Grundſteuer (Land-tax), welche, wie bereits oben 
erwähnt worden, geſetzlich ablösbar ift, vermindert ſich 
alljaͤhrlich durch Abkaͤufe; im Jahre 1798 betrug diefelbe, 
nah Raumer, 2,037,677 Pfd. Sterl., im Jahre 1818 
nur noch 1,209,682 Pfd. Sterl. — Deſſenungeachtet 
trifft die indirekte Beſteuerung Britanniens größten 
theild nur ſolche, theils einheimifche, theild fremde, Ge- 
genftände des Gebrauchs und Verbrauchs, welche zur 
Klaffe der mehr oder minder entbehrlichen gehören, 
während faft fammtlihe abfolut-nothwendige Be 
Dürfniffe des Lebens, wie z. B. Getraide, Fleifh, Brenn⸗ 
holz ꝛc. gänzlich verfchont geblieben find von aller Ab- 
gabe. Denn der in Folge der Kornbill dort zu entrich: 
tende Zoll vom fremden Getraide ift nicht als Steuer, 
mithin auch nicht als eigentlidye Hülfsquelle der Finan- 
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zen zu betrachten, fondern vielmehr als eine flaatspe 
lizeilihe Auflage, lediglich eingeführt zum Schuße ba 
brittifchen Ur-Produktion gegen die Konkurrenz be 
Auslandes. 


Die jüngften Verhandlungen des brittifchen Park: 
mentd liefern einen neuen Beweis von dem großen Wi 
berwillen des englifchen Volks gegen jede dire kte Be 
fleuerung, und laffen mit Grund erwarten, daß die wer 
gen nod) vorhandenen Abgaben der Art, namentlid di 
fogenannten assessed taxes, aus dem brittifchen Finay: 
Budget allmählig ganz verſchwinden werden. 


Melde Vorwürfe immerhin — heißt e8 in einen 
fehr gediegenen Aufſatze über das Abgabenwefen England 
im Edinburgh Review (1833. Vol. LVII) unferm Be 
ſteuerungs⸗Syſteme mögen gemacht werben, fie treffa 
dad Prinzip nicht, worauf daffelbe beruhet. ine auf di 
möglich = befte Weife angelegte Vermoͤgens- oder Ein: 
kommens⸗Steuer, an bie Stelle ber jebigen in direk— 
ten Beſteuerung geſetzt, würde, davon find wir feft über: 
zeugt, innerhalb fünf Sahren unferm Lande mehr Sca: 
den und Unheil bringen, als das gegenwärtig herrfcyende 
indirekte Steuer: Syftem bei allen feinen Mängeln in einem 
halben Sahrhunderte demfelben zufügen koͤnnte. 


An dem glänzenden Erfolge des indirekten Steuer: 
Syſtems in Großbritannien haben allerdings fowohl die 
infularifche Lage des Reichs als deſſen eigenthümliche po- 
litiſche und merkantilifche Werhältniffe einen fehr großen 
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und voichtigen Antheil, ‘vergebend wuͤrde man daher in 
den Staaten des Feftlandes ſich mit der Hoffnung ſchmei⸗ 
cheln dürfen, durch Annahme jenes Syſtems in gleichem 
Stade und Umfange ein Ahnliches günftiges Refultat her- 
anzuführen für die Finanzen. Allein die Finanzen der 
letzteren Staaten erheifhen ja auch nicht fo hohe Steuer- 
Säbe wie die von Großbritannien, da der Öffentliche Be⸗ 
Darf diefer Staaten ohne Vergleich geringer ift und bie 
meiften derfelben noch außer den Steuern fehr ergiebige 
Einnahme Fonds befigen in den Grund- Einkünften, ben 
Pegalen und Domainen. Gewiß aber würde eine ver- 
ftändige, den Lokal Werhältniffen gehörig angepaßte, Nach: 
ahmung des brittifhen Beſteuerungs-Syſtems in ben 
Staaten des Feftlandes dahin führen, eine Menge bisher 
beftandener eben fo drücdender als unpolitifcher direkter 
Auflagen entbehrlich zu machen, und fo allmählig den 
Peg zu bahnen zur Erlangung eines zwedmäßigen, ben 
Forderungen der Wiſſenſchaft möglichft entfprechenden, Be: 
fteuerungd = Syftemd. 


Dennod) wird man unferd Dafürhaltens in den meis 
ften Ländern des europäifchen Kontinents ſchwerlich je- 
mald der direkten Belteuerung ded reinen Einkom⸗ 
mend in dem Grabe entbehren koͤnnen, wie in Großbris 
tannien, vielmehr wird foldye wohl in der Regel die Haupt: 
quelle der Finanzen dort bilden müffen, während die in- 
Direkte Beſteuerung jenes Einkommens faft überall nur 
ald eine Ergänzung der direkten wird zu betrachten 
und zu behandeln feyn. So viel jeboch bleibt ausge 
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maht, daß eine gute indirekte Befleuerung ſtets 
und immerdar ben Vorzug verdiene vor einer ſchlech 
ten direkten, und daß ed baher allenthalben rath 
fam erfcheinen dürfte, im Wege ber erfteren ben öffentl: 
hen Bedarf fo lange befriedigen zu Iaffen, als es nict 
gelungen, eine direkte Beſteuerung in der Art einzufüh- 
ren und aufrecht zu erhalten, wie ſolche wahrhaft ent 
fprechend ift den Forderungen der Gerechtigkeit und den 
Geſetzen der National Dekonomie. — 





Dritte Abtheilung. 


Don den verſchiedenen flaatöwirthfchaftlichen 
Syſtemen der Befteuerung. 
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Bergleihung der. vom Verfaſſer aufgeflellten Befteuerungs- 
Theorie mit den von Anderen auf die Bahn gebrachten 
Steuer = Syftemen. 


* 1. Ueberhaupt. 


Die Beſteuerungs-Theorie, deren Grundzüge zu ent- 
wideln und mit überzeugender Klarheit den Leſern barzu: 
ftellen, wir bei Herausgabe des gegenwärtigen Werks 
uns zur Aufgabe gemacht, hat und die paflendfte und 
geeignetefle gefchienen zur Begründung eines dem Prin- 
zipe der National Dekonomie moͤglichſt angemeflenen, durch 
Einfachheit, Gerechtigkeit und Konfequenz vor anderen 
ſich auözeichnenden, Abgaben » Syftemd. Es beruht die⸗ 
felbe Hauptfächlicd auf dem Satze, daß das fubjeftive 
oder individuellesreine Einkommen der Staatö- 
Genoſſen die einzige gerechte Baſis der Beſteuerung und 
zugleich der einzige gerechte Maaßſtab feyn könne bei da 
Veranlagung und Erhebung der oͤffentlichen Abgaben. 
Diefes fubjektiv - reine Einkommen gehörig zu ermitteln 
und theils auf direktem, theild auf indirektem Wege 
durch die Beſteuerung möglihft gleihmäßig zu erfaffen, 
muß unferer Theorie zufolge das Hauptftreben der Finanz, 
Verwaltung feyn. Ze beffer und vollkommener ihr folches 
gelingt, defto mehr, glauben wir, wird fie fi) dem Ideale 
nähern, defien Verwirklichung ihr bei der Drganifatiow 
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des Öffentlichen Abgabenwefens flet3 vor Augen fchmebes 
muß, deſto früher und rafcher wirb es ihr gelingen, be} 
Ziel, was ihr vorgeftedt ift, — die Begründung eines 
wahrhaft national = Öfonomifchen Befteuerungs - Syſtems — 
in der That zu erreichen. 

Um die Lefer in den Stand zu feßen, die Lehen 
und Grundfäße diefer Theorie mit denen zu vergleicen, 
welche anderen über das Öffentliche Abgabenmwefen aufge: 
ftellten Theorien zur Unterlage dienen, wollen wir am 
Schluſſe unferd Werks noch einen flüchtigen Blick ar 
die Befteuerungs : Enfteme werfen, weldhe in der & 
fhichte der Staats » und Finanzwirthihaft am meiſte 
Epoche gemacht und theilmeife auch in die Praxis ber 
neuern Staaten mehr oder weniger Eingang gefunden 
haben. Es gehören dahin namentlich: 

1. dad Merkantil- oder Handels-Syſtem, 

2. das phyfiokratifche -oder oͤkonomiſtiſche 

Syſtem, 

3. das Induſtrie-Syſtem von Adam Smitb 
und 
oe 4. dad Beſteuerungs-Syſtem des Grafen 

Zulius v. Soden. 
Bir wollen verfuchen, in gebrängter Kürze bie Haryr 
Momente darzuſtellen und die Haupt- Grundfäge zu eroͤr⸗ 
tern, auf welchen infondberheit diefe fo fehr von einander 
verfchiedenen Abgaben: Spfleme geftüßt und in welder 
Beziehung folche von unferer Theorie mehr oder wenige 
abweichend find. 










U. Snsbefondere. 


1. Bon der Befleuerung nad) dem Merkantil- ober 
Dandels = Spyiteme. 


Das achtzehnte Jahrhundert hatte in der ftaatswirth- 
: fchaftlichen Xehre, die mit dem Namen: Merfantil: 
oder Handels-Syſtem bezeidmet wird, der Welt eine 
furchtbare und ſchreckliche Geißel geflochten, den gegen: 
ſeitigen freien Verkehr der Nationen durdy Handels: 
Sperren und Waaren-Berbote tief niedergedrüdt und Die 
natürlichen Wege des Erwerbs und Wohlſtandes ge- 
waltfam verfchloffen, um kuͤnſtliche, unnatürlide 
in die Luft zu erbauen. 

Im Alterthume, bemerkt wahr und £reffend Ludwig 
Hoffmann (Unterfuchungen üb. d. wichtigft. Angelegen- 
beiten d. Menfchen ald Staats- u. Welt-Bürger II. 290) 
wurde die Volkswirthſchafts-Lehre ald eine bloße Sache 
der bürgerlichen Freiheit, diefe aber als eine Wefenheit des 
Staats-Zwecks, mithin aud) als Beftandtheil des Staatö- 
Rechts, betrachtet. Der Grundfaß: unbeſchraͤnkte Frei- 
heit des Handels, der Gewerbe, der Künfte, 
des Ackerbaus — ein einfaches Korollarium — machte 
die ganze Wiffenfchaft aus, und das Merkantil-Sy— 
ſtem mit feinen Mauthen, Feucht = und Fabrifaten » Sper- 
ven, Monopolien, Innungen, und wie bergleihen Be: 
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ſchraͤnkungen der natürlichen Freiheit alle heißen, bliet 
ein ungebornes Kind. Darum Eonnte bafjelbe auch we 
ber die Eittlichkeit zerftören, nody Lug, Trug und Se 
brechen, die daraus entfliehen, noch Verwünfchungen dr 
Völker, noch eine Urſache von Revolutionen erfchaffe 
Allein feitdem Eroberungs:, Herrſch- und Selbſtſucht, mi 
Einem Worte der Krämergeift, die Moral der Regie 
tungen wurde, da begannen die Maaßregeln der kun: 
hen Erweiterung des Handels, die auöfchließliche Zueiz- 
nung deſſelben durch Gewalt und ſchaͤndliche Werlegunges 
des Voͤlkerrecht, und die Eroberungd- und Handels 
Kriege der Karthager und Römer. - Auch in den neuen 
Zeiten hatten viele, ja die meiften, Kriege darin ihre Ber 
anlaffung. Vorher wurde der Seehandel ald eine Quclle 
der Eitten= Verderbniß betrachtet, und die Politik begier 
ftigte ihn nicht; aber den Ackerbau erkannte das Alter 
thum als die Grundlage des Wohlftandes und als ix 
Heimath einfacher und reiner Sitten, die Aderleufe wur: 
den fogar in Indien für heilig und unverleglih, Hand 
werker für jo nüglidy gehalten, daß fie von allen öffent: 
lichen Abgaben und Laften befreit waren, und überall 
erkannte man biefe ‘beiden Stände für die widhtigften. — 
Mit Colbert, dem fo lange Zeit hindurch und heute 
noch in der Praris hochgefeierten Gelomanne Ludwigs 
XIV, fing — nit die Theorie, fondern die empiriſche 
Maapregel des Merkantil-Syſtems an, und namen 
lofes Unheil war die Ernte feiner Saat. — 

Leider noch immer, dußert Lo, huldigen dem Mer 
kantil⸗Syſteme unfere Regierungen, und es bürfte baf 
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felbe vielleicht noch lange feiner Herrſchaft um fo ficherer 
ſeyn, da Vorurtheile, Jahrhunderte hindurd) genährt und 
fo tief verflochten in die ganze menfchlihe Denk» und 
Handlungsweiſe, wie die egoiftifchen Grundlehren Diefes 
Syſtems, nicht fo leicht zu vertilgen find, und die libes 
raleren Ideen der Phyfiotraten und des von Adam 
Smith entwidelten Induftrie- Syftems bis jegt mehr 
nur der Schule angehören ald der wirklichen Welt. 

Jenem heillofen Sperre - Syiteme, deſſen Prinzip fo 
viele frühere Gelehrte und noch heut zu Tage die meiften 
Kabinette und praktiſchen Staatömänner ald den Hebel 
inlandifcher Induſtrie betrachten, während fich allenthal- 
ben bie Öffentliche Stimme. und der Widerwille der Voͤlker 
Laut dagegen auöfprechen, liegt die fonderbare Anſicht zum 
Srunde, Metallgeld allein fey Reichthum und ed beruhe 
der Völker Wohlſtand vor allem auf dem Befige der moͤg⸗ 
lich⸗ größten Maſſe von geprägtem und ungeprägtem Golde 
und Silber; die für die Staatswirthfchaft zu löfende Aufs 
gabe fey demnach, fo viel baares Geld wie immer mögs 
lich in's Land zu ziehen und dad im Lande befindliche durch 
alle erfinnlihe Mittel in demfelben zu bewahren und zu: 
ruͤckzuhalten. 

Ein ſehr wirkſames Mittel zur Erreichung dieſes 
Zwecks glaubten die Anhaͤnger dieſes Syſtems in der Be⸗ 
ſteuerung gefunden zu haben. Ihrer Theorie zufolge 
muß die Staatsregierung vor allem dahin bedacht ſeyn, 
die Einfuhr fremder Erzeugniſſe und Waaren, beſonders 
ſolcher, die im Lande ſelbſt hervorgebracht werden oder 
doch darin hervorgebracht werden koͤnnen, durch hohe Ab⸗ 
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gaben zu befchränken und fomit deren Verbrauch zu ver: 
mindern. Auf ſolche Weife wähnten fie, koͤnne am leid 
teften und ficherften dad Metallgeld im Lande erhalten 
werden. — Der trügerifche Schein, daß Diefes Mittel 
zu Vohlftand und Reichthum führe, hatte fich dergeſtalt 
in den Vorftellungen der Menfchen befeftigt und mit de 
beftehenden Einrichtungen verfchmolzen, daß die meiſten 
Etaaten des Feftlanded, namentlich Deftreih, Frankreich, 
Rußland und Preußen lange Zeit hindurch bei dem Be 
fireben beharrten, durd) Sperrung ihrer Grenzen für War 
ren des Auslandes den Geldreihthum im Lande zu fefleln 

Gold und Silber aber find bei weitem nicht der ein 
zige Reichthum der Völker, fie bilden vielmehr überall 
nur einen hoͤchſt unbedeutenden Theil beffelben, wie eis 
Jeder fchon aus feinen eigenen finanziellen Verhältniffe 
abzunehmen Gelegenheit hat. Thorheit und Verblendung 
ift e8 daher, die Befteuerung irgend eined Volks auf den 
ganz irrigen Sa zu gründen, daß Metallgeld allein wah⸗ 
rer Reichthum fen. 

Ein Volk ift deshalb noch nicht arm, wenn es wenig 
Metallgeld, und noch nicht reich, wenn es deſſen viel be: 
fißt. Augenblicklicher, theils natürlicher, theils kuͤnſtlichet 
Geld-Mangel kann auch in wohlhabenden Staaten ein: 
treten und der Umlauf des Geldes kann aud) in den reid- 
-ften Staaten bisweilen floden. 

Das Wermögen einer Nation befteht vielmehr in der 
Gefammt-Maffe aller in ihrem Befige befindlicher, ſowohl 
finnliher als geiftiger Güter oder Genußmittel. 
Bon ben erfteren, den finnlichen Gütern machen zwar 
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Die edelen Metalle einen Theil, aber immer nur einen 
werhältnigmäßig fehr Fleinen Theil aus, daher ift nicht 
Diejenige Nation die veichfte, bei welcher die größte Maſſe 
edelen Metalls anzutreffen, fondern vielmehr die, welche 
fi) im Befiße der größten Maffe von Gütern über- 
Haupt befindet. 

Sp, blieben Spanien und Portugal bei den 
größten Metallfchägen, welche ihnen aus Peru und Bra: 
filien alljährlich zuftrömten, dennocd arme Länder, weil 
ihren Bewohnern die Mittel fehlten zur Befriedigung einer 
Menge ganz gewöhnlicher und allgemeiner Bedürfnifie, 
weil diefelben füch diefe Mittel durch eigenen Gewerbfleiß 
nicht zu verfchaffen wußten. Dagegen übertreffen Groß: 
britannien und Holland, wenn glei, entblößt von 
Gold- und Silber-Minen, aber überflüffig verfehen mit 
ſonſtigen Genußmitteln jeglicher Art, welche der Kunft: 
und Gewerbfleiß der Einwohner zu ſchaffen und zu berei- 
ten verfteht, alle übrige Länder des Erdballs an Wohl⸗ 
ftand und KReichthum. « 

Eine Nation ift in der Kegel nicht darum arm, weil 
fie wenig Metallgeld befist, fondern fie befigt wenig Me: 
tallgeld, weil fie arm ift, weil fie wenig Waaren erzeugt, 
zu deren Umfab Metallgeld erfordert wird. 

Unbegreiflich in der That ift es, wie man fo lange 
Zeit hindurch fi) hat einbilden Fönnen, das Bermögen 
des Volkes beruhe hauptfächlich auf der Maſſe feines baa- 
ren Geldes, da doch ſchon eine bloß flüchtige Vergleichung 
dieſer Maffe mit der Summe der übrigen Werthe im Lande 
einem Jeden folhen Wahn zu benehmen fähig und im 
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Stande if. Be wohlhabender und reicher ein Volk if, 
in deſto geringerem Berhältniffe fteht gerade fein Gel: 
Vorrath zum übrigen Vermögen; denn der Landbaue | 
befigt ja den größten Theil feines Eigentbums in Lande 
veien, Vieh, Adergeräth und Wirthichaftsgebäuben,, der 
Fabrikant und Handwerker in Maſchinen, Geräthihafta 
und theils rohen, theild verarbeiteten Stoffen, fo wie der 
Kaufmann in feinem Waarenlager, Alle aber hüten fid 
in der Regel wohl, einen größern Vorrath von baaren 
Gelde in Händen zu behalten als ihre gewöhnlichen mit 
foldyem zu beftreitenden Ausgaben erheifchen. 

So lange die Quellen der Werth- Erzeugung nict 
verfiegen, und dem Verkehre Feine Hinderniffe im Wege 
ftehen, wird es einem Wolfe nie an Mitteln fehlen, ſich 
in den Befig derjenigen Maſſe von Metallgeld zu jeden 
beren es bedarf zu feinem innern und auswärtigen ‚Hear 
del; ed wird ihm zugleich nicht ſchwer fallen, fich fort 
dauernd im Beſitze diefer Maffe zu erhalten. 

Der Vortheil unferd Merkehrs mit fremden Voͤlkern 
befteht Eeineswegs darin, daß wir eine Quantität Goldes 
und Silbers von ihnen empfangen, fondern vielmehr darin, 
daß der Geſammt-Werth ihrer Einfuhr in unfer Land 
für und größer ift ald der Geſammt-Werth unferer Aus: 
fuhr nad) dem ihrigen. Wenn wir gegen eine Waaren- 
Ausfuhr von zehn Millionen Gulden an Werth eine Waa: 
ren-Maſſe einführen, die für uns einen Werth von funf: 
zehn Millionen Gulden hat, dann gewinnen wir offenbar 
daran funfzig Prozent, hätte auch unfere Ausfuhr Ledig- 
lid in edelem Metalle, die Einfuhr dagegen bloß in Ber- 
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brauchd - Artikeln beftanden, und eben fo verlieren wir 
offenbar dabei, wenn wir für eine Waaren-Verſendung 
von Hundert Zaufend Gulden nur einen Werth von Neunzig 
Zaufend Gulden ald Rüdladung erhalten, möchte legtere 
aud bloß in Gold und Eilber beftehen. 

Es fol übrigens durch die hohe Verbraucdhe » Steuer, 
welche dem Spfteme der Merkantiliften zufolge auf die 
Erzeugniffe und Fabrikate ded Auslandes zu legen ift, 
bald ein ſtaatswirthſchaftlicher, bald ein finan- 
zieller Zweck erreicht werden. Was den flaatöwirth 
ſchaftlichen Zweck betrifft, fo kann hier der Ort nicht feyn, 
davon ausfuͤhrlich zu reden; der Gegenftand gehört in's 
Gebiet der National: Dekonomie und wir haben demfelben 
bereitö in unferer Theorie und Politit Des Han— 
dels (Göttingen. 1831) eine umftändliche Erörterung ges 
widmet. Gegenwärtig müflen wir uns lediglid auf Un⸗ 
terfuchung der Frage befchränfen: ob der beabfichtigte 
finanzielle Zweck auf folhe Weife zu erreichen, d. 5. 
ob eine zwedmäßige Beſteuerung des Volks auf dieſem 
Wege zu hoffen und zu erwarten jey? 

Verbrauchs-Steuern, unter welcherlei Namen fie: 
“immer vorkommen mögen, find nad) unferer Theorie ledig: 
lih dazu beflimmt, das fubjektiv-reine Einkommen der 
Staats-Genoſſen, was auf direktem Wege zu erfaffen 
unthunlich, auf indireftem Wege zu treffen. Die Ge- 
genftände, welche diefe Abgabe zu erfaflen hat, müffen 
nothwendig von der Art feyn, daß fie den richtigen Schluß 
erlauben, fie würden nicht verbraucht werden, müßten 
die Verbraucher die Steuer aus einem andern als dem 
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ſubjektiv-reinen Einkommen bezahlen; daher find all 
Gegenſtaͤnde untauglich zu dieſer Abgabe, deren Verbrauch 
kein ſolches reines Einkommen andeutet. 

Die Beſteuerungs-Theorie der Merkantiliſten laͤßt 
die Frage ganz unberuͤckſichtigt, ob die Gegenſtaͤnde, welche 
der Verbrauchs⸗Steuer ſollen unterworfen werden, irgend 
ein reines Einkommen andeuten oder nicht? ſie faßt viel 
mehr nur die Oertlichkeit ihres Urſprungs in's Auge und 
beſchaͤftigt ſich lediglich mit der Frage: ob der Verbrauché⸗ 
Gegenftand im Inlande erzeugt worden oder im Auslande? 
Gegenftände, deren Verbrauch faft mit Gewißheit ein reines 
Einkommen vorausſetzen laffen, follen wmbefteuert bleiben, 
find fie im Inlande hervorgebracht, andere, wie 3.3. us 
entbehrliche Lebens: Bebürfniffe, Deren Verbrauch durchans 
feinen Schluß erlaubt auf ein vorhandenes reines Einkom- 
men, follen der Steuer unterworfen werden, fallö fie aus 
der Fremde gekommen. 

Eine nach dieſer Theorie veranlagte Verbrauchs-Steuer, 
unter welcherlei Namen fie immer im Finanz⸗Budget vor: 
tommen mag, ermangelt offenbar jedes vernünftigen und 


. gerechten Prinzips und widerftreitet geradezu ben Grund: 


fäßen der National- Delonomie, welche lediglid) dad reine 
Eintommen der Lration, fey ed Direkt oder indirekt, 


für die Finanzen in Anſpruch zu nehmen geftattet. Verge— 


bens dürfte man daher hoffen, auf dem vom Merfantil- 
Syſteme empfohlenen Wege das vorgefteckte Ziel, die Staats- 
Genoffen auf eine gerechte und gleichmäßige Weife zu be 
feuern, in der That zu erreichen oder auch nur demfelben 
näher gebracht zu werben. — 
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2. Bon der Befleuerung nach dem pbyfiofratifchen. 
oder oͤonomiſtiſchen Syſteme. 


Den Stiftern des phyſiokratiſchen Syſtems ge- 
buͤhrt das hohe Verdienſt, den theoretiſchen Goͤtzendienſt 
des Geldes, welchem die Merkantiliſten Altaͤre gebaut, 
zuerſt mit Erfolg angegriffen und geſtuͤrzt zu haben. Manche 
von den Phyſiokraten in dieſer Hinſicht aufgedeckte Irr⸗ 
thuͤmer, bemerkt Hufeland mit Recht, waren fo un- 
widerſprechlich durch fie zerftört, und die Humanitaͤt man⸗ 
cher ihrer Lehren, die gegen das von ihnen beſtrittene 
menſchenfeindliche Syſtem gar ſehr abſtachen, zog die Her⸗ 
zen in ſolchem Grade an ſich, daß die Aufmerkſamkeit von 
ganz Europa ſich eine Zeitlang auf dieſelben richtete. Bald 
aber mußte die auffallende Irrigkeit einiger Theile ihrer 
neuen Theorie und dad Verungluͤcken von praktiſchen Ver: 
ſuchen, welche ihr Syſtem veranlaßte, die Gemuͤther wie⸗ 
der von ihnen entfernen. — Nicht unpaſſend verglich 
Mirabeau dieſes Syſtem mit einem praͤchtigen Pal⸗ 
laſte ohne Treppe. 

Im Gegenſatze gegen dad Merkantil-Syſtem 
weiſet das phyſiokratiſche die Unterlage alles Wohl⸗ 
ſtandes ber Wölfer im Grunde und Boden nad, und 
betrachtet die Geſammt-Maſſe der neben einander befte- 
henden Staaten ald bie große, zu gleihem Verkehre be: 
techtigte und zu gemeinfamem Fortfchritte und Wohlftande 
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berufene, Familie eine® gemeinfchaftlichen Vaters. Wäb 
rend jenes, urtheilt richtig ein neuerer Schriftſteller 
(v. Edendahl, Allgem. Staatölehre B.2. ©. 382, 
eine unauflösbare Diffonanz zwifchen der Landwirthſchaft 
und dem Gewerböwefen, ja oft zwifhen dem Gewerbs 
weſen und dem Handel, unterhält, löfet dDiefes jebe 
Mißverhaͤltniß zwifchen Zeldbau, Induſtrie und Hande 
durch das Grundgeſetz alles Verkehrs und alles Reichthume, 
dur) das Geſetz der Freiheit, auf. Während jenes 


ben Werth des Menfchen nad) feinem Geldbeutel berech 


net, bringt diefes die phyſiſchen und geifligen Kräfte 
des Menfchen, nad) ihrer Beftimmung zu einer ununter 
brochenen Entwidelung und Fortbildung, in Anfchlog. 
Während jenes unabfichtlih den Schleihhandel, ud 
mit ihm die Entfittlihung der Völker befördert, erklärt 


dieſes die Mauthlinien und Zolltarife für die verkehrte 


ſten Mittel zur Füllung der Staatskaſſe, zur Erleichterung 
des Verkehrs und zur Eintracht unter den Völkern. Wäh- 
rend jened auf Plusmacherei beruht, ward diefes af 
möglihfte Verminderung, fo wie auf gleihmäaßige Ber: 
theilung der Öffentlichen Abgaben erbaut. Wahrend jenes 
aus dem Egoismus entfprang und denfelben in feiner gan 
zen ekelhaften Widrigkeit zu verewigen ſucht, ſpricht di eſes 


die Gleichheit des Rechts fuͤr Alle, und den reinen Ertrag 


als den einzigen rechtlichen Maaßſtab der Beſteuerung aus. 

Montesquieu und Rouſſeau verſtanden, wie 
Wolfg. Menzel (Lit. Bl. 1833. N. 57) mit Recht bemerkt, 
ſo wenig von der National⸗Oekonomie als Voltaire, der 
auch in dieſem Fache eine Autoritaͤt ſeyn wollte, aber ſie bahn⸗ 
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fen neuen Unterfuchungen den Weg, und machten die Ge: 
müther empfänglicher für vorurtheilsfreie Grundfäge. Die 
Phyſiokraten find aus der Schule diefer Männer hervor: 
gegangen. Wie Rouſſeau den Menfchen in feinem na- 
türlichen Zuftande zergliederte, fo führte Quesnay, der 
Gründer der phnfiokratifchen Schule, die Quelle der Reich- 
thümer auf die Erde zurüd, die fhon die Alten als All⸗ 
mutter und Allernährerin anbeteten. Es war für die Wiſ⸗ 
ſenſchaft ein unfchäßbarer Fortfhritt, dag Duesnay den 
todten Gößen des Geldes flürzte und die Natur des ede- 
len Metalls nur in feiner ftellvertretenden Eigenfchaft fand. 
Er nahm aber den Schritt zur Wahrheit nur halb, in- 
Dem er den Boden- Ertrag einfeitig begünftigte, und alle 
Reſultate unferer Thätigkeit auf die Grund: Rente zu: 
rüdführte. Die Lehre vom reinen Ertrage ift unftrei- 
tig eine wichtige Entdedung, aber Quesnay behnte fie 
ungebührlih aus. Die Mißgriffe, welche die Phyſiokra⸗ 
ten mit den Folgerungen aus ihren Saͤtzen über den 
Netto Ertrag begingen, haben ihnen den Todes-Stoß 
gegeben; obſchon vielen ihrer praktiſchen Lehren die ge: 
rechte Anerkennung auch fpäter verblieben if. Als Be: 
weis dienen Tuͤrgot's Verwaltung und der berühmte 
Spruch: Laissez nous faire! — 

Die Hauptfäge, worauf das phyſiokratiſche 
Syſtem gegründet ift, find folgende: 

1. Keine andere Cache hat einen wahren, urfprüng- 
Lichen Werth, ald die Natur-Produfte, welche wir dem 
Erdboden, den Bergmwerken, den Flüffen ꝛc. abgewinnen. 

2. Ale durch den Fleiß des Menſchen veredelte 
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(verarbeitete) Natur: Produfte haben dagegen nur eina 
abgeleiteten Werth, welcher fi) auf die Summe der 
jenigen rohen Probufte gründet, die der Arbeiter währen 
feiner Arbeit verzehrt hat. 

3. Man kann daher in einem jeden Staate ze 
verfchiedene Klaffen von Arbeitern annehmen, eine her 
vorbringende (produktive) und eine niht hervor 
bringende (unproduftive, ſterile). Die erſtere begrafi 
alle diejenigen Individuen in ſich welche fi ſich mit der eigeat 
lihen Hervorbringung roher Stoffe befaſſen, die zweit 
ſolche, deren Geſchaͤft bloß die Verarbeitung (Verede 
lung) diefer rohen Stoffe zum Zweck hat. 

4. Unter der Klaffe probultiver Arbeiter nehmer 
die Landbauer den eriten Plab ein, weil fie es find, welde 
die größte Maſſe eigentlicher Natur = Produkte (roher Stoffe) 
hervorbringen, ihre Arbeit muß daher aud) ald die vor 
züglichfte Duelle des Wohlftanded und Reichthums eimer 
Nation betrachtet werden. 

5. Da hiernach der Reichthum eines Volks urfprüng- 
li faft allein dur) die Aderbauer eriftirt, fo müffen auch 
alle Gattungen von Berzehrungen zulest auf folche zu 
ruͤckfallen. Was aber in Anfehung der Berzehrungen der 
Einzelnen wahr ift, muß gleichfalls wahr feyn in Anfehung 
der Werzehrung der oberften Gewalt; d. h. in Anfehung 
der Steuern. 

6. Wenn daher ftatt der mannigfaltigen Steuern, 
die bisher alle Stände und alle Gattungen von Arbeit 
und Kapital trafen, nur dem Landbauer eine einzige, 
fehr ſtarke Steuer aufgelegt wird, fo bewirkt dies, daß 
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der Landbauer munmehr unmittelbar in die Staats: 
kaſſe liefert, was er vorher an ben unproduktiven Arbei- 
ter abgab, und was durch diefen mittelbar in die Staatd- 
kaſſe gelangte. 

7. Diefemnad) bedarf man nicht des bisher üblichen, 
fo aͤußerſt Eoftfpieligen und verwickelten Steuer: Syftemd. 
Eine Regierung wird vielmehr wohl thun, ſolches abzu⸗ 
ſchaffen und nur eine einzige ſtarke Grundſteuer auf den 
Landmann zu: legen. 

Bei aller innern Konfequenz, wodurch ſich diefes 
Syſtem auszeichnet, beruht daffelbe dennoch auf einem 
durchaus irrigen Prinzipe und zeigt ſich zugleich) ganz un- 
ausführbar in der Anwendung. 

Die Phyſiokraten befchränken nämlich den Begriff 
von Werthihaffung einzig auf die Ur: Produktion. Eie 
fagen: Beim Aderbau hilft die Natur produziren, bei den 
Manufakturen aber ift bloß Kunft thätig, was alfo jene 
unabhängig von dieſer hervorbringt, ift ein von allem 
Arbeitölohne unabhängiges Foftenlofes Produkt, ein reiner 
Ertrag, melden die Manufaktur - Arbeit nie fchaffen kann. 
Aber diefe Anſicht ift offenbar irrig. Die Natur hat an 
den Kunft= und Manufaktur Produkten fo gut Zheil wie 
an ben Ader= Produkten. Das Wafler, welches die Mühle 
treibt, das Feuer in der Dampfmafchine und felbft das 
Genie des Künftlers, das Talent des Manufaktur- Un: 
ternehmerd, was ift es anders ald Natur, welche mit 
produziren hilft? So wie fich der Grundbefiger ein Stud 
des Bodens zuzueignen und damit zu wuchern verfteht, 
indem er fi für die Benutzung der in feinem Grund: 
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ftüdde enthaltenen Kräfte der Natur etwas als Boder 
Rente bezahlen läßt, eben fo weiß der Manufakturift fd 
eine Natur Kraft zuzueignen, und ihre Anwendung or 
lange Zeit ald Geheimniß zu bewahren, fo daB er ir 
noch monopoliftifher benutzen kann, als der Grundker 
feinen Acker. Und die Natur: Kraft, welche er in jeimn 
Genie und Talent verfchließt, macht es ihm jederzeit möy 
lih, einen ‚manopoliftifchen Preis für die Wirkungen jz 
fegen, die er in dem PBerhältniffe erhöhen fann, wie es 
Konkurrenz und Nachfrage nur immer geftatten. 

Aber nicht bloß irrig im Prinzipe ift diefes ſtaats 
wirthſchaftliche Syſtem, fondern zugleich unausführbar in 
der Anwendung. Sollte der ganze Steuer- Bedarf aus 
der Grund-Rente genommen werden, dann würde zwar 
in einem völlig ifolirten Staate dur die Preis - Erb: 
bung der Landes -Erzeugnijfe auch der nicht produzirende 
Theil der Nation feinen Steuer: Beitrag dazu entrichten, 
aber die Kandwirthe und Grundbefißer würden den Bor: 
ſchuß für fie zu leiften haben, und wenn endlich der Preis 
ihrer Produkte auch hiernady erhöhet würde, fo würden 
doc) die übrigen Volksklaſſen die Zinfen dieſes Worfchuffes 
bezahlen müffen, von welchen fie befreit bleiben, wenn 
Die Abgaben auf alle Volksklaſſen vertheilt find. Sm 
einem Staate aber, welcher aus feinem Verkehre mit den 
Nachbar: Staaten nicht heraudgeriffen werden fann, mu} 
der gänzliche Verfall der Landwirthſchaft die Folge Davon 
feyn, wenn der gefammte Eteuer: Bedarf auf den Bo: 
den= Ertrag gelegt wird, weil dann die übrigen Volks 
Elaffen die einheimifchen Natur - Erzeugniffe für den hohen 
Preis nicht Faufen, fondern ihren Bedarf aus dem Auslande 
beziehen würden. ine einzige Grundfteuer,, nad) der Idee 
der Phyfiokraten, ift mithin durchaus chimärifch und felbit 
der reichite Segen der Natur würde den Schaden nicht aus: 
zugleichen vermögen, welchen eine ſolche Steuer: Anlage zur 
nothmendigen Folge haben müßte. 
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3 Ron der Belteuerung nach dem Induſtrie-Syſteme 
des Adam Smith. 


Siegender noch und mit noch glüdliherm Erfolge 
als der Stifter des phyſiokratiſchen Syſtems hat 
Adam Smith den Grund» Irrthum der Merkfantiliften 
beftritten; daß Metall: Geld allein wahrer Reichthum fey, 
ja ed hat derjelbe ihr Syſtem, wie Geng ſich ausdrückt, 
recht eigentlich pulverifirt. Und mit nicht minder glüd- 
lichem Erfolge hat Smith zugleich mehrere andere Irr⸗ 
thümer der Phyſiokraten aufgebedt. Er fand, daß 
man den Gütern fehr häufig einen Werth zugeflchen 
müfle, der fih von den durch Werarbeitung und durch 
Aufzehrung während der Arbeit in fie verwandelten Na- 
tur = Erzeugniffen Feineöwegs ableiten laſſe, fuchte deshalb 
einen andern Grund des Werths der Güter und des Reich- 
thums auf, und glaubte ihn zuleßt in der menſchlichen 
Arbeit gefunden zu haben. — Mit Erfcheinung von 
Adam Smith’s unfterblihem Werke über den National- 
Reichthum trat folchergeftalt in der ſtaatswirthſchaftlichen 
Theorie an die Stelle des Geldes und des Bodend 
die Arbeit des Menfchen. 

Indem der berühmte Schotte die Arbeit des Men: 
fchen, ohne welche faft nichts hervorgebracht wird, was 
im bürgerlichen Leben einen Werth hat, als die Haupt: 
Duelle des Reichthums darftellte, zerftreute er die Illu⸗ 
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fionen, die vor ihm fo viele Köpfe verwirrt hatten, un) 
feste den Gaufler- Künften, Die mit dem Geld- Umlaufı, 
der Hanbeld- Bilanz ıc. getrieben worden, richtigere Bor 
ftelungen und heilfamere Grundfäge entgegen. Ihm vor 
Allen gebührt das hohe Verbienft, die Begriffe von Reich 
thum auf feine wahren Beftandtheile zurüdgeführt, und 
den Einfluß des Handel und der Gewerbe auf denfelbe 
mit befonderee Klarheit und Umſicht auseinander gefek 
zu haben. Adam Smith, fagt Gens, iſt der Schoͤpie 
einer neuen Theorie geworden, welche, zwiſchen Den beider 
Grtremen des phyfiofratifchen und merfantilift: 
hen Syſtems in der Mitte liegend, das Fünftliche Ge 
webe der bürgerlichen und Öfonomifchen Eriftenz der Mer 
[hen in feine wahren Grundfäden aufgelöft hat — de 
Schöpfer einer ewig unmwandelbaren Theorie. 

Diefer feharflinnige Denker, wird im Literatur 
Blatte von Menzel (a. a. O.) fehr rihtig bemerkt, 
bat durd) die firenge Unterfcheidung der Begriffe Arbeit, 
Kapital, Preis erſt das Licht einer freien methodi 
fhen Deduktion in die National: Dekonomie gebracht. Er 
bat nachgemwiefen, weldyen Gebrauch die öffentliche Gewmalı 
von ihrem Einfluffe zu maden habe, um auf die 3e: 
nahme und Erhaltung der National: Wohlfahrt mit Er 
folg zu wirkten. Adam Smith ift als Vertheidiger dei 
Eyftemd der unbedingten Handels- und Gewerbs-Fru 
heit aufgetreten. Wefentlihe Erforderniffe zu einem leben: 
digen und beglüdenden Verkehre find nad) ihm die Aufbe 
bung der perfönlichen Bevorrechtungen, der privilegirte: 
Korporationen, der brüdenden Gemeinde-Rechte, die Weg 
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raͤumung der dem Handel im Wege ſtehenden Hinderniſſe, 
der Aus- und Einfuhr-Verbote, der Zolllinien und end- 
lih eine weife und gewiffenhafte Befteuerung. 
Seit Smith’s Ausführungen hat die National: Dekono- 
mie glänzende und überrafchende Fortfchritte gemacht. Die 
wichtigen Fragen der neuern Geſchichte trugen dazu bei, 
die Kenntniß dieſer Wiffenfchaft gehörig zu verbreiten, 
und nicht fern mehr kann die Zeit feyn, wo jeder Ge: 
bildete darnach trachten wird, ſich über feinen und feiner 
Mitbuͤrger wahren Vortheil in ftaatöwirthichaftlicher Be: 
ziehung aufzuflären. Die zunehmende Bekanntfchaft mit 
den Lehren diefer Wiffenfhaft wird nicht nur den Kampf 
derfelben gegen eine verfnöcherte, feindfelige, und nur von 
der Gewalt unterftüßte, Praris zu Gunften der erftern 
entfcheiden, fondern zugleic) auch unzählige andere Fort: 
Tchritte der Menfchheit beſchleunigen. Die Nationen wer: 
den aufhören, fi mit Eiferfucht zu verfolgen oder gar 
die Waffen zu ergreifen, wo es nur der Anerkennung ihres 
wahren Intereſſes bedarf. 

Nah) Adam Smith's Theorie ift die Arbeit 
für den Menfchen die Urquelle alles Erwerbed und Be- 
figed von Gütern, mithin auch die lebte Bedingung des 
Volks-Wohlſtandes und Volks-Reichthums. Diefer Reich- 
thum befteht nad) ihm nicht bloß in den edelen Metallen, 
wie die Merkantiliften behaupten, und eben fo wenig in 
den Erzeugniffen ded Landbaus, wie die Phyſiokraten 
Iehren, fondern es bilden diefe Güter überall nur einen 
Theil des Volks-Vermoͤgens, indem der wahre Wolfe: 
Keihthum auf ſaͤmmtliche Quellen und Bedingungen 

41 * 
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zum Leben und Wohlleben, fo wie auf allen Hülfsmitteln 
zur Arbeit, mithin gleihmäßig auf der Berbefferung 
des Bodens wie auf den erworbenen Fähigkeiten und 
Gefchiclichkeiten aller Individuen des Volks zur DBerede 
lung und Bervollfommnung der Arbeit beruht, und jedes 
Individuum in dem Grade reich oder arm ift, in welchem 
theils die Mittel ihm zu Gebot ftehen, die Beduͤrfniſſe, 
Bequemlichkeiten und Genüffe des Lebens buch feine Ar 
beit fich zu verfchaffen, theils diefe Mittel von ihm auf 
eine zwedimäßige Weife angewendet werben. In wie fern 
aber nur die Arbeit es ift, welche zum Befiße Diejer 
Mittel führt, in fo fern ift fie, nah Smith, auch die 
legte Bedingung alles Einfommens und aller Stei— 
gerung bes individuellen und allgemeinen Wohlſtandes 
Durch fie allein werden Güter hervorgebradht, fo wie nur 
mit der Vermehrung der Arbeit Die Maffe der erzeugten 
Güter fich vergrößert. Es ift daher die von einem Wolke 
vollbrachte Arbeit die wahre Grundlage für die Befriedi⸗ 
gung aller feiner Bedürfniffe. Fleiß und Sparfam 
keit aber find die lebten Bedingungen ded Volks = Ver: 
mögend, indem der Fleiß die Güter erwirbt, die Spar⸗ 
famfeit den Ueberfluß der erworbenen zurüdlegt und dar⸗ 
aus die Kapitale bildet, welche zur fortdauernden Bele 
bung und Erhöhung der Produktion, befonderd aber zur 
Zheilung Der Arbeit, unentbehrlid find. Daraus 
folgert dann Adam Smith, daß die Arbeit den Maaß— 
ftab des Werths der Güter enthalte. Denn, fagt 
er, weil jedes Gut nur durch Arbeit gewonnen wird, fo 
hat diefes Gut für den Beſitzer auch nur. fo viel Werth, 
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als es ihm Arbeit Eoftete. Eben fo entfcheidet, bei dem 
Umtaufche ber Güter gegen einander, die auf die Her⸗ 
vorbringung berfelben gewandte Arbeit den Werth, mit: 
bin auch den Preis berfelben, wenn gleich befondere Um— 
ftände auf die Veränderung diefes Preifes einwirken koͤn— 
nen. Als Beflandtheile ded Preifes aber müflen nad) 
Smith unterfchieden werden: 1. der Arbeitslohn, 
der Antheil des Arbeiterd felbft am Erwerbe, 2. Die 
Boden-Rente, der Antheil des Grund -Eigenerd an 
den Erzeugniffen des Bodens und 3. der Kapital⸗Zins, 
der Antheil Desjenigen am Erwerbe durch Arbeit, wel 
cher feine Vorräthe (an Gütern oder an Geld) zur Ver: 
arbeitung und zum Verbrauche darbot oder vorſchoß, und 
dadurch erft den Erwerb und Gewinn durch Arbeit moͤg⸗ 
lich machte. — 

Geht nun dieſer Anſicht zufolge das reine Einkom⸗ 
men eines Volks nicht bloß aus dem Ertrage des 
Bodens (der Grund- oder Boden-Rente) ſondern zu⸗ 
gleich aus dem Arbeitslohne und dem Kapital— 
Zinſe hervor, ſo kann es auch nicht bloß eine ein— 
zige Grund-Steuer geben, wie die Phyſiokraten wol⸗ 
len, es muͤſſen vielmehr, da alle gerechte Beſteuerung 
auf einer gleichmaͤßigen Heranziehung des reinen Ertrags 
beruht, neben den Grund⸗-Steuern zugleich Gewerb⸗ 
Steuern und Kapital-Steuern Statt finden. 

Bei allem Trefflichen, was Smith's Lehrgebaͤude 
enthaͤlt, iſt daſſelbe doch nicht ganz frei zu ſprechen von 
Irrthum. Auch die Sonne hat Fleden. Wer ſie zeigt, 
nimmt ihr nichts von ihrem Glanze. 
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Nicht die Arbeit allein, wie Smith behauptet, 
ift die Quelle von Dingen, welhe Güter werben Eön: 
nen, fondern auch die Natur, unabhängig von Der Ar: 
beit des Menfchen, bringt dergleihen Dinge hervor. So 
find die Fifhe im Meere wie die Vögel in der Luft und 
die Erdbeeren im Walde Erzeugniffe einer von aller Mit- 
wirkung des Menfchen unabhängigen fchaffenden Kraft 
der Natur; um diefe Dinge in's Dafeyn zu rufen, bat 
es einer menſchlichen Arbeit bedurft; der Menſch braudt 
fih nur in den Befiß folcher Dinge zu fegen, und fchon 
ift er fähig,. diefelben zu feinen Zwecken zu verwenden 
und ald Güter zu benußen. 

In unzähligen Fällen hilft die Natur dem Men: 
fhen bei feiner Arbeit und der Menſch benugt und leitet 
die Natur. Wie aber die Natur die Bearbeitung eines 
Dings zu erleichtern und zu unterflügen vermag, fo ver 
mag fie diefelbe aud) zu erfchweren und ihr entgegen zu 
wirken. Groß, unendlich groß, aber nad) den Umſtaͤn⸗ 
den höchft verfchieden, ift daher der Einfluß, den die 
Natur auf die Hervorbringung von Dingen äußert, welche 
man zunaͤchſt als Erzeugniffe der fchaffenden Kraft des 
menschlichen Geiſtes und feiner Thaͤtigkeit betrachtet. Wie 
der Himmelöftrih, unter welchem ein Volk lebt, bald 
auf Belebung, bald auf Erfchlaffung feiner Thaͤtigkeit 
wirkt, fo haben auch die phyſiſchen Werhältniffe des Bo⸗ 
dens einen bald wohlthätigen, bald nachtheiligen Einfluß 
theild auf die Menge und Beſchaffenheit der Ur- Erzeug- 
niſſe, theils auf die Art und Weife ihrer Benugung für 
menfhliche Zwecke. Won größter Bedeutung find oft die 
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Unterftügungen, welche der Menſch unmittelbar von der 
Natur zu erzwingen vermag für die Aeußerung feiner eige- 
nen fchaffenden Kraft, aber auch in dieſer Hinficht finden 
mannigfache Abftufungen Statt. Was 5.8. in Holland 
bei vielen großen Gewerben der Wind durch Getraider 
Mühlen, Papier-Mühlen, Edge: Mühlen, Del: Mühlen, 
Walke- Mühlen zc. wirft, dazu kann er der Unregelmäßig- 
keit und Heftigkeit wegen in andern Ländern nicht benußt 
werden. Eben fo leiftet in ber einen Gegend das Waſſer, 
in Flüffen, Bächen, Eeen, Meeren unendlich große Dienfte, 
es erleichtert die Arbeit der Gerber, Faͤrber, Bleicher, 
Metall: Bereiter ꝛc. und madt die Schiffahrt möglich, 
voahrend es in andern Gegenden der menfchlihen Arbeit 
entweder gar Feine oder nur ſchwache Unterflüßung gewahrt. 

Die Dinge aber, welche Güter feyn Eönnen, moͤ— 
gen entftanden feyn, wie fie wollen, durch die Natur 
allein, oder durch des Menſchen Arbeit allein, oder 
duch den Verein Beider, fo ift doc immer ihre 
Erhebung zu Gütern oder Werthen bloß Akt des 
menfhlidhen Geiftes. Erſt, wenn die Dinge von 
diefen Geifte ald Mittel find anerkannt worden, tauglid) 
zur Erreichung oder Förderung menfchlicher Zwecke, tre⸗ 
ten diefelben aus dem weiten Kreife der Dinge in den 
engern Kreid der Güter. Nicht die Majfe von Dingen 
überhaupt, in deren Beſitz ein Volk ſich befindet, fon: 
dern Tedigli die Maffe von Gütern, welde dajjelbe 
befigt, beflimmt daher die Größe des Volks: Vermögens: 
So lange nicht die Dinge, welche in einem Lande vor: 
handen find, von den Bewohnern deflelben als Mittel 
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zur Beförderung ihrer Zwecke find anerkannt worden, koͤn 
nen dieſe Dinge dem Lande weder einigen Vortheil ge 
währen, noch feinen Bohlftand befördern. Im Schooße 
der üppigften Natur und umringt von ihren Schaͤtzen, 
bleibt ein Volk arm und bürftig, welches entweder Fein 
Zwede hat, zu deren Erreihung jene Schaͤtze brauchbar 
find, oder dem die Kenntniß mangelt, wie dieſe Schaͤtze 
koͤnnen benugt werden als Mittel zu feinen Zwecken. 

Hoͤchſt ſchwankend und unbeftimmt ift ferner Smith's 
Behauptung, daß menſchliche Arbeit allein den fichers 
Maaßſtab des Werth6 der Dinge abgebe, weil ihr 


eigener Werth nie variire. Nichteinmal der innene 


Werth der Arbeit ift für den Menfchen, ber fie verrichtet 
und felbft die Früchte davon genießt, gleih, er ift viek 
mehr fehr verfchieden, je nachdem der Menſch mehr oder 
weniger Bedürfniffe durch ein gleiches Maaß von Arbeit 
zu befriedigen im Stande ift.. Was aber den aͤußern 
Werth der Arbeit im Tauſche betrifft, fo ift derfelbe eben 
fo unfiher ald& der Werth jeder andern Sache. Graf 
Lauderdale hat gründlich nachgewieſen, daß dieſer 
äußere Werth von der größern oder geringern Seltenheit, 
wie von der Zahl und ben Kräften der Bewerber ab- 
hänge, daß alfo das Prinzip des Verhaͤltniſſes der Nach⸗ 
frage allein den Werth der Arbeit, wie anderer Dinge 
beftimme, und daß es durchaus keinen ſtehen den Maaf- 
ftab deſſelben gebe. 

Nah Adam Smith’s Theorie find bloß die Ar 
beiter als produftiv zu betrachten, welche Dinge von 
Zaufhwerth in's Dafeyn rufen. Mit Recht Eonnte 
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man biernad) dem großen Britten die Frage vorlegen: 
ob die Paftete, welche ein haͤuslicher Koch auf feines 
Herrn Tafel ſetze, kein Arbeits-Produkt ſey und ob fie 
etwa bloß dadurch, daß fie eine Stunde im Laden bed 
Kuchenbäders geftanden, ein folhes werde? Witzig fragte 
Brougham, ob denn nah Smith’s Theorie der Ton⸗ 
tünftler, welcher ein Konzert gebe, nicht produßtiver Ar: 
beiter zu nennen fey, da er doc) eigentlich die Luft in- 
nerhalb des Konzertfaald bearbeite, fo daß fie nun mehr 
werth fey, als die gewöhnliche Straßen und Stuben- 
luft? — Offenbar ift Smith’s Vorftellung von fehaf- 
fender Arbeit höchft einfeitig und führt zu Widerfprüchen 
und Ungereimtheiten. Nach unferer Anficht ift jede Kraft: 
äußerung des Menfchen als ſchaffend zu betrachten, 
duch welde mittelbar oder unmittelbar etwaß 
Neues zur Erfcheinung kommt, gleichviel, dieſes Neue 
habe einen Tauſch-Werth, oder einen Gebrauchs— 
Werth, oder gar Beinen Werth; werthfhaffend 
aber ift nur diejenige Kraftäußerung des Menfchen zu 
nennen, durch welche Güter (Genußmittel) hervor: 
gebracht werden, die Güter mögen übrigens ſinnlich 
oder geiftig feyn, fie mögen einen Dauernden oder 
vorübergehenden Nugen gewähren, fie mögen un⸗ 
mittelbar ober mittelbar aus der Anwendung 
jener Kraft hervorgeben. (Man vergl. bierüber ben 
Entwurf einer neuen Theorie des Unterfchie: 
bed zwiſchen probuftiver und unprobuftiver 
Arbeit in Murhard's Zdeen über wichtige 
Gegenflände aus dem Gebiete der National 
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Delonomie und Staatswirtbfhaft. Göttin 
1808). 

Adam Smith fhwang fih, wie Schön (Grund 
fäße d. Finanz ©. 12) finnig bemerkt, über feine Vor— 
gänger, indem er den Werth in bie Fähigkeit fegte, ein 
menfchliches Beduͤrfniß zu befriedigen. Er ſchoͤpfte fo dea 
Begriff von Gut und Reichthum aus der friihen Duck 
des Lebens und erwies gar manches ald produktin, 
was die Schule feiner Zeit fteril genannt hatte. De: 
noch war ed ihm nicht gegeben, die Erzeugung, Werther 
lung und Verzehrung der Güter in fortdauerndem Hr 
blide auf das Wohlſeyn ald deren Zwed zu behandel 
und fomit den Einfluß der lebendigen Zuflände, Begriffe 
und Empfindungen der Produzenten und Konfumentes 
mit in Anfchlag zu bringen. Er abftrahirte gaͤnzlich von 
dem fo relativen Zwede aller menſchlichen Beftrebungen, 
und befchränkte fi auf die materielle Hervorbringung, 
als ob das Zaͤhlbare und Wägbare allein in dem Regi— 
fter der menfchlichen Bedürfniffe des Behagens eine Stelle 
finden könnte. Wenn die Merkantiliften, die Midas - Dh 
ten mehr hervorkehrend, die Anhäufung des Goldes und 
Silberd ald das ſchoͤnſte Loos betrachteten, fo ſetzte A. 
Smith das Leben des Volks an einen möglichft= großen 
Vorrath nüglicher materieller Dinge Gilt aber befien 
Beförderung für das oberite Gebot der Regierung, dann 
läuft diefelbe Gefahr, durch lauter Wohlfahrts » Pflege 
das echte Wohlſeyn zu untergraben, und ihre Haushal⸗ 
tung auf eine Weife einzurichten, die felbft dem vorge: 
festen Biele widerfpräche. 
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Smith’ Vorſchriften über die Beſteuerung 
des Volks find gegründet auf feine, wie eben gezeigt wor: 
den, in mehrfacher Hinfiht einfeitige Theorie vom Wer: 
the der Dinge, es laſſen ſich darum auch jene Vorjchrif: 
ten nicht durchaus frei fpredhen vom Vorwurfe der Ein- 
feitigEeit. | 

Die geiftvolle franzöfifche Bearbeitung der Smith'- 
{hen Theorie, welche Garnier (Recherches sur la 
nature et les causes de la richesse des natıons) gelie= 
fert, enthält eine feharfjinnige Wergleichung des phyfio- 
fratifhen Syſtems mit dem Smith' ſchen und zus 
gleih den Verſuch, das erftere mit der indireften 
Befteuerung, welche bei Adam Smith eine Haupt: 
Rolle fplelt, zu vereinigen. Garnier's Urtheil läuft 
daramf hinaus, daß das phyſiokratiſche Syſtem, an fi) 
und in abstracto betrachtet, vollfommen wahr fey, aber 
es fehle ihm an praktifcher Brauchbarkeit. Der Haupt: 
Grunbfaß deffelben, daß die Erde die Quelle alles Reich⸗ 
thums fey, und daß nur die Feldarbeit einen reinen Er⸗ 
frag liefere, ſey richtig, aber ohne fonderlichen Nußen, 
weil doch aller reiner Ertrag erft durch des Menfchen 
Arbeit einen Werth erhalte und Ießtere überhaupt erſt allen 
Reichthum vollenden müffe, ed fey daher die ganze Ein- 
theilung der Arbeiter im phyſiokratiſchen Syſteme eine 
müffige Spekulation. Der andere Hauptſatz der Yhyſio⸗ 
traten, daß nämlich die Grund- Eigener von den Fruͤch⸗ 
ten des Bodens alle übrige Einwohner im Staate bezah- 
Ion, mithin auch alle Abgaben für fie entrichten müßten, 
fey ebenfalls volltommen wahr, aber andere Umſtaͤnde 


i 








— 652 — 


machten eine folche einzige XZerritorial- Abgabe Denasg 
verwerflih. Denn nicht gerade bie Bleinfte Abgabe 
ein kluger Staatsmann wählen, fondern die, welche ni 
Luft, unmerklid in Heinen Theilen ꝛc. gegeben werde uk 
dies feyen bie indirekten Abgaben; hierin alfo fey bie Thee⸗ 
rie der Phyſiokraten unvolllommen, mithin nicht brasdı 
bar. Das Smith’fhe Syſtem fey dagegen viel 
tifher. Die Phyfiokraten hätten die politifche Dekonomit 
in eine Phyſik verwandelt und bloß die allgemeinen Ge 
fege defien, was da ift, aufgefuht, Smith aber hak 
fie als moralifche Wiffenfchaft vorgetragen, fo Daß fie Am 
weifung enthalte, wie die menfchlichen Inflitute zu we: 
befiern und zu vervolllommnen wären, aber es Eönnte 
feinem Syſteme die phnfiofratifchen Grundfäge allenthab 
ben untergelegt werden, obgleich nicht alle ihre Anwer⸗ 
dungen und Folgen, die oͤfters unrichtig wären. Di 
Arbeit nämlih, als Quelle alles Reichthums betrachtet, 
fey ein viel pragmatifcherer Grundfag in der Staats 
wirthſchaft als die Natur, an welche fid) die Yhnfe 
traten allein halten, da leßtere ganz unabhängig von be 
menſchlichen Willkuͤhr wirke, erftere aber durch dieſelbe 
ganz und gar modifizirt werde. Da die Produkte eines 
Volks um fo größer ſeyn werden, je mehr die Arbeit- 
zunimmt, fo hat die politiihe Dekfonomie nah Smith’ ! 
Syſtem hauptſaͤchlich zu zeigen, wie Zunahme der Arbeit 
zu befördern ſey. Es Tann aber dies theild intenfiv 

duch Vermehrung der Gefchiclichkeit und des Fleißes, 
durch Vertheilung der Operationen und durch Mafchinen, 

theild exrtenfiv durch Wermehrung ber Zahl der Arbei— 
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er gefchehen. Letzteres Bann der Staat hauptfächlich durch 
Erweiterung bed Marktes befördern, indem er Straßen 
inlegt, Schiffahrt begünftigt, ein gutes Münz- Syftem 
inführt und auf treue Erfüllung aller Vertraͤge hält. 
Das Volk erweitert die Zahl der Arbeiter hauptfächlich 
yurch die bei ihm fi fammelnden Kapitale, welche durch 
die Vervollkommnung der Arbeit nad) und nad) erzeugf 
werden, was um fo rafcher gelingt, je freier alle Ge- 
merbe bleiben und je weniger der Staat der Induftrie Hin- 
berniffe in den Weg legt. Auf diefen wenigen Grundfägen 
beruht nah) Garnier dad ganze Smith’fche Syftem. 

Smith, fagt Garnier, ift mit den Phyfiokraten 
den Grundfägen nach vollfommen einig, und fein Syitem 
ift im Grunde dad phnyfiofratiihe. Seine Landrente 
it nichts anders ald der reine Ertrag ber Phyſiokra⸗ 
ten, auch nach ihm erjegt die Manufaktur- Arbeit bloß 
den Werth ihrer Konfumtion, wobei er fid) auf's 2te Bud) 
Kap. 5 ded Smith’fhen Werks beruft; auch nach ihm 
geben Handel und Gewerbe nur einen unfichern und vor- 
übergehenden Reihthum, und Zönnen nur durch Spar- 
ſamkeit die Schäße vermehren; auch aus feinen Grund: 
fügen folgt, daß alle Abgaben zulegt von der Grund- 
Rente oder dem Einkommen des Landbaud allein getra⸗ 
gen werden. Kurz, Smith geht ganz von phyſiokrati⸗ 
fhen Grundfägen aus, und endigt in phufiokratifchen 
Reſultaten. Der Unterfchiedb zwifchen beiden Syftemen 
aber beruht auf Folgendem: 

Die Phyfiokraten betrachten die Staatd = Defonomie 
ganz ın abstracto, fie ftelen deren Grundſaͤtze abfolut 
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auf, ohne auf die Abfonderung bed Intereffed der ve: 
fhiedenen Nationen Rüdfiht zu nehmen. Sie befro 
die ganze Welt gleichfam als eine einzige Nation um 
zeigen, wie fi) dann bie KReichthümer bilden woürbe 
wenn gar keine Rivalität zwifchen den verfchiedenen NR 
tionen eriftirfe, und wenn unter den Gliedern felbft Feist 
Leidenschaft herrfchte, fondern Jedermann die Cache glei: 
fam a priori nach Grundfäßen betrachtete. — Smit 
hingegen ftellt diefe Grundfäge relativ auf, und nim 
ſtets Ruͤckſicht auf die wirklich verhandenen WBerhältaiik 
ber Voͤlker, fo wie auf bie Leidenfchaften und wirfiäk 
Denkungsart der Menfchen, er zeigt immer, wie ber 
thum unter beftehenden Nationen, ed feyen Englaͤnder 
oder Andere, fi bilden und vermehren werde. Bü 
Phyſiokraten ftellen alfo mehr eine fpefulative, Smith 
eine pragmatifche Wiſſenſchaft auf. 

Unter den lestern, nämlidy dem relativen, Geſichts 
punkte die Sache betrachtet, jagt Garnier weiter, ik 
es Mar, daß Handel und Gewerbe eben fo wohl um 
noch eher eine Nation bereichern koͤnnen ald der Ackerbau 
eine andere. Ein fleißiges und wohlhabendes Volk, wel 
ches das Glüd einer guten Regierung genießt, wird dieſe 
Art Arbeiten viel wohlfeilee und vollkommner verrichten, 
als ein armed Volk, und dafür rohe Probufte in großer 
Menge erhalten, indem fremde, noch unwiflende, Bölker 
den Werth jener Gewerbö - Erzeugniffe nicht nad) der Arbeit 
ſchaͤtzen, welche fie gekoſtet haben, fondern nad) der, mwelck 
fie ihnen often würbe, wenn fie felbft ſolche hervorbrir- 
gen wollten, und fo wird das Manufaktur: Land für ein 
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Fabrikat, was ihm einen Zag Arbeit koſtet, oͤfters das 
Produkt von vier oder fünf Tagen in rohen Stoffen er- 
halten. Natürlich wird e8 dadurch fehr gewinnen; dies 
ift aber auch von den Phyſiokraten nicht beftritten wor- 
den, fie behaupten nur, daß ein ſolches Volk hinſichtlich 
feines Erwerbs doch immer nur von der Unwiſſenheit 
anderer Völker abhange, und baher eine prefäre Quelle 
des Reichthums befiße; daß es alfo in die größte Noth 
gerathen müffe, fobald diefe Quelle verfiege, und andere 
Völker kluͤger werden, oder irgendwo wohlfeiler kaufen 
tönnen. Es bleibt alfo die Erde immer die einzige Quelle 
des Reihthums, und Arbeit.ift nur ein Mittel, aus 
dieſer Quelle zu fchöpfen. Aus jenem allgemeinen abfo- 
luten Geſichtspunkte betrachtet, befteht der Reichthum 
allein in den Dingen, welche von der Natur die Eigen- 
ſchaft erhalten haben, die menfchlichen Beduͤrfniſſe zu be- 
friedigen; diefe Eigenſchaft allein maht den innern 
Werth der Dinge aus. Alle Arbeiten, die man darauf 
verwendet, alle Zaufche gefchehen um dieſes innern Wer⸗ 
thes willen. Diefer Werth ändert fich durch Feine Arbeit, 
durch feinen Zransport, ihn bezahlt der Konfument allein; 
Alle, die noch etwas an der Sache verrichten, fchießen 
nur vor, und der Konfument muß zulegt alle diefe Vor: 
ſchuͤſſe erfegen. Aber vermehrt wird die Maſſe des Reich: 
thums durch alle Arbeiten nicht; hat: die Natur fie ein- 
mal erzeugt, dann ift alles nur Zaufch, Feine menfchliche 
Kraft Tann noch etwas hinzufügen; die bürgerliche Ge- 
ſellſchaft kann dann mit einer Spiel: Gefelfchaft vergli⸗ 
chen werden. Was jeder gewinnen Tann, muß fchon in 
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den Zafchen der Spieler vorhanden feyn; alles komm 
bloß darauf an, durch! Gluͤck und Geſchick ſich des Gel 
des eines Andern zu bemächtigen. So find die nüßlice 
Erd» Zrüchte die vorhandenen einzigen Schäge, Kunſt⸗At 
beiten und Dienfte nur die Mittel, fie ihren Befißern eb 
zunehmen und fid) einen Theil davon zujueignen. 

Diefe Säge, meint Garnier, wären zwar mei: 
phyſiſch, aber an fi) evident, fie hätten jedoch auch ba 
fonft fcharffinnigen Köpfen keinen Eingang gefunden, mei 
fie dem gewohnten Gange der Begriffe zuwider geweſen 
Man habe.nur die Schäße und Reichthuͤmer der handea- 
den Nationen in’8 Auge gefaßt, ohne zu bedenken, dei 
diefe doch auch nur den Taſchen entfernter, unwiſſender 
Nationen heraudgefpielt worden. Wielleiht ſey andy) bie 
Eitelkeit Mancher duch Quesnay's Syſtem verlekt 
worden, da fie fi in die Klaffe fteriler Arbeiter ven 
fest fahen, und fich bei diefem Ausdrude noch etwas 
Schlimmeres dachten, als er eigentlic, fagen wollte. Aud 
Smith thue den Phyſiokraten Unrecht, und ftelle ik | 
Syſtem ald mangelhaft und falfch dar, aber im Grunde 
ruhe fein eigenes Syſtem lediglid auf phyfiokratifchen 

Grundfäßen. 

Smith, fagt Garnier, kümmert fi) weniger 
um die abſtrakte Darftelung metaphyſiſcher Grundfäße 

als um ihre Anwendung auf gemeine Leben. Daß Han: 

del und Manufakturen den Reichthum vermehren, gibt 

er ald Thatſache zu; die Macht, welche beide vervoll- 

fommnet, ift nad) ihm die Arbeit. Diefe ift alfo fen 

oberfted Prinzip, und nun zeigt er bloß, wie diefe Macht 
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zu vermehren fen; welches er in zwei Theilen, worin fein. 
Werk zerfällt, abhandelt. Im erften fucht er die Urſa⸗ 
chen der Bervolllommnung ber Arbeit auf, im andern 
handelt er vom Kapitale, als dem Mittel, die Arbeit zu 
erweitern, und alfo den KReichthum zu vermehren. Die 
Erde wird in diefem Syſteme ald eine große Manufaktur 
betrachtet, worin die Natur mit dem Menfchen gemein? 
fchaftlic) arbeitet, und die ein Produkt gibt, wofür fie 
keinen Lohn erhält. Smith kümmert ſich nicht um den 
innern, fondern nur um den repräfentativen Werth, 
der durch den Grad der an dad Ding gewandten Arbeit 
entfteht und defien Tauſchwerth bildet. Dieſer letztere 
befchäftigt auc, die Aufmerffamkeit der Menfchen allein. 
Die Phnfiofraten werfen bloß einen allgemeinen philo: 
fopbifchen Blick auf dad große Spiel der Gefellfchaft; 
Smith entwidelt die Prinzipe dieſes Epield und zeigt 
beffen wahre Regeln. So mußte’ alfo.diefe Theorie frei: 
lich durch die verfchiedenen Zwecke ſich unterſcheiden, und 
die Wahrheit in einer verfchiedenen Ordnung vortragen; 
je nach den verfehiedenen Anſichten aber, die man erwählt, 
ift jedes dieſer Syſteme wahr. Es ift Fein Widerſpruch 
zwifchen ihnen; man kann die Theorie ber Phyfiofraten 
als weniger nüglich verwerfen, aber man kann ihr Feine 
Serthümer Schuld geben. Beide Syſteme beftätigen bie 
Srundfäße beider, fo wie fih die Beobachtungen zweier 
Aftronomen, die von zwei entgegengefesten Eeiten ber 
Erde den Himmel betrachten, einander befräftigen. — 
Ueber Garnier's Entwidelung des phyfiofre- 
tifhen Syſtems und fein Beftreben, baffelbe mit dem 
42 
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Smith'ſchen tn Einklang zu bringen, finden wir ü 
ber Hallefhen Allgem. Literat. Zeitung (18% 
Nr. 29) eine mit vieler Sachlenntniß und Gruͤndlichle 
abgefaßte Kritik, in welcher die Anfichten des franzöfiän 
Staatögelehrten nach allen Seiten beleuchtet und beit: 
tigt werden. Garnier, heißt es bafelbft, hat dam 
Recht, daß das phyſiokratiſche Syftem von Vielen w 
kannt ift, daß die meiften Kritifen .beffelben auf Nifee: 
ftand beruhen, und daß man fich nicht fo fehr um ik 
echten Grundſaͤtze deſſelben befimmert, als über cin 
zweideutige Ausdrüde geftritten und einige parabore I 
benſaͤtze des Syſtems angefochten hat, daß babe da 
Streit fo, wie er bisher geführt worden, mehr auf en 
Wort» als Sachſtreit hinausläuft. Garnier hat fm 
Recht, wenn er behauptet, daß auch Smith mehr 
Worte ald das Weſen des phyfiokratifchen Syſtems vr 
trage und angreife, und daß er fich ſelbſt Für das okei 
Prinzip deffelben, daß nur Die Land > Arbeit einen rein 
Ertrag gebe, erklärt hat, obgleih Smith Heinen wi 
tern Gebraud von diefem Sage macht; da hingegen ik 
Phyfiokraten in zum Grundſatze erheben, und ale it 
übrigen Edge darauf bauen. In Smith’s Theorie # 
nur ein Nebenfog, der aufgegeben. werben Tann, oh 
das deshalb fein Syſtem leidet, in dem Phyfiokcatiämd 
aber ift er der Hauptfag, mit welchem das ganze Er 
ſtem fteht oder fällt, er hat hier eine viel weitere Aus 
Dehnung als bei Smith. Denn die Phyſiokraten be 
haupten, wie auch Garnier, daß bie Erde alles, bit, 
Urbeit nichts liefere; die Arbeit verzehre nur. Berk 
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dieſelbe auf die Kultur des Bodens verwandt, dann ver 
zehre fie nicht ihr ganzes Produkt, fondern laffe etwas 
‚übrig, dies fen der reine Ertrag, womit alle andere 
Arbeiter und Müffiggänger ernährt werden müßten; und 
diefe koͤnnten durch alle ihre Künfte doch nicht mehr als 
den Werth diefes reinen Ertragd, den fie damit umtau- 
fhen, bervorbringen, folglich fey die Land = Arbeit die eins 
zige, welche den Reichthum vermehrte Die Smith’ 
{che Behauptung geht dagegen bloß dahin, daß die Land⸗ 
Arbeit zwar ein größeres, aber Manufaktur Arbeit und 
Handel ebenfalls ein reelles, obgleich nicht fo großes, 
Gut urfprünglich erzeugen. Die Manufaktur - Arbeit 
liefert nach ihm von ber) Land- Arbeit unabhängige und 
neben den rohen Produkten eriflirende Güter, welche für 
ſich beftehende Werthe ausmahen. Dies ift aber eine 
dem phyſiokratiſchen Syſteme ganz widerfprechende Bes 
hauptung. Uebrigens bat Smith. fi nirgends auf eine 
Bergleihung feines Syſtems mit dem phyfiofratifchen eins - 
gelafien, und fowohl feine Darftellung ald die Widerle- 
gung deſſelben find fehr "oberflächlih, ob man gleich aus 
dem ganzen Werke deutlich merkt, daß er von mehreren 
zu feiner Zeit in allen Blättern laut gepriefenen Prinzis 
pen biefes Syſtems geleitet worben ift, und mehrere der- 
felben auch in feine Theorie aufgenommen hat, die eine 
firenge Prüfung nicht aushalten. 

Es gehört dahin namentlich der Sag, daß der Land: 
bau einen größern Ertrag gebe ald die Manufaktur 
Arbeit, wozu Smith allerdings durch die Behauptung 
der Phnfiofraten, daß er allein einen reinen Ertrag 
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fleſere, ſcheint verleitet worden zu feyn. Aber ed iſt die 


fer oberfte Grundſatz der Phyſiokraten falih, fo ſehr and 


Garnier deſſen Evidenz rühmt. Die Haupt - Stäße 
deffelben wird darin gefücht, daß erftlich bloß Die Lant- 
Erzeugulffe das Quantum der Reihthümer lieferen, die 
Manufaktur » Arbeit ihnen bloß andere Formen gebe, und 
die Kaufmanns «Arbeit es nur vertauſche, wodurch alfe 
nichts zum Quantum hinzulomme; und daß zweiten: 
die Manufattur- Arbeit bloß Arbeitö-tohn mw 
Kapital-Gewinn, die Land Arbeit aber noch außer die 


fen beiden Beftandtheilen des Reihthums eine Rente ob 


alle Arbeit, alfo einen reinen Ertrag gebe. Beides ik 
aber grundlod. Denn, was ben erften Sag betrifft, fo 
kommt es bei dem Reichthume gar nicht auf das Quan 
tum oder Die Maſſe, fondernauf deren Werth, d. 5. auf 
bie Brauchbarkeit zur Befriedigung ber Bedürfniffe an. Kur 
Der bringt ein wahres Gut hervor, der einer Eubfla 
- eine nüglihe Korm gibt; das Weſen des Reichthums be 


fteht in dee Form der Materie. Da vermehrt aber aller: | 


dings die Kunftarbeit dad Quantum, nämlid) quanua- 


ten qualıtatis, oder den Werth der Dinge, nie bloß 


den Tauſch-Werth, fondern zugleich den Nutz-Werth. 
Der Reichthum wird gerade eben daburch vermehrt, da 
die Arbeit die Form ändert, und da die Arbeit felbft ein 
Mittel ift, viele Bebürfniffe zu befriedigen, fo ift es auch 
. ganz falſch, wenn die Phyſiokraten behaupten, daß alle 
Arbeit zulegt durch Land - Erzeugniffe vergütet werden 
muͤſſe, und nicht mehr werth ſey ald die rohen Erzeug: 
niffe des Landes, wodurch fomit Alles, was in demfelben 
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gefchieht., ausgeglichen werben müfle. Denn, da daß, 


was der Menſch zur Befriedigung feiner Bebürfnifie ger 


braucht, nur dem Eleinften Theile nach in rohen Pro⸗ 
dukten befteht, und das, was er bavon alljährlich braucht, 
etwa mit dem vierten heile der gemeinften Arbeit eines 
Jahrs gewonnen werden kann, fo kauft die Klaſſe der 
Manufakturiften und der übrigen Arbeiter vielleicht ſchon 
mit dem vierten Theile ober höchitens mit der Hälfte 
ihrer Produkte die ihnen nöthigen rohen Materiale; ber 
übrige Theil berfelben hat einen von den Aderfrüchten 
ganz unabhängigen Werth, und wirb theild zum gegenfei- 
tigen Eintaufche der Kunſtprodukte und perfönlichen Dienfte 
unter einander, theil& zur eigenen Komfumtion, theils zur 
Anhäufung von Kapitalen verwendet. Nichts ift aber 
unrichfiger ald der Sa, dem Garnter eine ſo große 
Evidenz beilegt, daß nämlich nicht mehr: Arbeit in einem 
Lande gefchehen könne, als die Maffe der in bdemfelben 
erzeugten oder anderwärts eingeführten vohen Produkte 
werth fey. Eben fo falfch iſt aud die Behauptung, daß 
nur Aderbau einen reinen Ertrag gebe. Beun-fa gut 
wie ber Acerbefiger mit feinem Ader ein Monopol treiben 
kann, eben fo gut Fann ed der Künftler mit feinem Ta⸗ 
lente, feinee Gefchicklichkeit 2. Der Grundherr Tann den 
Unternehmer und Arbeiter zwingen, ihm einen Theil des 
Produkts als Rente bloß deshalb, weil er Herr des Ackers 
ift, abzugeben, aber ein geſchickter Künftler und Manu: 
faktur⸗ Here thut das nämliche, nur mit dem Unterſchiede 

daß er feinen Ader in ſich hat, während der Grund: 

Herr ihn außer fi hat. Der Werth, den eine Ma-. 
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nufaktur hervorbringt, theilt fich zwifchen den Arbeitern, 
Kapitaliften und dem Unternehmer. Der Unternehme 
fpielt hier eine Doppelte Role und nimmt den reinen Er: 
trag, die Rente für feine Gefchidlichkeit mit ein. Haͤtte 
‚er einen Theil diefer Gefchidlichkeit nicht felbft, fo müßte 
er mit einem Andern, (etwa einem Mechaniker, Gelehr⸗ 
ten 2c.) der dann dem Getraidefelde, dad er pachten maf, 
analog wäre, theilen. Gewoͤhnlich bringen gute Fabriken 
ben Unternehmern einen viel größern Gewinn als Adlerbar, 
und da auch ein Feld in der Regel viele Grund Aula: 
gen erfordert, ehe es eine anfehnliche Rente trägt, um 
bie Zinfen diefer Anlagen fi) mit in der Rente verfteden, 
fo iſt noch dazu das, was der Boden alö bloße Ratır 
gibt,- gewöhnlich fehr gering, und die bloße Natur des 
Menſchen (eine gute Stimme, große oder fhöne Geſtalt) 
wird viel theurer bezahlt ald die Rente eines Stücks Erde 
von großem Umfange. Wollte man fagen, daß dies alles 
bod) erft durch den Weberfluß des -Getraides einen Werth 
erhalte, fo gilt dies umgekehrt eben fo; denn auch das 
Getraide erhält erft dadurch einen Werth, daß andere Güter 
vorhanden find, welche deffen Befißer begehren. Hieraus 
‚ aber folgt zugleich, daß der Satz .nicht einmal nad) der 
Smith’fhen Modifitation, daß nämlich der Landbau 
ben Reichtum mehr vermehre ald die Manufaktur - Ar: 
beit und der Handel, in feinee Allgemeinheit richtig ift; 
denn es gibt gar viele Arbeiten, deren Produkt, bei glei- 
hem Kapitale und bei gleicher Quantität Arbeit, größer 
d. 5. mehr Werth ift, als das Produkt des Landbaus. 

Eben fo wenig ift aber auch die Behauptung gegruͤn⸗ 
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det, daß alle Öffentliche Abgaben zulegt allein: von dem 
reinen Ertrage des Bodens gegeben werden. Gare 
nier fucht folches zu zeigen und darzuthun, daß dieſer 
Sag ebenfalls aus Smith's Syſteme folge und in feis 
nen Ideen liege, daß daher auch feine, dem Anfcheine 
nach abweichenden, Vorſtellungen darnach berichtigt were 
den müffen. Alles laufe, meint Garnier, doch darauf 
hinaus, daß fämmtliche Kohnarbeiter ihren Lohn zuletzt 
von dem Grund Ertrage empfangen müßten, fie folglich 
auch die öffentlichen Abgaben bloß von dieſem Ertrage 
bezahlen Eönnten. In jener Voraudfegung aber liegt eben 
der Fehler, denn bie Feldfrüchte bezahlen ja nur einen 
Theil der Arbeit, welche gefchieht, der andere Theil 
wird mit” Arbeit unmittelbar bezahlt, deren Hervorbrin⸗ 
gung von dem Werthe roher Produkte ganz unabhängig iſt. 

Was übrigens Adam Smith's Beſteuerungs— 
Theorie betrifft, fo flimmt folhe mit der unfrigen 
zwar in dem Haupf= Punkte ganz überein, baß jener wie 
diefer dad reine Einkommen allein zur Unterlage dient, 
aber wefentlich find beide Theorien darin von einander ab» 
weichend, daß dort das objektive, hier das ſubjektive 
oder individuelle reine Einkommen von der Befteuerung 
erfaßt wird. Nah Smith fol jeglides reine Einkommen, 
was als Grund-Einkommen als Arbeitölohn oder 
als Kapital:Zins irgendwo zur Erjcheinung kommt, der 
Beſteuerung Eönnen unterworfen werden, ohne alle Rüdficht 
auf die Individuen, welchen es zu Zheil wird, und auf 
ihre fubjektiven Verhältniffe, nah unferer Theorie dar 
gegen kann überall nur dasjenige Einfommen einen Ge 
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genftand der Beſteuerung bilden, was in Bezug auf di 
Einzelnen, denen ed zugefloflen, ald reines Einkom— 
men ſich darftellt, In der Smith'ſchen Theorie fpiet 
das o bjeftivsreine Einfommen die Haupf-Rolle, in 
der unfrigen nur eine Neben-Rolle; dort ift die Er: 
forfhung dieſes Einkommens das Wefentlihe, die Bafız 
der Befteuerung, bier kommt ſolche nur in fo fern in 
Betracht, als fie ein fehr nügliches, bisweilen felbft w- 
entbehrliches, Huͤlfsmittel ift zur Entdedung und Feſtſtel 
lung des fubjeftiv:reinen Einkommens. 
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3. Bon der Befteuerung nad dem Spfleme des 
Grafen v. Soden. 


Graf Julius v. Soden ift beftrebt gewefen, ein 
unumftößlich haltbares Prinzip für die Beſteuerung auf 
zufinden. Es gibt, fagt Derfelbe, für den menfchlichen 
Geift keine höhere Tendenz, für das Gemüth keine wohl- 
thätigere Erweiterung, ald die Löfung des Problems: 
wie kann die Finanz » Wirthfhaft aus dem Sanktuarium 
der National: Detonomie felbft hervorgehen, mit der fie 
doch im Streite ift? wie kann die ſe Staatö-Gemwalt, die 
bisher in ehemer Rüftung mit zerfchmetternder Keule an 
der Pforte der bürgerlichen Geſellſchaft ftand, bie, gleich 
dem Briareud, ihre taufend Arme durch alle Staats⸗ 
haushaltungs = Zweige ſtreckte, Die der Menſchheit bis jest 
nur als eine ‚feindliche Hyder erfchien, welcher Die von Der 
Philoſophie abgefchlagenen Köpfe endlos nachwuchſen; 
wie kann ſie zur Prieſterin der beſchuͤtzenden Gottheit 
geweiht werden, die über das Heil der geſelligen Menſch⸗ 
heit wohlthätig mwaltet? — Diefed Problem ift es, was 
ic) zu Iöfen unternommen. 

Es kommt, aͤußert der gedachte Schriftfleller, in 
jener Beziehung nicht auf die gefhichtliche Unterfu- 
chung an, wie bie Finanz : Methoden, die Auflagen: 
Formen, entitanden find? Denn mit der gaͤnzlichen 
Ummandlung der Staats » Verfafiungen, der Staats 








“ 
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Berwaltungs- Formen find aud alle Beredhtigungen 
und Verpflichtungen der Vorzeit verfchwunden. Für 





ben philofophifchen Finanz = Gefeßgeber liegen die Staaten 


da, jungfräulih, als gefellfhaftlihe Verbindungen zu 
einem allgemein anerkannten Zwecke. Alſo ift nicht mehr 
die Rede von Rechten und Pflichten, welche außer die 


fem Zwecke liegen, und zwar weder in Abficht der Staats 


Bermaltung gegen die Nation, noch in Abfiht der Ne 
tion gegen die Staats-Verwaltung. Died vorausgefegt, 
muͤſſen wir alfo im Zwede das Prinzip auffuchen. 

Es haben, fährt Soben fort, diefen Sag: die Fi 
nanz= Wirthfchafter und bie Finanz» Wirthfchafts = Lehen 
bisher anzuerkennen gefchienen, indem fie das Prinzip 
im Staats: Schuße fuhten. Der Grad dee Schugei 
gab ihnen alfo au den Maapftab des Antheils, de 
dem Staate am National: Eigentbume gebühre, und fie 


glaubten mit Gewißheit auf dem rechten Wege zu ſeyn, 


denn es fchien fich mit der Maffe des Eigenthums and 
der Grad des Schußes zu erhöhen, der Umfang dieſes 
Schuges auszudehnen, alfo diefes Prinzip mit Dem reis 
nen national= Öfonomifchen zufammen zu treffen. — Deut: 
lih und Har haben ſich die Staatöwirthe über den Be 
griff, den fie mit Diefem Schuße -verbanden, zwar 
nicht erklärt, doch fchienen fie darunter den Grab de 


Vortheile zu verftehen, den dad National: Glied aus 


der Staats-Werbindung ziehe. Dem gemäß folgerten 
fie, dieſer Grad müfle auh der Maaßſtab der Be 
fteuerung, mithin diefer Maaßſtab national⸗-oͤkonomiſch 
feyn. Aus foldhen, theild verworrenen, theil® fchiefen, 





| 
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Anſichten mußte nothwendig "ein unridhtiged Prinzip des 
Beſteuerungs⸗-Syſtems, und fomit auch eine unrichtige 
Drganifation deffelben in Materie und innerer Form 
hervorgehen. | 

Den Grund dieſes Irrthums glaubt Soden in der 
falfhen Anfiht vom Staate und vom Zwecke deffelben 
entdeckt zu haben. Selbſt die neueren philofophifchen 
Etaatöwirthfchafts- Schriftfteller, fagt.er, haben noch im- 
mer den Staat ald eine Gefellfhaft nah Reht& 
Berhältniffen definirt, diefe Rechts-Verhaͤltniſſe aber 
ald das nothwendige Reſultat des Verbandes als 
Staats-Zweck dargeftelt, dagegen aber die National- 
Oekonomie ald wefentlihen Theil des Staats-Zwecks 
ganz übergangen. Indeß wurden doc biefe Rechts-Ver⸗ 
hältniffe von der Staats-Gefelfchaft unftreitig nur für 

. den Zwed des Wohlftandes, und zwar bes hödhft: 
möglichen Wohlſtandes, alfo audy der moͤglichſten Ge⸗ 
nuß-Vollkommenheit adoptiert, weil diefe in der 
gefellfchaftlihen Verbindung einzig moͤglich if. 

Nicht alfo jener Schuß, behauptet Soden, nidt 
beffen Grad, koͤnnen das Prinzip ber Beſteuerung ent⸗ 
halten. Der Dürftige bedarf mehr Unterftägung ald der 
Reihe, er genießt offenbar die gefelfchaftlihen Wortheile 
in einem höhern Grade, er bedarf alfo eined höhern Gra- 

des von Staats-Schug. Gerade für ihn ift Die Staats⸗ 
Verbindung am nothmendigften, am wohlthätigften. Wäre 
jenes Befteuerungd - Prinzip richtig, dann würde er mehr 
als ber Reiche zu den Staatö- Auflagen beitragen müffen, 
der Staat würde von ihm eine ftärkere Vergütung ſei⸗ 
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nes Schutzes zu fordern berechtigt feyn.. Wir muͤſſen 
demnach. für die Beſteuerung ein anderes Prinzip Auffe- 
hen, und dies koͤnnen wir einzig in demjenigen Begriffe 
bes Staatözwed finden, welcher die National=- Deko: 
nomie mit einfchließt. Diefem Begriffe gemäß liegt das 
Streben nad Wohlſtand, nah Genuß-Bollfom- 
menbheit im Staatözwede. Nichts ift alfo natürlicher 
und gerechter, als daß diefer Wohlftand, biefer Genus 
das Prinzip, alfo der Grad diefes Wohlſtandes, die 
je8 Genufjes, aud) den Maapftab der Befleuerung 
ausmachen müfle; und ſonach wird ed klar, daß jedes 
Nationalglied lediglih nad) dem Grade feined Wohl 
ftandes, feines Genuffes, zu den Staats- Auflagen 
beizutragen habe. 

Die gefammte Staats: Haushaltung, urtheilt ferner 
Soden, muß ein Prinzip haben, alfo auch jeder ein- 
zelne Theil derfelben. Zur vegellofen Willkuͤhr kann ſich 
“ Tein Staat, Teine Staats: Verwaltung befennen. Wels 
ches wäre dann aber bis jebt das Prinzip des Abgaben⸗ 
Spitems ‚gewefen? Man durchgehe den Auflagen - Kata: 
log, man ftelle dieſe Auflagen neben einander, man frage 
3. B. die Finanz-Wirthſchaft: warum ift 10,000 Rtht, 
warum nicht 8000 Rthl. Trankſteuer erhoben worden? 
Sie wird antworten: Weil die Grundfleuer nit fo viel 
ertrug, daß nicht biefe 2000 Rthl. auf anderem Wege 
zum Staats-Bedarfe erhoben werden müßten Man 
frage weiter: Warum bie Grundfteuer diefe 2000 Rthl. 
nicht auch ertrug? ‚Sie wirb antworten: Weil die Zranl: 
feuer nicht zehn, fondern nur adıt Zaufend ertrug. Wan 
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kehre die Aufgabe um, das nämliche Refultat wird ex: 
feinen. So wird fi) die Finanz-Wirthichaft in ewi⸗ 
gem Zirkel drehen, dad warum wird ungelö bleiben. 
Zu einem Prinzipe müffen wir alfo zuruͤckkehren, oder 
die Finanz Wirthichaft ift Feine Wiffenfchaft, fie ift nur 
ein Mechanismus des Nehmens, eined Nehmens, deſſen 
wahre Benennung fi für eine Staats- Verwaltung nicht 
‚ziemt. Die National» Dekonomie erkennt Fein anderes 
Prinzip der Beileuerung, ald den Staats: Anthed am 
Rational =» Vermögen, alfo auch keinen andern Gegen: 
ftand, ald das National-Wermögen. Die Beftim- 
mung des Staatd » Antheild muß aber eine Baſis haben, 
und dieſe fann nur. in der Einheit der Auflage befte- 
ben. Nicht alles National Vermögen jedoch kann Ge- 
genfland der Belteuerung feyn, fondern nur derjenige Theil 
defielben, welcher durch Produktiv- Kraft und Stoff in 
Produkt von Werth d. h. in Genußmittel ver . 
wandelt worden, der Maapftab des Etaatö: Antheild daran 
aber Fann und barf nur der Grad des Genuffes feyn. 

Die allgemeine Produkten » Steutr, fagt 
der gedachte Schriftfteller weiter, bie einzige Steuer⸗ 
Gattung, welche dad National: Defonomie Prinzip ans 
erkennt, ift zwar dee Materie nad) die einzige national» 
dfonomifche Auflage, aber fie ift e& nicht de Form 
nad), fie muß es der Form nad) Feinedwegs feyn. Rein 
und unverlegt müflen nur die materiellen Grandfäge _ 
bleiben, der Gegenftand, nämlich das Produkt, und 
der Auödtheiler, nämlih der Grad des Genufies. 
Aus diefen materiellen Grundfägen folgt aber auch, daß 
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fie nle fir, nle unbeweglich feya könne, daß alfo jede 
fire, unbewegliche Beftenerung ded National: Bermögens 
ihrem , within dem Rational: Defonomie= Prinzipe, wider: 
ſpricht. 
Die Echtheit dieſer Theorie ſucht Soden insbeſor 
dere darzuthun durch eine genauere Prüfung und Erörte: 
rung der verjhiedenen Zweige ber Produktion. Die Be 
fteuerung der Urprodufte, fagt er, kann nie in diejenige 
Territorial: Steuer übergehen, welche unbeweglid auf dem 
Grund: Eigenthume, auf dem Boden haftet, aber ohne 
Verletzung des Prinzips kann fie nad) Maaßgabe des Er— 
trags, nach den Fruchtgattungen, deren der Boden faͤhig 
iſt, und ſo viel die Wohnung betrifft, nach dem Preiſe, 
dem Maaßſtabe der Staats⸗Quote gemaͤß, fo lange er 
hoben werden, als die Gefepe der Gleichheit und Ge- 
rechtigkeit unverlegt bleiben, alfo von dem Befiker, 
„dem Genießenden, mehr nicht gefordert wird, als ber ihm 
nad dem National» Dekonomie- Prinzip treffende Antheil 
beträgt. Mag man dann diefe Auflage Grund- Steuer | 
nennen, fie wird flet6 Ur-Produften- Steuer, fiewird 
nicht unbeweglich feyn, fie wird nur vom wirklichen Er: 
trage, und zwar nad) national=öfonomifhen Grund» 
fügen entrichtet. In diefer Beweglichkeit, und zwar 
-fowohl was den Zotal= Antheil des Staats, wie er nad 
dem Staats-Bedarfe audgemeflen ift, als was den in- 
dividuellen Antheil am Ertrage, aljo an dem zur Erſchei⸗ 
nung kommenden Ur-Produkte, betrifft, wird ſtets dad 
charakteriftifhe Unterfcheidungd » Zeichen biefer Ur= Pros 
dukten= Auflage von ber bis jebt herkoͤmmlichen Zerri- 
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torial= Auflage zu fuchen feyn. — Mag man den Ur 
Produkt-Stoff des Thierreichs mitelſt einer Auflage, die 
man Vieh-Steuer nennt, beſteuern, wird nur ber 
Staat5-Antheil daran nad) den national = Öfonomifchen 
Grundfägen erhoben, fo ift fie eben auh Ur: Produk 
ten-Steuer. Mag der gefammte induftrielle Pro: 
duft= Stoff durch eine Gewerb: Steuer befteuert werben, 
aud) fie wird Produkten: Steuer feyn, wenn die Abgabe 
vom Gewerbe niht nah allgemeinen Anfichten, ſondern 
nach der. approrimativen Schäßung und Berechnung des 
Produktions-Grades, alfo der Maffe der zur Erfchei- 
nung kommenden Produfte, alfo auch nicht unbeweglich, 
fondern nad) dem jedeßmaligen Stande der Produf- 
tion. geregelt und erhoben wird. Nicht im Gewerbe 
felbft liegt ja der pofitive Grad der Produktion, alfo 
der Produften-Maffe, er liegt graßentheild in dem Ka⸗ 
pital- Stoffe und in dem Grade der Produktions - Kraft 
des Produzenten. Der eine Zuchmacher 3.8. kann funf- 
zig, der andere nur zwanzig Stüde fabriziren., Rie wird 
alfo die National: Dekonomie eine dad Gewerbe felbft 
beftenernde Auflage anzuerkennen vermögen, wohl aber 
eine nad dem Ertrage des Gewerbes, nad) ber auß 
ihm hervorgehenden Produkt-Maſſe fi) regelnde indu- 
ftrielle Produft- Stoff-Auflage, Die man im 
merhin au) Gewerb: Steuer nennen mag, wenn fie 
nur nad) jenen Grundfäßen beftimmt if. — Daß der 
Kapital-Prodult=-Stoff aller Art fi, fo viel bie 
innere Form betrifft, anders als auf die in jenem Sy⸗ 
fteme angegebene Weiſe nicht befteuern laſſe, fpricht ſich 
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von felbft aus, Nenne man immerhin diefe Befteuerung 
Vermögens = ober Kapital- ꝛc. Steuer, wenn nur ihr 
Prinzip in Abficht der Materie und der innern Form 
unverlest bleibt, fo wie es die Geſetze der National 
Oekonomie erheifchen. 

Mag dann auch — fo fließt Graf Soden feine 
in der That recht fharffinnige und gründlich durchdachte 
Befteuerungd Theorie — die national: Öfonomifhe alt 
gemeine Produkten - Steuer in der Ausführung 
immer eine zufannmengefeste Grund-, Mobiliar=, Alzis-, 
Gewerb- und Kapital= Steuer werden, nicht um die Ra: 
men, nicht um VBenennungen laßt und flreiten, nur um 
das Weſen laßt uns befümmert feyn. Aber wefentfid 
und unerläßlic ift, Daß die Staats- Verwaltung das ge 
fammte, das Zotal= National: Bermögen kenne, von dem 
fie zu ihrem Bedarf einen Antheil ald Steuer in An: 
ſpruch nehmen will, daß fie ihren Aufwand nach diefer 
Maffe beflimme, den Grundfägen der National Dekono- 
mie getreu, alſo ohne Berlebung des Nationalmohls, ohne 
Hemmung bed allgemeinen, möglichft heitern, Lebensge: 
nufles, und endlich daß fie biefen ihren Bedarf auf das 
gefammte National: Vermögen nad) allen feinen einzel: 
nen Zheilen, den nämlichen Grundfägen gemäß, alfo der: 
geftalt vertheile, daß, indem fie in der Stufenfolge des 
Genuß: Grades hinauffchreitet, fie zu dem Throne der 
Gerechtigkeit und Gleichheit gelange, als den em: 
blematifhen rechtmäßigen Herrfchern der Nationen. — 
Denn darin vor allem liegt der hohe Vorzug eines auf 
die National= Dekonomie gebauten Staats - Finanz - Ey- 
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ſtems, daß es durch die Allgemeinheit der Laſt-Verthei⸗ 
lung, durch die Verbindung derfelben mit Genuß und 
durch deren Abflufung nad) dem Genuß-Grabe bie 
vertheilte Laſt unfühlbar macht, bie ſchmerzliche Empfin- 
dung der Eigenthums-Entziehung milder, die Produ- 
zenten und Konfumenten mit den in dieſer Laft liegenden 
Entbehrungen verföhnt, und fie rein empfaͤnglich macht 
für das Gefühl der geieliiaftlicen Vortheile, der flaate: 
bürgerlihen Würde. 

Die Soden’fche Beflenerungs - Theorie, deren Srund- 
züge wir bier unfern Leſern dargeftellt haben, ift von 
verfchiedenen Seiten mit mehr oder minder glüdlidhem 
Erfolge angefochten und beftritten worden. Ausgezeich— 
nete ſtaatswirthſchaftliche Schriftiteller find bemüht geme- 
fen, die Unhaltbarfeit fo wie die Unausführbarkeit diefer 
Theorie gründlich und überzeugend Darzuthun. Unter an- 
bern hat Jakob (Staatöfinanzwilfenfh. $ 585) zu zei- 
gen gejuht, daß Die allgemeine Produkten = Auflage, 
wie fie Soden in Vorſchlag gebracht, nichts anders 
feyn würde als eine allgemeine Auflage auf den rohen 
Ertrag oder das rohe Einfommen, und fih vom Na⸗ 
tural= Zehnten nur dadurch unterfcheide, 1. daß fie Durch 
Den Preis eines jeden Produftes in Geld beftimmt werde, 
2. daß fie fid) auf die Produkte aller Art beziehe und 
3. daß fie von den verfchiedenen Gattungen ber Pro— 
dulte verſchiedene proportionale Theile ihres Prei- 
ſes erhebe. Seine Haupt: Einwendungen dagegen find 
folgende: 

1. Der Profit, welchen verfchiebene Produzenten an 
43 
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Produkten einerlei Art and von einerlei Preifen haben, i 
fehr verſchieden. Nun würde aber die Produkten: Auf 
lage doch immer nur nad) den Preifen beftimmt, dagegen 
von diefem Profite bezahlt werden müflen; folglich mürk 
fie da8 reine Einkommen der verfchiedenen Produzenten eine 
und berfelben Art von Sachen ungleich treffen. Wolle 
man von dem rohen Produkte dad, was zur neuen Pre 
duktion gebraucht wird, in Abzug bringen, wie viel Um 
flände würde bad machen! Und wie, wenn der Probe 
zent nun bad Ganze verfauft, und fich andere Saame, 
andere Fruchtarten zu Saamen kauft 2.? Wie will ma 
Died unterfcheiden, und warum fol nicht der viel einfachen 
Weg gewählt werden, geradezu auf Erforfchung des mr 
nen Einkommens eines Jeden loszugeben? Man fe 
3. B., zwei Ader haben jeder 15 Zentner Waizen hr 
vorgebracht, und ber Preis des Zentners Diefer Frust: 
gattung fey 5 Rthl. — das rohe Produkt eines jeben iſ 
alfo 75 Rthl. werth, — der eine Acer A erfordert 50 Rthl, 
der andere 60, um ihm 15 Zentner Waizen abzugemin 
nen. Nun fey die Produkten Abgabe 8 Grofchen vom 
Zentner, fo würde jeder diefer Aecker 5 Rthl. Produkte: 
Steuer zu bezahlen haben. Diefe aber wuͤrde für de 
einen Ader ben fünften, für ben andern den dritten Theil 
feined reinen Ertrags ausmachen. — Es würden al 
die Probuften-Steuer alle Mängel treffen, die beim Re 
tural= Zehnten Statt haben. Denn, was von den Ader 
Produkten gilt, gilt mehr oder weniger von allen Pre 
duft= Arten. Mag immer jene Produkten - Steuer fo mfg 
eingerichtet werben, daß fie allenthalben einen” reinen Ge 
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winn übrig läßt (obgleich es ſchwer fenn dürfte, dies in 
allen Fällen zu treffen, da kein Kalkul diefer Art ange 
legt werden fol), fo wird derfelbe doch niemals in glei⸗ 
hem Werhältniffe getroffen werden. Folglich) wird die 
Produkten: Steuer die Eigenthümer ber’ Produfte immer 
ungleich treffen. 

2, Wie muͤhſam würde nicht die Erhebung für den 
Staat, und wie läftig würde fie nicht für die Unterthanen 
feyn! Daß die Steuer unter Einem Namen und nad) Einem 
Prinzipe auferlegt und erhoben wird, das gibt ihr Feine 
Erleihterung, wenn fie zugleih von vielen Gegen- 
ftänden erhoben wird. Nah Soden's Idee foll bie 
Produkten - Steuer ‚von allen und jeden Produkten erhoben 
werden, und von folhen, die ihre Beſtimmung oft ver- 
ändern und vielmal aus einer Hand’ in die andere gehen, 
wer weiß wie vielmal. Ein Landmann alfo wird nicht 
bloß von feinem Getraide und von jeder Art deffelben eine 
andere Produkten: Steuer zu bezahlen haben, der Steuer> 
Einnehmer wird ihn in feinen Garten verfolgen, und 
von jedem Baume und Gefträude, dad er gepflanzt hat, 
fobald e8 nur verfäuflic geworben, von jedem Beete 
Kohl oder Gemüfe, von feinem Grafe und Klee eine Steuer 
abfordern. Sind die Früchte im Garten gereift, fo wird 
er von jedem Baume miternten wollen. Er verfolgt ihn 
in den Stall, und fobert vom Preiſe der Kälber und 
Füllen, und find fie erwachfen, abermals eine Steuer. — 
Kurz, nichts Tann die Induftrie erzeugen, wo nicht der 
Steuer » Einnehmer Dahinter ftände, und fi) etwas davon 
ausbäte. Welche Liften, welche Kontrollen, welche Unter: 
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fchleife, welche Strafen mwürben das Gefolge eines fol: 
hen Steuer: Spitemd feyn! Mögen immer Die Steuern 
auf jedes einzelne Objekt Plein feyn — der Steuer« Ent 
richtee würde bald merken, baß viele Tropfen einen Se 
bilden, und gerade der Umſtand, daß man ihm fein Ber 
mögen tropfenweife abnimmt, und ihn unaufhörlich mit 
Heinen Nabdelflichen zwidt, würde ihn zur Verzweiflung 
bringen. | 

Wie fehr ich daher auch, Außert Jakob am Schluſſe 
feiner Kritif, mit dem Grafen Soden in Anfehung vie 
ler Punkte, die er über dad Steuerwefen aufftellt, über 
einflimme und mit fo großem Wergnügen ich viele feine 
fharfiinnigen und belehrenden Gedanken darüber geleſen 
babe, fo wenig Tann ich mid doch überzeugen, Daß die 
von ihm in Vorfchlag gebrachte Produkten: Steuer zu dem 
ſchoͤnen Biele, das er zu erreichen beabfichtigt, nämlid zu 
einer einfachen, leichten und nad) dem reinen Einkommen 
abgemefienen Befteuerung führen koͤnne. 

Jakob's Zadel der Soden’fhhen allgemeinen Pro 
duften - Steuer trifft, wie aus dem Obigen erhellt, in 
fonderheit den Punkt, daß diefelbe auf dad rohe und 
nicht auf das reine Einkommen der Steuerpflichtigen 
gegründet iſt. Diefer Tadel ift jedoch nicht ganz gerecht, 
und Jakob würde, wieim Hermes (N. XVI) gezeigt 
worden, zu andern Refultaten gekommen feyn, wenn et 
die mittelbare und unmittelbare Erfaffung bes Ob: 
jekts der Beſteuerung fich deutlich genug vorgeftellt hätte 
Denn, wenn auch der Sab, daß nur dad reine Ein 
tommen das Objekt der Steuer ſeyn koͤnne, ohne Au 
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nahme zugegeben wird, fo folgt daraus doch noch Feines: 
wegs, daß dieſes nicht am bequemften und ficheriten eben 
dadurch gefchehe, wenn diejenigen Gegenflände, an wel⸗ 
chen das reine Einfommen eines Jeden abzumeffen ift, 
belaftet werden. Wäre dies aber der Fall, fo kommt es 
nicht auf den Produftiond- Werth der zu belaftenden Dinge, 
fondern vielmehr auf ihr Verhälmiß zum reinen Einkom⸗ 
men der Steuerpflidhtigen an. Indem nach diefem leß: 
tern Maaßftabe alle Steuern proportionirt würden, brachte 
man mittelbarer Weife die gleichmäßige Befteuerung 
des reinen Einkommens zumege. Freilib hat Jakob 
ganz Recht, daß es einfacher fey, geradezu auf Erforfchung 
des reinen Einkommens eines Jeden loszugehen. Wenn es 
ſich nun aber findet, daß diefed genau zu erforfchen, eine 
ganz unauflösbare Aufgabe ift, fo bleibt vieleicht nichts 
übrig, ald jenen Umweg zu nehmen, um hinter ben Fel⸗ 
fen zu kommen, der ben geraden Weg und die Ausjicht 
verfperrt. Dies ift die Zendenz der allgemeinen Produ: 
ten Steuer, welhe Soden in Vorſchlag gebracht hat. 
Auch der Hermes hält diefen Vorſchlag für unausfuͤhr⸗ 
bar, weil weder dad Verhältniß der Produktion zur Konz 
fumtion, noch weniger zum reinen Einfommen der Kons 
fumenten ſich allgemein beftimmen läßt, weil die Produk: 
tion ſich in unendlich viele Hände zertheilt, und weil bes 
fonder8 die bürgerliche und die Gewerbö- Freiheit dabei 
vor lauter Steuer- Erhebern ſich nicht“ würde rühren koͤn⸗ 
nen. Was außerdem Jakob dagegen vorgebradht hat, 
fällt weg, fobald man diefe Abgabe nur ald eine mit: 
telbare BVefteuerungs = Art ded reinen Einkommens an- 
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fieht. Iſt aber, weil eine ſolche Steuer in ihrer Age 


meinheit unausführbar ift, darum ſchon ausgemacht, daf 
fie nicht theilweife ausführbar fey? 

Noch von andern Schriftfiellern ift die Befleuerung: 
Theorie des Grafen Soden geprüft und erörtert wor 
den, einer befondern Beachtung werth aber ift die eben fo 
ausführliche als gründliche Kritit, welche darüber Lotz i 
einer literärifchen Zeitfchrift geliefert hat; wir können nicht 
umhin, unfern Lefern den wefentlihen Inhalt diefer Kritik 
mitzutheilen, da diefelbe und ganz vorzüglich geeignet fcheint, 
den Standpunkt barzuftellen, woraus die Sodenik 
Theorie zu beurtheilen und zu würdigen feyn dürfte. 

Ein arger Mißgriff, heißt ed bort, vieleicht de 
ärgfte, den Soden machen konnte, liegt in der von ihm 
als einzige allgemeine Steuer empfohlenen allge 
meinen Produkten Steuer, oder wie fie Derfelbe frühe: 
hin richtiger genannt hat, allgemeinen Produkten Konfum: 
tiond= Auflage. Er hat zwar fehr Recht, wenn er von 
einem den Forderungen der National» Dekonomie entiptt: 
enden Abgaben: Spfleme verlangt, daß die Befteuerung 
ſich durchaus nicht im Anfange, nicht im Zortfchreiten, 
fondern erft bei der Vollendung der National: Produk: 
tion zeigen dürfe, und baß bie Finanz-Wirthſchaft ihre 
Produktion (die Einfammlung des zum Staats - Bedarf 
erforderlichen Vermögens), welche den einzelnen National 
Sliedern immer als genußlofe Konfumtion erfcheint, eben 
deswegen ſtets erft an den Genuß anhängen, mit ihm 
verbinden müffe. Aber wir zweifeln aus mehr ald einem 
Grunde, ob die von ihm empfohlene Auflage biefen ir 
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ralen, echt national: Öfonomifchen, Bedingungen entfpres 
chen werde und je entfprechen koͤnne. Eine Abgabe, welhe, 
wie die vom Verfaffer als einzige Steuer empfohlene all- 
gemeine Produkten - Konfumtiond = Auflage, von jedem Theile 
des gefammten National Vermögens den Staats-Antheil 
reflamirt, und bei diefer Reklamation in Rüdfiht auf die 
Außere Organifation der Befteuerung allen Schritten der 
Produktion und Konfumtion mit der Treue und Beharr⸗ 
lichkeit folgt, wie der Schatten dem Urbilde, eine Abgabe, 
die eine möglichft genaue Kenntniß nicht nur des produk⸗ 
tiven Urftoffs in Quantität und Qualität heifht, um 
dadurch die Maffe des zur Baſis der Abgabe dienenden 
Produktionsſtoffs, wenn aud) nicht ganz genau, doch we⸗ 
nigſtens annähernd, Eennen zu lernen; die weiter eine Ge: 
neral=Weberfiht der National» Bebürfniffe nöthig hat, 
eine Abgabe ferner, welche jeden Produktionsftoff in An⸗ 
ſpruch nimmt, ſo oft er als ſolcher zur Erſcheinung kommt, 
als Urproduckt und wieder als induſtrielles Produkt, und 
ſelbſt bei der in der Natur der Sache liegenden Verwand⸗ 
lung (denn der Staat, ſagt der Verfaſſer, hat an jedem 
Produkte ſeinen Antheil; erſcheint alſo das naͤmliche Pro⸗ 
dukt in einer andern Geſtalt wieder, ſo gebuͤhrt dem 
Staate davon eben auch wieder ſein Antheil; fuͤr ihn iſt 
es ein neues Produkt), eine Abgabe, welche den tran⸗ 
ſitoriſchen Produktionsſtoff, der durch Genuß ſofort 
untergeht, zwar nur einmal, den bleibenden aber, 
der feiner Natur nad) einen fortgeſetzten anhaltenden Ge: 
nuß gewährt, wiederholt, fo lange ber Genuß dauert, 
belegt wiſſen will, jedoch fo, daß ed dem DBefiger frei 
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ſtehen fol, den dem Staate an biefem Produkte geil 
senden Antheil auf einmal zu berichtigen, oder ihn in 
denjenigen Raten zu bezahlen, welche der nad Wahr 
fheinlichkeit zu berechnenden Dauer der Produkte ang: 
meffen find, eine Abgabe, welche nicht bloß den Ur: md 
induftriellen Produktionsftoff, fondern nächftdem auch ned 
den neutralen (die Rente des Kapitaliften, die eigentlich 
gar Fein echtes Produkt ift) befteuert, eine ſolche Abgabe, 
fagen wir, läßt ſich unmöglidy den Regierungen empfehle 

Wie liberal und national sdfonomifch die erwähnt 
Abgabe beim erften Anblide in der Idee erſcheint, ſo 
anti-oͤkonomiſch ftellt fie fi) dar, wenn man auf di 
Wirklichkeit fieht. Und felbft in der Idee aufgefaßt, vr 
fhwinden ihre Reize, wenn man fid die Mühe nimmt, 
ihre Mefen etwas näher zu beleuchten. Die allgemeine 
Produkten Steuer, welche Soden in Vorfchlag gebradt, 
zeigt ſich wirklich nur feheinbar bei der Wollendung der 
Produktion und bei dem Genuffe, fie trifft in der That 
nicht das Produkt und den Genuß, fondern die Produk: 
tion felbft, und noch dazu Außerft empfindlich, fie verfolgt 
diefe, wie der Schatten feine Ur Geftalten und dies Ber 
folgen kann unmoͤglich ohne nachtheilige Folgen für bi 
Betriebfamkeit feyn. Auch fehen wir nicht ein, wie fi 
eine folhe Abgabe ohne inquifitorifhe, das menſchliche 
Gemüth verwundende und das Eigenthums-Recht ver: 
lebende, Formen je heben laffen möge. Soll der Fislus 
nicht vervortheilt werden, fo müßte er in jedem Hau 
einen Agenten haben, ber alle Schritte der Abgabenpflich 
tigen belauert; welcher noch fo ftrenge Finanzier aber moͤchte 
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fi) wohl fo etwas erlauben dürfen? Wirklich fcheint der 
Verfaſſer dies mit feiner Auflage verbundene Uebel felbft 
erkannt zu haben; dies zeigen wenigftens feine Worfchläge, 
daß der induftrielle Produktſtoff nur nad) den Angaben 
der Produzenten beftimmt. werben, daß die Geld - Kapi- 
taliften nur jenfeitö eines gewiflen Punktes befleuert wer- 
den follen, mit $reilaffung einer gewiſſen Summe, daß 
die Befteuerung einzig auf die Angabe der Geld- Kapita- 
liften gefchehe, und daß die Kaufleute und Fabrik = Verle- 
ger in Abſicht des von ihnen zu veriteuernden Vermögens 
in Klaffen einzutheilen, ein Marimum und Minimum zu 
beftimmen und alles Vermögen jenfeitS des Marimums 
unbefteuert zu laffen, dabei aud) jedem Kaufmanne und 
Fabrik-Verleger frei zu ftellen fen, in welche Klaffe er ſich 
innerhalb dieſes Marimums und Minimums einzeichnen 
laſſen will. Aber genau betrachtet ftehen diefe Vorfchläge 
mit der Allgemeinheit der Produktenfteuer in Widerfprud), 
und find ein auffallender Verftoß gegen die Konfequenz, 
auf welche der Berfaffer bei allen feinen Unterfuchungen fo 
fehr ausgeht, denn mit der vonihm felbft gegebenen Grund» 
regel: die Zinanz=- Produktion müfje an jedem Theile der 
National: Produktion den ihr gebührenden Staats-An⸗ 
theil reklamiren, ftehen ſolche Verguͤnſtigungen, die er den 
induftriellen Produzenten, den Geld=Kapitaliften, Kaufs 
leuten und Fabrik-Verlegern zugeftanden wiflen will, in 
direktem Widerfpruhe. Durch fie kommt am Ende in 
dad ganze Auflagen Syftem nichts als Willkührlichkeit 
oder inquifitorifche Strenge, wenn man jene Willtührlich- 
Peit nicht dulden will. Und, was fich der Verfaffer, um 
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ben Fiskus gegen die Folgen von widerrechtlichen Rei 
zenzen zu ſichern, von den nach feinen Borfchlägen anzı- 
legenden ftatiftifchen Tabellen verfpricht,, Dies werben die 
Zabellen wohl keineswegs leiten. Daß bei Tebteren ne 
von vollftändiger Richtigkeit und Gewißheit die Rebe fon 
Tönne, gibt er felbft zu, aber nicht einmal approrimatio 
werden diefelben jemald treffen. Um auch nur das zı 
bewirken, bebarf es bei weitem mehr als ſolche Inflitu 
tionen, wie die vom Werfaffer vorgefchlagen find. Set 
die größte Genauigkeit gibt hier nichts als Trug, wel 
ohne Eindringen in das Innerfte der Betriebfamteit aller 
Einzelnen hier Wahrheit nicht möglid iſt. Es wird fi 
alſo auch auf folhe Zruggeftalten durchaus nichts baun 


lafien, weder die Bertheilung der Staats-Beduͤrfniſſe m 
Allgemeinen, noch die Quotifation diefer Beduͤrfniſſe auf 


die einzelnen Individuen, ober, baut man darauf, ſo 
folgt ein Mipgriff und eine Ungerechtigkeit der andern. — 

Graf Soden hat im neunten Bande feiner Kr 
tional= Dekonomie verfucht, diefe gegen die Ausführbarket 





feiner Theorie gemachten gewiß nicht unerheblihen Er 
würfe zu widerlegen und die Vortheile darzuthun, welt | 


die praftifche Anwendung derfelben ſowohl in Abfiht dr 
Materie ald der Form ber Beſteuerung für die Nationen 
haben würde. Die von ihm zur Unterftügung feines © 
ſtems vorgebrachten Gründe dürften aber wohl fhwerlid 
geeignet feyn, Weberzengung zu gewähren, wir une 
Orts wenigſtens koͤnnen nicht umhin, der Anficht des ar 
geführten Beurtheilerd beizupflichten, daß es dem Gr 
fafier keineswegs gelungen fey, was er zu loͤſen unter 
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nommen, — bie Auffindung eines durchaus befriedigen» 
ben Auflagen - Syftems — wirklich zu loͤſen. Es trifft 
jedoch auch unfer Zabel weniger die Grundfäge, worauf 
das Soden’fche Beflteuerungs - Syftem gebaut ift, als 
die Methode der praktifhen Ausführung. Wollten wir 
auch dem Verfaſſer einräumen, baß die Auflagen: Erhes 
bung fi) durchaus nicht im Anfange, nicht im Fortfchre- 
ten, fondern erft bei der Vollendung der National: Pros 
duftion zeigen, und daß fie nur erft mit dem Genuffe 
verbunden werden müfle, fo ſehen wir doch in der That 
die Möglichkeit nicht ein, die Befteuerung überall nah 
diefen Grundfägen gehörig zu ordnen und zur Ausfüh- 
rung zu bringen, wenigitend bünft und die Methode, 
welche der Berfaffer in diefer Hinficht in Vorſchlag ge 
bracht hat, durchaus mangelhaft und unbefriedigend. So 
viel Gutes und Beherzigenswerthed daher feine Unterfus 
chungen fowohl im Allgemeinen .ald im Einzelnen enthal- 
ten, fo dürfte es doch immer fehr bedenklich erfcheinen, 
in irgend einem Lande den Verſuch zu wagen, die all: 
gemeine Produkten » Steuer des Grafen Soden 
aus der Idee und dem Kreife der Spekulation in's wirk- 
liche Leben zu rufen. 


